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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 
Präsident Dietmar Wedenig: Ich e r  Ö f f n e 

die 553. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 552. Sitzung des 
Bundesrates vom 9. April 1992 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Christian Hrubesch, Hermann 
Pramendorfer, Dr. Vincenz Liechtenstein und 
Ernst Woller. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben der Er­
sten Präsidentin des Wiener Landtages betreffend 
Mandatsveränderung im Bu ndesrat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 

Das an dritter Stelle gereihte Mitglied des Bun­
desrates Mag. John  Gudenus und das an gleicher 
Stelle gereihte Ersatzmitglied Mag. Hilmar Kabas 
haben mit Wirkung vom 8. April 1992 ihre Man­
date zurückgelegt. 

In der Sitzung des Wiener Landtages vom 
4. Mai 1992 sind Herr Mag. Dieter Langer zum 
das an dritter Stelle gereihte Mitglied und Herr 
StR. Mag. Hilmar Kabas zum das an gleicher SteI­
le gereihte Ersatzmitglied des Bundesrats gewählt 
worden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Christine Schirmer 

Erste Präsidentin" 

Angelobung 

Präsident: Der neue Bundesrat ist im Hause 
anwesend. Ich werde daher sogleich seine Angelo­
bung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch d ie 
Frau Schriftführerin wird die Angelobung mit 
den Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 

( Schr iftfiihrerin Grete P i re h e g g e r  verlies t 
di e Gelöbnisformet. - Bundes rae Mag. Dieter 
L a  n g e r  leiseee die Angelobwzg mit den Worten 
"Ich gelobe".) 

Präsident: Ich begrüße Herrn Bundesrat Mag. 
Dieter Langer recht herzlich in unserer Mitte. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind Schreiben des Bun­
deskanzleramtes betreffend Ministervertretun­
gen. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: "An den 
Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
14. Mai 1992, Zl. 1006-04/22, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. 
Wolfgang Schüssel innerhalb des Zeitraumes vom 
18. bis 21. Mai 1992 den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Franz 
Fischler mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntn isnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
15. Mai 1992, Zl. 1006-05/9, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales losef Hesou n  inner­
halb des Zeitraumes vom 19. bis 22. Mai 1992 
den Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz Dr. Michael Ausserwinkler 
mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller" 

Präsident: Danke der Frau Schriftführer in. 

Eingelangt sind ferner sechs Anfragebeantwor­
tungen. die den Anfragestellern übermittelt wur­
den. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 
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Präsident 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung z u g e -
w i e  s e n. Die Ausschüsse haben ihre Vorbera­
tungen abgeschlossen und schriftliche Ausschuß­
berichte erstattet. 

Ich habe daher alle diese Vorlagen sowie die 
Erklärungen der Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz und für öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr sowie die Wahl in 
den Gemischten Parlamentarischen Ausschuß 
"Österreich und EG" auf die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung geste l lt. 

Hinsichtlich dieser Erklärungen liegt ein Ver­
langen im Sinne des § 37 Abs. 5 GO auf Durch­
führung einer Debatte vor. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 8 und 9 der Tagesordnung unter einem 
abzuführen. 

Die Punkte 8 und 9 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 13. Mai 1992 betreffend 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929 und 

eine Vereinbarung zwischen Bund und Län­
dern über Mitwirkungsrechte der Länder und Ge­
meinden in Angelegenheiten der europäischen 
Integration. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein Einwand? - Dies ist nicht der Fall. 
Wir werden daher in diesem Sin ne vorgehen. 

1. Punkt: Erklärung des Bundesministers für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Erklä­
rung des Bundesministers für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz. 

Ich begrüße Herrn Bundesminister Dr. Michael 
Ausserwinkler recht herzlich in unserer Mitte 
und bitte ihn um seine Erklärung. 

9.1/ 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Dr. Michael Ausserwinkler: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Vor 
etwa zehn Tagen stand das österreichische Ge­
sundheitswesen auf einem Prüfstand: Bei einer 

Sitzung der Weltgesundheitsorganisation in Genf 
war eine Erklärung abzugeben, und anschlie ßend 
wurde in Diskussionen über das österreichische 
Gesundheitswesen berichtet. 

Der Prüfbericht ist durchaus positiv ausgefallen 
und zeigt, daß im internationalen Vergleich in e i ­
ner Zeit, i n  der das Gesundheitswesen in vielen 
Ländern dieser Welt mit großen Problemen zu 
kämpfen hat, jene Lösungsansätze und Lösungen, 
die in Österreich angeboten wurden, internatio­
nale Anerkennung f inden. 

Daß Österreich im Vorsorgebereich n icht nur 
Ideen präsentiert, sondern auch Taten gesetzt hat, 
kann am Beispiel des Mutter-Kind-Passes recht 
deutlich dokumentiert werden. In den Mutter­
Kind-Paß, der immer wieder eine Ausweitung 
und qualitative Verbesserungen erfährt, wurden 
nun wichtige Vorsorgemaßnahmen für Kinder 
neu aufgenommen, so zum Beispiel die Untersu­
chung der Hüfte von Säuglingen - eine fast welt­
weit anerkannte sensationelle Einführung, was 
die Betreuung von Kleinkindern anlangt. leh mei­
ne, daß wir in diesem Bereich sehr viel an Bei­
spielwirkung geben konnten. 

Es kann keinen endgültigen Prüfungsbericht 
geben, der sozusagen mit e inem Punkt endet, son­
dern es kan n  nur einen Prüfungsbericht geben, 
der mit neuen  Aufforderungen endet, mit Auffor­
derungen, weitere Qualitätsverbesserungen 
durchzuführen und alles zu tun, damit mehr für 
die Gesundheit der Bevölkerung geleistet wird. 
Somit kommt das Gesundheitswesen immer wie­
der in eine ernsthaft zu führende D iskussion, 
nämlich in die Diskussion um den goldenen Stan­
dard im Gesundheitswesen und gleichzeitig na­
türlich in die Diskussion um die Finanzierbarkeit 
dieses goldenen Standards im Gesundheitswesen. 

Es ist das ein ständiges Spannungsfeld, das not­
wendigerweise besteht und das es seitens des Ge­
sundheitsministerium mitzuberücksichtigen gilt. 
In e iner Zeit allerdings, in der die Bereitschaft, 
Verantwortung zu übernehmen, in vielen Bere i­
chen etwas absinkt, kann das für den Bereich Ge­
sundheit fatale Auswirkungen haben. Es wird 
auch die Aufgabe der für die Gesundheit Verant­
wortlichen i n  den nächsten Jahren sein, die Ver­
antwortung rechtzeitig und gleichmäßig aufzutei­
len - im Interesse der Gesunderhaltung der Be­
völkerung. Es kann nicht der Weg sein, daß ein 
isoliert dastehendes Gesundheitsministerium nur 
Verantwortung an sich zieht, sondern diese Ver­
antwortung muß auch weitergegeben werden. 

Wir haben in Öster.�eich mit der Einführung 
des Fonds "Gesundes Osterreich" ein Instrumen­
tarium, das außerordentlich große Möglichkeiten 
bietet, auf vielen Gebieten der Vorsorge Pionier­
wege zu beschreiten. Allerdings wird auch immer 
wieder die Frage gestellt werden - ich werde die-
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Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz Dr. Michael Ausserwinkler 

se Frage ganz bewußt anschneiden - ,  inwieweit 
all jene Maßnahmen, die wir setzen, vom Gebot 
nach Effizienz begleitet sind. 

Meine Damen und Herren! Im Vorsorgebe­
reich von Effizienz zu sprechen. heißt, Vorsorge­
modelle bis ins Kleinste zu überlegen und auch 
darüber nachzudenken, welche Kosten dadurch 
verursacht werden, zu überlegen, welche Verbes­
serungen e ines humanitären Gesundheitswesens 
zu erwarten ist, aber auch, wer letzten Endes für 
Vorsorgemaßnahmen die Verantwortung zu 
übernehmen hat. 

Der Fonds "Gesundes Österreich" wird pro­
jektbezogen arbeiten, er wird Projekte ausarbei­
ten, die für Vorsorgeprogramme notwendig und 
sinnvoll sind, wird aber gleichzeitig sagen, wer 
dann dieses Projekt übernehmen muß, bezie­
hungsweise welchen Antei l an diesem Projekt 
welche Institution übernehmen muß: seien es 
Kindergärten, seien es Schulen, seien es private 
Initiativen, die in diesem Bereich unbed ingt e in­
zubinden sind, oder  andere Institutionen, d ie 
gleichfal ls d ie Aufgabe haben, Verantwortung zu 
übernehmen. 

Wir leben in einer interessanten Zeit, in der 
gerade im Vorsorgebereich v iele Initiativen auf 
unterschiedlichsten Gebieten gesetzt werden. Wir 
haben aber auch d ie Verpflichtung, dafür zu sor­
gen, daß solche Initiativen nicht led iglich e in 
"Strohfeuer" sind, sondern es ist die Aufgabe des 
Ministeriums, zu helfen, um solchen Projekten 
sozusagen einen langen Atem zu geben. Es ist 
nichts gefährl icher, als daß es in diesem schwieri­
gen Bereich der Vorsorge nur kurzfristige Projek­
te gibt, die dann wieder verschwinden, sodaß es 
dann Letzten Endes irgendwann einmal zur resi­
gnierenden Erkenntis kommen könnte: "Vorsor­
ge" ist e igentlich nichts anderes als e ine Aneinan­
derreihung netter Ideen. Nein: Wir müssen über 
den Fonds "Gesundes Österreich" zeigen, wie 
Ideen in langfristigen Modellen berücksichtigt 
werden. Der Fonds "Gesundes Österreich" kann 
somit nicht nur e in Fonds sein, in den viele, d ie 
Ideen und Vorste l lungen haben, hineingreifen 
und sich aus diesem Fonds e inen kleinen Betrag 
herausnehmen, sondern ein Fonds muß über das 
hinausgehen und muß gerade d iesen langen Atem 
bezüglich Vorsorge sicherstel len. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß der 
Schwerpunkt "Vorsorge" von allen als wichtig e r­
kannt wurde, daß aber von vielen befürchtet wird. 
daß im Vorsorgebereich nicht ausgereift projekt­
bezogen gearbeitet wird, sondern daß es im Vor­
sorgebereich doch nur eine Aneinanderreihung 
von Initiativen gibt. 

Das Gesundheitswesen als einen Bereich des 
immer Ordnenden. des immer zu Reformieren­
den anzusehen. ist unbedingt notwendig. Die Ent-

wicklung im Gesundheitsbereich ist sehr, sehr ra­
sant: Die "Halbwertszeit" des Wissens sinkt, und 
es muß sich das System an diese neue Entwick­
lung anpassen. 

In vie len medizinischen Bereichen erleben wir 
geradezu eine Explosion der Leistungen - reden 
allerdings nur allzu gerne von e iner Explosion der 
Kosten. Meine Damen und Herren! Wenn man 
sich zur Explosion der Leistungen bekennt und 
gleichzeitig bere it ist, ständig die Effizienz d ieser 
Leistungen zu überprüfen, wird man sich eben 
auch dazu bekennen müssen, daß ein gut funktio­
nierendes Gesundheitswesen finanziert werden 
muß, daß nach Ressourcen zu forschen ist. 

Hohes Haus! Die Koordinationsaufgabe, die 
mein Ressort hat, ist eine außerordentlich interes­
sante Aufgabe, die wahrgenommen werden muß 
- auch mit Hilfe eines österreichischen Gesund­
heitsplanes, der auch einen Krankenanstaltenplan 
enthalten muß; weiters muß es permanent Stu­
dien über die Notwendigkeit medizinischer Groß­
geräte geben, über deren zu erwartende Ausla­
stung und zu erwartenden Verbesserungen, aber 
es bedarf auch eines Ärztebedarfsplanes für nie­
dergelassene praktische Ärzte sowie für Fachärz­
te. - All das ist e ine Herausforderung gerade in 
einer Zeit, in der die Gefahr besteht, daß es Re­
gionen gibt, in der die Menschen medizinisch gut 
versorgt sind, und eben Regionen, in denen es 
eine schlechtere Versorgung gibt. 

Meine Damen und Herren! In dieser Zeit gilt 
es, entsprechende Bedarfspläne immer wieder 
auszuarbeiten, und in dieser Hinsicht hat auch 
das Ressort mit dem Österreichischen Bundesin­
stitut für Gesundheitswesen e in absolut gutes In­
strumentarium, mit dessen Hilfe ernsthaft und 
wissenschaftlich ein österreichweiter Gesund­
heitsplan erstellt werden kann, der aber selbstver­
ständl ich immer wieder auf Sinnhaftigkeit und 
Effizienz hin zu überprüfen sein wird. 

Meine Damen und Herren! Die Krankenanstal­
ten stellen in Österreich e ine Säule medizinischer 
Versorgung dar, und sie werden das auch immer 
bleiben. Wir wissen, daß in Krankenanstalten 
Leute nicht nur l iegen, weil sie aus fachlichen und 
medizinischen Gründen dort versorgt werden 
müssen, sondern daß viele Menschen aus organi­
satorischen Gründen in Krankenanstalten sind. 
Das kann nicht sinnvoll, das kann nicht zukunfts­
weisend sein. Da hat der KRAZAF - als ein In­
strumentarium - Steuerungsmöglichkeiten; es 
wird aber auch d ie einzuleitende leistungsorien­
tierte Finanzierung der Spitäler e in weiteres In­
strumentarium darstellen. 

Ich glaube nicht, daß das leistungsorientierte 
Finanzierungssystem als re ines Einsparungsmo­
dell zu sehen ist, sondern daß es ein ganz wesent­
licher Beitrag zur Qualitätsevaluation und dann 
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auch zur Qualitätsüberprüfung und -anpassung 
in  diesem so wichtigen Bereich unseres Gesund­
heitswesens ist. 

Die ersten Daten aus den Referenzkrankenan­
staIten , die derzeit mit diesem System arbeiten ,  
stimmen nicht nur  uns positiv, sondern zeigen 
auch, daß in den Krankenanstalten damit gut um­
gegangen u nd damit letzten Endes auch ohne 
Vermehrung des bürokratischen Aufwandes gear­
be itet werden kann.  

Herausforderungen, die auf das Gesundhe its­
wesen zukommen, wie neue Erkrankungen, so 
etwa Aids, wie andere Infektionskrankheiten,  
müssen rasch bewältigt und nicht nur über Pro­
gramme einer besseren medizinischen Versor­
gung, sondern auch über Programme einer gesel l ­
schaftl ichen Antwort auf diese Erkrankungen 
umgesetzt werden.  Wie überhaupt nicht nur fach­
lich-medizin ische Herausforderungen auf das Ge­
sundheitswesen zukommen, sondern auch jene, 
d ie mit der Europäischen Integration einhe rge­
hen. 

Ein Umdenken wird in den Bereichen der Me­
dizinberufe, aber auch in vielen organ isatorischen 
Fragen notwendig sein .  Wir müssen uns dazu be­
kennen, daß es einen Emanzipierungsprozeß 
auch innerhalb jener Berufsgruppen gibt, die i m  
medizinischen Bereich tätig sind, einen notwendi­
gen Emanzipierungsprozeß, wei l  einfach die An­
erkennung der Leistungen aller im medizinisc hen 
Bereich Tät igen notwendig ist .  Sonst werden wir 
E inbrüche in der Versorgung erleben, die jahre­
lang nicht behoben werden können. 

D ie Europäische Integration zwingt uns zur  
Anpassung in  vielen Gesetzesbereichen, Ausbi l ­
dungsbereichen, Medizinberufsbereichen; auf d ie 
hier im einzelnen e inzugehen, würde den Rah­
men sprengen.  Aber sie b ietet auch die Möglich­
keit,  neu über Strukturen zu diskutieren,  sie bie­
tet die Möglichke it, Strukturanpassu ngen vorzu­
nehmen, die aus anderem Grund mögl icherweise 
auch notwendig gewesen wären. Die europäische 
Integration und die notwendigen Vorbereitungen 
für die europäische Integration sind somit we­
sentliche Vorbereitungsarbeiten und Anpassungs­
arbeiten des Gesundheitswesens i nsgesamt. 

Meine Damen und Herren! Vor ein iger Zeit 
wurde dem Ministerium auch der Aufgabenbe­
reich Sport zugeordnet. Diese Kombination zwi­
schen Gesundheit und Sport bietet Möglichkei­
ten, Gemeinsames zu suchen und zu finden. Ich  
glaube, man braucht nicht al lzulange zu suchen, 
um d iese Gemeinsamkeiten auch zu erkennen 
und in entsprechende Programme umzusetzen .  
Sie bietet Möglichkeiten, den Sport in d ie Präven­
tion einzubinden, sie bringt aber auch d ie Not­
wendigkeit, den Gesundheitsbereich an den Sport 
näher anzubinden; gerade in  einer Zeit, i n  der wir 

einen Wettlauf erleben zwischen Erfindung neuer 
Dopingmögl ichkeiten auf der e inen Se ite und 
dem immer wieder versuchten Nachweis d ieser 
Dopingmöglichkeiten auf der anderen Sei te .  In 
dieser Zeit ist die Anb indung zwischen Sport und 
Gesundheit au ßerordentlich notwendig und auch 
eine Herausforderung. 

Der Sportminister ist auch eine moral ische In­
stanz bei Entwicklungen im Sport und somit  je­
mand, der an der Seite der Sportler stehen muß. 
Wenn wir Sportlernachwuchs in unserem Land 
haben wollen, wenn wir verantwortungsvol l  an 
Eltern herantreten und sagen wollen: Gebt euer 
Kind jenen,  d ie dieses Kind zum Spitzensport 
fü hren werden ! ,  dann heißt das auch, Verantwor­
tung zu übernehmen. Es übernehmen Vere ine 
Verantwortung, und es übernimmt mit einer der­
artigen Aussage auch ein Sportminister Verant­
wortung dafür ,  daß jene, d ie Spitzensportler wer­
den, dann - diese Phase gi lt es auch zu beleuch­
ten - ,  wenn  sie es e ines Tages n icht mehr sind, 
jemanden haben ,  der sie begle itet und der bereit 
ist, auch darauf zu schauen, daß der Mensch in 
d ieser Phase e inen Weg ins normale Berufsleben 
findet. 

Ich glaube, wir sind gerade in einer Zeit dafür 
verantwortl ich, in der wir sehen, daß d ie Halb­
wertszeit der Popularität von Sportlern s inkt und 
sie nach erfolgter Spitzenleistung sehr schnell 
wieder vergessen werden .  Wir sind auch ver­
pfl ichtet, diesen Bereich zu beleuchten . 

Meine Damen und Herren!  Die Sporthilfe ist 
e in wesentliches Instrumentarium zur Förderung 
des Spitzensports. Dieses wesentl iche Instrumen­
tar ium wird derzeit neu organ isiert und wird ein 
sch lagkräftiges Instr umentarium sein, um die 
Spitzensportleistungen in  Österreich auch mit 
langfristigem Charakter auszustatten .  Die Zu­
sam menarbeit mit anderen in diesem Bereich Tä­
tigen gi lt es auch weiter voranzutreiben .  

Ich glaube aber auch, daß Sport und Gesund­
heit e ine Möglichkeit des Zusam menwirkens im 
Bereich des Beh indertensports haben. Der Behin­
dertensport ist nicht nur e in Wettkampf um Se­
kunden oder Punkte , sondern er ist darüber hin­
aus e ine außerordentlich interessante Möglich­
keit, Dinge in  ein Scheinwerferl icht zu rücken, 
die sonst nicht im Scheinwerferl icht stehen, und 
somit Anlaß zu geben ,  über Themen zu d iskutie­
ren ,  über d ie viel leicht sonst geschwiegen wird. 

Mit der Veranstaltung der Special Olympics, in 
Zusammenarbeit mit amerikanischen Organisato­
ren in den Ländern Steiermark und Salzburg, 
wird, glaube ich, auch international ein wesentli­
cher Impuls gegeben werden ,  der aber nicht nur 
ein e inmaliger Impuls sei n  kann,  ��nn die Aktivi­
täten des Beh indertensports in Osterreich sind 
wesentl iche notwendige Zusatzaufgaben für das 
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Gesundheitswesen, sind wesentliche Zusatzaufga­
ben,  um jenen, die infolge einer Behinderung um 
ihre Integration kämpfen, auch auf  diesem Weg 
die Möglichkeit zu geben, d iese Integration zu er­
reichen. 

Meine Damen und Herren! Gerade in einer 
Zeit der Europäischen Integration hat der Be­
reich des Konsumentenschutzes eine immense 
Aufgabe zu lösen .  In dieser Zeit muß beim Kon­
sumentenschutz über d ie Grenzen hinaus gedacht 
werden, es gi lt vorauszudenken, welche Probleme 
auf den Konsumenten zukommen werden ,  und 
rechtzeitig auch in diesem Bereich Präventions­
maßnahmen zu t reffen. 

Am Beispiel der Schuldenregulierung von Pri­
vatpersonen kann man erkennen, daß letzten En­
des Vorsorge und dann die Lösung von Proble­
men Hand in Hand gehen müssen. Daß es heute 
e ine große Anzahl von privaten Haushalten gibt, 
d ie tief verschuldet sind, daß dort Menschen hin­
ausgedrängt und mit dem Rücken an d ie Wand 
gedrängt sind, ist e ine Tatsache, d ie wir nicht vom 
Tisch wischen können.  

Viele Schu ldnerberatungsstellen s ind derzeit 
bereits tätig und leisten Immenses, aber es gilt, 
gerade in diesem Bereich Stufen aufzubauen für 
jene, die in d iese Situation gekommen sind, Stu ­
fen aufzubauen, d ie aufzeigen,  wie sie aus der Si­
tuation wieder herauskommen. Da heißt nicht, 
daß man sie nur passiv sein läßt und aus d ieser 
S ituation herauszieht, sondern das heißt, daß man 
ihnen vorgibt, welche Stufen sie persönlich mit 
E insatz ihrer Kraft nehmen können, um aus d ie­
ser Situation wieder herauszukommen. 

Deshalb ist das dreistufige Verfahren, mit den 
Schuldnerberatungsstellen, mit den Schlichtungs­
stellen als zweite Möglichkeit und dann mit der 
entsprechenden gerichtl ichen Möglichkeit aus der 
Schuldensituation zu kommen, ein wesentliches. 
Und ich werde dieses d reistufige Verfahren auch 
immer wieder a ls notwendig in den Raum stellen, 
wenngleich es uns nicht wegführen darf von der 
Diskussion darüber, welche Ursachen es heute für 
Privatversch uldung gibt, wie viele Verlockungen 
vor a l lem junge Menschen in d iese Situation brin­
gen ,  daß sie schon früh tief verschuldet sind. 

Ich glaube, daß der Dialog mit jenen, d ie wis­
sen, daß die Seriosität auf dem Spie l  steht, auch 
die Seriosität von Bankinstituten ,  wenn nicht 
Maßnahmen gesetzt werden, auch geführt werden 
kann, wenngleich der Konsumentenschutz nicht 
immer Hand in Hand auch mit jenen Institutio­
nen gehen kann.  

Auch die Fragen des Wohnrechts werden zu­
nehmende Konsumentenprobleme und sind so­
m it für uns alle, egal in welchen pol itischen Insti­
tutionen wir tätig sind, eine Herausforderung. 

Wohnrecht und die Probleme der Wohnungsnot 
sind nicht nur die P robleme eines Wohnungsver­
antwortl ichen in einer Stadt. in  einer Gemeinde 
oder in einem Land ,  sondern so l lten eine Heraus­
forderung an uns a l le sein ,  hier etwas zu tun.  
Auch der Konsumentenschutz wird s ich der 
Wohnrechtsprobleme annehmen und wird auch 
im Zusammenhang m it einem Immobi l ienmak­
lergesetz und einem Immobilienmaklerrecht 
Transparenz in den Wohnungsmarkt bringen.  

Meine Damen und Herren !  Die Konsu menten­
schutzgesetznovelle ist eine notwendige Anpas­
sung an den EWR u nd muß auch entsprechende 
klare Richt l in ien der europäischen I ntegration 
beinhalten .  

Genauso g i l t  es, d ie Produktsicherheitsnovel le 
mit voranzutreiben. E ntsprechende Verbesserun­
gen des Konsumentenschutzes auch im Versiche­
rungsvertragsgesetz und in anderen Gesetzen gi lt  
es immer wieder h ine inzureklamieren,  um dem 
Konsumentenschutz e inen entsprechenden Stel­
lenwert zuzuordnen. 

Meine Damen und Herren !  I nsgesamt glaube 
ich abschl ießend sagen zu können,  daß d ieses Mi­
nisteriu m  in  seinem Zusammenfl ießen von Kom­
petenzen e ine  auße rordentlich interessante Her­
ausforderung bietet. Die große Problemlösun g  
wird aber in  vielen Bereichen n u r  mögl ich  sein ,  
wenn  man darüber redet, daß  unsere Republ ik  
nicht zusammengesetzt ist aus einzelnen isol ier­
ten Kompetenztürmen,  zwischen denen es keinen 
Dialog, keine Kooperation gibt. Politik bedeutet 
mehr, als n u r  vor Kompetenzschranken zu stehen 
und zu sagen : Ich bin nicht kompetent! Es wird 
heute von der  Politik e rwartet, daß sie kompetent 
handelt und nicht nur  über Ko�peten��n spricht. 
- Danke schön. (Beifall bei SPO und O VP.) 9.33 

Präsident:  Ich danke Herrn Bundesmin ister 
Ausserwink ler für seine  Erklärung. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte e in .  Zum 
Wort gemeldet hat s ich Herr  Bundesrat Franz 
Kampichler .  Ich ertei le ihm d ieses. 

9.33 
Bundesrat Franz Kampichler (ÖVP, Nieder­

österreich) :  Sehr geehrter Herr P räsident! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Hoher Bundesrat! Die WeItgesu ndheits­
organisation - WHO - definiert a ls oberstes 
Ziel der Gesundheitspolitik die Schaffung jener 
gesel lschaft lichen Grundvoraussetzungen,  die es 
allen Menschen möglich machen,  körperliches, 
psych isches und soziales Wohlbefinden zu errei­
chen. E ine erfolgreiche Gesundheitspoliti k hat 
die Aufgabe, d iesen erstrebenswerten Zustand für 
möglichst alle Menschen erreichbar zu machen .  
E ine ganz besondere Herausforderung für einen 
jungen, ambitionierten Politiker. Ich darf Ihnen, 
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sehr geehrter Herr Bundesminister, sehr  herzlich 
zu dieser großen Aufgabe gratu l ie ren und Ihnen 
im Interesse al ler Österreicher sehr,  sehr  viel  Er­
folg wünschen. 

Ich habe den Eindruck, Ihr Vorgänger hat Ih­
nen ein iges an Arbeit übriggelassen. Meiner Mei­
nung nach hat er sich zu sehr mit Gratisverhü­
tungsmitteln und zu wenig mit den wirkl ich gro­
ßen Herausforderungen der Gesundheitspoliti k  
beschäftigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Die 
aktuellen Themen der Gesundheitspol it ik wie 
Ärztemangel, Kostenexplosion in den Kranken­
häusern, Fehlentwick lungen im Bereich der AI­
tenpflege haben in letzter Zei t  in  den Medien lei­
der Gottes dominiert. Das ist, glaube ich, e in alar­
mierendes Zeichen. 

Das war auch ein alarmierendes Signal für den 
ÖAAB N iederösterreich, der sich gerade in letz­
ter Zeit ganz besonders dieser Fragen angenom­
men hat und sehr wertvol le Impulse und Pro­
blemlösungen anbietet. 

Ich glaube, es ist richtig, daß sich al le Gesel l ­
schaftsbereiche mit dieser Frage beschäftigen,  
denn es  warten sehr v ie le Dinge auf e ine positive 
Lösung. 

Der Bürger als Patient versteht nicht, daß es 
einerseits gigantische Wartezeiten auf einen Tur­
nusplatz für j unge Ärzte gibt, aber wir anderer­
seits wegen des enormen Ärztemangels derzeit 
ausländische Ärzte abwerben müssen, was wieder 
zur Folge hat, daß diese Ärzte in ihren Ländern 
Versorgungslücken h interlassen. 

Der Bürger versteht auch nicht, daß er  derzeit 
enorme Wartezeiten für e inen Facharzttermin i n  
Kauf nehmen muß. Wenn er  dann einen Termin 
ergattert hat,  passiert es ihm oft, daß er  in  den 
Wartezimmern wieder unzumutbare Wartezeiten 
in Kauf nehmen muß.  

Der Bürger versteht auch n icht ,  daß er wegen 
eines schlechten Honorarsystems vom Arzt prak­
tisch wie am Fließband abgefertigt wird. Und den 
Bürger erfül lt mit großer Sorge, daß ein großer 
Mangel bei den Schwestern und beim Pflegeper­
sonal aufgetreten ist. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Viele 
Patienten hätten auch lieber homöopathische 
Arzneimittel verschrieben und verstehen n icht, 
daß es heute so schwierig ist, d iese Arzneimittel ,  
von denen sie überzeugt sind, vor al lem Eltern 
mit kleinen Kindern, daß sie die bessere Lösung 
sind, im gewünschten Ausmaß von den Kranken­
kassen genehmigt zu bekommen. 

Wenn so viele Menschen mit e inem System un­
zufrieden sind. müssen im zuständigen Min isteri-

um die Alarmglocken läuten, noch dazu. wenn 
bekannt ist, daß es zu Kostenexplosionen kommt 
und daß die Finanzierbarkeit unseres Gesund­
heitssystems an die Grenzen des Machbaren ge­
stoßen ist. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Im 
Koalitionsabkommen steht sehr deutl ich jener 
Weg, der beschritten und mit gro ßem Engage­
ment weiterverfolgt werden muß. Der Schwer­
punkt l iegt bei der Prävention. Ich bedanke m ich .  
Herr Bundesminister ,  daß S ie in Ihren Ausfüh­
rungen bereits darauf hingewiesen haben. Du rch 
vorbeugende Maßnahmen sollen viele schwere 
Krankheiten überhaupt vermieden werden. Mei­
ner Meinung nach müßte es überhaupt dazu 
kommen, daß jene Menschen, die bereit sind, ein 
gesundheitsbewußtes Leben zu führen, künftig 
durch n iedrige Krankenkassenbeiträge be lohnt 
werden. 

Im "Kur ier" vom vergangenen Montag stand 
zu lesen,  daß uns e in Alkoholkranker, also ein 
Alkohol iker, 3 bis 5 Mi l lionen Schi l l ing kostet. 
Ähnlich sind die Kosten beim Suchtgiftmiß­
brauch ,  ähnl ich sind auch d ie Folgekosten, d ie 
durch das erhöhte Risiko beim Raucher entste­
hen, und gar nicht zu reden von den hohen Folge­
kosten bei Sportunfäl len, die oft durch Leichtsinn 
entstehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  W ie 
kommt der vernünftig lebende Bürger dazu,  für 
al l  diese Unvernunft, für a l l  diesen Leichtsinn 
und oft für al l  diese D ummheit mitbezahlen zu 
müssen? Wir  brauchen im Gesundheitswesen ein 
Bonus-Malus-System,  das aber selbstverständlich 
berücksichtigt, wenn echte Notfälle vorhanden 
sind und wenn jemand chronisch krank ist. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Das 
Stichwort "chron isch Kranker" führt mich zu ei­
ner Gruppe von Menschen, die es sehr schwer 
haben, ihr  Schicksal zu bewältigen, und die mei­
ner Meinung nach b isher noch nicht jene Beach­
tung in  unserem Gesundheitssystem gefunden ha­
ben, d ie ihnen aufgrund der durch ihr  Leiden auf­
tretenden Schwierigkeiten zustehen würde. Es 
geht um die Diabetiker. Etwa 300 000 - im  
Vol ksmund "Zuckerkranke" genannt - sind re­
gistriert, weitere zi rka 300 000 beträgt die Dun­
kelziffer in diesem Bereich, und 50 000 von ihnen 
müssen laufend Insul in spritzen. 

Diese gar n icht so kleine Gruppe kann durch 
gezielte und fachmännische Beratung ihre Situa­
tion wirklich entscheidend verbessern. Dieser 
Gruppe kann entscheidend geholfen werden. 
Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Derzeit 
leiden die D iabetiker darunter, daß ihnen zuwe­
nig Beratungsstellen zur Verfügung stehen, daß 
für diese Beratungsstellen fast keine Förderungs­
mittel vorgesehen sind und daß die praktischen 
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Ärzte oft in dieser Richtung zuwenig ausgebildet 
sind, und wenn sie ausgebi ldet sind , dann gibt es 
wieder das Problem,  daß sie d iese Beratungstätig­
keit n icht honoriert bekommen, wei l  das in unser 
System anscheinend nicht hineinpaßt. Die Diabe­
tiker wünschen sich auch, daß zumindest in je­
dem Schwerpunktkrankenhaus eine D iabetiker­
ambu lanz vorhanden ist. 

Gerade beim D iabetiker - das habe ich bereits 
erwähnt - kann durch wirklich gute und geziel te 
Beratung sehr  viel verhindert werden.  E ine gute 
Prävention kann große Fo lgeschäden reduzieren 
und damit die öffentliche Hand stark  entlasten, 
der öffentl ichen Hand enorme Geldmittel erspa­
ren .  Herzinfarkt, Schlaganfa l l  und D iabetikerfu ß 
sind nur e inige der Folgen, d ie durch falsche Diät 
entstehen können beziehungsweise durch falsche 
Diät gefördert werden. 

Ich darf Sie, Herr Bundesminister,  ersuchen,  
daß S ie  s ich dieser Thematik ganz besonders an­
nehmen , denn ich glaube, diese Personengruppe 
bedarf unserer speziellen Unterstützung. 

Es gibt noch einen Punkt im Wunschkatalog 
der Diabetiker, der zwar nicht in Ihren Kompe­
tenzbereich fällt, aber ich möchte i hn  der Voll­
ständigkeit halber auch hier anführen. Diabet iker 
können normalerweise ihren  erhöhten Lebens­
aufwand, i hren Aufwand für Diät u nd entspre­
chende Nahrungsm ittel bei der Steuer geltend 
machen . Das hei ßt, jeder Diabetiker, der steuer­
pflichtig ist, kann diesen erhöhten Aufwand steu ­
erl ich absetzen .  Besonders a rm sind aber jene, die 
ein so geringes E inkommen beziehen , daß sie 
praktisch keine Steuern zah len .  Für sie müßte es 
eine Art "DiabetikerbeihiIfe" geben ,  damit sie 
sich auch die entsprechende D iät leisten können. 

Ich wei ß,  sehr  geehrter Herr Bundesminister ,  
daß Sie zum Herrn Finanzminister sehr  gute Be­
ziehungen haben, und ich ersuche Sie, diese 
Wünsche vielleicht dort auch einmal entspre­
chend zu deponieren und beim Herrn Finanzmi­
nister ein gutes Wort für die Diabetiker einzule­
gen .  

I ch  freue mich,  meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß m ir persönlich ein k leiner Er­
folg geglückt ist. Das Niederösterreichische Hilfs­
werk wird ab Herbst e ine flächendeckende Diabe­
tikerberatung anbieten. Das Niederösterreichi­
sche Hi lfswerk hat eine entsprechende Anregung 
von mir aufgenom men und ist gerade dabei ,  sie in 
die Realität umzusetzen.  Ich hoffe, daß auch in 
den anderen Bundesiändern ähnliche Entwick­
lungen Platz greifen und daß vor al lem der Bund 
die entsprechenden Unterstützungen gewähren 
wird. 

Abschließend ersuche ich Sie, sehr geehrter 
Herr Bundesminister , Ihre ganze jugendliche 

Kraft für die E rhaltung des höchsten Gutes unse­
rer Bürger einzusetzen. Qualitätssic herung, Qua­
l itätssteigerung und Forschung müssen die 
Schwerpunkte in diesem sensiblen Bereich b lei­
ben. Sie haben d ies i n  Ihren Ausführungen bereits 
angesprochen, u nd ich kann Ihnen nur  bestätigen, 
daß Sie damit hundertprozentig auf dem richti­
gen Weg sind . 

Die rasante Entwicklung im Bereich der Medi­
zintechnik bietet Gott sei Dank i mmer bessere 
Mögl ichkeiten an. Der mündige Patient, der 
mündige Bürger beansprucht natürl ich mit Recht 
die optimale Behandlungsmethode. Als hochent­
wickelter, moderner und wohlhabender Staat sind 
wir verpfl ichtet, ein hochqual ifiziertes und effi­
zientes Gesundheitssystem anzubieten .  

Das ist eine große Herausforderung für  den zu­
ständigen Minister .  Ich bin aber sehr  optimistisch, 
daß Sie, sehr geehrter Herr Bundesminister, d iese 
anstehenden Probleme einer zufriedenstel lenden 
Lösung zuführen werden. IBeifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 9.45 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Johann Payer. Ich ertei le 
ihm dieses. 

9.45 
Bu ndesrat Johann Payer (SPÖ, Burgen land): 

Herr Präsident !  Herr Bundesminister !  Meine Da­
men und Herren !  Im Dezember des Vorjahres ha­
ben wir hier im Hohen Haus die K rankenanstal­
tenfinanzierung, den KRAZAF , seh r  eingehend 
diskutiert. In der heutigen Erklärung des neuen 
Bundesministers sehe ich einige zusätzliche 
Aspekte, die dazu beitragen werden ,  daß ein wei­
terer Qualitätssprung in  unserem Gesundheitswe­
sen erreicht werden kann.  

Wir waren uns im Dezember ein ig  darüber, daß 
ein zentrales F inanzierungs- und Steuerungsin­
strumentarium notwendig ist. Richtig ist aber, so 
glaube ich, wie der Herr Bundesminister heute 
gesagt hat, daß es notwendig ist, die Verantwor­
tung aufzutei len, und zwar besonders, was die 
Vorsorgemedizin betrifft. 

Im Dezember waren wir uns auch  einig dar­
über, daß der K RAZAF d ie Lösung des Fremdpa­
tientenproblems mit sich gebracht hat. Als Bur­
genländer bin ich sehr  froh, daß das Wort "Gast­
patient" der Vergangenheit angehört, gibt es doch 
im Burgenland noch immer 30 000 Pendler .  

Durch diesen KRAZAF ist sichergestel lt , daß 
ein Fi nanzierungsstreit nicht auf dem Rücken der 
Patienten ausgetragen wird. Die leistungsorien­
tierte Krankenanstaltenfinanzierung wurde da­
mals ebenfal ls gutgehei ßen .  Über die heutige 
Aussage des neuen Bundesministers bin ich seh r  
froh.  Er  hat näml ich gesagt, daß d iese leistungs-
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orientierte Krankenanstaltenfinanzierung n icht 
als Einsparungsmodel l  gesehen wird .  

Positiv wurde im Dezember  auch die Bereitstel­
lung von M ittel n  für die F inanzierung struktur­
verbessernder Maßnahmen gewertet. Dabei geht 
es um die Förderung von bereits geschaffenen al­
ternativen Vorsorgee inrichtungen,  wie Hauskran­
kenpflege. mobile Dienste, und um die Erhöhung 
der Bettenkapazität für Pflegefäl le. Die Statist ik 
sagt uns in d iesem Zusammenhang, daß wir von 
der Krankenhausbettendichte her im europäi­
schen Spitzenfeld l iegen .  D ieselbe Statistik be­
weist, daß die Lebenserwartung im Steigen begrif­
fen ist. 

Der Lebenszeitraum ab dem 65. Lebensjahr 
wird zwar länger, ist aber n icht frei von Krankhei­
ten. Ein wachsender Prozentsatz der Bevölkerung 
wird daher in  Zukunft a lt ,  pflege- und damit so­
zia lh i lfebedürftig sein  und einem rückläufigen 
Ante i l  an erwerbstätigen und damit beitrags­
pfl ichtigen gesunden j ungen Menschen gegen­
überstehen. Die Bevölkerungsprognose des 
Österre ich ischen Statistischen Zentralamtes sieht 
für das Jahr 2000 einen Zuwachs von älteren Per­
sonen, der Sechzig- und Mehrjährigen, u m  
5,4 Prozent vor. 

Die Probleme der Pflegebedürftigkeit werden 
daher zunehmen. Diese demographische Ent­
wicklung hat auch se ine Auswirkungen auf die 
benötigten Pflegetage. Der vorhin angesp roche­
nen Hauskrankenpflege wird man daher in Zu­
kunft noch grö ßeres Augenmerk zuwenden m üs­
sen.  Hauskrankenpflege ist meiner Meinung nach 
näml ich die humanste Pflege, die es überhaupt 
gibt. Überdies kann m it der Hauskrankenpflege 
vermieden werden, Patienten ohne medizinische 
Notwendigkeit aus ih rer vertrauten U mgebung zu 
rei ßen und der zwar erforderlichen ,  aber n icht 
immer als angenehm empfundenen Ordnung ei­
nes Krankenhausbetriebes zu unterwerfen. 

In diesem Zusammenhang bin ich sehr  dankbar 
dafür, daß man in  letzter Zei t  im Bereich des Ge­
sundheitsmin isteriums auch über die Rechte der 
Patienten diskutiert hat. Ich bin froh darüber, daß 
man sich für die Verbesserung d ieser Rechte ein­
setzt und daß man d iesen Rechten entsprechen­
den Raum widmen wird. Ich glaube, die Verbesse­
rung dieser Rechte mu ß absolute Priorität haben .  

Wo die geltende Rechtslage nicht ausreichend 
ist. ist, glaube ich, eine Zusammenfassung erfor­
derlich, um eine gehaue Rechtsübersicht und 
Rechtsklarheit herzustellen. Sol lte es Rechtsdefi­
zite geben , m üssen d iese Lücken sehr rasch ge­
sch lossen werden. Bundesmin ister Ettl hat dies­
bezüglich ja schon e in ige Vorarbeiten ,ge leistet, 
zum Beispiel durch d ie Broschüre "Uber die 
Rechte der Patienten" . Mit dieser Broschüre wur-

de dieses Thema problematisiert und der Infor­
mationsstand der Betroffenen erhöht. 

Ich glaube, daß d ie Verbesserung der Patien­
ten rechte der richtige Weg ist, um unsere Kran­
kenhäuser und unser gesamtes Gesundheitssy­
stem humaner, menschlicher zu gestalten. 
Patientenrechte gibt es ja in  der österreichischen 
Rechtsordnung, zum Beispiel im Ärzterecht, im 
Krankenanstaltenrecht, auch im Strafrecht sowie 
im Rahmen der zivi lrechtl ichen Judikatur zum 
Behandlungsvenrag. Aber damit sind wir beim 
Kernproblem. Diese Zersplitterung füh rt dazu, 
daß viele Patienten über ihre Rechte viel zuwenig 
Bescheid wissen .  Der Zugang zum Recht wird un­
gemein ersch wert. Es wird notwendig sein ,  nicht 
nur e in Patientenrechtsgesetz zu schaffen,  son­
dern auch e ine einfache Sprache zu finden, um 
diese Rechte der Patienten genau zu defin ieren. 

Bei Patienten - das ist der betroffene Perso­
nenkreis - handelt es sich ja um Menschen, d ie 
gesundheitl ich gesch wächt sind, es handelt sich 
um Menschen,  die an das Bett gefesselt sind, die 
daher natü.rl ich auch psych isch belastet sind. Und 
d ieser Umstand erschwert es ihnen natür lich, ih­
rem Recht zum Durchbruch zu verhelfen. Miß­
verständnisse und Unkenntnis s ind die Folge. 

Die E inr ichtung von unabhängigen Beschwer­
de- und OmbudsmannsteIlen scheint mir  e ine 
Notwendigkeit zu sein, und das Recht der Ver­
traulichkeit muß meiner Meinung nach ebenfal ls 
besser definiert werden .  In der Ärzteschaft - das 
habe ich selbst erlebt - herrscht näml ich  oft die 
i rr ige Meinung vor, daß sie Informationen über 
Patienten untereinander bel iebig austauschen 
können. D iese Meinung muß man ganz einfach 
revidieren. 

E rwähnen möchte ich auch das Recht  der Pa­
tienten auf E insichtnahme in den Krankenbe­
richt. Das muß ein gesicherter Standard werden. 
Das versch lossene Kuvert und d ie Bemerkung: 
Wir  schicken den Bericht zum Hausarzt! dürfte es 
meiner Meinung nach nicht geben .  

Dem ärztl ichen Gespräch muß  breiterer Raum 
gewidmet werden. Es kann nicht sein,  daß  mit 
den Eltern e ines behandelten Kindes überhaupt 
n icht gesprochen wird .  Das Vertrauensverhältn is 
zwischen Arzt und Patienten muß verbessert wer­
den .  Wir alle wissen ,  daß Kranksein Angst macht. 
Diese Angst kann man nur durch Gespräche zwi­
schen Arzt und Pflegepersonal und Patient ab­
bauen. 

Auch den Problemkreis Patientenrecht und 
Haftung, glaube ich,  m üßte man bei einem zu­
k ünftigen Gesetz sehr  genau beachten. Wichtig­
stes meiner Meinung nach: Patientenrechte müs­
sen aus einem einzigen Stück des Bundesgesetz­
blattes ersicht l ich sein .  Das wäre ein wesentl icher 
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Schr itt in Richtung eines verbesserten Zugangs 
zum Recht des Patienten. Gleichzeitig ist aber 
auch eine umfassende, einfache und verständlich 
lesbare Information notwendig. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Es ist sicher 
nicht ei nfach - dieses Ressort hat es ja in s ich - , 
neben der notwendigen Ausweitung der Rechte 
der Patienten die Okonomie im Krankenhaus 
nicht zu vernachlässigen. Human und ökono­
misch - das sind zwei Begriffe, die bei n u r  flüch­
tigem Überlegen als Gegensätze angesehen wer­
den könnten.  Ich verwende hier absicht l ich den 
Konjunktiv "könnten" . Ich glaube näml ich ,  daß 
ein humanes Krankenhaus zugleich auch e i n  öko­
nomisches ist oder, umgekehrt. ein ökonomisch 
geführtes Krankenhaus zugleich auch e in  huma­
nes. 

N icht die aufwendigste technische Ausstattung 
erhöht die Attraktivität e ines Spitals, sondern d ie 
beste menschliche Zuwendung. N icht jedes Spital 
braucht einen eigenen Nierensteinzertrümmerer, 
sondern die Priorität muß bei gut ausgeb ildeten 
Ärzten, Diplomschwestern und Pflegerinnen und 
Pflegern l iegen. Daher bin ich Ihnen, Herr Mini­
ster, für Ihre Aussage bezüglich der Ausbi ldung 
seh r  dankbar. 

Es geht beim Pflegepersonal sicher n icht al lein 
um finanzielle Fragen. Es gilt vielmehr ,  d ie Ar­
beitsbedingungen - das hat der Herr M in ister 
auch gesagt - zu verbessern.  Wir müssen Überle­
gungen ansteHen, warum gerade Pflegeberufe die 
höchste Drop-out-Rate haben. 

Eine sinnvolle Krankenhausautonomie ,  die 
Ausbildungsreform beim Personal und bessere 
Arbeitsbedi ngungen für die im Krankenhaus Tä­
tigen werden jedem einzelnen Patienten zugute 
kommen. Im  Ausbi ldungsbereich der Mediziner 
- ich habe das schon einige Male hier formul iert 
- muß der Praxisbezug zweifelsohne verstärkt 
werden. Wir dürfen auch den Bereich der  Ge­
sundheitserziehung in der Schule nicht vernach­
lässigen. Diese so l lte Hand in  Hand mit dem Wis­
sen über die richtige Ernährung und dem sozialen 
Lernen gehen. 

Es ist sicher richtig, an dieser Stelle a uch  die 
Gesundenuntersuchung anzusprechen.  D ie Be­
reitschaft, sich einer Gesundenuntersuchung zu 
unterziehen. mü ßte meiner Meinung nach geho­
ben werden. Das Forcieren von Gesundenunter­
suchungen in Betrieben halte ich für e i ne sehr 
gute Maßnahme; eine Maßnahme. die d ie Zu­
stimmung sowohl der Arbeitnehmer als auch der 
Arbe itgeber fi ndet. Ich bin seh r dankbar, Herr 
Minister, daß Sie der Vorsorgemedizin in Ihrer 
heutigen Erk lärung so bre iten Raum gewidmet 
haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren !  Ich erlaube 
mir, meine Wortmeldung und die Anwesenheit 
des Bundesmin isters auch dazu zu benützen, auf  
zwei Probleme aufmerksam zu machen, d ie  an 
mich herangetragen wurden.  Es hat sicherlich die 
Novelle zum Hebammengesetz damit zu tun. 
Beim ersten Problem,  das ich anschneiden möch­
te, geht es um d ie Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Urkunden über die Absolvierung ei­
ner Ausbildung den Krankenpfleged ienst betref­
fend. 

Es ist e ine Tatsache, daß e inerseits zahlreiche 
Bürger aus den ehemaligen Ostblock lände rn die 
Mögl ichkeit nützen, im westlichen Ausland besse­
re Berufschancen vorzufinden, und andererseits 
in Österreich ein großer Bedarf an augebildetem 
Pflegepersonal besteht. Das Bu ndesgesetz betref­
fend di'e Regelung des Krankenpflegefachdienstes 
und der Sanitätshilfsd ienste eröffnet die Möglich­
keit. im Ausland ausgestellte Diplome über eine 
abgeschlossene Ausb i ld ung einem nach den in 
Österreich geltenden Bestimmungen erworbenen 
Zeugnis gleichzuhalten .  Wenn es erfo rderlich ist, 
s ind ergänzende theoretische und praktische Prü­
fungen vorzuschreiben . 

Von den Antragstellern wird diese Notwendig­
keit der Prüfung oft angezweifelt. Ich selbst traue 
mir da kein  Urte i l  zu.  Im  Hinbl ick auf die Wich­
tigkeit der bestmögl ichen Ausbildung gerade in  
medizinischen Berufen darf mei ner Meinung 
nach diese Notwendigkeit nicht in Frage gestel l t  
werden ,  aber betreffend d ie Dauer des Verfah­
rens vom Ansuchen bis zur Ablehnung oder b is 
zur Prüfung möchte ich schon Kritik anbringen .  
Und i ch  bitte S ie,  Herr Minister, zu versuchen ,  
durch organisatorische Maßnahmen das Ganze z u  
beschleunigen . 

Es fehlt noch immer - auch im Burgenland, 
woher ich komme - Fachpersonal. Auf d iese 
Weise könnten wir es schneller bekommen. 

Die zweite Anregung, die ich zur Diskussion 
stel len möchte und für deren Verwirklichung wir 
uns im Hinblick auf EWR und EG einsetzen sol l ­
ten, ist die Einführung eines europä ischen Kran­
kenscheines. Dieses Dokument, das auf unbüro­
kratischem Weg von der zuständigen Kranken­
kasse ausgestellt werden könnte, sollte meiner 
Meinung nach dazu berechtigen, i n  a l len Staaten 
Leistungen der Krankenversicherung, vor allem 
ärztliche Hilfe und Spitalspflege, in Anseruch zu  
nehmen. Mi t  vielen Staaten, i n  welchen Osterrei­
cher Urlaub machen ,  wurden zwischenstaatliche 
Abkommen geschlossen. Aufgrund d ieser Verträ­
ge haben Österreicher, die sich dort aufhalten ,  
Anspruch auf  Leistungen der  Krankenversiche­
rung. Umgekehrt haben d ie Urlaubsgäste aus d ie­
sen Staaten einen so lchen Anspruch bei uns i n  
Österreich. 
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Das bestehende System ist durchaus zufrie­
densteI lend, dessen Durchführung ist jedoch mei­
ner Meinung nach zu kompl iz iert und zu büro­
kratisch. Der Urlauber, der ins Ausland fährt, er­
hält bei seinem Arbeitgeber einen sogenannten 
Betreuungsschein. Mit diesem Beteuungsschein 
kann man jedoch im a l lgemeinen kei ne ärzt l iche 
H ilfe und ke ine Sp italspflege in  Anspruch neh­
men, auch kann man keine Apothekendienste 
oder andere Leistungen konsumieren. Man muß 
sich dazu i m  Ausland bei der  zuständigen Kran­
kenkasse zuerst das dort gültige Doku ment, näm­
lich einen Behandlungsschein ,  besorgen .  Das ist 
sicher ein sehr ,  sehr  u mständlicher Weg. Die Lö­
sung, die meiner Meinung nach auf der Hand 
l iegt, ist angesichts EWR und EG die E inführung 
eines einheit l ichen europäischen Krankenschei­
nes, den man bei se iner Krankenkasse bekommt 
u nd den man im Aus land ohne Umtausch ver­
wenden kann .  Eine solche Vorgangsweise wäre 
meiner Meinung nach auch e in  Werbeargument 
für einen Urlaub in Österreich und läge somit 
auch im Interesse unseres Fremdenverkehrs. Herr 
Minister !  Ich darf Sie bitten - ich weiß ,  das fäl lt  
n icht zur Gänze in Ihr  Ressort -, diese Anregung 
weiterzuverfo lgen.  

Zusammenfassend und zum Absch luß  kom­
mend: Durch se ine heutige Erklärung und durch 
zahlreiche Pressemeldungen ist e ines deutlich zu­
tage getreten :  Es geht dem neuen Bundesminister 
um die Effizienz des Gesundheitswesens. Es geht  
ihm um d ie  Q ualitätssicheru ng. Es  geh t  ihm auch 
um die Qual itätskontro lle. Ich bin überzeugt da­
von, daß er permanent dafür sorgen wird, daß die 
Schritte zu e iner besseren Gesundheitsversorgung 
n icht langsamer werden. 

Namens der sozialdemokratischen Fraktion be­
grüße ich,  Herr Bundesminister ,  Ihre heutige E r­
k lärung und g laube, daß Ihre Vorhaben in  diesem 
wirk lich seh r  schwierigen Ressort dem österrei­
chischen Gesundheitswesen sehr  nützen werden .  
- Danke schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. )  IOJJ4 

Präsident:  Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
B undesrat D r. Alois Pumberger. Ich e rteile ihm 
d ieses. 

10.04 
Bundesrat Dr .  Alois Pumberger (FPÖ, Ober­

österreich) :  Sehr geeh rter Herr  Präsident! Meine 
sehr geehrten Herren Minister !  Hoher B undesrat! 
Ich bin jetzt e rst ein k nappes halbes Jahr im Bun­
desrat und habe schon die große Freude, bereits 
den zweiten Gesundheitsminister persönlich ken­
nenzulernen,  nachdem ich mich gerade an seinen 
Vorgänger gewöhnen konnte und m ich auch 
schon mit i h m  etwas auseinandergesetzt hatte. 
Auch einige Zugeständnisse aufgrund meiner 
Forderungen konnte er mir mündl ich machen, 
aber die Zeit,  diese in  die Tat umzusetzen ,  hat er 
leider nicht mehr gefunden. Er wurde aus mir 

unerklärlichen Gründen von seinem Amt abberu­
fen ,  und so hat er die Türschnalle seinem Nach­
folger in die Hand gedrückt, wohl  mehr unfrei­
willig als freiwill ig. Nun habe ich das Vergnügen, 
den neuen Bundesminister persönlich kennenzu­
lernen, und ich möchte d ie Gelegenheit nützen, 
ein ige Anregungen für die Gesundheitspolitik an 
die richtige Adresse zu plazieren. 

Herr Bundesminister !  Sie haben in Ihrem Refe­
rat erwähnt, daß Österre ich auf dem Prüfstand 
der WHO eine gute Figur gemacht hat, und zwar 
im Vergleich zu jenen Ländern, die dort geprüft 
werden . ..I n  dieser Hinsicht glaube ich Ihnen das 
schon.  Osterreich ist das s iebtreichste Land der 
Welt. Ich glaube aber nicht, daß es in der Gesund­
heitspol itik den siebtbesten Eindruck der Welt 
gemacht hat. Man darf Österreich n icht mit Län­
dern der Dritten Welt vergleichen, sondern muß 
für uns europäischen Standard fordern. Wir ha­
ben sicher kein al lzu schlechtes Gesundheitssy­
stem. Deshalb aber unsere Gesundheitspolit ik 
lobzuhudeln, wie dies meine Vorredner getan ha­
ben, wäre ungerechtfertigt. (Zwischenruf des 
Bundesrates P a  y e r. )  Ganz versteckte Kritik 
habe ich vernommen. Man mußte aber schon 
sehr genau aufpassen, um sie herauszuhören und 
als solche zu erkennen. 

Die Gesundheitspolitik ist auch kein unwesent­
l icher Faktor  in der österreichischen Wirtschaft. 
Sie beansprucht 8,4 Prozent des Bruttosozia lpro­
duktes. Das sind 1 5 200 S pro E inwohner u nd 
Jahr. Das ist ein ganz gehöriger Haufen Geld . Ei­
nen ganz wesentlichen Tei l  dieser Summe ver­
schlingen die übertechnisierten Bettenburgen. 
55 Mill iarden Schi l l ing werden für u nsere Kran­
kenhäuser aufgewendet. In diesen haben wir eine 
große Zahl an Akutbetten - wir haben schon oft 
darüber gesprochen - ,  die wir ehestmöglich re­
duzieren sol lten. Österreich l iegt i n  d iesem Be­
reich euro pa wei t  an der S pitze, nämlich was die 
Zahl  der Spitalsbetten betri fft. 

Die Übertechnisierung in den Krankenhäusern 
wurde heute schon einmal angesprochen, und 
zwar m it dem Beispiel betreffend Nierensteinzer­
trümmerer. Ein weiteres Beispiel ist das soge­
nannte Gamma-Knife,  das für Graz angeschafft 
wurde. Das Gamma-Knife ist ein spezieller Appa­
rat, der mit einem Gammastrahlmesser Gehirn­
operationen auf unblutige Weise ermöglicht. 
Solch ein Apparat kostet mehr als 50 Mill ionen 
Schi l l ing. Er  wurde von einem aus Wien nach 
Graz emigrierten Neurochi rurgen für die U n iver­
sitätskl inik Graz angeschafft. 

Damit war es aber nicht getan.  Solch ein Gerät 
reicht von der Statistik her für 1 0 M i ll ionen Leu­
te. Da wir aber in Österreich gar n icht so viele 
Leute haben, ist die Anschaffung e ines weiteren 
derartigen Gerätes nicht sehr verständlich. Aber 
der Landeshauptmann von Wien, Herr Zi lk ,  hat 
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in seiner Argumentation gemeint: Uns hält nie­
mand auf, dieses Gamma-Knife ist für die Jetti­
Tant' aus Favoriten, und daher kaufen wir es l Die 
50 Mil l ionen Schi l l ing sind ihm mehr oder weni­
ger ega l !  Es l iegen Großgerätestudien vor, auf­
grund welcher man genau wei ß, welche Apparate 
wirklich notwendig sind. 

Wir besitzen in Österreich also jetzt zwei solche 
Apparate für einen Gesamtbedarf von 20 Mi l lio­
nen Menschen. Es mü ßte die österreichische Be­
völkerung noch erhebl ich aufgestockt werden, 
um diese beiden Geräte auslasten zu können . Die­
se "Gro ßgerätesucht" und d ieses Prestigeden ken 
der verschiedenen Herren in den Krankenanstal­
ten tragen nicht zuletzt dazu bei , daß vieles kaum 
mehr erschwinglich ist , wei l  die Kosten dermaßen 
explodieren. 

Es ist auch - wie, Sie, Herr Min ister, schon 
angeschnitten haben - eine lang überfäll ige Ge­
sundheitsreform notwendig. Der Krankenansta l­
ten-Zusammenarbeitsfonds wurde erst vor e in 
paar Monaten ver längert, und zwar diesmal gleich 
auf vier Jahre, von 1 99 1  auf 1 994. Wenn Sie Pech 
haben - vielleicht Glück, ich wei ß  n icht, wie Sie 
es sehen - ,  dann werden S ie die nächste Verlän­
genmg des KRAZAF als Min ister gar n icht mehr 
miterleben, wenn Sie die Ankündigung, daß Sie 
bald wieder in die Kärntner Landespolitik zu­
rückgehen woUen ,  wahrmachen. Ich wei ß  nicht, 
wieweit man sie ernst nehmen darf. 

Die Pflegegebührensätze steigen enorm an. Sie 
tragen zu einer enormen Erhöhung der Kosten 
bei, und zwar vor allem in den Gemei ndespitälern 
in Wien. Die Kostenforderung des AKH in Wien 
ist enorm hoch. Es ist geradezu eine Kostenexplo­
sion festzustellen. Von 1 98 1  auf 1 992 gab es in 
den Gemeindespitälern in Wien eine Pflegege­
bührensatzsteigerung von 1 570 S auf 4 360 S. 
Das ist eine Ste igerung von 1 78 P rozent in elf 
Jahren. 

Das AKH in Wien sch lägt überhaupt alle Re­
korde. Dort stiegen diese Kosten von 2 08 1 S auf 
7 1 00 S. Das ist ein Anstieg um 242 Prozent. Im 
selben Zeitraum ist der Verbraucherpreisindex 
um 40,9 Prozent gestiegen,  was im Vergleich 
dazu relativ wenig ist. 

Wir haben eine übertechnisierte Medizin,  wis­
sen aber ganz genau , daß es vor al lem im Pflege­
sektor große Mängel gibt. Es ist uns allen be­
kannt, daß wir e inen großen Mangel an Pflege­
I?ersonal, an �rankenschwestern und auch an 
Arzten in Osterreich haben. Es fehlen 
7 000 Krankenschwestern. Die Ursachen dafür 
sind mannigfaltig. Einige Gründe h iefür sind: Es 
wird der Beruf der Krankenschwester nicht aus­
reichend gewürdigt. Es sind d ie Arbeitszeiten der 
Krankenschwestern nicht mehr zeitgerecht. Es 
gibt eine zu geringe Flexib i l ität bei den Arbeits-

zeiten der Krankenschwestern. All d iese Faktoren 
zusammen bewirken, daß wir einen sehr  niedri­
gen Prozentsatz an Krankenschwestern pro Ein­
wohner haben. In Schweden fallen auf 
10 000 E inwohner 1 04 Krankenschwestern, in 
Österreich sind es nur 45. 

Der Ärztemangel könnte auch sehr rasch beho­
ben werden. Wir haben ein "Knopfloch" nach 
Beendigung des Studiums. Es warten 2 700 pro­
movierte Ärzte auf einen Turnus- beziehungswei­
se Ausbildungsplatz. Statt diesen Ärzten eine 
möglichst rasche und ausreichende Au�bi ldung zu 
ermögl ichen, werden ausländische Arzte nach 
Österreich hereingeholt, deren Diplome weder 
nostrifiziert sind noch dem österreichischen Stan­
dard entsprechen. Diese Ärzte b ri�gen großtei ls 
keine Sprachkenntnisse mit. Viele Arzte aus den 
osteuropäischen Ländern werden in den Kassen­
ambulatorien e ingesetzt. 

Obwohl Sie, Herr Minister, schon mehrmals, 
auch von Ihren Juristen,  wie ich weiß ,  darauf auf­
merksam gemacht wurden ,  daß dieser Zustand 
nicht legal ist, haben Sie noch keine wesentlichen 
Schritte dagegen unternommen. Es ist österrei­
chischen Patienten nicht zuzumuten, daß s ie von 
Ärzten behandelt werden, die e ine Ausbi ldung 
hi nter s ich gebracht haben, die nicht den österrei­
chischen Erfordern issen entspricht. 

Es ist gesetzl ich verankert, daß Diplome aus­
ländischer Ärzte, die in Österreich arbeiten, no­
strifiziert sein müssen. Das ist bei vielen Ärzten 
nicht der Fall .  Dem gestrigen "Kurier" , Ausgabe 
Niederösterreich,  habe ich entnommen, daß Sie 
eine Verordnung - oder wie man das nennen sol l  
- erlassen haben, in welcher es hei ßt, daß diese 
Ärzte nur  mehr zur unselbständigen Ausübung 
des ärztlichen Berufes herangezogen werden dür­
fen.  Wie Sie sich das i n  der Praxis vorstel len, das 
steht in den Sternen. Ein Arzt, der nur zur un­
se lbständigen ärztlichen Tätigkeit heranzuziehen 
ist - er wird aber als solcher entlohnt - ,  darf 
nicht einmal selbständig eine Injektion verabrei­
chen , darf al les nur auf Anordnung machen. Er 
wird damit praktisch dem Pflegepersonal gleich­
gestel lt. Ich glaube nicht, daß Sie das durchdrük­
ken können. Es geht nur an,  daß d iese Ärzte von 
jeder ärztlichen Tätigkeit ausgeschlossen werden.  
Man kann damit nicht b is zur nächsten Ärztege­
setznovel le warten.  Sie haben in dem von mir ge­
nannten "Kurier"-Interview von gestern oder 
vorgestern angekündigt, daß Sie diese Regelung 
bis zur Ärztegesetznovel le gelten lassen wol len. 
leh vermute dabei ,  daß Sie in diese Ärztegesetz­
novelle viel leicht die Bestimmung verpacken wol­
len, daß in Österreich auch Ärzte, die keine No­
strifizierung haben, arbeiten dürfen .  

E in  ganz wesentlicher Punkt, den Sie auch an­
geschn itten haben ,  ist d ie Vorsorgemedizin. Ich 
stimme mit Ihnen vol lkommen überein. wenn Sie 
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meinen, daß der Vorsorgemedizin beziehungs­
weise der Präventivmedizin grö ßte Beachtung 
eingeräumt werden muß.  Die Praxis sieht jedoch 
ganz anders aus. Ich höre schon, seit ich promo­
viert bin, daß d ie Vorsorgemedizin d i e  Säule in 
der österreichischen Gesundheitspolitik se in so ll .  
Genau das Gegentei l  - nicht d ie Förderung der 
Vorsorgemedizin - wird aber praktiziert. 

Es werden Leistungen,  die schon eingeführt 
waren ,  zum Beispie l  in der Vorsorgeuntersu­
chung, wieder ersatzlos gestrichen. Wir haben 
eine extrem niedrige Bete i l igung bei den Vorsor­
geuntersuch ungen zu verzeichnen. Die Schuld 
daran kann man aber nicht im Desinteresse der 
Bevölkerung suchen, sondern diese liegt vielmehr 
in der Unattraktivität dieser Untersuchung. Man 
kann nach Abschluß e iner Vorsorgeuntersuchung 
dem Patienten be ispie lsweise nicht e inmal  mittei­
len,  ob er an ei ner Anämie leidet. Man kann ihm 
kei nen exakten EKG-Befund geben. Man kann 
kein  Thoraxröntgen veran lassen,  keine Ultra­
schalluntersuchungen, keine ausreichenden La­
boruntersuchungen. Wenn jemand mit einem et­
was sc hwereren Grippalinfekt in die Ordination 
kom mt, wird man ihn wah rscheinlich genauer un­
tersuchen als im Rahmen der Vorsorgeuntersu­
chung. 

Auch der M utter-Kind-Paß fällt in den Bereich 
der Vorsorgeuntersuchung. Er  wurde zwar im­
mer wieder ausgebaut und verbessert - es wer­
den seit 1. April  die Hepatitis-B-Untersuchung 
der Schwangeren und auch die U ltraschall unter­
suchung der kindlichen Hüfte bezahlt - ,  jedoch 
ist we iters zu fordern, daß unbedingt noch e ine 
U ntersuchung zum Geburtstermi n  und auch eine 
psychosoziale Betreuung von Mutter und K ind in 
das Programm aufgenommen werden. 

Die Krankenanstaltenfinanzierung sol l  durch 
den KRAZAF sichergestellt werden ,  der b is 1 994 
verlängert wurde. D ies gel ingt jedoch nicht, ohne 
wesentliche strukturverbessernde Maßnahmen zu 
setzen. Es m u ß  auf jeden Fal l darauf geachtet 
werden, daß n icht Leute im Krankenhaus behal­
ten werden , die dort gar n icht h ingehören und so 
Akutbetten und Stationsbetten belegen. ,, 30 Pro­
zent der Spitalspatienten gehören nicht ins Kran­
ken haus." - Das ist kein Ausspruch von m ir. Ich 
te i le ihn zwar, aber diesen Ausspruch hat der Di­
rektor der Kärntner Gebietskrankenkasse getan. 
D ieser ist, so glaube ich, ein Vertreter der Sozial­
demokratischen Partei . 

Wir  müssen auch unbedingt fordern, daß end­
l ich e inmal das leistungsbezogene Verrechnungs­
system eingeführt wird. Seit Jahren wird immer 
wieder mit Studien und Parallelverrechnungen et 
cetera versucht, dieses System hinauszuzögern. 
Dabei l iegt von der WHO ein fertiges Model l  vor, 
in dem al le D iagnosen eingespeichert sind und in 
dem alle Voraussetzungen für e ine sofortige Ein-

führung des leistungsbezogenen Verrechnungssy­
stems gegeben sind . 

Andererseits muß man darauf achten,  daß, wie 
ich schon angeführt habe, Patienten nur dann 
wenn nötig im Krankenhaus und soviel a ls mög­
lich in der freien Praxis behandelt werden. Denn 
so bil lig wie der frei niedergelassene Arzt arbeitet 
niemand und so wenig wie er belastet n iemand 
das Budget der Gesundheitsmedizin. 

Zum Vergleich: Ein Tag im Krankenhaus ko­
stet etwa 3 500 S bis 4 000 S, während der Kran­
kenschein inklusive a l ler Le istungen, wie etwa 
Hausbesuche, Labor, Physikotherapie, etwa 300 S 
im Quartal kostet. Ich kann also um die Kosten 
für einen Tag Krankenhausaufenthalt einen Pa­
tienten drei Jahre lang zu Hause behandeln.  Man 
muß natürl ich die Voraussetzungen dafür schaf­
fen ,  daß man die Patienten noch besser zu Hause 
betreuen kann. Dazu feh lt auch noch der finan­
ziel le Anreiz.  

Zum finanziellen Anreiz :  Dieser wird geschaf­
fen beim Thema "Gratispi l le" . Das ist ein Reiz­
wort für mich .  Ich habe es überhaupt n icht ver­
standen, daß man einem "Bedürfnis" nach­
kommt, das gar nicht besteht. Ich habe in meiner 
zehnjährigen Praxis noch nie erlebt. daß e ine jun­
ge Frau gekommen wäre und gesagt hätte, sie 
möchte die Pi l le auf Krankenschein haben . D ieser 
Wunsch hat nie bestanden. Die Patientinnen wa­
ren zum Großtei l  selbst überrascht, als sie hörten, 
daß sie jetzt auf e inmal m it der Gratispi l le "be­
glückt" werden sol len. Das wird, wenn es bean­
sprucht wird, Kosten in Höhe von bis zu 1 50 Mil­
l ionen Sch i ll ing verursachen. Da wäre es doch viel 
gescheiter . . . (Bundesrat P a  y e r: Lesen Sie ge­
nau nach, wieviel!) Wenn das beansprucht wird ,  
sind es  b is  zu 1 50 Mil l ionen Schil l ing. Es werden 
aber nicht al le Frauen zu den jewei ligen Stellen 
gehen, wo d ie Pi l le abgegeben wird. sondern wer­
den, so hoffe ich, den bisherigen Weg wählen und 
auf eine exakte Beratung durch ihren Hausarzt 
n icht verzichten. Dadurch werden die Kosten 
viel leicht n icht so hoch kommen. Aber rechnen 
muß man damit. (Bundesrat P a  y e r:  Die jungen 
ohne Einkommen.') Diese müssen besonders ge­
nau beraten werden. Man muß das soziale Um­
feld kennen ,  und das kennt in  erster Linie nur der 
Hausarzt oder der Facharzt. 

Soweit ich gehört habe , ist die ÖVP von d iesem 
Zug abgesprungen und vertritt mittlerweile auch 
e ine eigene Einste l lung zu dieser Gratispi lle. Ich 
möchte dazu gerne noch Ihre Ste l lungnahme und 
auch die ei nes ÖVP-Politikers hören. 

Statt d ieser Verschwendung würde ich vor­
schlagen, daß man mehr Gelder auch für Im pfun­
gen flüssigmacht, Gelder zur Förderung der 
Durchimpfungen. D ie Neueinführung der Säug­
l ings- und Kleinkinderimpfung mit dem Haemo-
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philus- Influenza-B-Impfstoff etwa ist eine sehr 
teure Impfung. Der I mpfstoff kostet 328 S, und 
dann kommt noch die Impfgebühr dazu.  Das ist 
eine schwere Belastung für die j ungen Famil ien 
mit zwei ,  drei Kindern im Alter von nu ll bis fünf 
Jahren. Wenn jedes Kind bis zu dreimal geimpft 
werden muß,  kann man sich vorstellen, daß das 
eine wirk l iche Belastung für diese Famil ien ist. 
Zusätzl ich  wäre eine Förderung des Ma­
sern/Mumps-Impfstoffes, der auch 200 S kostet, 
und des Zeckenimpfstoffes sinnvoller. Wir haben 
in Österreich eine relativ geringe Durchimp­
fungsrate bei dieser Art von Impfungen . 

Herr Minister! Ich habe heute einem Zeitungs­
interview von Ihnen - S ie sind fast tägl ich  in den 
Medien präsent - entnehmen können, daß sie 
eine Anti-Raucher-Kampagne starten wol len. Sie 
haben sich auch dafür eingesetzt, da ß die Zigaret­
tenwerbung unterbunden werden sol l .  Dem stim­
me ich vo l l  zu. Ich begrüße diese Initiative, habe 
aber bereits die Äußerung des F ußballfunktionärs 
und Tabakregiechefs Beppo Mauhart gehört, daß 
er unbedingt diese Tabakwerbung brauche. Er 
muß die Leute ja davon überzeugen,  wie gesund 
gewisse Zigarettensorten sind, wie leicht sie sind. 
(Bundesrat S l r u l z e n  b e r g e r: ALso das hat er 
nicht gesagt.') Das ist so zwischen den Zeilen her­
ausgekommen. Er hat gesagt, d ie Werbung se i 
wichtig für die Produktentwicklung und für die 
Produktmodifikation. 

Jährlich fallen 1 2  Mil l iarden Schi l ling Tabak­
steuer an. S ie haben gesagt, wir m üssen zusätzlich 
zu diesem erhöhten Zigarettenpreis noch eine 
Gesundheitssteuer e inführen, und man komme 
mit 1 S pro Packung nicht aus. Ich glaube nicht, 
daß eine Verteuerung der Zigaretten eine wirksa­
me Methode ist, d ie Anzahl der Raucher zu redu­
zieren. Es ist ja in den letzten 20 Jahren immer 
wieder zu einer Z igarettenpreiserhöhung gekom­
men, und i mmer wieder hat man gesagt, das sei 
dann zweckgebunden, es werde zweckverwendet 
und für die Gesundheitspolit ik verwendet. Ge­
schehen ist gar nichts. Auch F inanzminister Laci­
na hat Ihnen schon m itgeteilt, daß er keine Freu­
de hat mit dieser zusätzlichen Steuer, und von 
einer Zweckbindung - die ich auch nicht sehr 
begrüßen würde - ist er auch nicht überzeugt. 

Der Staat lebt ja gan z  gut von den Rauchern. 
Wenn man beden kt, daß der Raucher fünf bis 
zehn Jahre früher stirbt, als wenn er nicht rauch­
te, so kann man leicht errechnen, daß man fünf 
bis zehn Jahre weniger Pension zu zahlen hat für 
diese Leute und sie während des Arbeitsprozesses 
noch gar nicht so krank sind , daß sie besonders 
viele Ausfäl le hätten.  Würden jetzt alle Raucher 
schlagartig ausfal len und zu Nichtrauchern wer­
den, würde Österreich in ein Finanzdebakel hin­
einschl ittern.  Ich verstehe die Bedenken des 
Herrn Finanzmin isters ganz gut. (Ruf: Das ist eine 

kühne Aussage!) Ich interpretiere den Finanzmi­
nister m it seinen Sorgen. 

Derzeit ist die Gesundheitspolitik mit der Ver­
waltung der Krankheit vertreten ,  und die Krank­
heit wird von Gesundheitsbürokraten ,  von Inter­
essenvertretern, von Standespolitikern und von 
einer mächtigen Wirtschaftslobby verwaltet. D ie­
se verwalten die Krankheit in 29 Krankenkassen. 
Herr Minister, Sie haben, bevor Sie das Amt des 
Gesundheitsmin isters angenommen haben, gefor­
dert - so habe ich es zumindest den Medien ent­
nommen - ,  daß Ihrem Ressort die sozialen 
Krankenversicherungen zugeordnet werden. Sie 
haben noch vor der Amtsübernahme auf diese 
Forderung verzichtet, Sie sind davon abgegangen. 
S ie wissen ganz genau, daß Ihre Vorgänger nicht 
sosehr an der politischen Unfähigkeit gescheitert 
sind, a ls vielmehr an der Kompetenzlosigkeit ih­
res Ressorts. Sie können schöne Sonntagsreden 
halten, aber Sie sind nicht in der Lage, echte 
strukturelle Veränderungen durchzuführen, d ie 
auch Geld kosten.  Das Geld kommt woanders 
her. D ie Krankenversicherungen sind beim So­
zialminister gut aufgehoben,  da haben Sie keinen 
Zutritt. 

Ihre Forderungen habe ich gut verstanden, aber 
Sie sind leider schon vor Amtsantritt umgefallen. 

Der KRAZAF ist ein Faß ohne Boden,  das ha­
ben wir schon gesehen. Wir haben ein Kranken­
haus-F inanzierungssystem, das sich an der Ver­
lustabdeckung orientiert. Die Krankenhäuser sind 
nicht angehalten zu sparen,  die Primarärzte pro­
duzieren immer mehr Defizit und werden dafür 
im nächsten Jahr mit der Defizitabdeckung be­
lohnt, das hei ßt mit einer höheren Zuweisung für 
das darauffolgende Jahr. 

Ich habe es schon angeschnitten :  Ich habe ge­
hört, daß Sie das Gesundheitsministerium als 
Sprungbrett für Ihre landespolitische Karriere be­
trachten .  Ich hoffe, daß Sie dazu noch eine Stel­
lungnah me abgeben werden. Wenn Sie in zwei 
Jahren . . . (Bundesrat Ing. P e  n z: Ist das Ihre 
größte Sorge jetzt? )  Am Anfang kann man noch 
nicht so hart mit einem neuen Minister umgehen, 
er muß sich e inarbeiten. Kaum ist er eingearbei­
tet, entfleucht er  vielleicht wieder in seine Hei­
mat, um sich dort vielleicht einer landespol iti­
schen Karriere z u  widmen. 

Ich entnehme Ihren Ausfüh rungen,  daß für S ie 
das Ministerim sehr interessant ist. Ich hoffe, daß 
Sie diesem Interesse auch aktive Taten und Ver­
änderungen im Ministerium folgen lassen .  

Zuletzt möchte ich noch e inige Forderungen 
anführen, die ich Sie bitte ernst zu nehmen und 
vielleicht e inige davon zu verwirk lichen. 
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Der Sch utz der Jugend vor Alkohol, Nikotin 
und Drogen ist ein Gebot der Stunde. Ich habe 
gehört, daß Stadtrat Mayr von den Sozialdemo­
kraten eine Zwangs-Drogenentwöhnung einfüh­
ren will. Ich hätte gerne gehört, wie Sie, Herr Mi­
nister. dazu stehen. 

Als den für Konsumentenschutz zuständigen 
Minister möchte ich Sie auffordern, darauf zu 
achten. daß die Lebensmittelkontrol le zum 
Schutz des Konsumenten verbessert wird. 

Ich möchte Sie auffordern, daß die Gesunden­
untersuchung endlich attraktiver gestaltet und 
verbessert wird und der Vorsorgemedizin nicht 
nur in Worten ,  sondern auch in Taten grö ßere 
Bedeutung eingeräumt wird. 

Ich trete auch für eine Förderu ng des Schul­
sportes und - wie S�e schon angeschnitten haben 
- für eine strenge Uberwachung des Dopingun­
fugs, der im mer mehr überhandnimmt, ein .  

Die Sicherste l l ung der freien Arztwahl  ist eine 
unb�.dingte Notwendigke it, denn derzeit werden 
die Arzte, die besonders fle i ßig und jederzeit er­
reichbar sind. die gute Ärzte sind, bestraft, indem 
sie durch die vielen Limitierungen keine Hono­
rarzuschüsse, keine Honoraraufbesserung mehr 
bekommen können. Ich spreche mich dafür aus, 
daß Sie d ie Limitierungen al lesamt fal len lassen, 
denn dadurch wird der Arzt wieder motiviert, 
auch mehrere Patienten anzunehmenn. Die freie 
Arztwahl  ist derzeit sehr stark gefährdet. 

Ich möchte weiters unbedingt fordern, daß 
endl ich  einmal die freie Wahl der Krankenkassen 
d urchgeführt wird ,  und zwar für jeden Versiche­
rungspflichtigen. Man sol l  dann eine Sockel kran­
kenversicherung abschließen können, und man 
sol l  auch nachweisen müssen,  daß man eine Kran­
kenversicherung hat, aber die Versicherung sol l  
man selbst aussuchen können . Das wird den 
Wettbewerb zwischen den Krankenkassen ankur­
beln und daher zu einem leistungsgerechten Sy­
stem führen. (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: 
Ein Großteil von den Versicherten würde durch 
den Rostfallen.') Das glaube ich nicht. 

Weiters fordere ich die rasche Durchführung 
der Spitalsreform, die schon längst überfäl lig ist . 

Damit komme ich zum Schlu ß meiner Ausfüh­
rungen. Herr Minister, ich wünsche Ihnen al les 
Gute in Ihrem Amt, das Sie nun a ls ganz junger 
Min ister und als Arztkol lege bek leiden, und ich 
hoffe, daß Sie Gesundheitspolit ik nicht nur als 
Politiker betreiben, sondern auch als Mediziner. 
(Beifall bei der FPÖ. )  jO.29 

Präsident: Als nächste Rednerin zu Wort ge­
meldet ist Frau Bundesrätin Agnes Schierh uber. 
Ich ertei le ihr dieses. 

10.30 
Bundesrätin Agnes Schierhuber (ÖVP, N ieder­

österreich) :  Herr Präsident!  Herr Bundesmin i­
ster !  Meine sehr  geschätzten Damen und Herren !  
Herr Bundesminister! Ihre heutige Erklärung hat 
sich nahtlos an Ihre ersten Erklärungen - noch 
vor Amtsantritt, aber auch gleich nach Amtsan­
tritt - angefügt. Damals haben S ie - zu Recht !  
- gesagt, daß die Bürger unseres Landes vor al­
lem von der Gesundheitspolitik eine bessere Vor­
sorgemedizin, eine moderne Medizin. beste Heil­
behelfe und die beste Versorgung bei stationärer 
und ambulanter Behandlung erwarten und erwar­
ten müssen dürfen. 

Andererseits wird aber immer wieder von allen 
gefordert, daß die Sozialversicherungsbeiträge 
nicht erhöht werden dürfen. Es wurden heute 
schon von einigen Vorrednern manche Prestige­
einrichtungen angesprochen, die bei uns im Ge­
sundheitswesen Platz gegriffen haben, und da 
wird vor a llem wieder dieser N ierenste inzertrüm­
merer angesprochen. 

Ich möchte heute doch darauf hinweisen, daß 
es vielleicht doch notwendig ist, daß diese Spitäler 
so gut ausgerüstet sind; mir sind sehr  gut e inge­
richtete Spitäler bekannt. Ich glaube nämlich ,  die 
Gesundheitspolitik ist es den Menschen schu ldig, 
daß die Versorgung nach dem neuesten Stand der 
Technik und der Medizin garantiert ist. Es 
kommt aber vor, daß Patienten sehr  lange auf 
Operationstermine warten müssen, wei l  es ein­
fach nicht die notwendige Anzahl an Operations­
teams und oft wochenlange Wartezeiten in Kauf 
genommen werden müssen ,  vor allem in der Or­
thopädie und so weiter. 

Ich möchte Sie wirkl ich  bitten, Herr Minister, 
in Ihrem Rahmen die entsprechende Abhilfe zu  
schaffen .  S ie selbst haben ja auch zu  bedenken 
gegeben,  daß die Spitalskosten explodieren ,  und 
auch Sie selbst haben angesprochen, daß seh r  vie­
le Patienten nicht ins Spita l  gehören würden ,  son­
dern in die Pflege , ob in Heimen oder auch in der 
Familie. ( Vizepräsident Dr. S c  h a m  b e c k  
übernimmt den Vositz. ) 

Es sind zuwenig Pflegeplätze vorhanden, das 
wissen wir. Manche Familien sind einfach über­
fordert mit der Pflege schwerkranker Famil ien­
mitglieder. Auf der anderen Seite aber wird diese 
Hauspflege auch zuwenig anerkannt, sie wird fi­
nanziel l  zu wenig respektiert beziehungsweise ab­
gegolten .  Laut Statistik gibt es derzeit in  Öster­
reich über 400 000 hi lfsbedürftige Menschen, 
wovon über 1 00 000 intensive Betreuung bräuch­
ten ,  es stehen aber zurzeit nur 2 1  000 Heimplätze 
zur Verfügung. Wenn man der Analyse von De­
mographen glauben kann - die haben das hoch­
gerechnet - ,  werden wir im Jahre 2030 um 30 bis 
1 1 5 Prozent mehr Pflegebed ürftige haben .  
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Ich möchte heute ganz bewußt an d ieser Stelle 
al len Ärzten, aber besonders dem Pflegepersonal 
- in Spitälern , in  Heimen und auch in den mobi­
len Pflegediensten - für ihren Ideal ismus und für 
ihren Einsatz danken. Gerade die mobilen Pflege­
dienste der Alten - und Krankenpflege, wie zum 
Beispiel Caritas, H i lfswerk  und andere, haben ja 
auch schon vie l Not zu l indern geholfen. Ich kom­
me aus dem ländl ichen Raum, und es ist üblich, 
zumindest in der überwiegenden Zah l  der Fäl le ,  
daß in der Fami l ie die a lten und kranken Men­
schen gepflegt werden. U nd mir sind sehr  viele 
Frauen bekannt - es l iegt ja vor al lem an den 
Frauen - ,  Töchter. Schwiegertöchter, die rund 
um die Uhr jahrelang schwerkranke Patienten be­
treut haben, die aber se lber schon physisch und 
psych isch krank werden, wei l  sie einfach diese 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung nicht mehr schaf­
fen. Hier haben diese Hi lfsdienste schon eine gro­
ße Entlastung gebracht, aber eines bedaure ich 
sehr: daß gerade das Hilfswerk, Caritas und ande­
re so sehr auf S penden angewiesen sind. Das ist 
gerade für diese Pflegehi lfeeinrichtungen sehr de­
primierend. 

Lassen Sie m ich  jetzt auch noch auf ein Ge­
spräch eingehen ,  das ich vor kurzem m it einer 
jungen Frau geführt habe , die seit  zehn Jahren in  
der Altenpflege i n  einem Heim tätig ist. S ie  hat 
sich bitter darüber beklagt, daß eigentlich die 
Aus-und Weiterbi ld ung derer, die in der schwe­
ren Pflege tätig sind, nicht entsprechend ist, vor 
allem d ie psychologische Ausbildung. S ie und 
ihre Kol legen haben sehr  große Probleme bei der 
Pflege d ieser schwer- oder sterbenskranken Men­
schen und auch damit, dann mit dem Tod dieser 
ihnen oft jahrelang Anvertrauten, fertig zu wer­
den. 

Herr Bundesmin ister ,  ich möchte Ihnen sehr 
ans Herz legen, daß die Weiterbildu ngsmöglich­
keiten vor allem auf psychologischem Gebiet ver­
bessert beziehungsweise ausgebaut werden. 

Ein großes Anliegen war uns schon immer 
auch die soziale Absicherung der Fami l ienmit­
glieder, d ie diese Kranken- oder Altenpflege zu 
Hause machen. D ies muß wirklich in  der Sozial­
versicherung geregelt werden.  

Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren !  Es wurde auch von meinen 
Vorrednern schon angesprochen, daß die Vorsor­
gemedizin ein wesentliches Element ist. Ich glau­
be, daß man nic ht durch Ge- und Verbote etwas 
verändern kann ,  sondern einfach durch Informa­
tion, durch die notwendige Aufk lärung. Ich bin 
eine N ichtraucherin und habe mich natürlich 
über Ih re gestrigen Vorschläge sehr  gefreut, das 
gebe ich sehr offen zu. In meiner Famil ie gibt es 
aber Raucher. die sehen das wesentlich anders, als 
ich das sehe. Das hängt natürlich immer vom je­
weil igen Bl ickwinkel ab. 

Wenn heute Zukunftsstrategien entwickelt 
werden müssen, kommt immer wieder auch die 
Frage : Was kostet das? Ich meine, auf dem Weg 
ins dritte Jahrtausend wird man den Mut haben 
müssen, überholte Leistungen, auch im Kranken­
und Gesundheitswesen, e infach zu st reichen und 
den Anforderungen unserer Zeit das notwendige 
Augenmerk zu schenken. Es ist einfach e in 
Hemmschuh, denn Gesundheitsvorsorge, Krank­
heit, Pflege sind nicht mit dem immer mehr hoch­
gespie lten jungen, dynamisc hen Erfolgsmenschen 
assozierbar. Daher müssen andere Maßstäbe zur 
Orientierung herangezogen werden. 

Daß es natürl ich im Gesundheitsbewu ßtsein 
ein Leistungsprinzip geben muß,  darüber glaube 
ich ,  sind wir uns alle e inig. Aber ich möchte es 
noch einmal betonen: Im Gesundheitswesen, in 
der Sozialpolitik ,  gibt es Leistungen, die nicht 
kommerziell meßbar sind. Die Finanzierung un­
seres gesamten Gesundheits- und Sozialsystems 
muß transparent werden:  Bürokratismus so wenig 
wie notwendig, aber natürl ich mit objektiven 
Kontrol lmechanismen ausgestattet. 

Folgendes lassen Sie mich zum Abschluß noch 
sagen:  Gesundheits- und Sozialpolitik kann nie­
mals getrennt gesehen werden, sondern muß ver­
nünftig aufeinander abgestimmt und auch koor­
diniert werden .  (Beifall be i Ö VP und SPÖ.) 1 0.38 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Josef Fausten­
hammer. Ich erteile es ihm. 

/U .39 
Bundesrat Josef Faustenhammer (SPÖ, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Geschätzter Herr 
Minister! Meine sehr  verehrten Damen und Her­
ren des Bundesrates! Herr Minister Ausserwink­
ler hat heute im Bundesrat eine Erklärung abge­
geben, die beweist, wie wichtig. er die Fragen der 
Gesundheit der Bevölkerung Osterreichs nimmt. 
Er hat auch mit Tabus gebrochen - wenn ich die 
Erk lärung von geste rn nehme - ,  und zwar inso­
fern, als daß ein Werbeverbot für Rauchwaren 
erstel lt werden sol l .  Ich glaube, daß es wichtig ist, 
e inmal e ine Initiative zu ergreifen, um das Rau­
chen zwar nicht zu verhindern, aber doch e inzu­
schränken. 

Mir persönlich hat gefal len, daß der Herr Mini­
ster nach seinem Amtsantritt i n  der Sendung 
"ZiB 2" zu Elmar Oberhauser gesagt hat, daß 
sein  Interesse den sozial Schwachen gelte, daß er 
die Interessen der sozial schwachen ,  der beh in­
derten und der pflegebedürftigen Menschen 
wahrnehmen werde. Und hier werden Sie, Herr 
Minister, von uns Sozialdemokraten sicher tat­
kräftige Unterstützung erhalten. 

Minister Ausserwink ler ist aber auch ein Ver­
treter der Ärzteschaft - auch wenn Herr Dr. 
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Pumberger e in  wen ig kritisch gebeten hat, er 
möge die Ärzte vertreten - ,  denn zum damal igen 
Ärztestrei k  in Kärnten befragt, zeigte er Sensibi l i­
tät für Ärzte , gab aber auch ein klares Bekenntnis 
ab, daß eine Austragung des Streites in Kärnten in 
Form eines S treiks auf dem Rücken der Patienten  
für  ihn  nicht in Frage komme, und er würde sich 
nicht scheuen, falls es nach e inem Angebot des 
Landes und der Krankenkasse zu keiner Ein igung 
käme, aus der Ärztevertretung auszutreten. Das 
war se ine damalige Aussage . 

Er hat aber auch bewiesen, daß er für berech­
tigte Anliegen der Ärzte eintritt. Am 8.  Mai hat er 
im "Mittagsjournal" für d ie Honorierung von 
Ärzteleistungen die Erstel lung eines Kataloges als 
erforderlich bezeichnet. In diesem müsse die 
Qualität der Leistungen  defin iert und auch die 
Zeit ,  die für d ie ärztliche Leistung aufgewendet 
wird, berücksichtigt werden.  Ein reines EinzeIlei­
stungssystem berge die Gefahr in sich, daß immer 
mehr Leistungen in immer kürzerer Zeit erbracht 
werden. Man müsse daher auch den Faktor Zeit 
berücksichtigen, sagte der Herr Minister, und da­
durch ergebe sich eine Limitierung der Zahl der 
Leistungen.  

Die Wirtschaftl ichkeitsstudien,  d ie s ich derzeit 
in Umlauf befinden und in denen festgestellt wur­
de, daß sic h  d ie Ärzte am Rand des Existenzmini­
m ums bewegen ,  haben nach Ansicht des Mini­
sters doch i hre Haken.  Die scharfen Töne der 
Vergangenheit hätten heute in einer D iskussion 
über Wirtschaftlichkeit nichts mehr verloren. 

Ich begrüße daher auch seine heutige Erklä­
rung, eine Novelle zum Ärztegesetz werde die 
Schaffung einer Rechtsgrundlage für die selbstän­
dige Tätigkeit ausländischer Ärzte, insbesondere 
von Zahnbehandlern ,  bringen, ebenso die Veran­
kerung von Datenschutzbestimmungen,  d ie 
Schaffung von Organisationseinheiten im Rah­
men der Ausbildungsstätten für eine flexible 
Ärzteausbi ldung im Sinne der Rotation sowie den 
Beginn der Ausarbeitung eines umfassenden Ge­
sundheitsplanes, Krankenanstaltenplan,  Studie 
über die Notwendigkeit medizinisch-technischer 
Gro ßgeräte, Ärztebedarfsplan für niedergelasse­
ne und praktische Ärzte und Fachärzte. Aber 
auch eine Verbesserung des M utter-Kind-Passes 
bringt diese Novelle. Untersuchungen der Säug­
l ingshüfte, Hepatitis-B-Untersuchungen der 
Schwangeren werden aufgenommen, hat der Mi­
n ister betont ,  und das begrü ße ich außerordent­
l ich .  (Beifall der Bundesrätin Dr. Karisson. ) 

Auch im  Bereich des Sportes werden neue 
Richtlinien gesetzt, etwa für den Behinderten­
sport. Es soll eine Spezialolympiade geben.  Sie 
bereiten das vor. E in  Leistungssportler so ll nach 
dem Leistu ngssport berufl ic h wieder integriert 
werden in  d ie Gesel lschaft, was ebenfal ls sehr zu 
begrüßen ist. 

Dr. Pumberger hat ebenfalls angeführt ,  daß der 
Herr Minister täglich in den Medien vertreten ist . 
Das muß,  so scheint es, e ine Kärntner Marotte 
sein, ich will n icht von " Krankhe it" reden  - er ist 
ja Gesundheitsminister - ,  denn auch Ihr Partei­
vorsitzender bemüht sich ,  au ßerordent l ich  oft i n  
den Medien zu  erscheinen. Was dem einen recht 
sein sol lte , mü ßte auch dem anderen z ugebi l l igt 
werden. 

Herr Minister Ausserwinkler unterscheidet sich 
aber a uch  in seinen Aussagen sehr vom Parteiob­
mann der FPÖ, denn seine Aussagen sind im Ge­
g.ensatz zu jenen Haiders für die Bevölkerung 
Osterreichs notwendig und wichtig. 

In der Gesundheitspol i t ik  müssen wir uns mehr  
denn je damit beschäftigen,  daß  die Kostenwahr­
heit aufgezeigt wird, und der Österreicher  muß 
bere it sein, d ie  notwendigen f inanziel len Abgel­
tungen in Form von Sozialversicherungsbeiträgen 
und so weiter zu leisten.  Es ist auch von Herrn 
Dr. Pumberger wieder angeschnitten wo rden, daß 
die Spitalskosten exorbitant gestiegen sind. Dem 
muß ich beipflichten, aber es ist leider Gottes 
auch so, daß die Kosten der Heilmittel in Öster­
reich i n  den letzten zehn Jahren um über 
200 Prozent gestiegen sind, und das trägt natür­
lich auch zur Kostenerhöhung auf dem Spitals­
sektor bei. 

Viel leicht noch zur freiwi l l igen Wahl von So­
zialversicherungsanstalten.  Ich glaube nicht, daß 
dies zielführend wäre. Die F reiheitl iche Partei 
vertritt immer wieder die Ansicht, daß man von 
der Pfl ichtversicherung in eine freiwi l l ige Versi­
cherung übergehen so l le .  (Bundesrat Dr. 
R 0 c k e n s c  h a u  b: Versicherungspflicht!) Das 
werde ich für die sozialdemokratische Fraktion 
vehement ablehnen. In den USA gibt es keine 
Versicherungspfl icht, dort sind 34 Mill ionen 
Menschen ohne Sozialversicherung. (Bundesrat 
Dr. R 0 c k e n s c h a ll b: Das wollen wir nicht.') 
Anscheinend schon, denn wenn Sie von der 
Pfl ichtversicherung abgehen wollen, wäre das der 
erste Schritt in diese Richtung. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Ich habe noch eine Bitte an den Gesundheits­
minister,  das ist zumindest zum Teil  se in  Kompe­
tenzbereich und betrifft e ines unserer wichtigsten 
Güter, das wir in Österreich haben:  das Wasser. 
Meine geschätzten Damen und Herren !  Im Okto­
ber des Vorjahres hat das Parlament eine Pestizid­
regelung beschlossen.  durch die Betre iber von 
Wasserversorgungsan lagen ,  auch von k leineren 
Anlagen,  also auch von Hausbrunnen, verpfl ich­
tet wurden, das Wasser untersuchen zu lassen. 

Ich würde bitten ,  daß diejenigen in  der Bevöl­
kerung, d ie einen Hausbrunnen  haben ,  n icht mit 
außerordentlichen Belastungen konfront iert wer­
den, denn die Hausbrunnen  sind oft mit besserem 
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Wasser versehen als derzeit die öffentl iche Was­
serversorg!Jng. Dies ist etwa in N iederösterreich 
bei der NOSIWAG der Fal l ,  deren Wasser oft Ni­
tratwerte enthält, die an d ie Grenze der Belast­
barkeit heranreichen. Ich würde daher bitten -
es ist heute schon angeschnitten worden - ,  beim 
Finanzminister bezüglich der Zuckerkranken 
vorstel l ig zu  werden. 

Wenn es zu solchen Untersuchungen der Haus­
brunnen käme, würde ich das im Interesse der 
Gesundheit natürl ich begrüßen,  die Kosten dieser 
U ntersuchungen mü ßten aber steuerl ich absetz­
bar sein .  Das wäre sicher e in Beitrag, gesundes 
Wasser zu haben. Auch wenn es im Eigeninteres­
se l iegt, d iese Untersuchungen durchführen zu 
lassen, muß man bedenken, daß eine Untersu­
chung auf Pestizide bis zu 17 000 S kostet. H ier 
i st eine Klärung über die Untersuchungspflicht 
nötig, sonst wären diese Kosten der erste An­
schlußgrund an eine öffentliche Wasserleitung, 
und das ist nicht im S inne unseres Wassers, das 
wir benötig�n. und auch nicht im Sinne der Be­
völkerung Osterreichs. 

Ihnen, Herr Minister, möchte ich für Ihre wirk­
l ich schwere Arbeit viel Erfolg wünschen, und ich 
darf Ihnen versichern, daß Sie die sozia ldemokra­
tische Fraktion in Ihren Bestrebungen für d ie Ge­
sundheit unserer Bevölkerung unterstützen wird. 
(Beifall bei der SPÖ. )  10.50 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Andreas Möl­
zer.  Ich ertei le es ihm. 

J O.50 
Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ. Kärnten) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Hohes 
Haus! Wenn schon ein Gesundheitsmin ister im 
Bundesrat weilt, noch dazu ein Gesundhe itsmini­
ster, der aus Kärnten stammt, muß man als 
Kärntner Bundesrat zweife llos die Gelegenheit 
wahrnehmen, das wohl grö ßte Gesundheitspro­
b lem, das Tei le der Kärntner Bevölkerung gegen­
wärtig bedrückt, anzusprechen,  nämlich den so­
wohl umweltpolit isch als auch gesundheitspol i ­
t isch gro ßen Skandal um die Bleiberger Berg­
werksunion in Arnoldstein. 

Um das Maß der Gesundheitsgefährdung, die 
die Kärntner Bevölkerung im Raum Arnoldstein  
betroffen hat, zu verstehen, muß an eine Reihe 
von Zwischenfällen erinnert werden , d ie in den 
letzten Jah ren Gesundheitsgefährd ungen nach 
sich zogen. 

Immer wieder kam es zu Wasserverunre inigun­
gen und zu entsprechender Gefährdung der 
Atemluft. 

Bekannt ist, daß im August 1989 d ie Umwelt­
organisation "Greenpeace" e ines der BBU-Ab­
wasserrohre zubeton ierte, da die Werksleitung 

der Bleiberger Bergwerksunion regelmäßig Ver­
stöße gegen Wasserrechtsbescheide zu ließ. Im  
Oktober 1989 gab es einmal  eine Bleigaswolke 
über Arnoldstein  nach einer Raffinierieexplosion .  
Dan n wieder wurde d ie  Smogalarm-Vorwarnstufe 
überschr itten, wie etwa im Dezember 1 989. Die 
Anrainerbevölkerung l itt unter Dauersmog und 
in den Fluß Gailitz wurden Zink, Blei, Arsen und 
ähnliche Gifte gelassen.  Laut "Greenpeace" ge­
langten zum Beispiel täglich etwa 1 7,8 kg B le i  
und 9,7 kg Arsen in die Gail itz. 

Diese groß angelegte Umweltvergiftung. Ge­
fahr für Mensch und Tier. war laut BBU behörd­
lich geduldet, es gab Gutachten von Beamten, d ie 
keine Gefährdung flt r Mensch und Tier erkann­
ten, obwohl  der Fluß bereits tot war. 

Das zynische Argument  lautete damals: Daraus 
trin kt ja ohnedies keiner !  Dabei ist es ein Faktum, 
daß nicht nur Blei schwer gesundheitsgefährdend 
wirkt, sondern auch Schwermetalle wie Cadmi­
um, abge lagert in  Leber und Niere, krebserregend 
sind . 

Auch Nickelbelastung wirkt potentiell krebser­
regend, und zu hohe Werte an Nickel und Arsen 
können bekanntlich nicht nur potentiell krebser­
regend, sondern schwächend auf das Immunsy­
stem, insbesondere von Kindern, wirken. 

Doch zur politischen Dimension dieses Fal les. 
Zu Recht haben die Medien in Kärnten in den 
letzten Tagen die Frage aufgeworfen:  Hat denn 
die Sanitätsbehörde, haben denn die Gesundheits­
politiker trotz des Wissens um die Schwermetall­
belastung jahrelang geschlafen? 

Sozial istische U mweltlandesräte Kärntens, zu­
erst Max Rauscher, dann Sch i l ler, reagierten nur  
mi t  Ankündigungen und Versprechungen: Man 
wolle überfallsartige Schadstoffkontrollen ma­
chen, man wol len den Behördensumpf im U m­
weltbereich trocken legen,  man werde die Landes­
beamten in Hinkunft wie "Greenpeace" arbeiten 
lassen. 

Zwar warnte Umweltlandesrat Schil ler von der 
SPÖ die Bevölkerung einmal vor dem Genuß von 
Obst und Gemüse, als im  Oktober 199 1 eine B lei­
gaswol ke über Arnoldstein  hing, wirkl iche Maß­
nahmen wurden aber n icht getroffen.  Die vom 
damaligen freiheitl ichen Landeshauptmann ge­
forderten Personalaufstockungen im U mweltamt, 
um der Probleme Herr zu werden ,  wurden vom 
sozial istischen Referenten Schi ller abgelehnt, und 
überhaupt darf man wohl sagen. daß der damalige 
Landeshauptmann ]örg Haider von Beamten und 
auch von se inen sozialistischen Regierungskol le­
gen blockiert und hintergangen wu rde. 

Insgesamt fragten sich die Medien bereits 1989, 
was im Kärntner Umweltressort los sei ,  da die Ge-
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sundheitsgefährdung der Bevölkerung so tatenlos 
h ingenommen wurde. Originalzitat aus e iner gro­
ßen Tageszeitung aus den damaligen Tagen:  "Was 
ist los im  Umweltressort? Werden Beamte u nter 
Druck gesetzt? Wird der Landesrat falsch oder 
mange lhaft informiert?" 

Insgesamt jedenfalls ist es eine Tatsache, daß 
die zuständigen Beamten des Landes Kärnten und 
d ie zuständigen Umwelt- und Gesundheitspoliti­
ker der Kärntner Sozial isten in den letzten Jahren 
wußten,  daß die Ble iberger Bergwerksunion zu­
viel Gift in die Gailitz abgelassen hat und daß 
auch die Luft u nd die Böden der U mgebung mit 
entsprechenden Belastungen versehen waren. 

Tägl ich  wurde also gegen geltende Umweltge­
setze zu Lasten der Gesundheit der Bevölkerung 
verstoßen. Weder seitens der Beamten noch sei­
tens der sozialistischen Gesundheitspolit iker wur­
den die entsprechenden Maßnahmen ergriffen ,  es 
handelte sich vielmehr um ein Beschwichtigungs­
u nd Beschönigungskartel l ,  bestehend aus BBU­
Managern, Beamten und sozialistischen Politi­
kern, das der Bevö lkerung bis heute vormachen 
wil l ,  daß kaum eine Gesundheitsgefährdung be­
steht. 

An den Gesundheitsminister wäre die F rage be­
ziehungsweise der Appell zu richten,  seine Partei­
freunde in Kärnten im I nteresse der Gesundheit 
der Bevölkerung auf ihre moral ischen u nd gesetz­
l ichen Verpflichtungen gegenüber den Menschen, 
gegenüber der Umwelt u nd auch gegenüber der 
Tierwelt aufmerksam zu machen. Oder will sich 
der Gesundheitsminister in dieses Beschwichti­
gungskarte l l  einreihen? 

Österreichische Gesundheitspol itik steht nicht 
nur bei hochnoblen internationalen Tagungen, 
von denen der Herr Bundesminister erzählt hat, 
auf dem Prüfstand, sondern auch bei der Kärnt­
ner Bevölkeru ng im Raum Arnoldstein .  Wo 
bleibt h ier die " Leistungsexplosion",  von der der 
Herr B undesminister gesprochen hat? Wenn h ier 
keine Antworten in Kärnten für die Kärntner Be­
völkerung gegeben werden, dürfte es sich als Tat­
sache erweisen, daß nicht nur die Halbwertszeit 
von Sportidolen , sondern auch die von sozialisti­
schen Ministern sehr schnell sinkt - zumindest 
i n  Kärnten .  - Danke. (Beifall bei der FPÖ. ) 10 .56 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu ei­
ner tatsächl ichen Berichtigung hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Pumberger zu Wort gemeldet. Ich er­
tei le ihm das Wort, .möchte aber vorher darauf 
aufmerksam machen, daß d ie Redeze it 5 Minuten 
nicht übersteigen darf. - Bitte, Herr Bu ndesrat. 

IO.56 

Bundesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ, Ober­
österreich) :  Einer meiner Vorredner hat offen­
sichtlich meine Ausführungen n icht ganz  richtig 

verstanden, und ihm hat die gesamte sozialdemo­
kratische Fraktion woh lwol lend beigepflichtet. 

Ich darf noc h einmal ganz klar sagen, daß die 
freiheitl iche Fraktion nicht davon ausgeht, daß 
wir eine Versicherungspfl icht fal len lassen wol­
len. Ganz im Gegentei l :  Wir wollen bei der Versi­
cherungspflicht bleiben ,  und wir  bauen auf der 
Versic herungspfl icht auf. (Bundesrat Dr. 
G u s e n  b a ll e r: Das ist aber neu.') Wir haben 
uns aber immer für die Abschaffu ng der Pflicht­
versicherung ausgesprochen, und das ist ein 
grundlegender Untersch ied. (Bundesrat S t r ll t -
z e n b e r g e r: Das erklären Sie jetzt, was Sie wol­
len.') Wenn ich eine Redezeitverlängerung be­
komme, mache ich das gerne. 

Der Vergleich mit amerikanischen Verhältn is­
sen ,  Herr Kol lege , hält also nicht stand . In Ameri­
ka ist wirklich die t ragische Situation,  daß es zig 
Mi l l ionen Leute gibt, die keine soziale Kranken­
vers icherung haben, und  gerade das wol len wir 
nicht. Aber das wurde uns unterstellt , und gerade 
das wollte ich richtigste lIen . Wir wollen den frei­
en Markt bei den soz ialen Krankenversicherun­
gen .  Und d iesen gibt es bei uns n icht, sondern wir 
haben eine Pfl ichtvers icherung. Für jede Berufs­
sparte gibt es die entsprechende Pflichtversiche­
rung, und es gibt keine Möglichkeit, daß wir uns, 
wenn wir mit d ieser Versicherung nicht zufrieden 
sind, auf e ine Alternative e inlassen können. (Bun­
desrat S t r u t z  e n b e r g e r: Da kenne ich einige 
Ärzte, aber sonst niemanden!) Und in  diesem Sin­
ne hoffe ich , daß das so verstanden wird. (Beifall 
bei der FPÖ. )  10.58 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Therese Lu­
kasser. Ich ertei le es ihr .  

10.58 

B undesrätin Therese Lukasser (ÖVP, Tirol) :  
Verehrter Herr Präsident! Sehr  geehrter Herr 
Bundesmin ister Dr. Ausserwinkler!  Sehr geehrter 
Herr Bundesminister Mag. Klima! Meine Damen 
und Herren!  Hoher B undesrat! So gut wie al le 
Medien, Herr Bundesminister, befassen sich seit 
I hrer Ernennung in ausgiebigen Abhandlungen 
mit I hrem Ressort. Bere its die Head lines sugge­
rieren, welche Kompetenzen man Ihnen zutraut, 
von "Sind Sie n icht zu j ung, Herr Min ister?" über 
"Allein gegen die Mafia !"  bis "Einen Schlußstrich 
ziehend !" , um nur e ine kleine Auswahl  zu zitie­
ren , begleiten Ihren Amtsantritt. 

Bei der Bevölkerung ist eine gewisse Genugtu­
ung über die Beste l lung eines praktizierenden 
Mediziners zu orten .  Damit ist aber auch eine er­
höhte Erwartungshaltung an diesen verbunden. 

Sehr geehrter Herr B undesminister! Sie haben 
in I hrer Erklärung viele offene Fragen beantwor­
tet und sind auch auf Pionierwege der Vorsorge, 
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wie Sie es nannten,  eingegangen. Ich möchte auf 
drei Bereiche, Teilaspekte Ihres umfassenden 
Aufgabenbereiches, hinwe isen ,  die in den letzten 
Wochen an mich herangetragen worden sind. 

Als erstes Problem möchte ich das Problem des 
Tbc-Impfstoffes ansprechen. Ihnen ist sicher be­
kan nt ,  daß im letzten Jahr in Tirol 95 Babies we­
gen aufgetretener Schäden infolge der Impfung 
gegen Tbc operiert werden mu ßten. 

In Tirol treten pro Jahr immer noch zirka 
1 50 Neuerkran kungen an Tuberkolose auf. Das 
Land hat in sämtlichen Gesundheitsämtern der 
Bezirke neue Röntgengeräte auf dem modernsten 
techn ischen Stand instal l iert. Das war e in Kosten­
aufwand von etwa 1 0  Mi l l ionen Schil l ing; weitere 
Investitionen sind geplant. 

Außerdem betreibt d ie Landes-Sanitätsdirek­
tion einen Röntgenbus, der praktisch ganzjährig 
Reihen untersuchungen an gefährdeten Personen 
durchführt. Die Zahl der untersuchten Personen 
betrug im letzten Jahr 1 7  000. 

Der Oberste Sanitätsrat hat die Empfehlung 
gegeben, die neugeborenen Risikokinder in der 
ersten Lebenswoche gegen Tbc - die meisten 
Neuerkrankungen treten erfahrungsgemäß bei 
Ausländern auf - zu impfen. Es ist dringen� not­
wendig, einen approbierten Impfstoff in Oster­
re ich zur Verfügung zu haben, das ist aber derzeit 
nicht der Fal l ,  daher kann den Empfehl ungen des 
Obersten Sanitätsrates von seiten der niedergelas­
senen Ärzte und insbesondere der Kinderärzte 
nicht nachgekommen werden. Außerdem kann 
das in Tbc-Stationen tätige Personal nicht vor­
schriftsmäßig geimpft werden, wie dies im Tbc­
Gesetz gefordert wird. 

Die Tatsache, daß es derzeit noch keinen in 
Österreich approbierten Tbc-Impfstoff gibt, ist 
nicht al lgemein bekannt. Daher bitte ich Sie: Un­
terstützen Sie mit allem Nachdruck die Bemü­
hungen um eine Zu lassung, sodaß m it einer baldi­
gen Verfügbarkeit gerechnet werden kann !  

Gesundheitsvorsorge i s t  Lebensvorsorge. 

Zum zweiten möchte ich, wie Herr Kollege 
Bundesrat Payer, auch auf die Aufgaben der 
Schu le im Rahmen der Vorsorgemedizin hinwei­
sen. 

Neben der E inführung des Mutter- Kind-Passes, 
der Lehrl ingsuntersuchung und der Gesundenun­
tersuchung wurde für die Untersuc hung der 
Schu lk inder der schu lärztliche Dienst neu organ i­
siert und mit dem Gesundheitsblatt eine standar­
disierte Befunddokumentation geschaffen .  Man 
wo llte Aufsch luß über den Verlauf des Gesund­
heitszustandes der Sechs- bis Achtzehnjährigen 
beko mmen, um  rechtzeitig medizinisch prophy­
laktische Maßnahmen setzen zu können. 

Das Statistische Zentralamt wertet die Gesund­
he itsblätter der ersten,  vierten, achten u nd zwölf­
ten Schulstufe nach e inem Stichprobenverfahren 
aus. Die Ergebnisse d ieser Untersuch ungen erga­
ben in den ac htziger lahren eine Zunah me der 
Al lergien und des Bronchialasthmas . Die Anzahl 
der Brillenträger stieg von zirka 9 Pro zent in der 
ersten Schulstufe auf 39 Prozent in der zwölften 
Schu lstufe. 

Die Zahnkaries stel lt mit 29 Prozent der Schü­
ler der ersten und mit 27  Prozent der Schü ler der 
vierten Schulstufe die häufigste pathologisc he 
Veränderung dar. 

Sehr geehrter Herr Minister! Hohes Haus! An 
der Aussagekraft dieser Ergebnisse habe ich mei­
ne Zweifel. Wie sol l  ein Schularzt, der neben sei­
ner Tätigke it als Sprengelarzt zum Beispie l auch 
noch eine Zahnarzt-Praxis hat, bei zirka 25 bis 30 
Schü lern in e iner halben Stunde mehr feststel len 
können als: Bril lenträger, Karies, adipös, Rund­
rücken. Das sind Mängel ,  die auch mir, dem Klas­
senlehrer, aufgefallen sind. 

Von der mangelnden Lesbarkeit der Schnel l­
d iagnosen im Gesundheitsblatt wi l l  ich gar nicht 
reden. Die Zahlen, die das Statistische Zentralamt 
erreichen, sind in manchen Fällen - gelinde ge­
sagt - Hausnummern. 

Es geht mir aber um etwas anderes. Zum Auf­
gabenbereich der Schulärzte gehört aber nicht 
nur  die jährliche Untersuchung der Schüler .  Im 
§ 66 des Sch ulunterrichtsgesetzes wurde die 
Grundlage für weitere schulärztliche Tätigkeiten 
geschaffen, wie zum Beispiel Beratung der Lehrer 
in Fragen der Gesundheit einzelner Schüler, den 
Unterricht betreffend , oder Beratung der Lehrer 
und Eltern in Fragen der Gesundheitserziehung 
und die jährl iche k l inisch-physikalische Untersu­
chung der Schü ler. 

Da für die Beiste l lung der Schulärzte d ie Schul­
erhalter zuständig sind, wurden von den Ländern 
und Gemeinden sehr  untersch iedl iche O rganisa­
tionsformen für die Pflichtschulen gewählt, die 
von einer hauptberuflichen Anstel lung b is zu ei­
nem Werkvertrag mit Fal lpauschale - in  Tiro l 
laut Auskunft der Sanitätsdirektion etwa 555 S 
pro Stunde - reichen.  

Im Schuljahr 1 990, um nur etwa eine G rößen­
ordnung zu nennen, gab es österreichweit rund 
650 000 Pfl ichtschüler, in Tiro l  waren es 60 000. 
Die Schwierigkeiten im Pfl ichtschulbereich erge­
ben sich dadurch: 

daß sich die schulärztliche Tätigkeit in der Pra­
xis oft auf die Reihenuntersuchung der Schüler 
beschränkt; 

daß der Schularzt nicht zu bestimmten Zeiten 
an der Schu le zu  erreichen ist und somit durch 
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den fehlenden Kontakt zu den Lehrern eine echte 
Beratungstätigkeit nicht mögl ich ist; 

daß diese Schüleruntersuchu ngen manchmal in 
schlecht geeigneten und unzure ichend ausgestat­
teten Räumen stattfinden; 

daß die Anzahl der zu betreuenden Schüler zu 
gro ß ist, um eine ausreichende Vertrauensbasis zu 
schaffen ;  

daß Ärzte diese Tätigkeit ausüben,  d ie  durch 
ihre hauptberufliche Arbeit vo l l  ausgelastet sind; 
und schl ießl ich 

daß die Bezahlung im Pfl ichtschu lbereich in 
der Regel wesentl ich schlechter ist als im Bundes­
schu lbereich.  

Ich b in  n icht der Meinung, daß man von den 
Reihenuntersuchungen abgehen so llte, da beson­
ders die heranwachsende Jugend sich scheut, ei­
nen Arzt aufzusuchen. Und gerade in  diesem Al­
ter treten Haltungsfehler, Sehfehler und psychi­
sche Störungen auf, die keiner Behandlung zuge­
führt würden.  

Eine wesentl iche Verbesserung könnte jedoch 
erreicht werden, wenn auch im Pflichtschu lbe­
reich - das möchte ich fordern - für Schulen ab 
200 Sch üler,  wie in  B undesschulen, die Möglich­
keit eines e igenen Schularztes geschaffen wird. 
Der zeit l iche Aufwand des Schu larztes wird etwa 
pro 60 Schüler eine Wochenstunde betragen , und 
da er zu regelmäßigen Zeiten an der Schu le anwe­
send ist, b le ibt genug Freiraum für andere schul­
ärztliche Aufgaben,  etwa d ie M itarbeit im Schul­
forum oder im Schulgemeinschaftsausschuß ,  und 
es bleibt auch Zeit für die allerwichtigste Aufga­
be: Gesundheitserziehung an der Schu le. Es 
könnten Fragen über gesunde E rnährung, Hal­
tungsfehler, Unfallverhütung, Alkohol- u nd Dro­
gen probleme, Erste H i lfe , aber auch über Sexual­
erziehung u nd Empfängnisverhütung, über Aids 
u nd so weiter besprochen und behandelt werden.  

Die Chance der Schule, umwelt- und gesund­
heitsbewußtes Hande ln neun Jahre oder mehr 
h indurch beeinflussen zu können, muß genützt 
werden. Meinetwegen könnten in dieses Pro­
gramm auch arbeitslose Jungärzte eingebunden 
werden, die e ine artverwandte oder - wie heute 
schon gesagt wurde - unse lbständige Tätigkeit 
während des Wartens auf einen Turnusplatz aus­
üben könnten .  

Das dritte Anl iegen - dazu möchte ich eigent­
l ich nur d ie Ausführungen von F rau Bundesrätin 
Schierhuber noch e inmal unterstre ichen - :  Pfle­
gedienste, die von der Famil ie geleistet werden .  
Das ist e ine  Formel zur U mschreibung von Ar­
beit. d ie fast ausschl ießl ich von Frauen geleistet 
wird .  Der weitaus überwiegende Tei l  der pflege­
bedürftigen alten Menschen, besonders auf dem 

Lande , wird zu Hause betreut. Und die sich dar­
aus ergebenden physischen und psychischen Bela­
stungen ,  denen die gesamte Familie ausgesetzt ist, 
we rden noch immer unterschätzt. Auch der wirt­
schaft l iche Aspekt der fami l iären Pflege hinsicht­
lich der konkreten Forderungen nach Anrech­
nungsze iten für die Pension ist noch immer nicht 
gerege lt. 

Aufgrund des stets ste igenden Bedarfes an AI­
tenpflege ist es unumgänglich, diesen Beruf ge­
sel lschaftl ich und wirtschaftl ich attraktiv zu ma­
chen und die notwendigen Voraussetzungen da­
für zu schaffen .  

Sehr geehrter Herr Min ister !  Es ist mir  bewu ßt, 
daß die derzeitige Kompetenzauftei lung - Sie 
nannten es: das iso liert dastehende Gesundhe its­
min ister ium - Ihnen woh l  e rlaubt, meine Anlie­
gen ernstzunehmen und sie wohlwollend zu un­
terstützen .  Um Ihre Hilfe u nd Ihren E insatz bei 
der Umsetzung diese r  für den Gesamtbereich des 
menschl ichen Zusammenlebens unverzichtbaren 
Initiativen möchte ich Sie bitten. Ihr E rfolg wird 
ein Erfolg für alle Menschen in unserem Lande 
sein. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. ) 1 1 .1 0  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr  Bundesrat Alfred Gerstl .  
Ich erte i le es ihm. 

1 1 .10 

Bundesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark) :  
Sehr geehrter Herr P räsident! Sehr geehrter Herr 
Minister !  Meine l ieben Damen und Herren! Sie 
werden nun al le denken, e in  Trafikant, der wird 
natürl ich für die Zigaretten reden.  Das stimmt 
aber nicht. meine Damen und Herren .  H ier muß 
ich in  meiner  Verantwortung als Polit iker spre­
chen. Ich wi l l  auch n icht, daß unser Gesundheits­
minister u nd Dr. Pumberger glauben,  sie hätten 
m it dem Werbeverbot für Tabakwaren den Ste in  
der Weise n  gefunden .  Das ist falsch ,  denn es 
fließt ja aus der gesamten Welt via Fernsehen und 
I l lustrierter Tabakwerbung nach Österreich e in .  

Es g ibt  daher nur e ine Lösung - das wissen Sie 
ganz genau,  nur traut sich niemand drüber - ,  d ie 
rasch erfül lt werden sol l te und durch den Ge­
sundheitsminister unterstützt werden m üßte. Da 
wir aber das Glück haben,  einen Arzt als Gesund­
heitsminister zu besitzen ,  verwirklicht es sich 
vielleicht, näml ich  d ie Schaffung eines Marktord­
nungsgesetzes für den Tabakwareneinzelhandel 
in  Österreich. Dieses Gesetz soll in  Analogie zum 
Tabakmonopolgesetz 1 986 Abgabestel len für Ta­
bakwaren in  einem Sch lüssel zur Bevölkerungs­
anzah l festsetzen .  

Vielleicht traut man s ich auch - wie in Frank­
reich -, e inmal ein Verbot für Automaten zu er­
lassen. Aber dann m üssen S ie auch daran denken, 
daß der Schmuggel das wesentliche Übel ist, denn 
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durch die Bi l l igware wird ja der Konsum ange­
heizt. 

Und wen n  Sie genau nachrechnen,  dann wer­
den Sie bemerken, daß vor 25 Jahren ein Kilo 
Brot 5 S und eine Packung "Smart Export" 9 S 
gekostet hat; m ittlerwei le kostet das Brot 20 bis 
25 S und eine Packung "Smart Export" nur 26 S .  
Und dann spricht man von Gesundheitspolit ik 
und vielem mehr und macht es eigentl ich jedem 
sehr schwer. 

Ich bitte Sie, Herr Minister, zu bedenken, daß 
die Werbung für die "leichte Zigarette" durch 
"Austria Tabak" einen Gegenpol zu den vom 
Ausland hereinflie ßenden Tabakwaren darstel lt ,  
d ie meist höhere Kondensat- und N ikotinwerte 
als unsere österreichischen Produkte aufweisen .  
Bei aller Liberal is ierungsfreude b in  ich daher aus 
gesundheitspolitischer Uberlegung kein Vertreter 
für die Entstaatl ichung von "Austria Tabak" ,  
denn dort ist uns noch immer die Kontrol le über 
die Produkte besser möglich als im privatwirt­
schaftlichen Bereich. 

Gehen wir nicht populistisch, sondern reali­
stisch vor , und das heißt: Schaffen wir daher so 
schnell wie möglich e in Marktordnungsgesetz für 
den Tabakwareneinzelhandel, nachdem ja in der 
EG selbst nur der grenzüberschreitende freie 
Großhandel gefordert wird und der Einzelhandel 
entsprechend der Mentalität der gewachsenen 
Strukturen national geregelt werden kann. Das ist 
meine B itte an Sie, Herr Min ister. 

Noch etwas möchte ich zur Tabakwerbung sa­
gen: Ich war seinerzeit bei der Mehrfachbehinder­
tenolympiade in  Amerika. Natürlich bin ich zu 
"Austria Tabak" gegangen und habe um  eine För­
derung für d ie behinderten Sportler gebeten und 
auch "Memphis"-Leiberl für die Sportler erhal­
ten. Bei der Olympiade kam der ORF und sagte , 
d ie behinderten Kinder müßten die Leiberl aus­
ziehen, wei l  " Memphis" daraufstehe. Es stand 
nichts von Zigarette darauf, sondern nur "Memp­
his" . In  der Wiedergabe sah man, wie immer, 
"Marlboro" , und zwar so, wie man es bei den Au­
torennen immer sieht, aber d ie "Mem­
phis" -Leiberl konnte man n icht sehen. Das ist d ie 
Doppelbödigkeit des Werbeverbotes, und d ie 
muß abgestel lt werden ! 

Zur Sportförderung möchte ich folgendes sa­
gen: Sie haben sicherlich in letzter Zeit gesehen,  
daß d ie "Kronen-Zeitung" zum Unterschied von 
gro ßen Sportinstitutionen in dankenswerter Wei­
se eine durch mich möglich gewordene Arti�else­
rie fü r den Fitneßsport , für die F itneß der Oster­
reicher veröffentl ichte. Die "Kronen-Zeitung" 
hat das nichts gekostet, aber sie sponsert ja auch 
die Bodybuilding-Weltmeisterschaft - in Graz 
vom 10. bis 1 S. November 1 992. In dieser Artikel­
serie wird al les aufgeze igt, was auch Schulbehör-

den machen könnten und machen sol lten .  (Bun­
desral F a  r l lz 0 /  e r: " Kronen-Zei­
lung"- Werbung!) 

Erwähnen möchte ich ganz besonders noch ei­
nen Lehrer, Albert Kaufmann, der in  der 
Grieskaischule in  Graz mit  großem Erfolg Ganz­
körpenraining für die Schü ler eingeführt hat. 
Überdies, Herr Minister, vielleicht könnte man 
diesem Albert Kaufmann,  derzeit Journalist in  
der  Arbeiterkammer Graz ,  für  seine außeror­
dentlichen Verdienste einen Orden verleihen. Er 
gehört zu Ihrer Partei !  Ein tüchtiger Mensch!  
(Bundesrat S t r u t z  e n b e  r g e r: Das ist keine 
Schande. wir haben nur gute Leute.') 

Ich möchte dazu noch sagen - auch aufgrund 
der Erkenntnisse , die weltweit, auch zuletzt beim 
Weltkongreß für Fitness, N utritions and Sports in 
Chikago festgestel l t  wurden - ,  daß vor allem ein 
Mensch Kraft und F itne ß entwickelt, wenn im 
Sch ulsport die Grundlage geschaffen wurde. Das 
heißt, daß nicht Sportvereine und Verbände so 
viele Subventionen bekom men sollten, die dann 
meist von Funktionärsarbeit aufgezehrt werden, 
sondern daß vermehrt die Subventionen in den 
Sch ulsport fließen sol l ten .  Auch nicht für spezifi­
sche Spondisziplinen sollten diese Subventionen 
zur Verfügung gestel lt werden, sondern für den 
Fitneßsport, für d ie Körperentwi�.k lung. Das ist 
meine Forderung. (Bei/all bei der O VP. ) lJ . 16 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Frau B undesrätin 
I 1se G iesinger. Ich erteile es ihr. 

1 1 .1 6  

Bundesrätin I lse Giesinger (ÖVP ,  Vorarlberg) : 
Herr Präsident !  Herr M in ister !  Hohes Haus! Es 
wurde heute schon sehr viel  über Gesundheitspo­
l it ik gesagt, daher möchte ich �hnen, Herr Mini­
ster, noch eine Anregung zur Uberlegung m itge­
ben. 

Gerade in den versch iedenen B undesländern 
werden oft sehr gute Gesu ndheitskonzepte ver­
wirk l icht - teilweise wurde von meinen Vorred­
nern darüber gesprochen. Und ich möchte auch 
als Beispiel mein  Bundesland Vorar lberg anfüh­
ren .  

In  den verschiedenen Bundesländern sind 
Ideen verwirk l icht worden u nd es sind Erfahrun­
gen vorhanden . Und daher möchte ich Ihnen, 
Herr Minister, sehr ans Herz  legen,  mit den . .  Län­
dern mehr zusammenzuarbeiten und Ihre Uber­
legungen und Ideen gemeinsam mit den Ländern 
zu koord inieren. - Ich danke . (Beifall bei der 
Ö VP. ) L J .18 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Gottfried Jaud. 
Ich erteile es ihm. 
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J l . 1S .. 

Bundesrat Gottfried Jaud (OVP, Tirol) :  Sehr 
geehrter Herr Präsident !  Sehr geehrte Herren Mi­
nister! Sie haben heute ja schon eine Fül le von 
praktischen Anweisungen oder Anleitungen für 
Ihr Amt erhalten. Ich möchte dem noch eine An­
weisung oder Anleitung h inzufügen.  

Meine Kollegin, F rau Bundesrat Lukasser, 
sprach von e iner Schädigung der Kinderzähne 
und von einer Schädigung durch Karies bei 
29 Prozent. H iebei ist mir  spontan etwas eingefal­
len :  Mein Sohn - 12 Jahre alt - hat vor etwa 
einem halben Jahr einen Zahnarzt besucht und 
dort gelernt, wie man Zähne putzt .  Das waren 
drei  Sitzungen zu je e iner halben Stunde. Ich 
habe zu meinem Erstaunen festgestel lt ,  daß mein 
Sohn seit damals am Morgen hergeht und seine 
Zähne putzt. Er spaziert dabei herum und putzt 
wirk lich drei oder vier Minuten lang. (Der Redner 
ahmt die Handbe wegung des Zähneputzens nach. 
- Allgemeine Heiterkeit. ) Sie sehen, ich putze 
noch nach der alten Sch ule. 

Meine Damen und Herren!  Sie al le hier im Saal 
haben sicher Probleme mit Ihren Zähnen und wä­
ren froh, wenn Sie keine P lombe und sonstige 
Dinge im Mund hätten,  sondern wenn Sie gesun­
de Zähne hätten !  Vielleicht ist das für die Zu­
kunft eine Möglichkeit, die sehr  b i l l ig sei n  kann, 
nämlich wenn man in  den Gesundheitsunterricht 
das Zähneputzen miteinbezieht. Jedes Kind 
n immt seine Zahnbürste mit in die Schule, und 
dort wird er das richtige Zähneputzen gelehrt. Ich 
glaube, das wäre eine sehr,  sehr wichtige Aufgabe 
für die Zukunft. Und wir könnten mit wenig Geld 
viel tun. - Danke schön .  (Beifall bei der Ö VP' ) 
1 1 .20 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesmin ister Dr.  Aus­
serwinkler. Ich ertei le es ihm.  

1 1 .20 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Dr. Michael Ausserwinkler: 
Sehr geehrter Herr P räsident! Hohes Haus! Ich 
gehe mit einem Rucksack an Vorsch lägen aus Ih­
rem Haus h inaus, nehme diesen Rucksack natür­
lich gerne mit, weil ich glaube, daß im Gesund­
heitsbereich Notwendigkeiten in einem breiten 
Ausmaß aufgegriffen werden müssen. Das Ge­
sundheitswesen muß aber dann auch in der Lage 
sein ,  dieses Aufgegriffene in Konzepte umzuset­
zen und dorth in zuzuordnen, wo es h ingehört. 

Gerade das letzte Beispiel hat gezeigt, daß es 
notwendig und sinnvol l  war, die Kariesprophyla­
xe als Schwerpunkt festzulegen, um zu e inem 
Umdenken zu kommen. Viel leicht wird es i rgend­
wann  einmal  in Zukunft keine Zahnärzte mehr 
geben, die Zahn behandl ungen machen, sondern 
nur noch Zahnärzte, die Prophylaxe machen, da 

eine Zahnbehandlung dann nicht mehr  notwen­
dig sein  wird. 

D ieses Umsetzen von notwendigen Dingen ist 
das Schwierige, und da liegt die Aufgabe des Ge­
sundheitsministeriums, das auch zuwege zu brin­
gen .  

Wir  wissen ,  daß Vorsorgeprogramme, wenn sie 
in i t i iert werden ,  wenn  sie auf die Beine gestel lt  
werden,  Geld kosten .  Wir wissen aber noch nicht 
so genau,  wann sie sich - neben allen positiven 
Auswirkungen auf den Menschen - rechnen. Sie 
werden sich i rgendwann einmal rechnen. Bis da­
hin müssen Wirtschaftl ichkeitsuntersuchungen 
von Vorsorgeprogrammen und deren Auswirkun­
gen angeste l lt  werden. 

Ich glaube, daß kaum ein Thema derart viel 
Emotionen auslöst - das ist auch in diesem Haus 
spürbar - wie das Rauchen beziehungsweise die 
Strategien gegen das Rauchen. Gar keine Frage: 
Es gibt keinen konfl i k tscheuen Gesundheitsmini­
ster.  Es müßte einer von beiden gehen, wenn der 
Generaldirektor der Tabakindustrie und der Ge­
sundheitsminister einer Meinung wären .  Wenn 
das der  Fall ist, dann muß man einen von beiden 
zum Rücktritt auffordern. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) 

Ich möchte aus der Fülle der Anregungen noch 
ein paar wichtige Dinge herausnehmen. Gerade 
am Beispiel Diabetes wurde gezeigt, wie notwen­
d ig Beratung ist. Aber wir müssen h ie r  wie auch 
bei vielen Gesundheitsprogrammen d ie Begriffe 
Beratung und Schulung voneinander trennen. In  
vielen Bere ichen, bei denen es  ums U mdenken 
geht ,  um das wirkliche Herankommen an Bevöl­
kerungsgruppen,  sind Schulungsmaßnahmen not­
wendig. Ein Begleiten von Patienten macht Bera­
tung notwendig.  Wir  sollten diese Begriffe k lar  
auseinanderhalten, da wir sonst bei  vielen Dingen 
n icht die Tiefe erreichen, die wir aber e rreichen 
sol len und müssen, und ich glaube, daß es gerade 
um diese Tiefe geht. 

Ein weiteres Thema sind die Verhütungsmittel .  
Meine Damen und Herren!  Es  ist eine nicht hin­
zunehmende S ituation, daß j unge Mädchen heute 
auf e inem ausgetretenen Pfad zur P i l le gehen. 
Diesen Pfad gehen sie nicht nur aus eigenen In­
tentionen, sie werden vielfach auf d iesen Pfad ge­
bracht. N iemand redet mit ihnen darüber, daß sie 
sich eigentlich in einer wichtigen Phase im Leben 
befinden, n iemand redet mit ihnen über die Aus­
wirkungen der Kontrazeption und al lgemein über 
d iesen neuen Lebensabschnitt. Es geht n icht an, 
daß in den meisten Städten Österreichs die Liste 
jener Ärzte, bei denen man am schnellsten e in 
Rezept bekommt, relativ freizügig auch in Schu­
len gehandel t  wird. Es  besteht die Notwendigkeit, 
in  d ieser Phase Aufklärungsarbeit zu leisten, und 
wir m üssen alle Strukturen, die uns zur Verfü-
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gung stehen, um Aufk lärung zu machen , verwen­
den. Es ist nämlich n icht nur die Verantwortung 
des jungen Mädchens, zu schauen, wie sie mit die­
ser neuen P hase des Lebens zurecht kommt, son­
dern es ist auch die Verantwortung des Partners. 
Es ist notwendig, über die Verantwortlichkeit in 
einer solchen P hase einmal zu reden. 

Ich habe mir im Laufe der letzten 14 Tage, drei 
Wochen eine Studie erstellen lassen, wie Aufklä­
rung ernsthaft betrieben werden muß.  und wei­
che I nhalte e ingebracht werden müssen .  Jetzt 
können wir darüber reden, welche Institutionen 
dazu am besten geeignet sind und am ehesten 
dazu bereit sind. 

Meine Damen und Herren!  Der Schularzt ist 
angesprochen worden .  Es wird im Rahmen der 
Vorsorge eher den Pädagogen ein iges an Verant­
wortung zugeordnet werden, ganz bewußt zuge­
ordnet werden. Es wird auch bei Projekten. die 
der Fonds "Gesundes Österreich" erarbeitet, eine 
Zuordn ung von Teilen dieser Projekte zu Pädago­
gen stattfinden. Wir sollten uns nicht nur auf den 
Schularzt besch ränken, wenn wir über Vorsorge 
und Vorsorgeaufgaben der Schule sprechen, 
wen ngleich er auch e ine wichtige Funktion hat. 

Wie d ie Frage Umwelt heute behandelt wurde, 
hat gezeigt. daß es zwischen Gesundheit und Um­
welt  Zusammenhänge gibt. Wenn  man über 
Kompetenzen redet, könnte man auch sagen, daß 
d ie ideale Kompetenzzusammenführung Gesund­
heit und Umwelt wäre. Aber es geht darum, Ge­
sundheit und U mwelt in e iner breiten Art und 
Weise aneinanderzukoppeln, und nicht darum, 
Verantwortungen dann ,  wenn sie unangenehm 
sind, jewei ls der anderen Seite zuzuordnen.  

Gesundheitsgefährdend ist enorm viel. Es ist 
auch der Straßenverkehr gesundheitsgefährdend. 
Aber es kann nicht der Gesundheitsminister neue 
Straßenverkehrsvorschriften erlassen .  Dazu sitzt 
jemand anderer hier, der vielleicht zu d iesem 
Thema reden kann. 

Im U mweltbereich ist das Aneinanderkoppeln 
von Umwelt und Gesundheit wesentlich. Es gibt 
zurzeit 320 ausgebildete Umweltärzte in Öster­
reich,  die eine neue Aufgabe bekommen werden .  
Jedoch kann man d iese letzten Endes nicht für 
al les zur Verantwortung ziehen, was stattfindet. 
Im U mweltbereich muß die Verantwortung von 
vielen übernommen werden. 

Das Gesundheitsmin isterium kann - wie das 
letzte Beispiel gezeigt hat - gemeinsam mit dem 
Obersten Sanitätsrat doch relativ k lare Angaben 
erste l len ,  ob Gifte in einem Raum sind . Mit den 
Aussagen darüber, welche gesundheitl ichen Aus­
wirkungen sie haben können, muß sehr  vorsichtig 
umgegangen werden.  Es darf keine Verharmlo­
sung geben, es darf aber auch n icht zur Hysterie 

führen. Die möglichen gesundheitlichen Auswir­
kungen müssen positioniert und entsprechend be­
wertet werden. 

Meine Damen und Herren !  Wesentlich ange­
sprochen waren die Patientenrechte. Ich bin auch 
der Meinung, die hier geäu ßert wurde, nämlich 
daß ein e igenes Patientenrechtsgesetz zu eng 
wäre. Es geht darum,  in Form einer Patienten­
rechtscharta festzulegen ,  was den Patienten an 
Rechten zusteht. nicht nur an Rechten bezügl ich  
der Form der  Behandlung, des Versorgtwerdens, 
sondern auch an Rechten der Information. Vom 
Gesundheitswesen m u ß  damit Transparenz gelei­
stet werden ,  um dem Patienten die Mündigkeit 
zuzuordnen, die er  braucht. Da sehe ich eine sehr  
gute Entwicklung. Das Zusammenschl ießen von 
Patientenorganisationen zu Dachverbänden und 
ähnl ichem zeigt. daß wir  im Gesundheitswesen 
e ine neue Gruppe bekomme n  werden, d ie sehr 
viel  mitreden wird und uns seh r  viele Forderun­
gen mitgeben wird. D ie Patientenrechtscharta soll 
aber nicht nur ein Papier sein ,  es sol l  i n  Form 
einer 1 5a-Vereinbarung den Charakter eines Ge­
setzes bekommen und somit auf alle bestehenden 
Gesetze Auswirkunge n  haben.  

Meine Damen und Herren! Ich danke I hnen für 
die Fülle der Vorschläge zum Gesundheitswesen.  
Ich glaube, daß Sie s ich manchmal an meine Seite 
ste llen werden m üssen ,  wenn die eine oder andere 
Institution davon zu überzeugen ist, daß es darum 
geht, Verantwortung für das Gesundheitswesen 
zu übernehmen. - Danke schön. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. ) 1 1 .30 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

2 .  Punkt: Erklärung des Bundesministers für öf­
fentliche Wirtschaft und Verkehr 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zur Erklärung des Herrn Bundesmini­
sters Mag. Viktor Kl ima,  den ich das erste Mal 
herzlich in  unserer M itte begrü ße. (Allgemeiner 
Beifall. ) 

1 1 .31 

Bundesmin ister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Mag. Vikto r  Klima: Meine seh r  geehrten 
Damen und Herren !  Er lauben Sie mir bitte bei 
meiner ersten Rede hier im Bundesrat e ine per­
sönl iche Vorbemerku ng. 

Ich bin es aus meiner bisherigen Tätigkeit ge­
wohnt, über alle Grenzen hinweg die besten Ideen 
i n  die Erarbeitung der besten Lösung eines Pro­
blems einzubeziehen.  Ich freue mich daher auf 
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e ine enge Zusammenarbeit mit dem Hohen Bun­
desrat. Ich hoffe, daß ich im Rahmen unserer Dis­
kussion auch so viele gute Ideen mit auf den Weg 
bekomme, wie sie Kollege Ausserwinkler bekom­
men hat, die auch im Arbeitsprogram m  für das 
nächste Jahr in meinem Ressort berücksichtigt 
werden könnten. 

Erlauben Sie mir, daß ich ganz kurz auf die 
Tätigkeitsschwerpunkte meines Ressorts eingehe. 
S ie wissen, da ß die Verkehrspolitik insgesamt im 
österreichischen Gesamtverkehrskonzept defi­
n iert ist , das Ihnen ja bekannt ist. Einer der we­
sentlichsten Schwerpunkte in diesem Gesamtver­
kehrskonzept ist die klare Ausrichtun.g auf eine 
urnweltbewußte Verkehrspolitik in Osterre ich. 
U nd diese umweltbewußte Verkehrspol it ik in 
Österreich bedarf neben dem ersten Ziel - das 
Vermeiden unnötiger Transporte - auch e iner 
klaren Fokussierung auf d ie ökologisch günstig­
sten Verkehrsträger, d ie uns zur Verfügung ste­
hen. 

Wir wissen,  daß ökologisch und auch ökono­
misch gesehen Schiff und Bahn die günstigeren 
Verkehrsträger sind, als es der LKW ist. Das ist 
keine Verteufelung des LKWs, sondern es ist der 
Aufruf zu einer system haften Gesamtbetrachtung 
des Personen- und Warenverkehrs mit einem 
möglichst gleitenden Übergang zwischen den ein­
zelnen isol ierten Verkehrsträgern, sodaß wir auf­
gerufen sind, alle Gesel lschaften, d ie i m  Bereich 
des Verkehrs tätig sind, sei es nun die Bahn ,  sei es 
nun  die Schiffahrt, seien es die privaten Spediteu­
re und Frächter, gemeinsam an einem Gesamtsy­
stem zu arbeiten .  

Eine wesentliche Rolle, meine Damen und 
Herren, spielt natürlich die Bahn. Ich freue  mich,  
sagen zu  können,  daß es auch ein klares Bekennt­
nis der österreich ischen Bundesregierung dazu 
gibt. Wir haben im Jahr 1 992 eine Investition in 
der Höhe von 12 Mill iarden Schil ling in den Aus­
bau der Infrastruktur der Bahn und in  den Aus­
bau des rol lenden Materials der Bahn vorgesehen.  

Es ist  k lar definiert, daß s ich die Bahn sehr  
stark weite rentwickeln muß - über d ie berei ts 
gesetzten Modernisierungsschriue hinaus - ,  und 
zwar zu einem sehr  kunden- u nd marktorientier­
ten Unternehmen. Ich darf darauf verweisen, daß 
das die Bahn in  den letzten fünf Jahren bei  einer 
38prozentigen Leistungssteigerung mit  5 Prozent 
weniger an Mitarbeitern erre icht  hat, wobei ich 
hier k lar sage: Es ist nicht das Ziel, unbedingt 
M itarbeiter einzusparen, sondern es ist das Zie l ,  
mögl ichst ökonomisch und möglichst kundennah 
Transportleistu ngen durch die Bahn erfül len zu 
lassen.  

Hier gibt es ein k lares Konzept im Rahmen ei­
nes Entwurfes für das ÖBB-Gesetz, wie s ich die 
Bahn zu diesem kundenorientierten D ienstlei-

stungsunternehmen zu entwickeln hat. Dieses 
ÖBB-Gesetz, das von meinem Vorgänger Mini­
ster Streicher in den Grundsätzen vorgelegt wur­
de, schafft die Voraussetzungen dafür .  Wenn ich 
mir d ie bisheringen sac h l ichen Einwände und 
Kritiken zu diesem ÖBB-Gesetz ansehe, dann 
darf ich festste l len, daß die sachlichen Differen­
zen aus meiner Sicht nicht unüberwindbar sind. 
Ich darf vielleicht auf e inige wenige Punkte einge­
hen. 

Ein Punkt, der immer häufig diskutiert wurde, 
ist die Frage der Rechtsform dieses neuen Unter­
nehmens. Ich bin der Meinung, daß es sich um ein 
klar definiertes, privatrechtliches Unternehmen 
handeln  soll ,  das nach dem Entwurf des ÖBB­
Gesetzes einer GesmbH-ähnl ichen Konstru ktion 
nahekommt, wobe i  - hier ist der Konsens, glau­
be ich, mit allen Fraktionen gegeben - das Wei­
sungsrecht des Eigentümers, das ja das Charakte­
risitkum einer GesmbH ist, bereits von meinem 
Vorgänger Min ister Streicher wesentl ich e inge­
schränkt wurde . Es ist nu r  mehr ein Weisungs­
recht vorgesehen für allgemein verkehrspolitische 
Notwendigkeiten und für solche Fälle, wo Gefahr 
im Verzug ist; also eine wesentl iche Einschrän­
kung des Weisungsrechtes. 

Ein zweiter Punkt,  der sehr  häufig diskutiert 
wurde , ist die Frage eines Dienst- und Pensions­
rechtes für neueintretende M itarbeiter. Dazu darf 
ich eine Erfahrung einbringen,  d ie ich im Laufe 
meiner Karriere gemacht habe. Ich war fünf Jahre 
lang Personalchef des größten Industrieunterneh­
mens Österreichs. In dieser Funktion habe ich ge­
sehen, daß es sehr verantwortungsbewußte Ar­
beitnehmervertreter einem Vorstand durchaus 
ermögl ichen können, e in  sachorientiertes und ko­
stenbewußtes Dienst- und Pensionsrecht zu erar­
beiten .  Aus meiner Sicht u nd aus d ieser Erfah­
rung halte ich es daher für zweckmäßiger ,  das 
n icht auf der Ebene der Tagespolit ik zu verhan­
deln, sondern der Vorstand des neuen Unterneh­
mens ÖBB so l l  gemeinsam mit den Arbeitneh­
mervertretern verantwortungsbewußt und ziel­
orientiert ein Dienst- und Pensionsrecht für neu­
eintretende Arbeitnehmer verhandeln .  

Er lauben S ie  mir  noch h insichtlich der 
Investitionstätigkeit der Österreichi schen Bun­
desbah nen einige Bemerkungen. Wir müssen un­
sere Investitionstätigkeit im  Bereich der ÖBB 
heute auf die Einbindung in  das gesamteuropäi­
sche Schienenverkehrsnetz abstimmen. Ich haUe 
in den letzten Wochen bereits Gelegenheit, mit 
meinen Ressortkol legen aus der Tschechoslowa­
kei, aus Ungarn , aus Slowenien und aus Polen 
Gespräche zu führen. Dabei ist der k lare Stand­
punkt Österreichs mitgete i lt  worden ,  daß wir 
nicht die Absicht haben, durch grenzenlose Libe­
ralisierung des Straßengüterverkehrs e ine Situa­
tion zu  erzeugen,  die von der österreichischen Be-
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völkerung nicht mehr akzeptiert wird .  Wir müs­
sen gemeinsam - die österreichischen Unterneh­
mungen, E isenbahnunternehmungen, die 
österreichischen Verkehrspolitiker und die Kol le­
gen aus den angrenzenden Ostländern gemein­
sam - an grenzübergreifenden Verkehrslösun­
gen arbeiten. 

Ich darf Ihnen e in  Beispiel für e ine solche sy­
stem- und grenzübergreifende Lösung bringen. 
Mit  dem slowenischen Verkehrsminister Kraj nc 
haben wir ein Konzept erarbeitet, das jetzt in  Ar­
beitsgruppen detai l l iert wird, daß wir Schiffe 
mögl ichst weit in  der Adria etwa zum Hafen Ko­
per führen und dafür sorgen.  daß ab diesem Sy­
stemwechselpunkt Hafen eine Bahnverbindung 
mögl ichst optimal nach Österreich Richtung 
Wien ,  aber auch dann Richtung Budapest geht. 

Es geht darum, daß wir d iesen Systemwechsel 
vom Sch iff auf d ie Bahn sofort - ohne Zwi­
schentransport LKW - ermöglichen und dann 
die Regionalvertei lung mit dem LKW durchfüh­
ren können. Ich habe in  diesem Zusammenhang, 
meine Damen und Herren,  bereits angeregt, daß 
sich e ine Arbeitsgruppe aus den Vertretern der 
österreichischen Banken, aus den Vertretern der 
österreichischen Versicherungswirtschaft. aus den 
Vertretern der internationalen Finanzwelt zusam­
menfindet, die darüber nachdenkt und Konzepte 
erarbeitet, wie Investi tionen im Schienenbereich, 
im Infrastrukturbereich über Finanzierungsgrup­
pen getätigt werden können. 

Es ist für mich nicht einsichtig, meine Damen 
und Herren, daß sich privates Finanzkapital zum 
Beispiel in  Ungarn findet für den Ausbau der Au­
tobahnen, daß aber G le iches n icht gel ingt für den 
Ausbau der Schieneninfrastruktur. Es wird not­
wendig sein ,  daß wir mit unserem Wissen über 
Finanzmärkte, über Marktwirtschaft gemeinsam 
mit den Kol legen im Osten an die internationale 
Finanzwelt herantreten. Ich habe mir  das Ziel ge­
setzt, noch im ersten Halbjahr 1992 konkrete Fi­
nanzierungsgruppen für Bahnprojekte in diesem 
grenzübergreifenden Bereich zu init i ieren. 

Meine Damen und Herren! Noch etwas zur 
Bahn.  Sie wissen, daß die Bahn ein wesentl icher 
Verkehrsträger sein wird. Sie wissen aber auch, 
daß für die Bevölkerung das Problem betreffend 
Bahnlärm vordringlich ist . Wir haben daher in 
meinem Ressort zwei Verordnungen vorbereitet 
- ein Verordnung, die sich mit dem Lärm des 
rol lenden Materials, also der Waggons und der 
Loks beschäftigt. und eine zweite Verordnung, 
die sich mit der Lärmvermeidung auf der Sch iene 
beschäftigt. Diese neuen Verordnungen bezügl ich 
Schienenfahrzeuge und bezüglich Schienenbau in­
frastruktur werden in den nächsten Wochen fer­
tiggestellt und dann dem Ministerrat zugeleitet 
werden. 

Meine Damen und Herren!  Wir haben die Ar­
beiten aufgenommen zur Bekämpfung des größe­
ren Problems Bahnlärm. Ich stehe auch n icht an 
zu sagen ,  daß das Problem der alten Bestands­
strecken, der alten Waggons und der alten Loko­
motiven natürlich bei weitem größer ist, denn 
diese zwei vorhin von mir erwähnten Verordnun­
gen beziehen s ich natürl ich nur  auf den Bereich 
der neuen Strecken und des neuen Materials. 

Für die Bestandsstrecken selbst wird derzeit ein 
österreichweiter Lärmkataster erarbeitet. und in 
diesem österreichweiten Lärmkataster sol l  dann 
sach l ic h  objektiv eine Pr ioritätenreihung erfol­
gen, wo heute die stärksten Belastu ngen sind, und 
dort sol l  dann gezielt von seiten der Österreichi­
schen Bundesbahnen, seitens des Bundes, unter 
Mitwirk ung der Länder auch gezielt an Lärm­
schutzmaßnahmen gearbeitet werden .  Also nicht 
das Prinzip " Wer zuerst kommt, mahlt zuerst ! " ,  
sondern das Prinzip einer k laren Pr ioritätenrei­
hung h insichtlich der Lärmbelastung so l l  befolgt 
werden.  

E ines der Themen der letzten Wochen, meine 
Damen und Herren , war sicherlich die Frage, wie 
wir den Transit durch Österreich kontrol l ieren 
und rege ln  kön nen. Ich bin bereit, in der D iskus­
sion auf die e inzelnen Fragen einzugehen, lassen 
Sie mich aber nur  e ine grundsätzl iche Aussage 
dazu machen: Wir haben erreicht, daß die Anzahl 
der Transitfahrten durch die EG-Transiteu re be­
grenzt werden konnte in einem Ausmaß. das ge­
ringer ist als das, was heute aufgrund der beste­
henden Kontingente möglich wäre. Wir haben das 
erreicht, obwohl ,  wie Sie wissen, die EG den frei­
en Waren- und Dienstleistungsverkehr zu einer 
der vier Grundfreiheiten zählt. 

Ich glaube, daß es wirkl ich ein Erfolg der kon­
sequenten Ver hand lungen Österreichs ist ,  daß 
dieser Transitvertrag abgesch lossen werden konn­
te , der diese mengenmäßige Begrenzung der 
Transitfahrten durch Österreich zuläßt, der dar­
über h inaus eine Red uktion der Schadstoffe -
wei l  immer das technisch neueste Material, die 
technisch neuesten Lastkraftwagen vorgeschrie­
ben werden - in den nächsten 12 Jahren um 
meh r  als die Hälfte erreicht. 

Wir  haben darüber h inaus erreicht ,  meine Da­
men und Herren ,  daß die EG ein klares Bekennt­
nis zum Ausbau der Bahn - mit konkreten Pro­
jekten  - abgegeben hat. Ich darf daran erinnern, 
daß sich die österreichische Bundesregieru ng ver­
pfl ichtet hat, Projekte im Ausmaß von 1 0  Mil­
l iarden Schi ll ing im Zusammenhang mit dem 
Transitvertrag zu real isieren.  Ein Beispiel ist die 
U mfahrung Innsbruck, Pyhrn-Schober-Tauern­
Bahnausbau und so weiter .  Also es werden ganz 
konkrete , p raktische Aktivitäten gesetzt, um den 
Transitverkehr von der Straße auf die Sch iene zu 
verlegen .  
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Ich darf in diesem Zusammenhang erwähnen , 
daß sich in den letzten vier Jahren der Anteil der 
Bahn im Transitbereich von 4 M i l l ionen Tonnen 
auf 9 Mil lionen Tonnen, also um mehr als 
1 00 Prozent gesteigert hat. Ich hal te das für einen 
Erfolg dieser konsequenten Orientierung der 
Verkehrspolitik auf die Bahn. 

Meine Damen und Herren!  E in ige wenige 
Worte auch noch zur Post: Im Bereich der Post 
s ind Arbeiten in Vorbereitung für d ie Erstel lung 
e ines neuen Telekommunikationsrechtes. H ier 
geht es im wesentlichen um die Liberal isierung 
des Zuganges zum Postnetz, also zum Telekom­
munikationsnetz. Es ist jedem techn isch k lar, daß 
es nur ei nen einzigen Netzbetreiber geben kann 
und geben sol l .  Was wir erreichen wollen, ist, daß 
der Zugang zum Netz über d ie Steckdose l iberal i­
siert wird,  daß es nach einem entsprechenden 
Prüfverfahren jedem möglich ist, das Telefon se i­
ner Wahl ,  das zugelassen ist, an die Steckdose 
auch anzustecken . 

I n  diesem Zusam menhang viel le icht noch die 
Bemerkung, daß beabsichtigt ist, jenen Tei l  inner­
halb der Post, der e igentlich der Hoheitsverwal­
tung entspricht, aus dem Unterneh men Post her­
auszunehmen, in mein  Ministeri u m  zu verlagern, 
um ein objektives, sachl iches Prüfverfahren, das 
auch für Dritte, für andere Unternehmen zugäng­
l ich ist, für die Zulassung von Geräten zu gewähr­
leisten.  

D ieses neue Telekommunikationsrecht wird 
den Bestimmungen und den Richtlinien des EWR 
und der EG entsprechen.  

Er lauben Sie mir ,  meine Damen und Herren, 
noch einige wen ige Worte zu  der industriepoliti­
schen Ressortverantwortung. Hier steht für mich 
gleichfalls die Realisierung des Koal itionsüberein­
kommens im Vordergrund. D ie Organe des Kon­
zerns "Austrian Industries" bereiten al le notwen­
digen Maßnahmen für eine Real isierung des Bör­
senganges vor, und zu diesen Aufgaben - das 
weiß  jedermann in der Wirtschaft - gehört 
selbstverständl ich auch die Ausschöpfung al ler 
nötigen Kostensenkungs- und Rational isierungs­
potentiale. 

Meine Damen und Herren!  Es  sind in  letzter 
Zeit seh r  häufig politische Diskussionen über die 
Frage der Privatisierung geführt worden. Ich hal­
te hier in diesem Zusammenhang ausdrück l ich 
fest, daß nac h  meiner Erfahrung Kooperationen 
innerhalb e ines Konzerns durchaus auf mehreren 
Ebenen möglich sind. Es gibt meines Wissens 
auch im Bereich der "Austrian Industries" Pläne, 
Kooperationen, Börsengänge auch auf anderen 
Ebenen dieses Konzerns durchzuführen. Die 
Festlegung des Zeitpunktes u nd der Reihenfolge, 
wie diese Kapitaltransaktionen und Börsengänge 

durchgeführt werden, ist al lerd ings Aufgabe der 
Konzernorgane. 

Und ich habe nicht die Absicht, meine Damen 
und Herren, das, was mein Vorgänger Streicher 
mühevoll  aufgebaut hat, nämlich diese klare Ver­
antwortungstrennung zwischen der Aufgabe der 
E igentümervertretung einerseits und der Aufgabe 
der Aufsichtsräte, der Vorstände, also der Auf­
sichtsorgane, andererseits, i nnerhalb von Sekun­
den durch H ineinregieren in die Gese l lschaften 
wieder zunichte zu machen. 

Ho hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  Ich bin gemeinsam mit den ausgezeich ­
neten Mitarbeitern meines Ressorts entschlossen ,  
d ie ei ngeleiteten Maßnahmen zügig weiterzufüh­
ren und die genannten Schwerpunkte möglichst 
rasch umzusetzen. Und ich bin bei der Umset­
zung der Ma ßnahmen an e iner  sehr, seh r  guten 
Zusammenarbeit mit dem Bundesrat beziehungs­
weise den M itgl iedern des Bundesrates interes­
siert. Und ich kann nur  noch e inmal hoffen, auch 
so viele gute Anregungen und Ideen mitzube­
kommen wie mein Kol lege Ausserwinkler. -
Danke schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) I 1 .47 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Felix Bergsmann. Ich ertei le es ihm. 

1 1 .47 .. 
Bundesrat Felix Bergsmann (OVP, Oberöster-

reich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Minister! Hoher Bundesrat! Herr Mini­
ster, Sie haben begonnen mit  der Darstel lung des 
Gesamtverkehrskonzeptes u nd sind unmittelbar 
zu den Österreichischen Bundesbahnen gekom­
men. Und ich meine, S ie haben dieser Bahn auch 
den größten Raum Ihrer Ausführungen gewid­
met, und das ist richtig so, denn die Zukunftsauf­
gaben dieses Verkehrsträgers erfordern das auch. 
Ich möchte aus diesem Grunde auch darauf ein­
gehen. 

Herr Minister! M i t  einer einzigen Ausnahme 
waren seit 1 945 alle Ihre Vorgänger M itglieder 
der Sozialistischen beziehungsweise Sozialdemo­
kratischen Partei . D ie  Ausnahme war der Kärnt­
ner Diplomingenieur Dr. Ludwig Weiß .  Er war 
von 1 966 b is 1 970 B undesminister. Ich nenne ihn  
deswegen,  wei l  von ihm im Jahr  1 970 nach sei­
nem Abtritt ges�gt wurde, er  wäre der Minister 
gewesen, der i n  Osterreich das Tor zu e iner mo­
dernen Verkehrspol it ik aufgestoßen hat. 

Was hat d ieser Min ister Weiß seinerzeit ge­
wollt? Er  wollte damals - in Vorbereitung eines 
ersten ÖBB-Gesetzes - eine e igene Rechtsper­
sönl ichkeit für die Bahn.  1 967 begann er mit die­
sem Vorhaben, 1968 brachte er  es in e ine große 
Debatte e in ,  und es gab Riesendiskussionen, auch 
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in seiner Partei ,  in der Vol ksparte i .  Es gab e ine 
strikte Ablehnung der Gewerkschaft der Eisen­
bahner, es gab ebenso eine strikte Ablehnung der 
damals noc h im Hause vertretenen Kommunisti­
schen Partei und der damals noch so heißenden 
Sozial istischen Partei .  Von 1 945 bis zu d ieser Ze it 
haben die Österreichischen Bundesbahnen mit 
der europäischen Entwicklung Sch ritt gehalten. 
gleichgezogen.  Sie waren nach all  den Kriegsbe­
schädigungen, die es gab , nicht eine der Besten. 
sondern eine der am wenigsten Sch lechten .  Es 
gab den Wiederaufbau nac h 1 945: Es wurde vom 
Dampfbetrieb beziehungsweise von den Dampf­
lokomotiven umgestel lt  auf Elektrolokomotiven.  
u nd es wurden gleichzeitig Kraftwerke zur Ener­
gieversorgung gebaut  und so weiter. 

Erst von 1970 an - und ich sage das bewußt.  
und es muß natürlich politisch kl ingen - bis her­
auf in d ie achtziger Jahre sind die Österreichi ­
schen Bundesbahnen in der internationalen Ent­
wicklung der Eisenbahngesellschaften zurückge­
blieben. Die Italiener haben investiert, insbeson ­
dere im Süden begi nnend, in  Schnelltrassen, in 
modernste Lokomotiven. Die Schweden haben 
sich in d iesem Bereich durch Investitionstätigkei­
ten sch ne l ler entwickelt. (Bundesrat Fa r t -
h o f e r: Herr Kollege Bergsnzann! Jetzt hörst du 
aber auf! Wer hm denn das dauernd abgelehm?) 
Insbesondere d urch Infrastruktur-Investitionen 
sind uns die Franzosen, die Japaner, die Belgier 
durch Taktverkehre, die Holländer d urch moder­
ne Einfü hrungen weitaus davongezogen. Und in 
d ieser Zeit wurde in Österre ic h, insbesondere in 
d ie Infrastruktur, zuwenig. investiert. (Bundesrat 
F a  r t h o f e r: Weil die O VP bei den Geselzen 
nicht mitgegangen ist.' - Bundesrat H o l  z i n  -
g e r: Da haben wir ja eine Alleinregierung gehabe.' 
So geht es nicht.' - Weitere Z'yvischenruje.) 

Erst ab 1 987, als d i e  ÖVP in die Regierung kam 
- und das ist bitte unbestreitbar - ,  ab d iesem 
Jahr, gab es Gedanken im Hinblick auf eine Mo­
dernisierung der Österreichischen Bundesbah­
nen, die darauf abzielten, ihnen wirk lich Geld zu 
geben. Ich nenne nur eine Maßnahme, näml ich 
die außerbudgetäre Finanzierung, die inzwischen 
zu zwei ASFINAG-Gesetz-Novellen geführt hat 
- in der ersten waren 10  Mil l iarden enthalten, in 
der zweiten 1 3. Sie haben in Ihren Ausfüh rungen,  
Herr Minister, die 12 Mill iarden des vorigen Jah­
res, die in etwa in den Ausbau investiert wurden, 
genannt. (Vizepräsident S l r Cl t z  e n b e r g e r  
übernimmt den Vorsitz. ;  

Und erst aus diese'r neuen Den kweise konnte 
überhaupt so etwas wie das Konzept "D ie Neue 
Bahn" entstehen und kon nte es zu einem Hoch­
leistu ngsstrecken-Gesetz in d iesem Lande kom­
men. Und in diesem Zusammenhang, Herr Mini­
ster, möchte ich - weil Sie auch um Vorschläge 
gebeten haben - etwas vorschlagen :  Diese Hoc h -

le istungsstrecken-Verordn ung, die " Neue Bahn" 
schlechth in , beruht auf den ganz genauen Unter­
suchungen der amerikanischen F irma Arthur  
D .  Litt le mit Sitz in der Schweiz ,  d ie damals 
durchgeführt wurden und ihren Ausfluß gefun­
den haben in einem 1 000 Seiten starken U nter­
suchungsergebnis. Zum Zeitpunkt d ieser Unter­
suchung durch Arthur D.  Little war der Eiserne 
Vorhang noch geschlosse n. Das kam also fast, 
möchte ich sagen, unter d ie  Räder. Es war nicht 
notwendig, den Ost-Verke h r  so zu sehen , wie er 
he ute zu  se hen wäre. 

Sie, Herr Minister, haben insbesondere die 
praktischen Beispiele Rijeka, Koper und d ie Ach­
se  über Wien i n  den Osten , d ie  s i c h  entwickeln 
wird, erwähnt, ebenso d a ß  Sie den Ausbau mit  
Vertretern  aus dem Osten besprochen  haben.  Ich 
meine, daß für den gesamten  Ost-Verkehr  -
auch etwa für mich als Oberösterre icher - die 
Frage der Summerauer Bahn nach Linz,  der An­
schlu ß der ebenfal ls von I h nen erwä h nten Scho­
berpaß-Strecke oder der Ausbau der Autobahn 
b is zur tschechischen Grenze eine Frage ist, bei  
der es wirklich notwendig wäre, etwas Ahnliches 
d u rch zufü hren, was Arthur D. Little damals noch 
unter der Voraussetzung des Eisernen Vorhanges 
durchgeführt hat, damit es e ine echte, e ine solide 
Entscheidungsgrundlage gibt. - Nicht nur, was 
d ie momentanen Bedürfn isse betrifft, sondern 
aufbauend auf den Bevölkerungse ntwicklungen ,  
auf den Wirtschaftsentwick lungen i n  der  Räumen 
der  Tschechoslowakei, Polens und a l l  dieser Län­
der, die durch den Eisernen Vorhang seinerzeit 
von uns getrennt waren , die jetzt aber für u ns 
offen sind. 

Weiters, Herr Minister ,  haben Sie sich - wie 
auch sonst - mit dem ÖBB-Gesetz befaßt. Da­
mals, im Jahr 1 969 - ich habe es schon gesagt -
wurde das Prinzip der Rechtspersön l ichkeit, das 
man bei der ÖBB verwirkl ichen wollte, unter an ­
derem von der großen Sozial istischen Partei ver­
hindert. Man meinte,  es wäre besser so. Heute ist 
es - Sie haben es als ersten P unkt d ieses Gesetzes 
e rwähnt - eine ausgemachte Sache, daß die e ige­
ne Rechtspersönlichkeit jetzt kommen wird . Ich 
weiß  es nicht: Ist es eine - meiner Meinung nach 
- sehr  späte wirtschaftl iche Erkenntnis, oder ist 
es, was auch möglich wäre, ein Nachvollziehen 
der EG-Vorschläge, die sei t  dem Som mer des vo­
rigen Jahres in den Verkeh rsrichtl inien der Eu­
ropäischen Gemeinschaft e nthalten sind? Da 
heißt es: Selbständige Bahn verwaltungen hat es in 
den ei nzelnen Ländern zu geben. Ebenso sind 
darin viele andere Darstel lungen e nthalten,  wie 
etwa: echter Kaufmann zu sein,  Tre n n ung der In­
frastruktur und Trennung des Betriebes, Rege­
lungen für  die Sozialtarife oder Subventionstari­
fe , Nahverkehr, Wirtschaft, Landwirtschaft und 
anderes mehr. 
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Weil das aber so ist, Herr Min ister, ist eines bei  
diesem Gesetz - so sehe ich es,  und so sehen es 
auch v iele der Eisenbahner - sehr wichtig, näm­
lich da ß es überhaupt kom mt. Es ist höchste Zeit  
und höchst dringend , daß d ieses Gesetz kommt.  
Die Frage, d ie  s ich i n  d iesem Zusammen hang 
aufdrängt, ist: Woran ist es denn gescheitert, daß 
es bisher nicht dazu geko mmen ist? S ie haben es 
erwähnt und haben gemeint . . . (Bundesrat K 0 -

n e  {n y: Haben Sie einen Spiegel mit?) Ja, an die­
sem Zwischenruf ist etwas d ran.  (Bu.ndesrat K 0 -

11 e { n  y: Dann sc/lauen Sie hinein. dann können 
Sie die Frage beantworten!) Sie haben gemei nt, es 
wären die E isenbah ner- Pensionen, der Beamten­
status und das Dienstrech t  der E isenbahner 
sch lechthi n .  Und , Herr M i nister, Sie haben ge­
meint, das sol lte I h rer  Meinung nach - so wie es 
auch i m  Stre icher- Ko nzept vorgesc hlagen ist -
der zukünftige Bundesba h n - Vorstand i n  Zusam­
menarbeit mit dem dann aufgewerteten Verwal­
tungsrat regeln .  (Bundesrat Fa r t h o f e r: Der 
Streicher soll der zukünftige Bundespräsident wer­
den! Das muß auch einmal klar sein.') 

Wie immer das ist,  Sie wissen,  da ß dort der 
Kernpunkt der U ntersch iede l iegt und da ß d ie 
Gewerkschaft der E isenbahner ein k lares Nein 
dazu sagt und - wen n  ich recht i nform iert bin -
bis zur heutigen Stunde auch keine echten Ver­
handlungen zu d iesem Punkt mit der Gewerk­
schaft der E isenbah ne r  geführt wurden. Dazu 
möchte ich eine grundsätzl iche Anmerkung ma­
chen, den n  ob es so sein wird , daß dem nachgege­
ben werden kann ,  was Sie meinen, Herr Ministe r, 
das so lle der k ünft ige Vorstand machen, oder so 
sein wi rd,  daß es doch dazu kommt, daß sich 
Zwänge ergeben .  daß das innerhalb der Regie­
rungskoalition beziehungsweise im Gesetzestext 
festgeschr ieben wird,  ist ja n icht  s icher. 

Deshalb meine grundsätzliche Bemerkung: Es 
ist  einer Gewerkschaft wie der Gewerkschaft der 
Eisenbahner nicht zuzum uten,  beziehungsweise 
kann man von e i ner derartigen Gewerkschaft 
nicht verlangen,  daß sie Versc hlechterungen nicht 
nur hinnimmt, sondern vielleicht sogar u nter der 
eigenen Belegschaft verteidigt, sie dort guthe i ßt 
oder gar dafür arbeitet. Das ist grundsätzlich ge­
gen die AufgabensteIlung einer Gewerkschaft, 
und das kann von ihr  n icht ver langt werden. 

Das heißt  aber u mgekehrt natürl ich,  daß ande­
re das t u n  müssen .  Und das ist letztl ich so wie i n  
jedem Betrieb, i n  jeder grö ßeren Schu hfabr i k  
oder sonstwo : D i e  s'c hlechten D i nge m u ß  der 
Chef sagen, und die gute n  D i n ge bri ngt der Be­
triebsrat. Das ist ein altes Prinzip.  Und so wird es 
dort auch sei n .  Es muß sich also über der Etage 
der Gewer kschaft der E isen bahner jemand fi n­
den, der ein k lares Wort spricht, soda ß  die Eisen­
bahner-Gewe rksc hafter in den kommenden Jah-

ren - ganz egal , von welcher Fraktion sie sind -
auch ü berleben können. 

Und wei l  das so ist, noch ein paar Sätze zu den 
zwe i  Pun kten, um d ie es geht: Es geht um d ie 
Pensionen, es ge ht um d ie 35 Dienstjahre, es geht 
um das frühe Pensionsalter beziehungsweise das 
frühe In-Pe nsion-Gehen der Eisenbahner.  Es gab 
Vo rschläge aus Teilen der Öste rreic h isc hen 
Volkspartei , dieses Pensionsrecht der Eisenbah­
ner in fü nf  Jahresetappen - ein zweiter Vor­
schlag lautet auf ze hn Jahresetappen - ,  auch für 
d ie jetzt als Beamte im D ienst Stehenden, abzu­
schaffen und umzuändern beziehungsweise das 
Pensio nsalter an jenes im ASVG anzugleichen. 

Jetzt jedoch gibt es a uch i n  d iesen Teilen der 
Vol kspartei d ie klare Haltung: Nein, das so l l  es 
n icht  geben !  Es sol l  fü r all diejen ige n,  d ie Beamte 
oder Quasi- Beamte sind, e ine Rechtssicherheit in 
Österreich geben,  und es sol l  jeder d ieses Recht, 
das er sei nerzeit  e inmal versprochen bekam , ha­
ben. Und alle d iesbezüglichen Änderungen gelten 
für d ie Neueintretenden. 

Herr Min ister! Das heißt aber, daß damit  das 
Argument wegfällt,  das sei nerzeit in die D iskus­
sion geworfen wurde, daß es nämlich notwendig 
wäre. das Pensionsrecht der Eisenbahner zu än­
dern, sodaß d ie Eisenbahner länger arbeite n ,  da­
mit  das Budget saniert wird ,  damit  die Gebarung 
dieses Betriebes verbessert werden kann. Wenn 
man aber sagt: Rechtssicherheit sol l  es geben; die 
jetzt im Beamtenstand Arbeitenden sollen es blei­
ben,  so bedeutete das doch den Beginn der Sanie­
rung des B udgets in frühestens 35 Jahren .  

We n n  aber jetzt d ie Gebarung d e r  B u ndesbahn, 
we n n  jetzt der Bu ndesha ushalt zu verbessern ist, 
so nützt d iese Maßnahme, die jetzt n icht gre ift, 
nicht.  

E i ne Überlegung, d ie ich Ihnen,  Herr Min ister. 
m itgeben möc hte: In den Koalitionsparteien S PÖ 

und ÖV P  gibt es über viele Pun kte E i n igung be­
treffe nd einer notwendig werdenden Gesamtre­
form bei den Pensionen. Es gibt zwar n icht Ab­
sprachen schriftlicher Natur, aber es wurde doch 
E i n igung nach mündlic he n  Verhandlungen er­
zielt, i nsbesondere i n  den Gesprächen zwischen 
Hesoun und Feurstein.  

Fest  ste ht: Die Pensionen sind i n  Österreich 
über das Jahr 2000, exakt b is 2003 noch gesichert 
- aber dann muß etwas gesc hehen! Es gibt v iele 
Möglichkeiten; d ie Koalitionspartner haben sich 
jedenfalls darauf geei nigt, d ie Pensio nen auch im 
nächsten Jah rtausend zu sichern, und zwar da­
du rch ,  indem d ie Menschen dazu bewegt werden 
so l len, länger im Aktivstand zu bleiben, sodaß sie 
- d ie Lebenserwartung ist ja gestiegen - die 
Pension nicht so lange in Anspruch nehmen, daß 
sie e i n  b i ßehen länger e in za hlen. D iese Möglich-
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keit so ll also i ns Auge gefa ßt werden.  In d iesem 
Zusam menhang wurde zwischen ÖV P  und S PÖ 

e i n  für Österreich völlig neuer Vorsc hlag abge­
sprochen, nämlich die E inführung e i ner Gleit­
pension.  - Ich will  das j etzt nicht näher erläu­
te rn, denn das gehört eige ntlich nicht zum Thema 
"Verkehrspolit ik " .  Aber ich denke, d ie Gleitpen­
sion kön nte ein Weg sein,  zu einer Harmonisie­
rung der Pensionsrec hte etwa der B eamten, der 
Eisenbahner und der nach dem ASV G  Versic her­
ten - zumi ndest zum Te i l  - zu kommen. Diese 
Gleitpension kön nte etwas sein,  vo n dem ich m i r  
vorstellen könnte, d a ß  es eben auch mit  d e n  E i ­
senbahnern zu einer Harmonisierung der Pe n­
sionssysteme kommen könnte . Natürlich si nd 
auch die Neueintretenden,  i nsbesondere die neu­
eintretenden E isenbahner,  vom P roblem der 
N ichtmehrfinanzierbarkeit der P ensionen im 
kommenden Jahrtausend betroffen .  

Weiters zum Beamtenstatus beziehungsweise 
zur U nk ü ndbarkeit .  Es ist doch nicht verwunder­
lich, daß d ie Gewerkschaft der Eisenbahner sagt , 
der Beamtenstatus so llte beibehalten werden,  
denn es gibt ja diesbezüglich ein Arbeitne hmer­
monopol .  Ein Lokführer, e i n  Fah rdienstleiter, e i n  
Stellwerkmeister oder sonst jemand h a t  eine lang­
jährige Ausbildung, ist hochqualifiziert. Bitte, wo 
denn sonst sol l  er dieses erlernte Wissen, d ieses 
Können,  d iese Fertigkeiten als eben bei den 
Österreich ischen Bundesbahnen verwenden kön­
nen? Wo denn sonst soll jemand Fah rdienstle iter  
sein? ! - Aus all  d iesen Gründen ist  es eben not­
wendig, daß zumindest e ine gewisse Unkündbar­
keit gegeben ist. 

Meine Damen und Herren!  Das ist doch e in  
d urchaus verständ l icher W u nsch! Für  mich ist  es 
aber darüber h inaus auch nur sch lecht vorstell­
bar, Herr Minister,  daß der Eigentümer, daß der 
Staat Österreich - obwohl die Bahn per Gesetz 
aus dem B u ndeshaushalt herausgelöst werden 
wird. b leibt ja die Republik Österreich zur Gänze 
Eigentümer dieses Betriebes - als E igent ümer 
eines derart gro ßen Betriebes, mit e i nem derart 
großen Anlagevermögen,  mit  derart riesigen Auf­
gaben auch in der Zukunft, auch betreffend U m ­
welt- u n d  Verkehrsbewältigung, d a ß  also dieser 
E igentümer auskommen kann ohne e inen Groß­
teil  der in d iesem Betrieb Beschäftigte n ,  i nsbeson­
dere der für d iesen Betrieb und d i e  Abwicklung 
Verantwort ung Tragende n ,  mit eben - ich nenne 
es ei nmal so - lediglich sich in e inem Angestell­
tenverhältn is befindlichen Besc häft igten,  ohne 
d iese stärker an den Betrieb zu binden.  

Ich  glaube, daß der  Eigentüme r gut  beraten 
wä re, doch eine engere Bindung ins Auge zu fas­
se n. 

Als ein Grund, den Beamtenstatus der Eisen­
bahner abzuschaffen, wi rd angege ben, daß der 

B undeshaushalt, daß die Gebaru ng dieses Betrie­
bes verbessert we rden sol l .  

Ich glaube, das Gegenteil  wird der Fall  sein,  
und ich bringe dazu folgende Beispiele: E i n  Fahr­
dienstleiste r, der Matura u n d  e ine etwa dreijäh­
rige Spezialausbi ld u ng hat. die dem Matura- Ni­
veau entsp richt, der 30 Jahre ist, hat jetzt unge­
fäh r  ein Gehalt von 1 7  000 S im Monat. Ein  
HTL-Ingenieur beim Sicherungsdienst der  Öster­
re ic hischen Bundesba hnen erhält im Monat 
nac h  1 5  D ienstjahren - etwa 1 9  000 S brutto. 

Meine Damen und Herren!  Ich wei ß  von viele n 
Ö B B-Mitarbeitern,  daß sie das nur deswegen u m  
d ieses Geld - u m  d ieses w e n  i g e  Geld beton e  
i c h  - tun, wei l  sie e s  eben indirekt als Tei l  ihre r  
" Bezahlu ng" ansehen, d a ß  sie u n kündbar sind , 
daß sie ein gutes Pensionsrec ht haben. Nimmt 
man ihnen dieses Pensionsrec ht,  nimmt man ih­
nen ihren Beamte nstatus, nimmt man ihnen ihre 
Unkündbarkeit, so werden seh r  viele nicht meh r  
bereit sei n ,  um d ieses we nige Geld z u  arbeiten. 
Anders ausgedrückt: Gibt ma n Neueintretenden 
diese Vora ussetzungen n icht,  so werden sie nicht 
bereit sei n ,  mit  d ieser Ausbildung um diesen Preis 
zu arbeiten . - Sie werden natürlich arbeiten -
aber nicht bei  den Österreich ischen Bundesbah­
nen, sondern dort, wo sie aufgrund ihrer Qualifi­
kation das Do ppelte bezahlt  be kommen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube mit d ie­
sen Beispielen plausibel erklärt zu  habe n ,  wie das 
alles zusammen hängt. 

Zurück zu den Pensionen: Im Zusam menhang 
mit der bei den Bundesbahnen durchgeführten 
Diwold-Untersuc hung wurde folgendes festge­
stellt :  Es ist n icht so schl imm, daß d ie E isenbah­
ner nach 35 D ienstjahren in  Pension gehen 
k Ö n n e n ,  sonder das Schl imme daran ist, daß 
s ie  das auch tun.  (HeiterkeiU 

Herr M in ister!  Zum Schluß möchte ich Ihnen 
folgendes sagen:  Zu einer Verbesserung der Si­
tuation der Osterre ichischen B undesbahnen, i ns­
besondere der finanzie l len Situation d ieses Be­
triebes, s ind Sofortmaßnahmen erforderlic h .  
Ma ßnahmen bezüglich Neueintretende werden 
irgendwann e i n mal greifen - so oder so sein - ,  
aber auch sonst sind Sofortma ßnahmen notwen ­
dig !  E s  gibt e i n e  Reihe von Maßnahmen techni­
scher Natur und so weiter; aber das al les möc hte 
ich jetzt nicht erwähnen. 

Kurz zu dem derzeit bei den ÖB B  herrschen­
den Betriebsklima:  Die Sti m m u ng bei den Mitar­
beiterin nen und Mitarbeitern der Österreichi­
schen Bundesbahnen ist  so , daß viele froh sind, 
we n n  sie i hren Betrieb verlassen können . Viele, 
speziell die M itarbeiter im Fahrd ie nst sage n: Der 
Tag ist mir der l iebste, an dem ich i n  Pension 
gehen kann ,  und ich hoffe, daß mir bis dahin 
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n ichts passiert ist, den n  jeden Tag stehe ich mit 
einem F u ß  i m  Grab u nd mit dem zweiten im 
" Kriminal" . Ich ersehne also die Pension !  

Herr M i n ister!  Ich möchte Ihnen noch kurz 
zwei Beisp iele erzäh len ,  die ich gester n  i n  L i n z  
b e i  einer E isenbah nerversammlung erzählt be­
kommen habe. 

Ein Diplo m i ngenieur,  54 Jahre alt, i m  Zugför­
deru ngsd ie n st, sollte i m  vorigen Jahr Abtei lungs­
leiter we rden .  Er hat beste Qualifikation;  ich 
kan n  das b e urtei len, u n d  ich habe das auch so 
gehört. Diesen Man n  kenne ich übrigens sogar. -
I h m  wurde e i n  1 6  Jahre jüngerer I ngenieur  als 
Abtei lungsleiter vorgesetzt, u n d  d iese r D i p lomin­
gen ieur ist  daher n icht  bereit, obwohl  er ur­
sprünglich länger arbeiten wollte, unte r  d iesem 
1 6  Jahre j ün geren Abtei lungsleiter weiterhi n  zu 
dienen.  Er geht also daher i n  Pensio n ,  sobald er 
nur kan n .  

Bei dieser Versamm lung i n  L i n z  meldete sich 
auch ein 59 Jahre alter M itarbeiter zu Wort und 
erzählte folgendes: Ich hatte e igentlich vor, bis 65 
bei der E isenbahn z u  dienen,  b i n  aber mit  
56 Jahren i n  Pe nsion gegange n .  Ich hatte meinen 
Die nst als Bahnhofsvorstand des Linzer Haupt­
bahn hofes bereits angetreten,  aber dan n  hat d ie 
Personalvertretung e rfahre n ,  daß ich ein  
"Schwarzer" b i n ,  u n d  ich wurde von diesem Po­
sten abberufe n ,  und es wurde ein anderer dorth i n  
gesetzt. (Bundesrat F a  r t h o f e r: Ich glaube, das 
hat die Linzer Persona[vertretung von Niederöster­
reich gelernt! Sonst kann es das .. nicht geben! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPO. ) 

Wen n  S ie woBen ,  n e n ne ich Namen ,  u nd zwar 
hier und jetzt: Der Man n ,  über den ich rede, hei ßt 
Karl Seise r ,  und es geht dabei u m  den Linzer 
Hauptba h nhof. Dieser Mitarbeiter wol lte eigent­
lich bis 65 b leiben - aber natürlich n ic ht unter 
solchen U mständen.  E i n  Einzelbeispiel h i n kt na­
türlich, Herr M i n ister,  aber ich will damit gan z  
etwas a nderes sagen,  u n d  zwar, d a ß  F re underl­
wirtschaft, daß P arteibuch wirtschaft u nd ähnl iche 
Dinge dort wirkl ich n ichts - noch dazu in einem 
Transport u n ternehmen - verloren habe n !  Ich 
meine, daß es n icht n u r  Objektivieru n g  - d ie 
Gott sei Dan k i n  einem Bereich geschehen ist -
bei Neuaufnahmen geben sol l ,  sonder n  auch bei 
Beförder u n ge n .  

Meine Damen u n d  Herren!  S o  Lange e s  Politi­
ker gibt, die meinen ,  daß d ie Österreichisc hen 
Bundesbahnen e i ne Spielwiese für po litische Par­
teien darstel le n ,  so lange kan n  der Wirtschafts­
und Transpo rtbetrieb OBB n icht ideal geführt 
werden.  (Beifall bei der Ö VP. ) 

Meine Damen und Herre n !  Im Hinblick auf die 
wichtige n Aufgaben ,  die Sie, Herr M i nister, am 
Begin n  I h re r  Rede h ie r  erwähnt  habe n ,  die auf 

d ie Bah n  auch i n  Zukunft zukomme n ,  ist es not­
wendig, daß dieser Betrieb gesund ist u n d  daß es 
i n  diesem zu gesu ndende n Betrieb zufri�dene 
M itarbeiter gibt. - Danke. (Beifall bei der O VP. ) 
12 .12  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Red ner ist Herr B undesrat Pomper. Ich ertei le 
ihm das Wort. 

1 2 . 1 3  .. 
Bundesrat Franz Pomper (SPO, Burgenland):  

Herr P räsident!  Herr Minister!  Hoher Bu ndesrat! 
Gestatten Sie mir ,  h ie r  einige Ausführungen gera­
de auc h als Burgen länder zu machen. 

An u nd für sich waren wir  ja alle darüber er­
freut, als es die Öffn ung der  Ostgren ze n  gab, als 
der Eiserne Vorhan g  fiel .  Aber dan n  hat uns im 
B urgeriland die einsetzende Transitwelle sozusa­
gen überrollt, und wi r Burgen länder leiden ganz 
besonders am erhö hten Verkehrsaufkommen in 
u nserem Lande. 

Vor al lem die Gemeindebürger e ntlang der 
Ost- u nd Westverbindu ngsroute wissen ,  wie arg 
d ieses P roblem ist:  Der Durchzugsverkehr ist be­
ängstigen d  stark; man kann fast sagen ,  sie haben 
d ie Hölle auf Erde n .  Es ist schl imm, was sich zum 
Beispiel täglich auf der B 10 abspielt; man . .  kann 
das ja  i mmer wieder in  d e n  Medien hören. Altere 
Mensc hen und Kinder kön nen n icht mehr die 
Straße überqueren,  kein Tag vergeht dort ohne 
U n fälle, es gibt Tote und Verletzte. Aufgru n d  
d ieser e rschrecken d e n  Situation werden Straßen­
b lockaden gebildet. Es wurden auch B ü rge rinitia­
tiven gegründet. 

Verschärft wurde die Situation auf der B 1 0  
auch dadurch, daß a ufgrund der Jugoslawienkr ise 
der gesamte Verkehr über das Burgen land Rich­
t u ng U n garn sozusagen umge leitet wurde, u nd ki­
lometerlange Staus sind d ie Folge .  

Täglich passieren r u n d  14  400 Fahrzeuge - a n  
Spitzen tagen oft sogar 20  700 Fahrzeuge täglich 
- d iese Transitroute; davon rund 5 000 LKW. 
Ich glaube daher, sagen zu kön nen, daß es not­
wendig ist, daß der Weiterbau der A 4 - der 
Bauabsc hn itt 2 soll über d ie ASAG heuer im Juli  
vergeben werden - ,  und zwar rasch, vorangetrie­
ben werden muß, damit d ie Menschen ,  d ie an  die­
sen Transitrouten leben ,  wieder mehr an Lebens­
qualität haben.  

Der voraussichtliche Termin der Fertigstellu ng 
wird mit 1 994 angegeben ;  i m  Grenzbereich Nik­
kelsdorf wird bereits im Jahre 1993 d ie A 4 be­
n ützbar sei n .  

Aber auch der S üden des Burgen la n des ist von 
d ieser Verkehrslawine betroffe n .  In e inem Bür­
gerbetei l igungsverfahre n  betreffend die U mfah­
rung von Oberwart ist d iese "Trassenverord-
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nung" des Herrn B undesministers für wirtschaft­
liche Angelegenheiten erfolgt; damit ist der Stra­
ßenverlauf der B 63 nunmehr endgültig fixiert. 
M it dem Bau wurde bereits begonnen.  Die Länge 
beträgt - inkl usive Zubri nger - 7, 1 Ki lometer; 
der Grundbedarf h iefür wird bei rund 3 1  Hektar 
l iegen.  D ie geschätzten Bau koste n werden sich 
auf rund 1 1 5 Mil l ionen Schi l l ing belaufen.  

D ieser Zubringer zur Autobahn Süd ist  für die­
se Region des Burgenlandes ganz e infach notwen­
dig, da auch Oberwart bereits im Verke h r  zu er­
sticken droht. Es wird dann e ine 75prozentige 
Verke hrsentlastung im Bereich Oberwart geben.  

D urch d iesen Autobahnausbau wird es - gera­
de, was den aus U ngarn kom menden Verkehr an­
langt, i nsbeso ndere aus Ste i namanger - , e ine 
wesentlich raschere Ab- bezie h ungsweise Zufahrt 
geben. 

Aber auch für die Pendler aus d iesem Raum ist 
die Umfah rung von Obe rwart von e m inenter 
W ichtigkeit, da eben viele Pendle r ,  die täglich 
nach Wien fahren,  dann eine k ürze re Wegstrecke 
zurücklegen m üssen. 

Hoher Bundesrat! Es ist auch vo n meinem Vor­
redner bereits von den ÖB B  gesprochen worden, 
gestatten S ie daher auch mir, e i n ige Anmerkun­
gen hiezu zu machen. 

Im Jahr 1 987 so llte die Bahnlinie Ober­
wart - Rech n itz, für die es die Weiterführung 
nach Stei namanger  gibt, sti l lgelegt werden, eben­
so die zwischen Oberwart und F riedberg. Durch 
zahlre iche I nterventionen der Politiker aller Cou ­
leurs des Bezirkes Oberwart - I n te rventionen 
von Bürgermeiste rn; es gab weiters Bürgerinititia­
tiven und so weiter - ist es gel u ngen. daß gerade 
die  Bahnl in ie Oberwart - Rech n itz - mit dem 
gewünschten Anschluß nach Stei namanger -
aufrechterhalten wurde. Diese Bahnl in ie wird 
z u rzeit von der Firma Sch uch,  als Regionalbahn 
eben privat betrieben; auch der G üterverkehr 
wird zur Zufriedenheit aller erledigt. 

Die Bah n li n ie Oberwart - F riedberg - mit An­
sch l u ß  nach W ien - müßte modernisiert werden. 
Dann würden, glaube ic h ,  d ie B ü rger d ieser Re­
gion diese Bah nl inie auch i n  Anspruch nehmen. 
Derzeit beträgt die Fahrzeit viere in halb Stunden, 
und man m u ß  zweimal u msteige n .  D as ist, so 
meine ich ,  in der heutigen Zeit wirkl ich  nicht als 
attraktiv zu bezeich nen. - Ich hoffe also - wie 
auch der Herr Minister bereits ausgeführt hat - ,  
daß großes Auge nmerk auf I n vestitionen der 
Bahn gelegt werden wird. 

Bei den notwend ige n Verbesse rungen,  was den 
Schienenverkehr anlangt, m u ß  es allerdings eine 
harmonisierte Vorgangsweise mit den am Transit­
verkehr durch Österreich h a uptsäch l ich  beteil ig-

ten Nachbarstaaten Deutschland und Ital ien ge­
ben. Dies betrifft vor allem auch den Ausbau und 
die Abwicklung des kombinierten Ver kehrs, wo­
für in  d iesen beiden Nachbarstaaten e ntsprechen­
de infrastrukture lle und organisatorische Maß­
nahmen erforderl ich sind. 

Bei der Transitverkeh rsproblematik handelt es 
sich u m  ein eu ropäisches P roblem. So hat Öster­
reich bereits Anfang der achtzige r Jahre versucht, 
diese n Verkeh rsbereich gemeinsam m it der E G  
z u  rege l n .  In  der ersten Hälfte de r achtziger Jahre 
war i n  der EG noch keine Gespräc hsbereitschaft 
zu diesem Thema vorhanden. Österreich wurde 
mit sei n e n  Anl iegen auf die bi laterale Gesprächs­
ebene, auf die Kontaktnahme mit den einzelnen 
M itgliedstaaten verwiesen. 

D iese Haltung zog nicht zu letzt auch politische 
Konsequenzen nach sich .  Die laufend steigenden 
Zuwachsraten im Straßengütertransit einerseits 
und die nach wie vor starre Haltung der EG ande­
rerseits führten in  Österreich zu einer Eskalation 
dieses P roblems. 

Bürgerproteste, Blockaden und Demo nstratio­
ne n begannen und sind u ns noch i n  Erinnerung. 
Gleichzeitig wuchs der D ruck von der österreichi­
sc hen Se ite her,  e ntweder gemeinsam eine Lösung 
zu suchen oder durch selbständige Maßnahmen 
von seiten Öster re ichs eine Verbesserung de r Si­
tuation herbeizufü hren .  

Ende 1 98 7  erhielt d ie Komm ission vom E G ­
Verkeh rsministerrat e i n  Verhandlungsmandat. 
Während abe r die österreichische Se ite eine Ver­
ringerung der aus dem Transitverkehr resultie­
renden Belastungen forderte, hatte der Verhand­
lu ngspartner, d ie EG-Kommission, e inen völlig 
anderen Verhandlungsauftrag. In sei nem Mandat 
vom 7. Dezember 1 98 7  beauftragte der EG-Ver­
ke hrsmi nisterrat die E G- Kommission, Verhand­
lungen m it folgenden Zielsetzungen d u rchzufüh­
ren: eine Liberal isierung des Straßengütertransits 
durch Österreich,  das hieße die Abschaffung der 
mengen mäßigen Beschrä n k ung, die Harmonisie­
rung der Maße und Gewichte auf EG-Niveau, 
40 Ton nen.  Österreich lehnte damals ab. Bu ndes­
mi nister Streicher konnte in harten Verhandlun­
gen den Standp u n kt Österreichs deponieren. Sie. 
Herr B undesmi nister Kli ma,  ko nnten durch e inen 
g.uten Absch l u ß  des Transitabkommens zwischen 
Osterreich und der  EG das Problem des Stra ßen­
verke h rs wesentl ich entschärfen. 

He rr Bundesministe r !  Für Ihre Aussage, daß 
die verkehrspolitische Zie lsetzung darin beste ht, 
im Oste n Österre ichs, also im Burge nland, ähnli­
che Verhältnisse im G üterverkehr, wie wir sie im 
Westen Österreichs d urch große Kraftanstren­
gungen gerade bese itigen wo lle n ,  z u  vermeiden,  
möchte ich Ihnen danken. Ich möchte Ihnen auf  
I hrem schwieri gen Aufgabe ngebiet viel Erfo lg 
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wünschen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. )  
1 2 .23 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Mag. Trattner. Ich erte i­
le ihm das Wort. 

12 .23 

Bundesrat Mag. Gi lbert Trattner (FPÖ, Tirol) :  
Herr P räsident !  Sehr geehrter Herr Minister! 
Sehr geehrte Damen und Herren !  In  die Sch l u ß­
worte meines Vorredners, des Herrn Bundesrates 
Pomper, kann ich absolut nicht e instimmen. 
(Bundesrat D r 0 e h  1 e r: Das haben wir nicht er­
wartet!) In unseren Augen ist der Transitvertrag 
für die Tiroler Bevölkerung wirklich ein politi­
scher Bauchfleck .  Ich werde es Ihnen jetzt an hand 
einiger Daten aufzeigen.  (Bundesrat P o  m p e r: 
Sie m üssen ja sagen. was Ihr Chef Haider Ihnen 
vorgibt!> Ich vertrete h ier das Bundesland Tirol ,  
Herr Kollege Pomper, und sonst vertrete ich h ier 
im Hohen Bundesrat nichts. (Bundesrat 
P o  m p e r: Das kann man wirklich nicht sagen.') 

Gehen wir jetzt e inmal von der Entwicklung 
aus. Wie hat die Entwicklung begonnen? Im Jah­
re 1 987  hat der damalige Verkehrsminister, Ihr 
Vorgänger, in Tirol verkündet, daß der Straßen­
güterverkehr bis zum Jahre 1 992 halbiert wird. 
Das heißt, die Zahl von 3 200 Fahrten wird auf 
1 600 b is 1 800 Fahrten reduziert. Das war in der 
"Tiroler Tageszeitung" vom 9. August 1 987 zu le­
sen .  

I m  Nationalrat - das ist auch protokoll iert -
hat in der Sitzung vom 28.  Februar 1 989 der da­
malige M inister Streicher gesagt: B is zum Jah­
re 1992 wird mindestens die Hälfte des Straßen­
güterverkehrs von derzeit 3 200 tägl ich ,  das he ißt 
zirka 1 600 bis 1 800 LKW, auf die Bahn ver la­
gert. Bis zu den Jahren 2006, 2007 ist d ie Zahl der 
transportierenden LKWs auf unter 1 000 Stück 
tägl ich auf den Tiroler Straßen zu  reduzieren .  -
Na ja, d ie E ntwicklung kennen wir .  

Dann kam die EWR-Diskussion. Die EWR­
Diskussion ist ja nur dadurch entstanden, wei l  
Österreich so lange mit dem Ansuchen um einen 
EG-Beitritt gezögert hat. Deswegen sind wir jetzt 
mitten in  der EWR-Diskussion. U nd in  der EWR­
Diskussion ist dann die fabelhafte Idee mit den 
Öko-Punkten entstanden. Da hat man gesagt: Als 
Bemessungsgrundlage für das Öko-Punkte-Kon­
tingent wird praktisch d ie Anzahl der Transit­
fahrten durch Österre ich im Jahr 1 99 1  genom­
men . Diese Anzahl der Transitfahrten aus dem 
Jahre 1 99 1  wurde vom Statistischen Zentralamt 
mit 860 594 Transitfahrten festgelegt. (RUf bei 
der SPÖ: Sie haben es nicht genau gelesen.') 

Ich habe h ier das Protokoll einer Besprechung 
zwischen Österreich und der EG, unterzeichnet 

von allen Tei lnehmern. In diesem Protokoll steht 
dezidiert drinnen: 860 594 Fahrten.  

Minister Streicher hat im Zuge einer  dringli­
chen Anfrage vom 2 1 .  November 1 99 1  uns allen 
gesagt: Selbstverständlich werden al le zur Verfü­
gung stehenden Daten zur Ermittlung des Aus­
gangswertes für das Jahr 1 99 1  genützt! 

Das Österreichische Statistische Zentralamt er­
mittelt jährl ich sowohl  den fuhrgewerblichen 
Straßengüterverkehr als auch den Werkverkehr .  
Dabei wird nach dem Zulassungsland des Fahr­
zeuges und nach den Kriterien bilateraler Ver­
kehr und Transitverkehr unterschieden.  Für die­
sen Bereich existiert also eine gute Datengrundla­
ge. 

Dann hat er, der Min ister, gesagt: Und die 
Leerfahrten sc hätzen wir und zählen sie dazu !  
D ie damal ige Annahme des Schätzwertes für die 
Leerfahrten lag bei 10 Prozent. 

Wenn ich jetzt hergehe und das Kontingent von 
den 860 000 Transitfahrten aufgrund der Berech ­
nungen des Statistischen Zentralamtes als Grund­
lage nehme und noch 1 0  Prozent Leerfahrten 
h inzurechne, dann komme ich auf 946 653 Fahr­
ten.  Dazu rechne ich die 8 Prozent Steigerung, 
die möglich ist. Dann komme ich auf 
1 022 386 Fahrten. Das heißt, das wäre eine Stei­
gerung gegenüber 1 99 1  um 75 733 Fahrten.  

Ihr  Absch luß  mit 1 260 000 Fahrten ist prak­
tisch um 3 1 3  347 Fahrten überhöht, und wenn 
wir die 8 Prozent Steigerung noch hinzunehmen, 
dann, muß ich sagen,  haben wir praktisch ein 
Kontingent von 4 1 4  000 Fahrten hergeschenkt. 
Das sind um 44 Prozent mehr, als im Jahre 199 1  
die Berechnungsgrundlage gewesen ist. Das kann 
doch woh l  nicht zufriedenstel lend sein !  

Wenn ich Ihnen jetzt auch konzediere, daß wir  
sagen, wir  haben das 1 5prozentige Leerfahrten­
kontingent, dann muß ich sagen: Die korrekte 
Ausgangsbasis wären noch immer 989 000 Fahr­
ten .  Inklusive den 8 Prozent Zusatzkontingent 
wären es 1 068 857, was eine Steigerung gegen­
über 1 99 1  um 79 1 75 betragen würde. (Zwischen­
ruf des Bundesrates Dr. K a u  f In a n  n. ) Hören S ie 
zu! Ich gebe es Ihnen nachher. Dann können Sie 
es nach lesen. (Bundesrat Dr. K a li f m a n n: Ich 
habe es ohnehin schon gelesen.') Wenn ich aber 
jetzt von der Basis ausgehe, wie sie abgeschlossen 
worden ist, und zwar mit 1 260 000 Fahrten, 
dann muß ich sagen :  Dies ist praktisch um 
3 7 1  000 Fahrten überhöht, das sind 38 Prozent! 

Jetzt geben wir zur ganzen Berechnung das 
Griechenland-Kontingent und das Kontingent aus 
der ehemaligen DDR dazu. Aber auch die Hin­
zugabe dieser Kontingente erfüllt n ie praktisch 
die Kontingentieru ngsvermehrung um 
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300 000 Fahrten .  Das geht sich einfach nicht aus. 
Das Griechen land-Kontingent sind 53 000 Fahr­
ten und das DDR-Kontingent sind 1 0 000 Fahr­
ten .  

Ein weiterer Ansto ß i n  dieser Richtung: Man 
ist im Transitvertrag von einem Aussto ßwert pro 
LKW von 1 5,8 Gramm Stickoxid pro kW/h aus­
gegangen. Es gibt Untersuchungen, daß es heute 
praktisch fast keine Autos mehr gibt, d ie diese 
Ausstoßwerte aufweisen . 

Diese Untersuchung wurde in Berlin gemacht, 
1 986 oder 1 987. unter 1 00 Motoren waren noch 
drei Motoren mit einem Aussto ßwert von 1 5 ,8 
und darüber, al le anderen sind darunter gelegen. 

Ich frage Sie, welchen Sinn es überhaupt hat, 
solch eine hohe Schadstoffbemessungsgru ndlage 
anzunehmen, da ja bereits in der EG neue Nor­
men ab 1 .  J ul i  1992 P latz greifen,  die nur mehr 
einen Aussto ß von 9 G ramm erlauben.  

Bei  der Plafon ierung s ind wir  von 1 5 ,8 ausge­
gangen, die neue Höchstgrenze der Ausstoßmen­
ge ab 1. 7. so l l  ja nur mehr 9 sein ,  mit den alten 
Fahrzeugen werden wir noch darüberl iegen. 
Wenn man heute den Güterverkehrspark der 
österreichischen Transportunternehmen an­
schaut, dann sieht man, daß er sehr jung ist. Der 
Fuhrpark ist deshalb sehr  jung, weil man damals 
aufgrund des Nachtfahrverbotes auf lärmarme 
LKWs umgestel l t  hat, weil man auch für den An­
kauf von lärmarmen LKWs eine steuerliche Be­
günstigung im Rahmen eines erhöhten Investi­
tionsfreibetrages gegeben hat, wodurch ein gewis­
ser Anreiz entstanden ist. 

Aber: Wir werden d iese 8 Prozent Zuschlag, 
den wir eigentlich nur a ls sogenannte Sonderposi­
tion gewähren wol lten ,  trotz der Reduktion der 
Ökopunkte-Anzahl immer erreichen, und zwar 
aus dem ganz einfachen Grund: Wenn ich heute 
drei LKWs habe mit  1 5 ,8 mult ipl izierten Öko­
punkten, dann kann ich praktisch mit fünf LKWs 
mit neun Punkten fah ren.  Das Verhältnis ist also 
3 : 5. Das gi lt für d ie neuen LKWs. 

Das nächste ist: Die Laufzeit des Transitvertra­
ges ist auf zwölf Jahre begrenzt. Bei einem EG­
Beitritt wird wahrsche inl ich  d ieser Transitvertrag 
nicht halten.  In der heutigen Ausgabe des "Stan­
dard" steht dezidiert e ine Aussage von Fernand 
Braun,  der seit 1 990 Sonderberater von Jacques 
Delors und E G-Generald irektor für die Ressorts 
Binnenmarkt und gewerbliche Wirtschaft ist. 
Dieser sagt da fo lgendes: 

" ,Wenn Österreich Mitgl ied der EG ist, müß­
ten theoretisch al le Transitfragen erled igt sein . '  
Dan n sei das Abkommen ,überflüssig' ." - Dazu 
hätte ich ganz gerne Ihre Stel lungnahme gehört. 

Ein weiteres Problem,  das sich auftut, sind bei 
der Bahn in Tirol die Zulaufstrecken zur Umfah­
rung von Innsbruck .  Es gibt keinen konkreten 
Plan für die nördliche Zulaufstrecke. Es steht im 
Transitvertrag: mit Überholgleisen .  Wir wissen 
nicht, wie lange diese Überholgleise werden so l­
len, ob es das sogenannte dritte oder ob es das 
vierte Gleis ist. Das al les wissen wir nicht. Das 
beunruhigt die Tiroler Bevölkerung. 

Gestern ist im Tiroler Landtag Landesstraßen­
verkehrsreferent Tanzer diesbezüglich befragt 
worden. Er hat gesagt, das sei n icht sein  Ressort, 
da kenne er sich n icht aus, wir sol len den Herrn 
Minister fragen .  

Es  geht um künftige Maßnahmen für den  Stra­
ßenverkehr in Europa, und da sind natürlich ge­
wisse Harmonisierungslösungen notwendig. Das 
erste Problem ist sicherlich e inmal die Kraftfahr­
zeugsteuer. Die Kraftfahrzeugsteuer wird derzeit 
nach dem National itätsprinzip  eingehoben, das 
heißt, die Kraftfah rzeugsteuer wird dort abge­
führt, wo das Auto angemeldet ist, und n icht dort, 
wo das Auto im Verkehr  e ingesetzt ist. Deswegen 
gibt es auch in der EG bereits Bestrebungen, die 
Kraftfahrzeugsteuer zu harmonisieren,  überzuge­
hen auf das Territorial itätsprinzip,  u nd zwar aus 
einem ganz einfachen Grund: Es gibt ja gravie­
rende Unterschiede in der Steuerbelastung für 
den Güterverkehr. So haben wir in  Deutschland 
für einen 38-Tonnen-LKW eine Steuerbelastung 
von 9 364 DM, wogegen wir i n  Italien nur mehr 
1 54 1 DM haben, in Portugal 786 DM, in  Spa­
n ien 767 DM und in Frankreich 1 1 8 DM. Ich 
würde Sie daher ersuchen, d ie Marktliberalisie­
rung im Straßenverkehr im Sinne von Harmoni­
sierungsbestrebungen voranzutreiben,  d iese In­
itiative von Österreich ausgehen zu lassen .  Öster­
reich ist ja doch das am meisten betroffene Tran­
sitland. Es ist schon richtig, daß in der EG die 
meistbetroffenen Transitländer Deutschland und 
Frankreich sind, aber die Alpenregion ist auf der 
kurzen Strecke im In ntal sehr konzentriert bela­
stet, und es sol lte von Österreich eine Initiative 
bezüglich des Straßengüterverkehrs ausgehen, die 
sich damit befaßt, wie das Ganze in Zukunft ge­
löst werden kann, und zwar nicht nur bezogen auf 
den Straßengüterverkehr, sondern auch auf die 
Bahn .  

I ch  meine, jedes Land macht bei der Bahn na­
tionale Einzelgänge. Das führt zu langen Warte­
zeiten an den Grenzen,  die Sch ienennetze sind 
e igentlich in den letzten Jahren nur gesundge­
schrumpft worden, statt s ie den europäischen Be­
dürfn issen anzupassen ,  und es gibt nur eigenstän­
dige nationale Entwicklungen im Personen- und 
G üterverkehr. Das hat natürl ich dazu geführt, 
daß bei der Bahn in Europa sehr  wenig geschehen 
ist in Richtung Harmonisierung, das hat auch 
dazu geführt, daß der Gütertransport von 1 965 
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b is 1 992 von einem Drittel auf ein Sechstel gesun­
ken ist. 

In meh r  als 1 50 Jahren Bahngeschichte und 
meh r  als 30 Jahren Bahngeschichte in  der EG 
wurde eigentlich immer noch kein einheitliches 
Verkehrsnetz zustande gebracht. Es gibt unter­
sch iedliche Spurbreiten, es gibt inkompatible 
Lichtraumprofile in den Tunnels, es gibt verschie­
dene Stromsysteme, es gibt versch iedene Sicher­
heitsbestimmungen,  es gibt verschiedene Radsatz­
lasten sowie Trassenführungen und Signal isie­
r ungsstel len der Bahn im internationalen Verkehr 
m it fast un überwindbaren Problemen .  

Die Schweiz ist in diesem Bereich bahnbre­
chend. Die Schweiz ist den EG-Intentionen be­
reits um einiges voraus, und auch Österreich 
h inkt  diesen Intentionen der Schweiz um  ein iges 
nach. Im Jahr 1 989 gab es in der Schweiz eine 
Grundsatzentscheidu ng, und zwar wurde der Bau 
der neuen Eisenbahn-Alpen-Transversa le, der 
N EAT, beschlossen. Im Zentrum d ieser Trans­
versale steht der Gotthard-Basistunnel mit 
49 Kilometern, zugleich sol l  eigentlich noch der 
Lötschbergtunnel i n  einer Länge von 28 Kilo­
metern gebaut werden, und die Simplonl inie sol l  
ebenfalls modernisiert werden. Somit ist die 
Schweiz in der Verkehrspolitik betreffend die 
Bahn Österreich um einen bedeutenden Schritt 
voraus. 

Bei uns in Tirol ist es nicht möglich ,  die nördli­
che Zulaufstrecke zum Brenner zu bauen, ob­
wohl  Verkehrsminister Streicher - Ihr  Vorgän­
ger - im Nationalrat am 28. 2 .  1 989 gemeint hat, 
die Zulaufstrecke zur  Brennerachse sol lte durch  
die Nörd l ichen Kal kalpen, Wetterstein- bezie­
h ungsweise Karwendelgebirge festgelegt werden. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Werden Sie diese 
Versprechen Ihres Vorgängers in die Tat umset­
zen? - Ich wünsche Ihnen viel Erfolg! (Beifall 
bei der FPÖ. ) 12 .39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Jaud. Ich e rte ile ihm das 
Wort. 

12.40 .. 
B undesrat Gottfried Jaud (OVP, Tirol) :  Sehr  

geeh rter Herr  Präsident! Seh r  geehrter Herr Mi­
n ister !  Meine sehr geehrten Damen u nd Herren! 
Mein Vorredner, Kol lege Trattner, hat in  einer 
Passage seiner Rede von "unüberwindbaren Pro­
b lemen" gesprochen .  Offensichtlich ist das ein 
Wunschgedanke von ihm. Wir sollten doch versu­
chen.  die Probleme zu lösen,  und sie werden tei l­
weise auch gelöst. 

Ich mu ß mich als Tiroler natür l ich  sehr  kritisch 
mit dem Transitproblem auseinandersetzen, denn 
das Tiroler Straßen- und Bahntransitproblem un­
terscheidet sich ja sehr  wesentlich und grundle-

gend von dem anderer Bundesländer.  Erstens ist 
die Strecke Kufstein-Bren ner die weitaus am 
stärksten benützte Transitstrecke Österreichs, 
und zweitens stel lt die Schadstoffbelastung im 
Lande Tirol eine existentie l le Bedrohung dar .  

Herr M inister !  Nicht aus Überlegungen der po­
l itischen Popularität. sondern weil ich von der Be­
drohung des Landes durch den Transitverkehr 
überzeugt bin.  spreche ich h ier. Als U nternehmer 
weiß ich auch. daß die Wirtschaft, d ie ja  Grundla­
ge unseres Woh lstandes ist ,  den Verkehr  braucht .  
U nd dieses Problem müssen wir lösen. Es gilt, für 
a l le tragbare Lösungen zu finden , und Zahlenbei­
spiele, l ieber Auch-Tiroler, Kol lege Trattner, 
glaube ich, dienen nicht unbedingt dazu .  Sie zei­
gen wohl  etwas auf, aber Lösungsansätze sind sie 
n icht. 

Als größte Bedrohung durch den Transitver­
kehr empfinde ich die Schädigung des Schutzwal­
des in Tirol .  42 P rozent d ieses Schutzwaldes wa­
ren im Jahre 1 99 1  geschädigt, und es zeichnet 
sich trotz verschiedener Maßnahmen keine Ver­
besserung des Zustandes dieses Schutzwaldes ab. 
Die Schädigung des Schutzwaldes ist deshalb von 
besonderer Tragweite, wei l  ja der Schutzwald das 
S iedlungsgebiet in Tirol sch ützt. Und e in  großer 
Tei l  der Siedlungsfläche Tirols, die ja ohnehin nur  
1 3  Prozent der Gesamtfläche ausmacht, wäre 
n icht bewohnbar, wenn es dort keinen Schutz­
wald gäbe. 

Über die Luftbelastung in  einem Urlaubsland 
so llte man eigentl ich nicht reden .  denn  das könn­
te ja eine Rufschädigung bedeuten. Aber die Be­
gründung für unseren Kampf gegen die hohe 
Verkehrsbelastung liegt eben auch i n  der hohen 
I mmissionsbetastung in unserem Lande. D iese ist 
auch Ursache der Zerstörung unseres Schutzwal­
des. 

Ich möchte I hnen, meine Damen und Herren, 
Herr M i nister, nun einige Daten aus dem Bericht 
der Tiroler Landesregierung über die Immissions­
belastung im Jah re 1 99 1  im Bereich der Transit­
strecke bekanntgeben. (Zwischenruf des Bundes­
rates Dr. R 0 c k e n s c h a ll bJ Die zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit empfohlenen 
Grenzwerte von Ozon wurden im Sommer 1 99 1  
in den Tallagen an 60 Tagen und i n  den oberen 
Hanglagen und im Gebi rge an 1 60 Tagen über­
schritten .  Die zum Schutz der Vegetation emp­
foh lenen Ozongrenzwerte sind bei al len elf Meß­
ste llen in Tirol um das Drei- bis Fünffache über­
sc hritten worden .  Laut diesbezüglichem Bericht 
ist der al leinige Verursacher dieser I m missionsbe­
lastung der Kraftfahrzeugverkehr. Auch die F lä­
chenkartierung zeigt deutl ich eine seh r  starke Be­
lastung der Transitstrecke im 1nntal und im  
Wipptal .  
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Die Luftmeßergebnisse von vorgestern und ge­
stern, also vom 1 9. und 20. Mai, habe ich heute i n  
der Zeitu ng gelesen .  Sie zeigen auf, d aß  an  allen 
Meßstel len die Vegetationsgrenzwerte und in den 
Höhenlagen über 1 500 m auch die Vorsorge­
grenzwerte für die menschliche Gesundheit über­
schritten wurden .  Wenn ich die Luftmeßtafeln 
hier in Wien sehe und darauf eine sehr  gute Luft 
ablese, könnte ich als Tiroler auf die Wiener Luft 
neidisch werden. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Mit Ihrer Er ­
laubnis z itiere ich  aus dem Bericht der  Tiroler 
Landesregierung: Diese Belastungssituation zeigt, 
daß die Ozon- und Photooxydantien derzeit d ie 
herausragende Schadstoffbelastung in Tirol dar­
stellen. Da die Belastung durch Ozon nur über 
eine Redu ktion seiner Vorläufersubstanzen redu­
ziert werden kann ,  ist e ine drastische Senk ung der 
Belastung durch Stickoxyd- und Kohlenwasser­
stoffe, der beiden wesentl ichen Vorläufersubstan ­
zen, dr ingend erforderlich .  Und weiter: D ie  rela­
tiv hohe Konzentration der beiden Vorläufersub­
stanzen ,  der Stickoxyde und der Kohlenwasser­
stoffe, im Inntal läßt auch lokale Maßnahmen 
dringend erforderl ich ersche inen. - Soweit d ie 
Aufforderung an d ie politisch  Verantwortliche n ,  
dringend Maßnahmen z u  setzen.  

Ich möchte Sie fragen, Herr Verkehrsminister 
Klima: Was geden ken Sie i n  diesem I h rem Ver­
antwortungsbereich Autobahnen und Bundes­
straßen betreffend zu tun? Welche Maßnahmen 
werden Sie setzen?  Wir wissen, wenn ein Privat­
betrieb nur  annähernd eine ähnl iche Umweltbela­
stung verursacht, wird ihm sofort mit der Schl ie­
ßung des Betriebes gedroht.  

Herr Verkehrsmin ister! Sie wurden bei Ihrem 
Besuch  in Tirol noch nicht mit der ganzen Härte 
der Transitproblematik konfrontiert. (Bundesmi­
nister Mag. K I i m a: Ich wurde sehr freundlich 
empfangen.') S ie s ind neu,  und die Fehler der Ver­
gangenheit  werden Ihnen nicht angelastet. Ihr  
Vorgänger hat schon einmal d ie  "rote Karte" er­
halten. Geben Sie acht, daß I hnen das n icht auch 
passiert! 

Warum diese k ri tische Anmerkung? - Die po­
l itisch Verantwortl ichen und die Bevölkerung 
sollten i n  Zukunft e infach besser i nformiert wer­
den. Ich fordere Sie deshalb auf, d ie Diskussion 
über den Transitverkehr in Tirol i n  Zukunft viel 
offener zu gestalten ,  als dies in  der Vergangenheit 
der Fal l war. Als besonders positiv möchte ich 
anmerken, daß S ie bei I hrem Besuch i n  der ver­
gangenen Woche einen Anfang gemacht haben .  
S i e  haben den Tiroler Landtag über Fakten infor­
miert, die den meisten dort noch n icht bekannt 
waren. 

Ein G roßtei l des Tiroler Landtags und der Ti­
roler Bevölkerung war bisher der Meinung, daß 

der Transitvertrag für den gesamten Verkehr zwi­
schen Kufstein  und dem Brenner  Gültigkeit hat. 
Sie haben das wohl bei der Anfrage des Kollegen 
Bachmann gemerkt. Wir  wissen jetzt, daß der 
Transitvertrag nur für die EG-Länder Gültigkeit 
hat. Darüber h i naus hat Österreich ein eigenes 
Kontingent, das zu den 1 263 000 Transit­
genehmigungen der EG noch hinzukommJ. Für 
die N icht-EG-Länder Schweiz, Ungarn,  CSFR, 
Polen und Skand inavien ist uns die Anzahl der 
Transitgenehmigungen n icht bekannt. Nun fah­
ren von diesem Gesamttransitpaket in Tirol jähr­
lich zi rka 1 Mi l l ion Transit-LKW. Wi r wissen 
aber nicht. wie viele davon dem limitierten EG­
Kontingent angehören und wie viele aus den 
nichtlimitierten anderen Ländern dazukommen. 
Auch die Anzah l  der PKW,  d ie durch unser Land 
nur durchfahren ,  ist - mir  jedenfalls - nicht be­
kannt. 

In der Diskussion über den Transitvertrag wur­
de immer festgestellt, daß sich die Emissionsbela­
stung auf der Transitstrecke innerhalb von zwölf 
Jahren auf 40 Prozent des heutigen Wertes ver­
ringern wird. Bei al l  d iesen Diskussionen wurde 
besonders darauf geachtet, daß nur  über den EG­
Transit d iskutiert wird und alle anderen Transit­
genehmigungen nicht in  Diskussion kommen. 
Deshalb kam es auch zu  der falschen Meinung, 
der Transitvertrag gelte für alle Transit-LKW auf 
der Strecke Kufstein - Brenner. 

Nach meiner Auffassu ng ist d ie Transitproble­
mat ik  mit dem Transitvertrag nicht unbedingt be­
seitigt. Sie ist wohl gemildert worden. Der Ver­
trag ist eine gute Grundlage, auf der in Zukunft 
aufgebaut werden kann.  Es bedarf aber e iner 
strengen Überwachung und vor al lem einer offe­
nen Diskussion.  Der Transitausschuß ist ja dazu 
vorgesehen worden, um über al le Differenzen be­
raten zu können und d iese dann einer Lösung zu­
zuführen. 

Im Transitvertrag ist auch d ie Verlagerung des 
Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene 
vereinbart. Das vermehrte Verkehrsaufkommen 
auf der Sch iene vor al lem mit den alten Tiefla­
dern für den LKW-Transport und den alten Gü­
terwaggons bringt eine unzumutbare Belastung 
der Wohnbevöl kerung entlang der E isenbahn mit 
sich - ganz im Untersch ied zu den neuen Perso­
nenkraftwagen ,  d ie doch sehr ruhig fahren. Sie 
haben das Problem ja am Beginn I hrer Ausfüh­
rungen angesprochen. 

Ich muß Ihnen sagen ,  Herr Minister: Ich emp­
finde es als e ine Demütigung besonderer Art, 
wenn unser Land durch den Straßentransit ge­
schädigt wird, die Bevölkerung die Lärmbela­
stung durch die Autobahn und die Bundesbahn 
ertragen muß. d ie E innahmen des Transitver­
kehrs zum grö ßten Tei l  nac h Wien fließen , aber 
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wir in Tirol die Lärmschutzbauten an der Bahn 
selbst finanzieren sol len.  

Bitte, Herr Min ister, lassen Sie s ich einmal aus­
rechnen, wieviel Geldmittel aus dem Verkehrswe­
sen von Tirol nach Wien fl ießen , inklusive Maut­
einnahmen, Mineralölsteuer und all diese Abga­
ben. Saldieren Sie dann die Einnah men und die 
Ausgaben, die für Tirol getätigt werden, und Sie 
werden sicher selbst sehen, daß es nicht gut ist -
ich sage das hier sehr  moderat - ,  wenn die Tiro­
ler für die Abwendung von Lärmbelastungen 
selbst bezahlen m üssen, vor allem von Lärmbela­
stungen, die sie ja n icht selbst verursacht und an 
denen die Bevöl kerung und auch die Wirtschaft 
kaum einen Antei l  haben .  wei l  es eben nur Tran­
sit ist, der durchfährt. 

Wie brisant die Problematik in Tirol ist, zeigt 
der Umstand, daß der Tiroler Landtag an eine 
Vorfinanzierung denkt,  obgleich das Aufgabe der 
Bahn wäre. Ich hoffe, daß es in Zukunft doch zu 
einer guten Lösung kommen wird .  

S ie sprachen in  Ihren Ausführungen von einem 
Lärmkataster, und ich hege da ein klein b ißchen 
Mi ßtrauen ,  denn Sie haben gesagt, zuerst müsse 
für ganz Österreich der Lärmkataster erstellt wer­
den,  dann werde man weitersehen, sodaß n icht 
das Bundesland drankommt, das zuerst fertig ist, 
sondern dasjenige, wo Maßnahmen am notwen­
digsten s ind .  Nun ist meines Wissens der Lärmka­
taster für das Land Tirol in etwa fertiggestel l t .  
(Bundesminister Mag. K I i m a: Im Juni!) Tirol 
war also das erste Land . Wenn wir jetzt vielleicht 
warten, bis der Kataster für ganz Osterreich fer­
tiggestellt ist, könnte das Jahre dauern, und Sie 
könnten ein Schlupfloch finden, sich der Verant­
wortung der Finanzierung zu entziehen. Ich bitte 
Sie deshalb, zu bedenken, daß wahrscheinl ich  in  
Tirol der Lärmkataster deshalb schon fertigge­
stel l t  ist, we i l  dort doch die größte Belastung ge­
geben se in dürfte. 

Die Untertunnelung der Südumfahrung von 
Innsbruck schreitet rasch voran. M it der Trog­
brücke als Tunnelanschluß über den Inn wurde 
eine technisch äußerst e legante Lösung dieses 
Bahnteilstückes gefunden. Ich stehe nicht an, die­
ses Teilstück der Südumfahrung von Innsbruck 
trotz heft iger Krit ik in der Öffentlichkeit als be­
sonders gelungen hervorzu heben . Mir persönl ich  
gefällt die Lösung, ich finde sie ausgezeichnet. Es 
werden auf dem Bahnsektor in den nächsten Jah­
ren auf der Nord-Sild-Verbindung zwischen Bay­
ern und Südtirol große Investitionen mit interna­
tionaler F inanzierung getätigt werden müssen.  
Ich möchte Sie bitten ,  Herr Minister: Legen Sie 
sich bei  dieser Lösung anständig ins Zeug! Helfen 
Sie mit, daß möglichst bald die beste Nordzulauf­
strecke gefunden wird ,  damit auch ein Gesamt­
projekt mit dem Brenner-Basis-Tunnel erstellt 
werden kann ! 

Sie sagten zu Beginn Ihrer Ausführungen,  Sie 
hoffen, für Ihr Arbeitsprogramm Anregungen zu 
erhalten. Die Lösung dieser Bahntransversale 
wäre ein Arbeitsprogramm, Herr Min ister. -
Danke schön. (Beifall bei der Ö VP sowie Beifall 
der Bllndesrätin Crepaz. J 1:: .54 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin ertei le ich Frau B undesrätin  
Sch icker das Wort. 

12.54 
Bundesrätin Johanna Schicker (SPÖ, Steier­

mark) : Sehr geehrter Herr Präsident !  Herr Bun­
desminister! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! Ich werde nicht den Transitvertrag in den 
Vordergrund meiner Ausführungen stellen (Bun­
desminister Mag. K I i m  a: GOlt sei Dank.' ) ,  aber 
nicht deswegen,  wei l  er nicht zu d iskutieren wäre 
für eine Nichttirolerin ,  sondern deshalb,  wei l  ich 
wirkl ich  meinen Kolleginnen und Kollegen, die 
noch sprechen werden, diesbezüglich den Vortritt 
lassen will .  

Ich möchte trotzdem vorweg feststellen, daß 
Ihnen, sehr geehrter Herr Min ister, keine Schon­
frist gegeben wurde. und zwar die üb l iche Schon­
frist von 1 00 Tagen. Ich führe das darauf zurück,  
daß Sie ja vom Fach sind und daher vorausgesetzt 
wird, daß Sie schon in kürzester Zeit gefordert 
werden können. - Sehe ich das richtig? 

Ihren Ausführungen, sehr geehrter Herr Mini­
ster, konnte ich entnehmen, daß Sie den von Mi­
nister Streicher - dem wir übrigens auch von 
dieser Stelle aus noch zu danken haben (Beifall 
bei der SPÖ) - e ingesch lagenen Weg einer zu­
kunftsorientierten Verkehrspol i t ik  weitergehen 
werden. Dazu zählen wir auch - das war ja vor­
gegeben - eine verstärkte Verlagerung des Ver­
kehrs von der Straße auf die Schiene, d ie Förde­
rung umweltfreundlicher Verkehrsmittel und den 
Ausbau des kombinierten Verkehrs auf nationa­
ler und internationaler Ebene. 

Daß d ieser zukunftsorientierte Weg,  wie der 
Name sc hon sagt, n icht von heute auf morgen 
verwirkl icht werden kann, wissen wir.  Der Aus­
bau der Schienenwege zu sogenannten Hochlei­
stungsstrecken wird noch viele Jahre i n  Anspruch 
nehmen. Darüber h inaus wird man auch nicht 
umhin können, noch das e ine oder andere Auto­
bahnteilstück zu bauen beziehungsweise fertigzu­
stellen, um einerseits die Bevölkerung an beson­
ders frequentierten Durchzugsstraßen zu entla­
sten und andererseits in Ermangelung einer Al­
ternative zur Bahn einen schnel leren Zugang zu 
grö ßeren Wirtschaftsräumen zu ermöglichen. 

Ich habe schon des öfteren h ier  im Hohen Haus 
darauf h ingewiesen, daß Betriebsansiedelungen in 
wirtschaft l ich in Not geratenen Regionen nur 
dann initi iert und erfolgreich abgeschlossen wer-
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den können, wenn auch die entsprechende Infra­
struktur mit Bahn und Straße gegeben ist. Damit 
meine ich für uns in der Obersteiermark nicht 
nur den Endausbau der Pyhrn- Autobahn ,  den 
Sie sc hon erwähnt haben ,  Herr Minister, sowie 
der ÖBB-Schoberpaßstrecke, sondern auch und 
in erster Lin ie den sofortigen Baubeginn des Sem­
mering-Basistunnels. 

Gerade für uns Steirer besteht  ein enormer 
Aufholbedarf in bezug auf schnel le Verbindun­
g.en zum - unter Anführun�szeichen - " übri�en 
Osterre ich" - ich bitte, d iesen Ausdruck mcht 
mißzuverstehen - und zu den Nachbarländern, 
dies auch im Hinblick auf d ie Öffnung zum 
Osten.  Für die Industriegebiete der Obersteier­
mark , vor allem für die Mur-Mürz-Furche, könn­
te e ine neue Hochleistungsstrecke wirtschaft l ich 
gesehen auch einen neuen Aufschwung bringen .  

Für d ie  in den letzten Jahren vor allem in  der 
verstaatl ichten Industrie verlorengegangenen Ar­
beitsplätze müssen neue Mögl ichkeiten der Be­
schäftigung gefunden werden. Wenn neben der 
Zurverfügungstellung von geeigneten Grund­
stücken und des erforderlichen und bei uns ja 
auch vorhandenen Facharbei terpotentials auch 
noch eine sch nellere Erreichbarkeit durch Schie­
ne und Straße gegeben ist, mü ßte es doch in Zu­
sammenarbeit von Bund und Land möglich sein ,  
d ieser Region wieder jenen Ste l lenwert zu gebe�, 
den sie v iele Jahrzehnte lang innegehabt hat, ei­
ner Region, die wirkl ich .. seh r  .wesent�ich zum 
wirtschaftlichen Aufbau Osterreichs beigetragen 
hat. 

Wir haben bei den diversen Strukturanpassun­
gen viele Arbeitsplätze verloren,  und die betroffe­
nen Arbeitneh mer u nd Arbeitnehmerinnen wur­
den um sie n icht zu kündigen, in  die sogenannte 
Lan

'
gzeitarbeitslose geschickt und dann i� die 

Frühpension .  Moral isch gesehen war das sicher 
eine vernünftige Lösung. Aber in der Praxis sieht 
das jetzt so aus, daß viele erfah rene Arbeitnehmer 
mit 50 Jahren aus den Betrieben ausscheiden 
müssen und damit ihr wertvol les Wissen nicht 
mehr einbringen können. Da wird man in  Zu­
kunft doch unterscheiden müssen,  um n icht einen 
zu  hohen Oual itätsver lust, gerade auch in  der ver­
staatl ichten I ndustrie in der Obersteiermark, zu 
erleiden. 

D ie VOEST-ALPINE Stahl  AG in  Donawitz 
m ußte im Laufe der Sanierung ihren Personal­
stand stark reduzieren. Wir spürten das. Sie ist 
aber jetzt mit der neuerrichteten Schienen�dju�­
tageanlage auf dem besten Weg, europawelt mit 
d iesem Produkt gut zu  bestehen. Wir wünschen 
uns, aber auch Ihnen,  sehr  geehrter Herr Mini­
ster, daß der e ingesch lagene Weg in der verstaat­
l ichten Industrie bei den Austrian Industries fort­
gesetzt wird, um auch in einem künftigen geme�n­
samen Europa bestehen zu können. Daß Same-

rungen aber nicht immer nur  zu Lasten der 
Arbeitnehmer, nämlich durch Personalabbau, er­
folgen, wünschen wir uns in der Obersteiermar� 
besonders. - Danke schön. (Beifall bei der SPO 
sowie BeifaLL des Bundesrates HoLzinger. J  /3.()(} 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dr. Kapral .  Ich ertei le 
ihm das Wort. 

/J.()() .. 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPO, Wien ) :  Herr 

Präsident !  Herr Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Sehr  geehrte Damen und Herren! Ich halte es 
für sehr  erfreu lich, daß auch der Bundesrat für 
würdig erachtet wurde, die beiden neu berufenen 
Minister h ier  zu hören.  Sie haben heute eine Er­
klärung abgeben. Es ist bedauerlich , daß seit der 
Bestel lung zwei Monate vergangen sind, aber es 
kann, wie die heutige Diskussion zeigt, hierin 
durchaus noch Positives für die Arbeit der Bun­
desregierung gesehen werden. 

Es war ursprünglich der Wunsch der Opposi­
tion, dem man aber nicht nachgekommen ist, daß 
auch der Herr Bundeskanzler hier über seine Mo­
tive und se ine Beweggründe hinsichtl ich der Re­
gierungsumbildung befragt werden kann. Ich er­
wähne es deswegen,  weil  ich im weiteren Verlauf 
ein Problem aufwerfen möchte, das sich mit der 
Kompetenzlage innerhalb der Regierung ganz ge­
nerell befaßt.  

Vorher wol lte ich als einer, der an Fragen der 
Integration interessiert ist, noch hier feststel len,  
daß auch die Frau Staatssekretär Berger durchaus 
einmal h ier i m  Bundesrat zu den sehr aktuellen 
Fragen . . . (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Die 

.
ist 

es nicht! Die Staatssekretärin heißt Ederer.' Erst in­
formieren, dann protestieren!) Das ist ein Fehler!  
Die Frau Berger ist im Bundeskanzleramt be­
schäftigt, ich weiß ,  die ist auch mit Integrations­
fragen befaßt, aber als Beamtin. Es geht um die 
Frau Staatssekretär in Ederer. (Bu.ndesrat Dr. 
S c  h a m  b e  c k: Die kommt!) Ich höre gerne ,  daß 
sie also demnächst zu uns kommen wird. 

Österreich hat seit zwei Monaten einen neuen 
Min ister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr .  
Diese Bezeichnung "für  Verkehr" sugger iert e ine 
Zuständigkei t  für den Gesamtbereich des Ver­
kehrs als eine Einheit. 

Ich glaube , es ist e ine unbedingte Notw�n�ig­
keit, daß wir heute die Verkehrsprobleme, die Im­
mer mehr in den Mittelpunkt auch der wirtschaft­
l ichen und wirtschaftspolitischen Auseinanderset­
zung rücken ,  als E inheit sehen. Be dauerli�her­
weise gibt es im Rahmen der Ressortverteil ung 
diese zentrale Kompetenz für Verkehr und Ver­
kehrspolitik aber nicht. 

Ich hätte gerne den Bundeskanzler befragt, 
warum er diese Regierungsumbildung nicht dazu 
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benutzt hat, e ine Strukturbereinigu ng im Sinne 
einer Konzentration der Verkehrszuständigkeiten 
herbeizuführen. Zwei Monate nach dieser Umbil­
dung ist das sicher e ine re in akademische Diskus­
sion .  Wir werden den weiteren Verlauf der Legis­
laturperiode nach wie vor mit untersch iedlichen 
Zuständigkeiten h insichtich der Kompetenzen.  
d ie dem Herrn Verkehrsmin ister zukommen. und 
der Kompetenzen ,  die dem Wirtschaftsmin ister 
vor al lem für den sehr sensiblen und wichtigen 
Bereich des Straßenbaues zukommen, leben müs­
sen .  

I ch  darf daher meinem Bedauern Ausdruck ge­
ben, daß es sich hier bei unserer Debatte über die 
Verkehrspolitik eigentlich nur  um eine Debatte 
über einen Torso handelt. Es ist aber auch auf der 
anderen Seite erstaunlich, daß diese Notwendig­
keit. die Verkehrspol itik als Einheit zu sehen, in 
der öffentl ichen Diskussion überhaupt nicht mit 
besonderem Gewicht gesehen wird und daß hier 
keine Kritik erfolgt. obwohl  die Medien anson­
sten ja sehr  viel und sehr  oft etwas zum Thema 
Verkehr und Verkehrspolit ik zu  sagen wissen. 

Ziel einer strategisch ausgerichteten Verkehrs­
politik mü ßte eine Maximierung der Vorteile der 
e inzelnen Teilsysteme, wie sie sich aufgrund der 
Funktion der einzelnen Verkehrsträger ergeben.  
i m  Verkehrsbereich sein .  Hier  sieht s ich der neue 
M inister für seine Zuständigkeit sicherl ich einer 
Reihe von schwierigen Aufgaben gegenüber, de­
ren Lösung vie l Geschick, vie l  pol itisches Einfüh­
l ungsvermögen, vor al lem aber auch die tatkräfti ­
ge und nachhaltige Unterstützung durch  den Re­
gierungschef, durch den Bundeskanzler ,  verlangt, 
der hier zeigen kann, daß er tatsäch l ic h  Durch­
schlagskraft und Durchsetzungsvermögen besitzt . 

Ich möchte h ier in  diesem Zusammenhang an 
erster Stelle das Bundesbahngesetz nennen. H ie­
bei geht es sicherlich auch um rein organisatori­
sche Fragen, wie die Gesellschaftsform, den Auf­
bau der Organe , d ie Zuständigkeiten innerhalb 
des Bereiches. Es geht aber über den e igentlichen 
Rahmen  des Gesetzes h inaus um seh r  wesentlic he 
Fragen ,  die jedenfalls gelöst werden m üssen,  ob es 
jetzt zu e inem solchen ÖBB-Gesetz kommt oder 
nicht. 

Dazu gehört die Frage der Finanzierung und 
F inanzausstattung der Bundesbahn. Ich habe ge­
hört, da ß der Herr Minister Vorste l lungen hat, 
wie er mit den Nac hbarländern, insbesondere mit 
u nseren östlichen Nachbarländern. Ausbauvorha­
ben vorantreiben wird. Es l iegt aber sicherlich 
auch hinsichtlich der Österreichischen Bundes­
bahnen noch einiger Bedarf an zielgerichteten 
Maßnahmen vor,  um die notwendigen F inanzie­
rungsoperationen zur Aufbringung der Finanz­
mitte l, die die Österreich ische Bundesbahn für 
den Ausbau ihrer  Strecken ,  für die rasche - ich 

betone: rasche - Verwirk l ichung ihrer vie lfälti­
gen Vorhaben braucht, durchzuführen. 

Es geht auch um die Frage der Abdeckung der 
Leistungen , die die ÖBB für die Allgemeinheit 
erbringt. Es geht um so wichtige Fragen wie 
Dienstrecht und Pensionsregelung. Ich darf in 
diesem Zusammenhang auf den Strukturbericht 
der Deutschen Bundesbah nen, der kürzlich fer­
tiggestel lt  wurde, verweisen.  Die Deutsche Bun­
desbahn ,  d ie  jetzt zusätzl ich mit der Aufgabe be­
lastet ist, die Deutsche Reichsbahn  mitzuintegrie­
ren, hat h ier seh r  wesentl iche Vorstel lungen u nd 
Alternativen entwickelt, wie der organisatorische 
Rahmen der wei teren Tätigkeit gespannt werden 
sol l ,  und neigt e iner Holdinglösung zu, d ie unter 
einem geme insamen Dach für einzelne Bereiche 
zumindest zwei eigene Gesellschaften, nämlich 
für den Betrieb u nd für den Besitz , vorsieht. 

Auch in Österreich wurden solche Überlegun­
gen andiskutiert. S ie sind nicht weiter gediehen. 
Das B undesbahngesetz selbst gibt darauf keine 
Antwort. Es wäre interessant, zu hören,  wie der 
Herr B undesmi nister zur Frage der Auftei lung in 
Betriebs- und E igentums-gesellschaft steht, wei l  
sich h ier  an diese Lösung doch ein ige andere Al­
ternativen kn üpfen,  d ie zu  einer doch weiterge­
henden privatwi rtschaftl ichen Orientierung der 
Tätigkeit der B undesbahn b is h in  eben zur Priva­
tisierung einzelner Teilbereiche h inführen. 

Über den Transitvertrag ist heute schon viel ge­
sprochen worden .  Ich fühle mich als Zentralist, 
als Wiener auch nicht unbedingt berufen, zu die­
sen Tiroler Problemen , die es vor a llem sind, Stel­
lung zu nehmen .  Ich glaube aber, man sol l te n icht 
in den Fehler verfa l len, die österreichische Ver­
kehrspol itik aussc hl ießl ic h  von der Warte des 
Transits durch unser Land zu sehen, obwohl  die 
Lösung der Transitprobleme, was ja nicht nur ein 
Nord-Süd-Problem, e in P roblem Kufstein-Bren­
ner,  sondern auch zunehmend ein Problem des 
West-Ost-Transits ist, doch noch e iniges von uns 
fordern  wird. 

Aber im Transitvertrag selbst - das wol lte ich 
hier anschneiden, denn ich glaube, daß das The­
ma über die Transitproblematik h inausgeht -
wird von Österreich u nd von den EG-Ländern als 
Partner vereinbart, daß d ie Kostenwahrheit i n  
Hinku nft eine wichtige Rolle spielen sol l .  Das 
wirft das heik le Thema der Wegekostenberech­
nung auf.  

Ich wei ß, daß es h ier  verschiedene Ansätze gibt, 
in der Wegekostendiskussion weiterzukommen ,  
daß es h ier auch Aufträge an akademische Institu­
tionen gibt. die seriöse Grundlagen für die Wege­
kostenrechnung era rbeiten sol len.  Es wäre in die­
sem Zusammen hang interessant zu hören, wie 
weit diese Arbeiten gediehen sind und welche 
Vorstel lungen der M in ister hat, wie die Frage der 
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Wegekostenerhebung, letztl ich nicht nur h i n­
sicht l ich der direkt zurechenbaren Kosten, son ­
dern auch der externen Kosten, einschl ießlich der 
Kosten des U mweltschutzes, die mit  dem Verkehr 
zusammenhängen,  weiter vorangetr ieben werden 
soll .  Natürlich gehört zu der Frage der Kosten 
auch e ine seriöse Berechnung der Nutzen, die wir 
letztendlich alle aus dem Verkehr ziehen. 

Lassen Sie m ich  aber im Zusammenhang mit 
dem Transit doch noch auf e in Thema zu spre­
chen kommen ,  und zwar aufgrund der wirkl ich 
bemerkenswerten Ausführungen des Bu ndesrates 
Jaud, auf die ich noch einmal besonders h inwei­
sen möchte, wei l  sie eine sehr differenzierte Hal­
tung signalisierten,  d ie vor allem dann auffällt,  
wenn man sich vor Augen hält, wie eben diese 
ÖVP-Fraktion noch im Herbst anläßl ich einer  
dringlichen Anfrage der FPÖ zum Thema Transit 
d iskutiert und wie sie sich h inter die Person des 
damal igen Verkehrsministers gestel lt hat. 

Ein für die österreichische Wirtschaft - selbst­
verständlich für die I ndustrie, aber auch für die 
Gesamtwirtschaft - wichtiges und interessantes 
Thema ist der ganze Telekommunikationsbe­
reich, vor allem Fernsprech- und Telefaxeinrich­
tungen. Hier haben andere Länder sicherlich  ei­
nen wesentlich größeren Vorsprung in der Rich­
tung, welche D ienste sie den Wirtschaftsunter­
nehmen zur Verfügung stel len.  

Ich freue mich feststel len  zu können, daß der 
Herr Bundesminister hinsichtlich des Zuganges 
zum Netz einen sehr l iberalen Standpunkt dekla­
riert hat. Ich meine, es ist k lar, daß in einem kle i ­
nen Land wie Österreich, auch aus dem Bl ickwin­
kel der Europä ischen Integration gesehen, die 
Frage des Betreibens eines Netzes hei kel  ist und 
man sicherlich darüber diskutieren kann, daß für 
die Allgemeinheit nur ein Netzbetreiber vorhan­
den sein sol l .  Es  gibt aber darüber hinaus auch 
Vorstel lungen ,  daß einze lne große Kunden, ein­
zelne große Interessenten andere Möglichkeiten 
des Zuganges zum Netz haben sol lten. 

Was aber auf dem Telekommunikationsbe­
reich, auf dem Fernsprechbereich, doch zu e in i ­
ger Sorge Anlaß gibt, ist, daß die Investit ionen 
nicht mit Nachdruck realisiert werden können, 
wei l  sich jetzt G renzen der F inanzierbarkeit abse­
hen lassen, obwohl mit dem Fernmeldeinvesti­
tionsgesetz e in I nstru ment zur Verfügung steht, 
das es der Post erlaubt, Finanzierungen in  diesem 
Bereich vorzunehmen. 

Durch die ständige Herabsetzung des Prozent­
satzes der Mitte l ,  die der Post aus den Einnahmen 
für das Telefon zur Verfügung stehen, und die 
Abfuhr eines immer größeren Betrages an den 
Finanzminister für Zwecke des Budgets ergibt  
sich e ine Schere , d ie dazu führt, daß die Ver­
schuldung der Post langsam in Größenordn ungen 

kommt, d ie eine Gefahr für  den zügigen Ausbau 
und für die zügige Fertigstel lung der Modernisie­
rung, der Digitalisierung des österreichischen Te­
lefonnetzes befürchten lassen. 

Eine letzte Bemerkung erlauben Sie mir noch 
zu einem anderen Aufgabengebiet des Ressorts 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr .  Sie haben als 
Min ister d ie Funktion einer Hauptversammlung 
eier ÖIAG beziehu ngsweise der Austrian I ndu­
stries. Der Aktionär, der Aktionärsvertreter , der 
Sie sind, hat im Gesetz genau umschriebene 
Funktionen, und ich habe auch m it Befriedigung 
zur Kenntnis genommen, daß Sie nicht daran 
denken, d iesen Weg der strikten Trennung der 
Funktionen u nd der Handlungsfreiheit  der Orga­
ne. wie er von Ihrem Vorgänger, M inister Strei­
cher. eingesch lagen wurde, zu verlassen .  Ich neh­
me daher auch an, daß es nur eine e inmalige Sa­
che war, ein e inmaliger Ausrutscher, daß d ie Or­
gane aus der Zeitung erfahren mußten ,  daß e ine 
bestimmte Überlegung, ein best immtes Handeln 
von Ihnen zu prüfen wäre, um eine Entwick lung, 
über die man sicher reden kann, eine Übernahme 
einer Aktivität herbeizuführen. Was mich daran 
stört - aber ,  wie gesagt, durch Ihre heutige Er­
klärung ist das aus der Welt geschafft, Sie werden 
also weiterhin an der strikten Unabhängigkeit der 
Organe festhalten - ist, daß das via Offentlich­
keit kolportiert wurde. 

Lassen Sie mich zum Sch luß  noch auf e inen 
Umstand zu  sprechen kommen, der Österreich 
eigentlich in die Gruppe jener Länder e inreiht,  
wo nichts unmöglich ist :  Wir haben e inen Ver­
kehrsmin ister, der aus einer erfo lgreich tätigen 
Fi rma kommt - dort eine Führungsposition mit 
Erfolg innegehabt hat - ,  deren Aufgabe es ist, Öl 
zu raffin ieren und Treibstoffe an den Kunden zu 
bringen, und dessen Interesse eigentl ich b is jetzt 
dahi n  gegangen ist, d iesen Absatz mögl ichst zu 
maximieren, also mögl ichst viel Verkeh rsleistung 
zu haben, um entsprechende Kundschaft zu fin­
den. U nd wir werden möglicherweise - aber dar­
über wird uns der nächste Sonntag die Entschei­
dung bringen - einen ehemaligen Verkehrsmini­
ster als Generaldirektor eines großen Industrie­
unternehmens haben, der wahrscheinl ich wieder 
großes Interesse daran haben wird, möglichst vie­
le LKWs zu verkaufen. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ. )  Ich hoffe: lärmarme, flüsterarme und ab­
gasarme LKWs. - Danke vielmals. (Beifall bei 
der FPÖ. )  13.18 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Rednerin :  Frau Bundesrätin Crepaz. Ich ertei le 
ihr das Wort. 

13.18 
Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tirol) : Herr 

Präsident! Herr Min ister !  Um zu unterstreichen, 
daß das Sprichwort "Tirol isch lei oans" auch sei­
ne Richtigkeit hat, habe ich mich zu diesem The-
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ma gemeldet und möchte speziel l  zum Transit ein 
paar Worte verl ieren,  wobei ich hoffe, daß ich 
mich nicht zu sehr wiederhole. 

Ich kann den Ausführungen meiner zwei Tiro­
ler Kollegen sicher viel abgewi nnen. wenn ich 
auch nicht unterstellen möchte. daß der eine fal l­
weise aus re inem Oppositionsgeist und der andere 
aus berechtigter Sorge Transitprob leme h ier auf­
geworfen hat. 

Zum Kollegen Trattner möchte ich bemerken: 
Er hat gesagt, in  der "Tiroler Tageszeitung" vom 
9. 8. 1 987  hätte der damalige Verkehrsminister 
Streicher gesagt, er bringt eine Halbierung des 
Transitverkehrs. Er hat ja recht damit! Denn erst 
1 989 ist das Nachtfahrverbot eingeführt worden,  
und damals ist schlagartig,  kann man fast sagen, 
30 Prozent wen iger Transitverkehr über den 
Brenner gero llt. Und wenn man die Zahlen von 
1 987 hernimmt, dann, glaube ich ,  kann man sa­
gen,  hat er wahrscheinl ich recht, wenn er von ei­
ner Halbierung gesprochen hat. 

Kollege Jaud hat sich sehr kritisch m it der 
Transitverkehrsproblematik auseinandergesetzt, 
auch bezüglich der Sorgen im H inblick auf die 
Sch utzwaldschädigung u nd die Luftbelastu ng. 

Es stimmt wirklich, im Wipptal ,  speziel l  in der 
Gegend von Schönberg, ist bei den Frauen schon 
die M uttermilch verbleibt. Die Sorge der Tiroler 
Bevölkerung hat einen rea len ernsten H inter­
grund, und ich möchte Sie wirkl ich ersuchen, un­
sere Sorgen ernst zu nehmen. Sie waren in Tirol ,  
der Landeshauptmann hat Sie eingeladen,  und ich 
habe am nächsten Tag i n  der Zeitung gelesen ,  Sie 
hätten vor Bundesräten und Nationalräten ein 
Hearing abgeha lten .  Ich haben dann angerufen, 
denn ich habe keine Ein ladung bekommen. Das 
wol lte ich hier feststel len:  Es hat der Landes­
hauptmann eingeladen, die Bundesräte waren 
aber nicht e ingeladen.  Anscheinend sind nur Kol­
legen von Ihrer Fraktion hingegangen. (Zwi­
schenrufe bei der Ö VP. ) Ich war nicht eingeladen.  
Ich habe es zwar gewußt, aber wei l  ich nicht ein­
geladen war, bin ich auch nicht hingegangen. 
(Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: Kein Rendezvous 
ohne Aufforderung!) Genau.  (Weitere Zwischen­
rufe bei der Ö VP.) Nein,  wir waren nicht e ingela­
den. Sie sind uneinge laden dort gewesen. 

Kol lege Kapral hat sich zuvor selbst als Zentra­
l ist bezeichnet u nd gemeint, daß das eigentlich 
Tiro ler Probleme seien .  Dazu möchte ic h festhal­
ten: Der Transitvertrag ist zwischen Österreich 
und der EG und nicht zwischen Tirol und der EG 
abgeschlossen worden .  Die In itiative dazu ist aber 
von Tirol ausgegangen. Tirol trug maßgeblich 
dazu bei, daß es heute d iesen Transitvertrag gibt. 
Auch das muß ich hier e inmal festhalten. 

Bereits 1 985 wurde der damalige Verkehrsmi­
nister Lacina von uns gebeten, Verhandlungen 
mit der EG aufzunehmen. Schon 1 985!  Jetzt ha­
ben wir 1 992.  Man sieht. daß gut Ding halt Wei le 
braucht. Schon damals hat die Bevölkerung von 
Tirol  gemerkt, daß der Plafond, die Menge des 
Transits, erreicht ist. Es wu rden 25 Bürger­
initiativen gebi ldet. 50 Bürgermeister wurden ak­
tiv. Es sind 200 000 Menschen entlang der Tran­
sitstrecken vom Transit betroffen. 

Herr M i nister! Sie haben sich ja am Samstag in 
Vomp in  die Höhle des Löwen gewagt, wo Sie den 
wirkl ich kompromißlosen Transitgegnern entge­
gengetreten sind. Diese machen das sicher nicht 
aus reiner Opposition, sondern aus wirk licher 
Soge um die 200 000 vom Transitverkehr Betrof­
fenen. 

Das Ziel des Transitvertrages ist sicher eine Re­
duktion des Transits. Während früher,  vor dem 
Bau der Autobahn, das Verhältnis des Transits 
zwischen Schiene und Straße 70 zu 30 war, das 
hei ßt 70 P rozent des Transits wurden auf der 
Schiene u n d  30 Prozent auf der Straße abgewik­
kelt ,  ist es heute genau umgekehrt. Aber man 
kann den damaligen Betonierern, wie wir das 
heute sagen ,  n ichts Schlechtes nachsagen,  denn 
damals wol lte jeder Ort eine U mfahrung haben ,  
und jeder wollte e ine Autobahn.  Jetzt haben wir 
die Autobahn,  und nun sieht man, daß gute Stra­
ßen den Verkehr anziehen und nicht weniger 
oder flüssiger machen. Nun ist mehr Verkehr da. 
Heute ist man so weit ,  daß man das erkennt, aber 
manchmal ist es halt zu spät. 

Ich kann mich noch erinnern: Als die Auto­
bahn fertiggestel lt war, war p lötzlich die Sorge da, 
der Brenner werde aussterben, wei l  kein Mensch 
mehr auf den Brenner fährt. Die Dörfer werden 
aussterben ,  h ieß es, wei l  die Deutschen nur 
durchfahre n  und uns Schadstoffe zurücklassen .  
Nicht e inmal mehr einen Kaffee trinkt einer. 
Heute ist es wieder so, daß die Bundesstraßen und 
die Autobahn schwer überlastet sind . Wir müssen 
jetzt schauen,  wie wir  den Transit in den Griff 
bekommen können. 

Zum Tra nsit muß ich aber auch sagen:  Wir re­
den immer nur vom LKW- und vom Schwerver­
kehr. Kei n  Mensch redet vom PKW. Wenn wir 
wissen, daß  es in Deutschland, ohne die neuen 
Bundesländer hinzuzurechnen , pro Jahr schon 
900 000 Neuzu lassungen an PKWs gibt, mit de­
nen dann viele auf U rlaub fahren werden und wo­
möglich 1 20 Kilometer be i uns durchfahren wer­
den. dann kann man e rst ermessen. was durch den 
PKW-Verkehr auf u ns zukommt. Man muß näm­
lich bedenken, daß es dann noch mehr Unfälle  
geben und die Luftbelastung eher zunehmen als  
abnehmen wird .  
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Ein Ziel beim Transitvertrag ist neben der 
Schadstoffreduzierung auch die Lärmreduzie­
rung. Es ist das halbe Inntal sowieso schon zube­
ton iert. Wenn man durchfährt,  mutet es an wie 
eine halbe Röhre ,  man sieht zwar noch den freien 
Himmel, aber von der schönen Gegend sieht man 
vom PKW aus nichts mehr. Trotzdem gibt es 
noch immer zuwen ig Lärmschutzwände. Es gibt 
jetzt schöne Glaswände - das dürfte die bessere 
Lösung sein .  

Ich habe in  diesem Zusammenhang ein großes 
Anliegen.  Ich komme aus Innsbruck.  Im Stadttei l  
Am ras, der hauptsäch l ich betroffen ist, kämpfen 
die Bürger seit Jahren - ich wei ß  nicht genau, 
wie lang - u m  ihre Rechte. Es gibt einen Schrift­
verkehr mit Ihren Vorgängern, Herr Minister, die 
Briefe müssen übereinandergestoppelt schon eine 
Höhe von einem halben Meter ergeben. Von je­
dem Minister haben sie die Lärmschutzwände 
versprochen bekommen. Es geht da im besonde­
ren um ein paar Häuser, die schon damals beim 
Bau  der Autobahn gestanden sind. Diese Leute 
dort kriegen die Lärmschutzwände n icht .  Man 
wei ß  nicht, warum sie die Lärmschutzwände nicht 
kriegen, es ist n icht zu ergründen, obwohl  die Au­
tobahn d irekt  vor ihrem Haus, fünf Meter davon 
entfernt, vorbeigeht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
nur noch etwas fragen :  Im Transitvertrag, in sei ­
nem Anhang 2 steht zum Artikel 6, be i  den Ver­
besserungen des E isenbahn- und kombinierten 
Verkehrs: E rstens: Brenner. 1.1. Kurzfristige 
Maßnahmen. Es würde mich interessieren, wie 
kurzfristig diese Maßnahmen si nd und was ge­
meint ist mit dem Einbau von Überleitstel len zwi­
schen den Bahnhöfen,  dem U mbau des Bahnho­
fes Wörgl und der Verlängerung der Überholglei ­
se in  den Bahnhöfen. Es besteht in Tirol  der Ver­
dacht, daß man jetzt beg innt, Überholgle ise 
immer über die Ortschaften hinaus zu bauen , bis 
dann ganz Tirol mit Überholgleisen bespickt ist, 
und irgendwann hat man dann  plötzl ich das dritte 
G leis. Es besteht der reale Verdacht,  daß es dazu 
kommen wird ,  und ich möchte Ihnen ans Herz 
legen,  das dri tte Gleis zu vermeiden. Wir, unsere 
Fraktion, haben schon ein Gespräch mit dem 
neuen Bahndirektor L indenberger diesbezüglich 
geführt. Wir haben ihm auch gesagt, man sol l  
nicht,  ohne vorher Verhandlungen darüber zu 
führen, darangehen,  in Tirol e in oberirdisches 
drittes Gleis zu instal l ieren. (Der P r ä s i d e n l 
übernimmt den Vorsitz. ) 

Abschließend möchte ich zum Transitverrag 
noch sagen: Es ist viel geleistet worden. Man muß 
sich einmal die Europakarte anschauen: Es ist das 
Verhältn is so, als ob ein Zwergschnauzer einen 
Rottweiler ankläfft. Ich glaube, wenn man dieses 
Verhältnis auch zwischen Österreich und der EG 
sieht, so muß  man zugeben: Es  ist wirkl ich etwas 

Gutes gelungen, auch wenn an diesem Vertrag 
viel, auch berechtigte Kri t ik  zulässig ist . 

In der "Tiroler Tageszeitung" ist gestanden: 
Jetzt haben wir schon eine erste "Kl i­
ma" -Katastrophe! Ich glaube, es gab schon Kli­
makatastrophen, die auch etwas Gutes gebracht 
haben. Ich möchte erinnern: Eine Kl imakatastro­
phe hat die Saurier aussterben und zu Fossil ien 
werden lassen. und das war auch nicht das 
Schlechteste. � Danke. (Beifall bei der SPÖ. )  
13.�8 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann. Ich erte ile dieses. 

13.�8 
Bundesrat Dr.  Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österre ich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Hoher Bundesrat! Eigentlich hat keiner mei­
ner Vorredner bis jetzt die Vorgeschichte zum 
Transitvertrag oder zu dessen notwendigen Ab­
schluß erwähnt, nämlich daß der Transitvertrag 
die Vorbedingung war ,  daß wir  noch am 2. Mai in 
Porto den Vertrag über den Europäischen Wirt­
schaftsraum abschl ießen konnten ,  einen, wie ich 
glaube, sehr wichtigen Vertrag für Österre ich, 
handelt es sich doch dabei um eine der komplexe­
sten Verhandlungsmaterien der E uropäischen In­
tegration . 

Ich glaube, es muß vor allem für die Opposi­
tion - ich denke da speziel l  an den Bundesrat 
Kapral - auch interessant sein, daß es nur auf­
grund dieses Transitvertrages möglich war, den 
EWR zustande zu bringen, der für die Wirtschaft, 
für die Industrie von besonderer Bedeutung ist. 
Ich möchte hier den Verhandlungsführern, den 
Ministern Mock, Schüssel ,  F isch ler, Streicher und 
auch Ihnen, Herr Bundesminister ,  danken. Es 
wurde h ier gemeinsam mit  den zuständigen Be­
amten Hervorragendes geleistet. Wie schwierig 
eigentlich das Unterfangen war, d iesen EWR­
Vertrag unter Dach und Fach zu bringen, zeigt 
die Gesch ichte dieses Vertrages. 

Am 1 7. Jänner 1989 hat EG-Präsident Jac­
ques DeIars vor dem Europäischen Parlament 
diese Anregung gemacht. Im März dieses Jahres 
wurde diese Anregung von den EFT A-Regie­
rungschefs aufgegriffen, und ein Jahr später be­
gannen die formellen Verhandlungen darüber, 
die eigentlich unter der Führung Österreichs bis 
Juni 1 99 1  größtentei ls abgeschlossen werden 
konnten. Es hat noch Probleme mit der Kohä­
sion , mit den Übergangsfristen gegeben. Gott sei 
Dank konnte jetzt dieser Vertrag rea l isiert wer­
den. Diese Bundesregierung hat eigentlich die 
Möglichkeiten und Grenzen des Europäischen 
Wirtschaftsraumes immer richtig und realistisch 
eingeschätzt, und der Besch luß der Schweizer 
Bundesregierung von dieser Woche, ebenfalls ein 
Beitrittsansuchen an die EG zu stellen, hat die 
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Richtigkeit der österreichischen Analyse und der 
daraus abgeleiteten Aktivitäten vol l  bestätigt. 

Nichtsdestoweniger kann der EWR für uns nur  
e in  Zwischenschr itt auf dem Weg zur  EG-Voll­
mitgliedschaft sein .  Er ist sicher kein Ersatz, woh l  
aber die optimale Vorbereitung. Wir werden mit 
1 .  1 .  1 993 - ich hoffe, daß zu dem Zeitpunkt 
auch der EWR-Vertrag in Kraft treten kann -
mit dem Binnenmarkt die Mögl ichkeit der wei t­
gehenden Tei lnahme an den vier Freiheiten ha­
ben: am Waren-, Personen- ,  Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr. Die Teilnahme am EWR wird 
unserem Land positive Wachstums- und Preis­
dämpfungseffekte bescheren. Das Wirtschaftsfor­
schungsinstitut hat vor e inigen Monaten ausge­
rechnet, daß allein die Mitgliedschaft beim EWR, 
also noch nicht die Mitgl iedschaft bei der EG, in­
nerhalb der nächsten sechs Jahre für u nsere Wirt­
schaft einen zusätzl ichen Wachstumsimpuls von 
2,3 Prozentpunkten und einen zusätzlichen 
Wohlstandsgewinn von 15 000 S pro Erwerbstäti­
gen sowie e inen Gewinn von 50 Mil l iarden Schi l ­
l ing für die österreichische Volkswirtschaft brin­
gen wird. D ie Zahl der unselbständig Erwerbstäti­
gen wird um 55 000 zunehmen, und die Inflation 
wird nach den Berechnungen des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes um 3 Prozentpunkte geringer 
ausfallen .  

Meine Damen und Herren !  Diesen Unionsver­
trag kann man mit dem Vertrag des Wiener Kon­
gresses von 1 8 1 4  gleichsetzen. Damals wurden d ie 
Weichen für das 1 9 . Jahrhundert gestel lt. Mit d ie­
sem Vertrag wurden, so glaube ich, d ie Weichen 
für das 2 1 .  Jahrhundert gestel lt. Wesentl iche Vor­
aussetzung für diesen Vertrag war d ie Regelung 
des Straßentransitverkehrs. Dabei verfolgt d ie 
Bundesreg ierung drei Ziele, die mit d iesem Ver­
trag meiner Mein ung nach auch erreicht wurden .  

Die restriktiven Maßnahmen der Schweiz ha­
ben dazu geführt ,  daß der Verkehr nach Öster­
reich umgeleitet wurde. Diesen müssen wir wie­
der dorthin zurückverlagern .  Weiters müssen wir  
den kombinierten Verkehr stärker zum Einsatz 
bringen.  Das heißt, wir b rauchen eine stärkere 
Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die 
Schiene. Es geht dabei auch darum .  die Umwelt 
zu schützen und den noch zu verbleibenden 
LKW-Transitverkehr den Belangen des Umwelt­
schutzes u nterzuordnen. 

Diesen Zielen ist die Bundesregierung treu ge­
b l ieben - entgegen allen Befürchtungen und Un­
kenrufen von seiten der Opposition. Die Transit­
frage ist für uns kein integrationspolitisches 
Tauschobjekt gewesen.  wie es uns des öfteren vor­
geworfen wurde. sondern vielmehr e in 
Faustpfand für den erfo lgreichen Abschluß der 
EWR-Verhandlungen. Österreich, dem im Avis 
der EG-Kommission des vergangenen Jahres e in  
ausgezeichnetes Zeugnis ausgestellt wurde, ist m it 

Selbstbewußtsein  in diese Verhandl ungen g�gan­
gen. Es sol lte u ns bewußt sein: N icht  nur Oster­
reich braucht die EG, sondern auch die EG 
braucht Österreich ! 

Jedenfalls hat sich bei diesen Verhandlungen 
gezeigt, daß die Interessen des Umweltschutzes 
bei d ieser Bundesregierung besser aufgehoben 
sind als bei der Opposition .  Weil  vorhin erwähnt 
wurde, es gebe Bedenken, daß dieser Vertrag 
nicht die volle Laufzeit  durchhalten würde. wie es 
heute im "Standard" steht :  Ich glaube, wenn man 
auf jede Äußerung eines EG-Beamten Rücksicht 
nehmen würde, dann würde man überhaupt nicht 
weiterkommen!  Es handelt sich hierbei um die 
Privatmeinung eines Herrn Braun,  e ines Beraters 
von Delors. 

Es gibt Fakten,  die nachweisen,  daß es be i der 
EG aufgrund unserer Haltung auch ein Umden­
ken gibt, und zwar dahin gehend, die Freiheit des 
Warenverkehrs und die Freiheit des Verkehrsmit­
tels dem Umweltschutzgedanken unterzuordnen. 

Es s ind vor wenigen Wochen d ie neuen Leitli­
nien für die EG-Umweltschutzpo litik vorgestel lt  
worden ,  und darin heiß t  es zum Transitverkehr, 
daß die wirtschaftl ichen und steuerlichen Begün­
stigungen zur Eindämmung des Ausstoßes von 
COz und S02 erweitert werden so llen. Weiters 
wird im  Transportbereich auf das Grünbuch zur 
Umstrukturierung des Transportsektors verwie­
sen. 

Gleichzeitig hat der Verkehrsausschuß  des Eu­
ropaparlaments schon im  Juli des vergangenen 
Jahres eine Entschließung verabsch iedet, die der 
Kommission empfiehlt, einen beschleun igten 
Ausbau und eine verbesserte Finanzierung des 
Brenner-Basis-Tunnels zu ermöglichen sowie d ie 
Voraussetzungen für ein integriertes gesamteuro­
päisches Verkehrssystem zu schaffen .  In d ieser 
Entsch l ießung wird auch .�ie Vereinbarung über 
den Straßentransit durch Osterreich auf Basis des 
Öko-Modells befürwortet. 

Meine Damen und Herren !  Durch unsere Hal­
tung ist es zweifellos gelungen, die EG von der 
Notwendigkeit zu  überzeugen,  daß die Verlage­
rung des Alpentransits auf die Bahn sowie die 
Einziehung eines Plafonds bei den U mweltbela­
stunge n  unumgänglich ist. Trotzdem,  Herr Min i­
ster,  möchte ich doch eine kritische Bemerku ng 
anbringen: Ich glaube, daß, als Sie angetreten 
sind, so mancher Inhalt und so manche Formu lie­
rung nicht immer in jener Klarheit und Eindeu­
tigkeit vorhanden waren ,  die uns Exminister 
Streicher in der Öffentl ichkeit immer vorzuma­
chen versuchte. Ich denke da nur  an die Berech­
nu ngen der Transitfahrten.  In dem Vertrag steht 
n irgendwo drin nen, daß nur das Österreichische 
Statistische Zentralamt dafür zuständig ist , denn 
bei einem Vertrag gehören i mmer zwei Partner 
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dazu. Daher war es notwendig, j ewei ls von der 
e igenen Ausgangsposition aus zu verhandeln .  Ich 
glaube, es ist da ein vertretbarer Komprorniß, so­
woh l  für den Umweltschutz als auch für die Wirt­
schaft, geschlossen worden. 

Meine Damen und Herren !  Nun geht es darum. 
durch  verstärkten kombin ierten Bahnverkehr zu­
mindest den Zuwachs des Transitverkehrs zur 
Gänze auf die Schiene zu verlagern.  Ich glaube. 
das ist eine große Herausforderung für Sie, Herr 
Minister,  hatte es doch in  der letzten Zeit den 
Anschein, daß die geforderte Verlagerung des 
Güterverkehrs von der Straße auf die Sch iene 
n icht so recht vorangekommen ist .  Die Bahn 
kann derzeit, selbst wenn sie es wollte .  die auf der 
Straße beförderten Kapazitäten gar nicht über­
nehmen. Mir ist zu O hren gekommen - ich 
konnte es nicht mehr verifizieren - ,  da ß wieder 
umgekehrt die " rol lende Landstraße" von Verona 
nach München mangels Auslastung eingestel lt be­
ziehungsweise beschränkt wurde. 

Dazu kommt noch - das wurde vorhin schon 
erwähnt -. daß man nicht nur vom Nord-Süd­
Verkehr sprechen sol l ,  sondern auch vom begin­
nenden Ost-West-Verkehr .  Wenn man weiß ,  daß 
auf der Westbahn täglich mehr als 300 Züge rol­
len, und wenn man die Diskussion über die Hoch­
leistungstrecke im Tullnerfeld verfolgt, so ver­
steht  man, daß sich die Bevö lkerung gegen diesen 
zunehmenden Schienenlärm , unter welchem sie 
leidet, wehrt und natürl ich auch diesbezüglich 
Befürchtungen hat. 

Neben den notwendigen Standorten für Um­
welt-Umschlagterminals fehlen auch die entspre­
chenden Waggons. Ich weiß  das aus zahl re ichen 
Gesprächen mit Unternehmern. Wenn jemand 
etwa Holz mit  der Bahn aus dem Waldviertel 
transportieren möchte, muß  er warten bis endl ich 
Waggons aus Rijeka zurückkommen. Wir haben 
also hier echte Probleme auf dem Sektor der 
Waggonbeschaffung. In doppelter Bedeutung des 
Wortes: Ich habe die Sorge, daß die "ro l lende 
Landstraße" bald in den letzten Zügen l iegt, 
wenn es nicht zu entsprechenden Verbesserungen 
organisatorischer Natur kommt. 

Ich glaube näml ich nicht,  daß der Transit das 
Problem ist, sondern die Bundesbahn selbst. Es 
geht ja um d ie Ausgl iederung der Bundesbahn.  
wie  es heute schon gesagt wurde, es  geht darum, 
die Bundesbahn  entsp rechend produktiv zu ma­
chen . Es gibt internationale Untersuchungen.  die 
feststellen, daß unsere Bu ndesbahn in der Pro­
duktivitätsentwicklung gegenüber den ausländi­
schen Bahnen nachhinkt. 

Und noch etwas möchte ich erwähnen: die So­
zialpolitik im Zusammenhang mit der "rol lenden 
Landstraße" . 

Herr Minister !  Sie haben einen Sozialminister 
im Schlepptau ,  der nicht immer  mobil ist. Mir  
wurde von U nternehmern gesagt, daß zum Bei­
spiel die Dauer der Bahnfahrt für einen LKW­
Chauffeur n icht  als Ruhezeit angerechnet wird. 
sondern als Fahrzeit, so, als ob der den LKW len­
ken würde. Das führt zur grotesken Situation, 
daß er sich nach der Bahnfahrt, während der er  
s ich ausgeruht hat, nochmals ausruhen muß ,  da­
mit die entsprechenden Ruhezeiten eingehalten 
werden. Ich glaube,  hier brauchen wir vom So­
zialminister oder viel leicht auch aus den Gewerk­
schaftskreisen d ie entsprechende Mobil ität. (Bun­
desrat D r 0 c h l e r: Das steht im Traumbuch. 
Herr Kollege, was Sie da VOll sich geben! ) Ich hof­
fe, daß es im Traumbuch steht, mir haben das 
aber Unternehmer, die, glaube ich. keine Träu­
mer sind, erzählt .  

Ich glaube , ganz wichtig für d ie Durchführung 
des Transitverkehrs ist es auch. die hausgemach­
ten ,  administrativen Hemmnisse zu beseitigen .  
Zu manchen Verlade-Terminals etwa kann man 
am Wochenende nicht zufahren .  Wir haben also 
eine Reihe hausgemachter Schwierigkeiten ,  die es 
zu bewältigen gilt . 

Und ich möchte hier vielleicht noch e in Bon­
mot bringen: Wir haben seit 2 .  Mai Grünl icht, 
was den Transitzug betrifft. Wir haben vor weni­
gen Wochen die Lokomotive dieses Transitzuges 
ausgewechselt. Ob die Waggons d iese neuen "Kli­
ma" -Verhältnisse aushalten, werden wir erst se­
hen .  Herr Min ister, Sie sind noch eine unerprobte 
Lok, und ich hoffe, Sie werden imstande sein,  d ie­
sen langen Zug in Fahrt zu bringen, denn im Ge­
päckswaggon s itzt manchmal, gebeten oder unge­
beten, die sozial istische Gewerkschaft, d ie 
manchmal d ie  Notbremse zieht. (B undesrat 
D r 0 c h t e  r: Sozialdemokratische Gewerk­
schaft!) - Sozialdemokratische Gewerkschaft. 

Wir haben einen B undeskanzler - er  wurde 
heute schon erwähnt - ,  den man als Stationsvor­
stand sehen kann, der ganz teilnahmslos zu­
schaut. Und wir haben einen Sozialminister, der 
vie lfach hier nur "Bahnhof" versteht. 

Meine Damen und Herren !  Ich möchte noch 
einen Punkt zur Sprache bringen: die Frage der 
Vertei lung der Öko-Punktekarten.  Ich glaube, 
daß es als nächstes P roblem zum Streit zwischen 
den Bundesländern kommen wird ,  wer diesen 
Kuchen bekommt. Ich kenne das von anderen 
Transitgenehmigungen .  S ie sind ja für e inen ge­
rechten Aufte i l ungssch lüssel zuständig, Herr Mi­
nister, und ,  b itte, schauen Sie s ich hier rasehest 
nach Lösungen um. Ich glaube, hie r  wird die 
nächste Schwierigkeit auf Sie zukommen. 

Zum Absch luß ,  meine Damen und Herren -
es wurde heute schon erwähnt - :  Von e iner I l lu­
sion müssen wir  uns bei  d iesem Transitvertrag 
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verabschieden, nämlich daß es gelungen wäre, da­
mit den gesamten Transitverkehr Richtung Osten 
zu bewältigen.  Wir bekommen die stinkenden 
LKW aus den Ostblock-Ländern. die heute die 
Umwelt in Österreich belasten, n icht in den Griff. 
Ich glaube , h ier fehlt noch ein entsprechendes 
Verkehrskonzept. 

Es wu rde heute schon von den Hochle istu ngs­
strecken gesprochen . Mir feh l t  auch hier eine ge­
wisse Mobi lität der Bahnverwal tung, statt des un­
gel iebten Semmering Basistunnels doch die Strek­
ken nach Prag, nach Warschau,  nach B udapest 
raschest auszubauen . Ich glaube, daß es sehr 
wichtig wäre, d iese Strecken raschest auszubauen. 
(Ruf: Nicht für die Steiermark.') Ich spreche als 
Niederösterreicher hier, Kollege, ich spreche h ier 
als Waldviertler Mandatar; Bundesratskol lege 
Farthofer ist momentan nicht da. Wenn man sich 
die Strecke vorstel lt hinauf nach Gmünd: Ich 
glaube, es ist notwendig, d iese raschestens auszu­
bauen. Ich kann mich noch daran erinnern, als ich 
ein Bub war, hat man das als Leistung gewürdigt, 
daß man eine Bahnstrecke abgetragen hat, und 
jetzt, glaube ich, brauchen wir dort dr ingendst 
Erneuerungen.  Und ich möchte Sie fragen ,  Herr 
Minister: Welche Konzepte haben Sie, um d iesen 
Ausbau der Bahn nach Prag, nach Warschau, 
nach Budapest raschestens voranzutreiben? 

Alles in allem, meine Damen und Herren ,  glau­
be ich aber, daß wir mit diesem Transitabkom­
men, mit dem Abschluß des EWR-Vertrages po­
sitive Signale für eine zukunftsorientierte Ver­
kehrs- und Wirtschaftspolit ik gesetzt haben. Die 
Teilnahme Österreichs am Binnenmarkt, zu des­
sen Voraussetzungen der Abschluß d ieses Tran­
sitvertrages gehört hat, wird unserem Land positi ­
ve  Wachstums- und  Preissenkungseffekte besche­
ren.  Der EWR ist kein Europäischer Warteraum, 
wie immer wieder gesagt wurde , sondern wir  soll­
ten die Worte von Minister Mock ernst nehmen , 
der meinte, daß dieser E uropäische Wirtschafts­
raum das Trainingslager für die europäische 
Wirtschaft im Vorfeld der EG sein wird. 

Die Beitrittsansuchen Schwedens, F innlands 
und der Schweiz zeigen, daß wir mit der österrei ­
chischen Integrationspolit ik auf dem richtigen 
Weg sind. 

Meine Damen und Herren!  Ende dieses Jahr­
tausends steht Europa vor weitreichenden Verän­
derungen, die für die folgenden Generationen 
richtungweisend sein werden. Mit den heute zur 
Debatte stehenden Verträgen wird Österreich, ge­
meinsam mit den anderen europäischen Staaten , 
diese Herausforderung annehmen u nd auch be­
wältigen.  (Beifall bei der Ö VP und bei Bundesrä­
ten der SPÖ. )  13 . .J7 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr .  Alfred Gusenbauer. Ich 
erteile dieses. 

/3.4 7 

Bundesrat Dr .  ALfred Gusenbauer (SPÖ, Nie­
derösterreich):  Herr Präsident! Herr Minister !  
Hoher B undesrat! Es ist von Vortei l ,  da ß Herr 
Kollege Kaufmann vor mir gesprochen hat, denn 
zu 80 Prozent kann ich mich seinen Ausfühnm­
gen anschl ießen und nahezu nahtlos an das an­
knüpfen ,  womit er aufgehört hat.  (Ruf bei der 
Ö VP: . . .  ein Einheitsbeitrag!) Nein !  Sie werden ,  
wenn S ie  genau aufpassen, merken, daß  es sich 
um ke inen Einheitsbeitrag handelt, sondern daß 
man sich durchaus in  der e inen oder anderen Fra­
ge ergänzen kann und dort, wo es sinnvoll ist, 
auch wechselseitig zustimmen kann,  wenn man 
nicht zwanghaft davon verfolgt ist, immer nur da­
gegen sein zu müssen,  wei l  es ein beherrschendes 
Handlungsprinzip ist. (Beifall und Heiterkeit bei 
der SPÖ. ) 

Ich möchte auf die Frage des Transitverkeh rs 
u nd auf die Frage des Güterverkehrs im al lgemei­
nen eingehen, weil  sich Kol lege Kaufmann auch 
damit beschäftigt hat. Ich glaube, wir sind über 
den Stel lenwert des Transitvertrages e iner Mei­
nung und sollten, angeregt d urch diesen Transit­
vertrag, natürlich noch einen Schritt weitergehen 
und verkehrspolitisch vorausdenken. 

Wir werden mit dem Europäischen Wirt­
schaftsraum und mit den wei teren Integrationsbe­
mühungen in Europa zu einem stärkeren Wirt­
schaftswachstum kommen, was nach der bisheri­
gen gültigen Logik auch zu e inem Anwachsen im  
Bereich des Verkehrs führen wird und was auf 
Basis der bisherigen Kostenregelungen zu e iner 
weiteren Verb i l l igung des LKW -Verkehrs führen 
könnte. 

In diesem Zusammenhang stellt sich uns e ine 
entscheidende Frage: Wir begrenzen mit dem 
Transitvertrag die Durchfa hrten durch Öster­
reich zu einem Zeitpunkt, wo unter Umständen 
oder relativ sicher damit zu rechnen ist, daß das 
Verkehrsaufkommen in Europa wächst. 

Dieses Verkehrsaufkommen wächst vor allem 
auch deswegen,  wei l  sich in  den letzten Jahren  
eine spezifische For m  der P roduktion herausent­
w ickelt hat. (Ruf: .. lust in time!") - Richtig. Die 
aus Produktivitätsgründen sehr gelobte Just- in­
time-Production ,  die heute ja  bereits in Japan an 
ihre geographischen Grenzen stößt, ist natürlich 
e ine Form der Produ ktion, die zum Ziel hat , sin­
kende Produktionskosten über den Verkehr zu 
externalisieren , was dazu führt, daß wir es mit 
e iner sinkenden Fertigungstiefe zu tun haben und 
immer größere Teile der Produktion in  Wirklich­
keit im Zuliefer- und im Vorfeldbereich abgewik-
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kelt werden. Und das ist ja am bekannten Jog­
h urt-Be ispiel zu er läutern. 

Wenn wir von einem normalen LKW-Zug aus­
gehen - nichts gegen die landwirtschaftlichen 
Produkte -, der 1 00 000 Becher Joghurt trans­
portieren kann, dann repräsentiert d ieser LKW­
Zug, bevor er sich überhaupt nur einen Meter 
bewegt hat, bereits 3 500 Transportki lometer, 
denn zur E ntstehung eines gefül lten Joghurtbe­
chers sind aufgrund der unterschiedl ichen Pro­
du ktionsstätten der Gefäße, des Aluminiums, das 
für den Deckel verwendet wird,  der Milch, die für 
die Joghurtproduktion verwendet wird, und vieles 
andere mehr, 35 Transportmeter erforderlich. 

Das hei ßt: Allein an diesem "Joghurtbeisp iel" 
kommt zum Ausdruck, welch gigantische Trans­
portwege in Wirkl ichkeit schon abs�lviert we�­
den, bevor es überhaupt nur zur Ausheferung el­
nes einzigen Joghurtbechers von irgendeiner 
Molkerei an irgendei nen Zwischen-, E inzelhänd­
ler oder sonst jemanden kommt. Daher ist natür­
lich die entscheidende Frage für die Wirtschafts­
entwick lung in Europa - wenn wir unser ökolo­
gisches Anliegen ernst nehmen -, wie es zu einer 
Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und 
Verkeh rswachstum kommen kann, das hei ßt, wie 
wir zu e inem ökologisch nachhaltigen Wachstum 
kommen, das nicht mit  e inem ständigen Ver­
kehrswachstum einhergeht. Denn wir wissen al le, 
daß die Geduld der Bevölkerung nicht nur in Ti­
rol an ihren Grenzen angelangt ist, daß es kaum 
mehr die Bereitschaft gibt, neue Verkehrsträger 
zu entwickeln, und daß aufgrund der begrenzten 
Verkehrsflächen i rgendwann die Ausweitung der 
subjektiven Mobilität zur kol lektiven Immobil ität 
führt. Das heißt, daß es zu e inem großen Mega­
stau kommen wird, der sich über große Bereiche 
Europas zieht. 

Und gerade in  dem Zusammenhang, glaube 
ich, sind wir gefordert, nachzudenken, gerade 
deshalb , wei l  wir mit diesem Transitvertrag zu­
mindest für Österre ich  eine Grenze eingezogen 
haben. Damit haben wir der Europäischen Ge­
meinschaft und den westeuropäischen Industrie­
staaten vermittelt, daß wir h ier  andere Wege ge­
hen wollen und bereit sind , auch verkehrspoli­
tisch  einen Input für die weitere europäische De­
batte zu geben. 

Es läßt sich im übrigen dieser mein  Ansatz 
durchaus folgendermaßen subsumieren :  Ver­
kehrspolitische Leitl in ie Nr .  1 :  Vermeidung von 
unnötigem Verkehr, wobei man natürl ich den 
Konsens darüber herstel len muß, worin dieser 
unnötige Verkehr besteht. 

Im übrigen, was die "rollende Landstra ße" be­
tr ifft: Ich habe aus I hren Ausführungen durchaus 
eine gewisse Kritik an diesem Konzept herausge­
hört, und in einem gewissen Ausmaß te ile ich die-

se Kritik .  Die "rollende Landstraße" ist n icht  der 
Höhepunkt an Effizienz in bezug auf die Abwick­
lung von gro ßen verkeh rsmäßigen Kapazitäten. 
Denn  wenn  man sich die europaweite Statist ik an­
schaut, so kann man feststel len :  Es finden 75 Pro­
zent des Gesamtgüterverkehrs in einem Entfer­
nungsspie l raum bis 50 Kilometer statt . un� n i�ht 
im großen Transitfernverkehr. Das helßt, in  dle­
sen 75 Prozent des Gesamtgüterverkehrs stecken 
sehr wesentliche Rationalisieru ngschancen und 
sehr wesentl iche Ressourcen, den Verkehr zu mi­
ni mieren ,  wenn es tatsäch l ich gel ingt, eine dem­
entsprechende schienenmäß ige Anbindung zu ge­
währleisten. - Denn es ist der Umwelt nicht ge­
holfen wenn die Österreich ischen Bundesbahnen 
versch iedene Transporte durchfüh ren,  d iese aber 
erst wieder mit dem LKW abwickeln, denn der 
Bundesbahn-LKW ist um n ichts gesünder als ir­
gende in  anderer LKW. Das heißt, es geht darum, 
das Gesamtausmaß des LKW-Güterverkehrs zu 
reduzieren .  Leider ist es ja in Europa nach wie 
vor so , daß 90 Prozent des gesamten Güterver­
kehrs über die Straße abgewickelt werden,  und 
daher stehen von seiten der Schiene noch große 
Potentiale zum Ausbau zur Verfügung. 

Es geht also darum, e ine Pol i ti k des Verkehr­
Sparens zu entwickeln, darüber nachzuden ken, 
wie man i n  der Produktionsphase Transportwege 
einsparen kann ,  wei l  letztendl ich die Verlänge­
rung der Transportwege der betroffenen Bevölke­
rung höhere Kosten verursacht. 

Was den Transitvertrag in diesem Zusammen­
hang betrifft, möchte ich I hnen seh r  stark u nter­
streichend recht geben, wenn Sie den gestrigen 
oder heutigen "Standard" zitieren. Es gibt schon 
so etwas wie einen österreichischen Masoch ismus. 
Wir haben uns jahrelang um einen Transitvertrag 
bemüht, und dieser Transitvertrag l iegt entgegen 
vielfach geäußerter Zweifel nun vor.  Und nun 
gibt  es keine D iskussion darüber , wie wir diesen 
Transitvertrag weiterentwickeln könnten, wie wir 
schauen könnten ,  daß er  sich auf europäischer 
Ebene durch- oder umsetzt .  Nein !  Es findet so­
fort die D iskussion statt: U nter welchen Umstän­
den ist d ieser Transitvertrag nicht haltbar? Es 
wird sofort darüber diskutiert: Wenn wir Mitgl ied 
der Europäischen Gemeinschaft werden, dann 
können wir  diesen Transitvertrag n icht halten .  

Im wesentlichen l iegt uns aber ein Gutachten 
der Gemeinschaft vor, nämlich der Avis ,  der zwar 
den Transitvertrag als P roblem begreift, aber 
nicht ein mal die EG-Kommission ist der Auffas­
sung, daß es diesbezüglich zu keiner Lösung kom­
men kön nte. Trotzdem gibt sich das österreichi­
sche Publ ikum einer wechselseitigen Lizitation 
der Angst hin, die darin besteht: Um Gottes wil­
len. jetzt haben wir zwar den Transitvertrag, aber 
der ist eh nichts wert, wei l  wenn wir Mitgl ied wer­
den, dann  ist er ungültig. 
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Ich glaube, da ß ein grö ßeres Selbstbewußtsein 
von österreich ischer Seite erforder l ich ist, wenn 
wir tatsächlich diesen Diskussionszugang, den wir 
mit dem Transitvertrag geschaffen haben, kon­
struktiv weiterentwickeln wol len .  (Beifall bei der 
SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP. ) 

Und zum Sc h luß  - nachdem in dieser Debatte 
schon soviel S innvolles zu d iesem Thema gesagt 
wurde - kann ich es mir natürl ich nicht verknei­
fen ,  auf das Bonmot des Kollegen Kaufmann ein­
zugehen, der hier ein ige Funktionen der österrei­
chischen Polit ik  mit Funktionsbestim mungen der 
Bu ndesbahn in  einen Zusammenhang gesetzt hat, 
die weder für die Bundesbahn  noch für die öster­
reichische Innenpolitik stimmig sind . Ich kann Ih­
nen sagen, das Bi ld schaut im wesentl ichen so aus: 

Der Bundeskanzler hat die Weichen richtig ge­
stellt .  Der Lokführer Viktor Kl ima hat aufgrund 
einer hervorragenden Dienstbesch re ibung auf der 
Ostbahn nun einen neuen Auftrag bekommen, 
auf der leistungsstärkeren Westbah n  tätig zu wer­
den. Und der Sozialminister Hesou n  versteht 
nicht "Bahnhof" , sondern der steht  am Bahnhof 
und hält die Züge an, damit die Leu te ,  die es be­
trifft, auf die Züge entsprechend aufsteigen kön­
nen. - Danke schön. (Beifall bei der SPO. ) 13.59 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich F rau 
Bundesrätin Dr .  Susanne Riess. Ich e rteile es i h r. 

13.59 
Bundesrätin Dr. Susanne Riess (FPÖ, Wien) :  

Sehr  geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! "Auf 
der Klippe zur Krise statt auf dem Weg zur Bör­
se" ,  so faßt die "Kleine Zeitung" am Beginn des 
Jahres den Zustand der verstaatlichten Industrie 
zusammen. Der "Kurier" vorn 23. Jänner trug die 
Schlagzeile: "Krise in der Verstaatl ichten - Tau­
sende Jobs wackeln" . Angesichts dieser Tatsache 
war ich einigermaßen erschüttert, daß der Herr 
Bundesminister den Bereich der verstaatlichten 
Industrie heute so lässig mit fünf Sätzen abgetan 
hat. 

"Die verstaat l ichte Industrie in Österreich be­
findet sich nicht das erste Mal in e iner schweren 
Krise." Vielleicht haben sich manche deshalb an 
Schlagzeilen wie diese schon gewöhnt .  Viel le icht  
haben sich manche schon daran gewöhnt, d iese 
Krise auf Kosten der Steuerzahler zu finanzieren 
und sie schönzureden wie der Generalsekretär 
der Austrian Industries Wrabetz, der guten M utes 
sagte. das Ergebnis von rund 2 Mil l iarden Schi l ­
l ing für  1 99 1  se i zu halten. Für  1 992 se i  e in besse­
res Ergebnis gep lant. fal ls es zu einer internatio­
nalen Konjunkturbelebung kommt. Falls nicht, 
dann hat Herr Wrabetz auch kein  Rezept, zumin­
dest kei nes, das e r  der Öffentlichkeit mitteilt. 

Noch drastischer sind d ie Aussagen von H ugo 
Michael Sekyra, der in e inem , .Kurier"- Interview 

vom Jänner dieses Jahres sein wirtschaftspoliti­
sches Credo fo lgendermaßen offenbarte: "Wir 
können den völ l ig freien Handelsverkehr  nicht 
einfüh ren, solange die Wettbewerbsunterschiede 
für uns so tödl ich sind. Österreich will ja n icht mit 
dem Osten m it verarmen." Und Sekyra hat auch 
gleich eine Lösung parat: Es gibt im wesentlichen 
zwei Möglichkeiten: Entweder wir machen es wie 
die drei Affen,  wir sehen nichts, wir hören nichts. 
und wir lassen die Dinge auf uns einstürzen, dann 
werden wir Verluste erleiden und gezwungen 
sein,  Betriebe zu schl ießen, oder wir packen den 
Stier bei den Hörnern und engagieren l:I.ns gezielt 
in Osteuropa. Dann werden wir in Osterreich 
möglicherweise kurzfristig wieder die Ausländer­
feindlichkeit anheizen und eine Verschärfung der 
sozialen Spannungen erleben. Mit den bi l l igen 
Arbeitskräften werden wir al lerdings mittelfristig 
Märkte besetzen und Arbeit haben.  - Das wird 
die Gewerkschafter, nehme ich an, sehr  freuen. 
(Bundesrätin K a i  Il z: Ihre Methoden würden uns 
noch weniger freuen!) Stimmen Sie dem zu , was 
Herr Sekyra gesagt hat? Das wäre doch interes­
sant für die Arbeitnehmer  in Ihrer Partei .  

In  den letzten  Jahren wurden in der verstaat­
l ichten Industrie 25 000 Beschäftigte abgebaut. 
Der Verstaatl ichtensprecher der ÖVP, Burgstal­
Ier, schätzt, daß weitere 10 000 Arbeitsplätze ge­
fährdet sind. G leichzeitig wurden 40 Mi l l ia rden 
Sch i l l ing Steuergeld z ugeführt .  Einschl ießl ich der 
Erträge aus Unternehmensverkäufen sind der 
ÖIAG beziehungsweise der Austrian Industries 
72 Mi l liarden Schi l l ing Kapital zur Verfügung ge­
standen.  (Bundesrat Ing. R o h  r: Könnten Sie et­
was Langsamer sprechen, damit man Sie auch ver­
steht?) Sie m üssen lernen, ein bißchen schneller 
zuzuhören, Herr Kol lege Roh r. 

Im selben Zeitraum ist der Cash-flow von 
1 5  Mi l l iarden im Jah r  1 989 auf 1 1 ,4 Mi l l ia rden 
Schil l ing im Jahr 1 99 1  zurückgegangen. Die Ge­
samtverschuld ung läßt sich überhaupt nur mehr  
schwer schätzen .  In de r  offiziellen Notenbank­
Statist ik  werden die Kredite der verstaatlichten 
Industrie per E nde 1 99 1  mit 65 Mil l iarden Schi l­
l ing ausgewiesen .  Dar in sind die Auslandstöchter 
allerdings nicht enthalten. Die Schu lden der 
ÖIAG l iegen laut Austrian Industries bei 50 Mi l ­
l iarden Sch i l ling, für die der Bund Haftung und 
Rückzahlung übernommen hat. Die normalen 
Bankkredite ohne B undeshaftung lagen En­
de 1 990 bei 33 Mil l iarden Schil l ing. Weitere 
5,2 Mi l liarden Schi l l ing entfielen auf Anleihen. 
Beide Beträge sind im Vorjah r  noch weiter gestie­
gen .  

Wenn man sich nun die einzelnen Bereiche an­
schaut: Bei der AMAG in Ranshofen sind durch 
die Schl ießung der Elektrolyse mit Ende 1 992 
1 200 von insgesamt 3 500 Arbeitsplätzen gefähr­
det. Der Gesamtver lust für 1 99 1  wurde mit 
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1 ,5 Mil l iarden Schi l l ing angegeben.  Heute mittag 
ist über die APA die Meldung gekommen:  . ,Neu­
erl iche Unruhe bei der AMAG . Gerüchte um 
2 Mil l iarden Bi lanzverlust für 1 99 1 " . Da heißt es 
dann: Neuerl iche Unruhe gibt es jetzt bei der 
Austria Metal l  AG, AMAG, in Ranshofen in 
Oberösterreich. Es gibt Gerüchte. daß der B i lanz­
verl ust für 1 99 1  nicht, wie prognostiziert, 700 
oder 800 Mi l l ionen, sondern 2 Mil l iarden Schil­
l ing betragen würde . Das Büro Apfalters te i lt mit 
beziehungsweise läßt ausrichten, da ß der Gene­
raldirektor zu e iner Stel lungnahme dazu nicht er­
reichbar ist. 

Weiteren Ärger bei der AMAG erregt die Tat­
sache der Beschäftigung von 50 Leiharbeitskräf­
ten . H iezu sagt der Betriebsrat: Für uns ist es un­
erklärlich, daß einerseits Freisetzungen in  der 
Grö ßenordnung bis zu  1 200 Mitarbeitern vorge­
nommen werden, andererseits aber in der vergan­
genen Woche nicht weniger als 50 Leiharbeits­
kräfte neu i n  die AMAG kamen. - Das ist eine 
Methode, die dem Herrn Minister sicher nicht 
neu ist, die es auch in  der ÖMV gegeben hat, da 
die ÖMV Miteigentümer einer Leiharbeitsfirma 
ist und man, währe nd man 3 000 Arbeitskräfte 
freigesetzt hat, dafür Lei harbeitskräfte dieser Fir­
ma beschäftigt hat. 

Große Probleme gibt es aber auch an den steiri­
schen Stahlstandorten.  Obwohl  bereits 
35 000 Arbeitsplätze an den ste ir ischen Standor­
ten verlorengegangen sind, ist die Situation -
wieder laut Burgstal ler - heute noch schlechter 
als 1 985. E ine Resolution der Metallergewerk­
schaft verlangt MiUelzuführungen von Bund und 
Land, obwohl  das Regierungsabkommen das aus­
drück lich ausschl ießt .  In der Hütte Linz gibt es 
Kampfrnaß nahmen gegen weitere Kündigungen. 
Von fünf Bergbaubetrieben der Verstaatl ichten 
bi lanziert nur  einer positiv. Nachdem schon der 
mi l liardenteure KVA-Versuch in Donawitz ge­
scheitert ist, verlangte Stahlchef Bogdandy weite­
re 7,5 Mil l iarden Schi l l ing Unterstützung für d ie 
Einführung des COREX-Verfahrens, was ihm 
nachhaltige Kritik eingetragen hat. 

Es lohnt sich auch,  sich näher mit der ÖMV zu 
beschäftigen. Eine ÖMV-interne Studie empfielt 
den weiteren Abbau von 1 500 Arbeitsplätzen. 
Sie, Herr M in ister Klima, waren verantwortl ich 
- wie sc hon erwähnt - für den Abbau von 
3 000 Arbeitsplätzen in  einem Jahr ,  was gleich­
zeitig ein besonders sch lechtes Betriebsergebnis 
gebracht hat. Ein k le iner Ausgleich ist wahr­
scheinl ich d ie Tatsac�e der Arbeitsplatzbeschaf­
fung: Um Sie zu ersetzen , wurden gleich zwei 
Vorstände ausgeschrieben. wie ich hörte. 

Die Prognose für die ÖMV für 1 992 weist ei­
nen stark gesunkenen Gewinn von 1 ,5 Mil l iarden 
Sch i l l ing aus. Die ÖMV hat 1991  deut l ich an 
Wachstumsdynamik eingebü ßt.  Das Ergebnis der 

gewöhnlichen Geschäftstätigkeit l iegt um 
250 Mi l l ionen Schi l l ing unter dem Ergebnis von 
1 990. Im ersten Quartal 1 992 wurde laut Gene­
raldirektor Meysel ein "mäßiger Verlust" von 
300 Mi l l ionen Schil l ing erwirtschaftet. Sollte es 
zu einem Erdölembargo gegen Libyen kommen, 
ist mit e iner weiteren Ergebnisverschlechterung 
von 300 Mil l ionen Schi l l ing zu rechnen. Im 
Kunststoffbereich der ÖMV ist 1 99 1  der Verlust 
von 70 auf 650 Mil l ionen Schil l ing explodiert. Im 
Bereich Energie betrug der  Verlust 1 99 1  390 Mil­
l ionen Schi l l ing. Er  b leibt nach ÖMV -eigenen 
Aussagen weiter ein Sorgenkind. 

Im selben Zeitraum, in dem in der verstaatlich­
ten Industr ie 25 000 Arbeitsplätze abgebaut wur­
den, betrugen die Jahresgagen der verantwortl i­
chen Manager mehr als 5 Mi l lionen Schil l ing im 
Durchschnitt. Die Steigerung der Gagen der Top­
manager betrug allein von 1 989 auf 1 990 1 Mil­
l ion Schi l l ing auf 5,3 Mi l l ionen Schi l l ing. In der 
VOEST-ALPINE Stah l  werden Mitarbeiter  . . .  
(Bundesrat S t r u t z  e n b  e r g e r: Tragen Sie uns 
jetzt die Bilanzen vor?) Ich wei ß  schon, daß Sie 
das nicht gerne hören,  Herr Kollege Strutzenber­
ger, aber das ist halt eine Tatsache, und daß der 
Herr Minister das nicht erwähnt hat, ist e ine trau­
rige Tatsache. (Bundesrat lng. P e  n z: All das sind 
Fakten. aber was schlagen Sie vor?) Dazu komme 
ich schon noch, Herr Kol lege. 

In der VOEST-ALPINE Stahl werden Mitar­
beiter in d ie Frühpension gedrängt, die dann mit 
Sozialgeldern finanziert wird. (Bundesrat W ö I -

l e r  t: Thema verfehlt! Setzen! Nicht genügend! 
Wir wollen das gerne hören. aber nur, wenn es 
korrekt ist und den Tatsachen entspricht!) Das sind 
keine falschen Zah len,  d ie können Sie al le nach­
prüfen. 

Die Einkommen der Vorstände h ingegen sind 
um 9,5 Prozent u nd d ie der Manager um 19 Pro­
zent gestiegen. Ich weiß schon, daß Sie das nicht 
gerne hören,  das ist aber eine Tatsache. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. S c  h a m  b e c k.) 

Die AMAG-Manager haben ein Durchschnitts­
e inkommen von 3,6 Mi l l ionen Schi l l ing; eine be­
achtl iche Entlohnung angesichts der Tatsache, 
daß dieses Unternehmen seit 1 988 keine Verbes­
serung des Unternehmensergebnisses erzielen 
konnte. 

Es gibt auch noch besondere Schmankerln, die 
S ie vielleicht interessieren.  ( Bundesrat Dr. 
S c  h a m b  e c k: Das hat nichts zu tun mit der 
Rechnung. die Sie hier machen.') Das hat schon 
etwas damit zu tun, denn die Tatsache, daß der 
Herr Ressortminister den Bereich der Verstaat­
l ichten nicht erwähnt hat, kann nicht heißen, daß 
man darüber nicht sprechen darf. (Beifall bei der 
FPÖ. )  
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Da gibt es eine Böhler Ladetechnik Vertriebs­
und Einrichtu ngsGesmbH, u nd da gibt es einen 
Vorstand, der 1 470 000 S verdient. Diese Gesell­
schaft hat aber keine Arbeiter und keine Ange­
stel l ten beschäftigt . (Bundesrat S ( r  u t z  e n l> e r ­
g e r: Erzählen Sie uns doch einmal, was Leuce von 
der FPÖ verdienen! Machen wir eine A ufscellllllg 
davon, dann gehen Ihnen die A ugen über, Frau 
Riess!) 

Herr Kol lege Strutzenberger !  Ich finde es inter­
essant. daß die Gewerkschaft offensichtl ich nichts 
dabei findet, daß e in  Vorstand 1 ,4 Mi l lionen 
Schi l l ing verdient in e inem Unternehmen ,  in dem 
es keine Arbeiter und keine Angestel lten gibt. Sie 
finden das richtig; d as nehme ich zur Kenntnis. 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Nein.' Aber ich 
finde es falsch. wie Leute auch aus Ihrem Bereich 
mit den Mitarbeitern umgehen!) Also Sie finden es 
nicht richtig? - Zu letzterem komme ich noch. 

In  der österreich ischen Armaturen AG gibt es 
ein durchschnittl iches Vorstandsgehalt von 
3 1 29 000 S für nur  vier Beschäftigte. (Bundesrat 
S t r u  t z  e n b e r g e r.' Wie war das im Bärental 
mit dem Mitarbeiter mit den Kindern ?) 

I n  der Steyr Daimler Puch AG gab es 1 990 für 
19 M itarbeiter eine Pensionsleistung von 
10 324 000 S. Das sind 90 Prozent der Pensions­
leistungen für 1 9  Beschäftigte. Aber wei l  Herrn 
Kollegen Strutzenberger die Anliegen der Arbeit­
nehmer so am Herzen l iegen,  möchte ich dazu 
auch noch etwas sagen .  (Bundesrat P 0 m p e r: Sie 
ist standhaft.' Sie läßt  sich nicht aus der Ruhe brin­
gen.' Sie liest und liest!) 1 987 sind 50 M itarbeiter 
der Hütte Krems . . .  (Bundesrat S t r u ( z e n  -
b e  r g e r: Sagen Sie mir etwas dazu!) Wenn Sie 
ruhig wären, dann würden S ie m ich auch verste­
hen, Herr Präsident. (Weitere Zwischenrufe bei 
SPÖ und Ö VP. - Der P r ä s i d e n t  gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Es sind 50 Mitarbe iter der H ütte Krems gegen 
die Kürzung ihrer Pensionsansprüche vor Gericht 
gegangen.  Im Zuge dieses Prozesses wurde e in 
Gutachten erstellt .  In  diesem Gutachten wurde 
festgestel lt , daß die Voraussetzungen für die Pen­
sionskürzungen gar n icht vorlagen, daß der Be­
trieb keineswegs in der . . . (Bundesrat B i e r  i n -
g e r: Frau Kollegin! Jetzt ist BurgstaLler da.') Ich 
bin sehr  froh,  daß Kollege Burgstaller da ist. Er 
wird mir a l l  das bestätigen können. (Blmdesrac 
S t r u t z  e n b e r g e r: Aber von der Zuschauerga­
lerie aus darf er sich nicht einmengen!) 

In diesem Gutachten wurde festgestel lt ,  daß die 
Voraussetzungen für d ie Pe nsionskürzungen gar 
nicht vorlagen,  daß der Betrieb durch d ie Pen­
sionszahlungen keineswegs in seiner Existenz be­
droht war. Demnach sei d ie Klause l, wonach drei 
aufeinanderfolgende Jahre negativer Bi lanzen die 
Pensionskürzu ngen erlaubten ,  zu Unrecht in An-

wend ung gekom men, wei l  diese Bi lanzen künst­
lich verschlechtert worden seien. ( Zwischenruf 
des Bundesrates S t r u t z  e n b e  r g e r.) Ist es Ih­
nen Wurscht, Herr Kollege Strutzenberger, wenn 
der Verdacht der Bi lanzmanipulation besteht, um 
das zu vertuschen? (Bundesrat S t r u t z  e n b e r ­
g e r: Nein.' Aber Sie erzählen da merkwürdige Ge­
schichten!) Ich erzähle eine Geschichte, die den 
Herrn Ressortminister viel le icht interessieren 
sol l te und auch Sie und die Gewerkschaft. (Bun­
desrat S t r u t z  e n b e r g e r: Ich sage Ihnen dazu: 
Die Gewerkschaft hat sich eingesetzt.') 

Und ich hätte gerne eine Antwort darauf, ob es 
hier zu Bi lanzmanipulationen gekom men ist, und 
ich möchte den Herrn Bundesminister ersuchen, 
diese F rage zu  prüfen. (Bundesrat W ö L I  e r t: 
Haben Sie zum konkreten Thema auch etwas zu 
sagen? - Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
5 c h a m  b e c k. )  Das ist e ine Aufzählung von 
Fakten,  und ich verstehe gar nicht, Herr Präsi­
dent Schambeck, warum Ihnen das so unange­
nehm ist, denn die Aussagen aus Ih rer e igenen 
Partei bestätigen das, was ich gesagt habe. Herr 
Klubobmann Neisser, der Ihnen ja nicht unbe­
kannt ist, hat am 1 0. Jänner 1 992 gesagt: "Es gibt 
Anzeichen, daß die verstaatlichte Industrie in 
eine krit ische E ntwicklung schlittert." Frau Ge­
neralsekretärin  Korosec, I hnen auch bestens be­
kannt, sagte: " Der Zustand der verstaatl ichten In­
dustrie ist ein Chaos." Sie fordert d ie Einsetzung 
eines parlamentarischen Kr isen managements, 
und darüber spreche ich h ier, Herr Präsident 
Schambeck, ganz in Übereinstimmung mit Ihrer 
Generalsekretärin.  

Herr Burgstaller, der dankenswerterweise h ier 
anwesend ist, hat gemeinsam mit K lubobmann 
Neisser e ine parlamentarische ÖVP-Aktion ange­
kündigt, um den Rechnungshof mit den dubiosen 
Finanzierungsvorgängen i n  der AMAG zu befas­
sen .  Offensichtl ich findet er h ier nicht die Unter­
stützung seiner Bundesratsfraktion; das stelle ich 
jetzt fest. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: Wir 
sind für den Rechnungshof leider nicht zuständig.') 

Kol lege Burgstaller hat auch festgestellt, daß 
die Polit isierung in al len Bereichen der Austrian 
Industries zugenommen hat, statt abgenommen. 
(Bundesrat P r ä  h a u s e r: Das muß aber nicht 
stimmen.') Herr Kollege Burgstaller hat auch ge­
sagt, daß die parlamentarischen Anfragen unter 
Hinweis auf das Geschäftsgeheimnis nicht beant­
wortet werden. (Ruf bei der Ö VP: Wenn Burgslal­
ler etl-i'as sagt, dann stimmt es.') Herr Bartenstein, 
Ihnen ebenfal ls bekannt als I ndustriereferent der 
ÖVP, hat berechtigte Zweifel am Sanierungser­
folg der Austrian Industries. Wenn Ihnen das 
noch immer n icht genügt. zitiere ich Ihnen auch 
noch die "Presse" . (Bundesrat Dr. S c  h a m  -
b e  c k: Aber langsamer.') Wenn Ihnen das so 
unangenehm ist, dann seien Sie doch froh, daß 
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ich schnel l  spreche, dann haben S ie es früher 
überstanden! 

Die Zeitung " Die Presse" schreibt: " Die teil­
weise ungünstige Entwick lung der verstaatl ichten 
Industrie macht auch den Kredit gebenden Ban­
ken Kopfzerbrechen. Aus diesem G rund fand er­
neut ein Bankengipfel statt. Sorgen bere itet den 
Banken vor allem die längerfristige Entwicklung.  
E ine branchenweise Privatisierung wäre ein Aus­
weg, sie wird aber von der SPÖ bisher strikt abge­
lehnt:' (Bundesrätin K a i  n z: Zu Recht.') Wenn 
Sie finden,  zu Recht, dan n haben Sie vie l leicht ein 
anderes Konzept, wie man des Problems Herr 
werden könnte . (Bundesrätin K a i  n z: Es h'urde 
eines vorgelegt.') 

Ich möchte daher jetzt den Herrn Minister fra­
gen, ob er bereit ist, von den Austrian I ndustries 
einen fixen Terminkalender fü r die notwendigen 
Privatisierungsmaßnahmen zu verlangen und die­
sen auch vorzulegen. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie bereit s ind, zu 
garantieren, daß es keine weiteren Subventionen 
aus Steuergeldern gibt. (Bundesrat W ö 1 1  e r t: 
Jetzt kommen Sie zur Sache, bravo.') 

Ic h möchte Sie auch fragen.  ob Sie bereit sind, 
dafür zu sorgen,  daß es Leistungs- und erfo lgs­
orientierte Gehälter für die Manager gibt, und da­
mit der Kritik des Rechnungshofes Rechnung zu 
tragen. 

Ich möchte Sie auch fragen, ob Sie bereit sind, 
den österreichischen Steuerzahlern und den be­
troffenen Arbeitnehmern endlich reinen Wein 
e inzuschenken, welche Standorte geschlossen und 
wie viele Arbeitsplätze aufgelassen werden.  

All das. Herr Min ister, hat  nichts m it i n  die Un­
ternehmen Hineinregieren zu tun ,  sondern das 
entspricht jener Verantwortung, der S ie als Mini­
ster für d ieses Ressort gerecht zu �erden haben. 
- Danke schön. (Beifall bei der FPO. )  14.16 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Manfred Mautner Mark­
hof. Ich erteile dieses. 

14./6 
Bundesrat Dr. h .  c .  Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP. Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesm ini­
ster !  Hoher Bundesrat! Ich darf nun wieder zum 
Thema Verkehr zurückkehren. 

Wenn auch bei der Transitvertragsdiskussion 
der jüngsten Zeit statistische Debatten im Vor­
dergrund standen ,  so so llten wir doch fo lgendes 
nicht übersehen: 

Der Transitvertrag mit der Europäischen Ge­
meinschaft zeigt - so meine ich - ,  daß Ver­
kehrspol itik und die Anliegen des Umweltschut-

zes durchaus m iteinander vereinbar sei n  kön nen .  
Denn die  Regelung zur Halbierung der Schad­
stoffe bis zum Jahr 2003 ist eindeutig als Erfolg 
für die Umwelt zu werten.  Dazu kann festgestel l t  
werden, da ß fundierte Argumente und klare 
Standpunkte auch eine Organisation wie d ie EG 
zu einem gewissen Umdenken veranlassen kön­
nen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  In 
Anbetracht zunehmender Verkehrsströme und 
damit einhergehender Belastung der Bevölkerung 
ist die stärkere Verlagerung des Straßenverkehrs 
auf die Schiene wirk lich e in Gebot der Zeit. Und 
das ist auch einer jener Hinweise , auf die sich der 
Transitvertrag bezieht. Denn n icht nur d ie EG 
wird damit gefordert, zu einer Umorientierung 
ihrer Verkehrspol itik zu gelangen. Ich bi n davon 
überzeugt, daß der Transi tvertrag dazu beiträgt, 
auch in Österreich Maßnahmen zu forcieren, 
über deren Notwendigkeit sehr viel gesprochen 
wurde, deren Durchführung jedoch jahrelang zu 
wünschen übrigließ. 

In diesem Zusammenhang möchte ich etwa auf 
unser Nachbarland, die Schweiz ,  verweisen.  Die 
Schweizer haben schon vor Jahren vol l  auf die 
Bahn gesetzt. Dadurch sind sie heute in der Lage, 
80 Prozent des Gütertransits auf der Schiene zu  
befördern. Hierzulande s ind es aufgrund fehlen­
der Kapazitäten bei der Bahn nicht einmal 
40 Prozent. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Las­
sen Sie auch m ic h  kurz auf die i mmer wieder ge­
äußerte Vermutung eingehen , wonach der Tran­
sitvertrag, der für die Dauer von zwölf Jahren ab­
g.eschlossen worden ist, bei e inem EG-Beitritt 
Osterreichs nicht das Papier  wert sein werde, auf 
dem er geschrieben ist. Nach meinem Dafürhal­
ten können wir m it gutem Grund davon ausge­
hen, und es wurde auch schon so geäußert, daß 
der EG-Beitritt unseres Landes dergestalt verhan­
delt wird, daß der Bestand des Transitvertrages 
auch weiter gesichert ist. 

An dieser Stelle erlaube ich mi r, noch einmal 
auf die Schweiz h inzuweisen. Der nunmehrige 
Beschluß der Schweizer Regierung, den EG-Bei­
trittsantrag bei dem noch vor Ende Juni statfin­
denden Gipfeltreffen i n  Lissabon zu überreichen, 
ist für uns in  so mancher Hinsicht von außeror­
dentl ichem Interesse. Er bestätigt einmal mehr -
auch das ist schon erwähnt worden - die R ichtig­
keit unseres Handeins, schon im Jahr 1 989 unser 
Beitrittsansuchen i n  Brüssel zu überreichen .  Und 
ich bin davon überzeugt, daß unser Ansuchen mit 
demselben Nachdruck verhandelt und abge­
schlossen werden wird, wie es b isher betrieben 
worden ist. 

Im übrigen zählt der Schweizer Verkehrsmini­
ster Adolf Ogi, der sich in  Brüssel auch als zäher 
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Transitverhand le r  erwiesen hat. zu jenen Mini­
stern, d ie sich vehement für e inen EG-Beitritt ih­
res Landes ausgesprochen haben. Der Besch luß 
des Schweizer Bundesrates ist daher e in  sehr  er­
freul icher, und es besteht keine Notwendigkeit, 
mit Unkenrufen, daß dadurch unser Beitritt ver­
zögert werden könnte, die Öffentlichkeit zu ver­
unsichern. 

Andererseits signal isiert das Schweizer Ansu­
chen n icht zu letzt das Faktum - darauf wird 
auch von E G- Experten immer wieder hingewie­
sen - , daß es sich beim Europäischen Wirt­
schaftsrau m  um eine nicht unwichtige Vorstufe 
zur EG-Vollmitgliedschaft handelt. 

Bemerkenswert, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, finde ich zudem die Tatsache, daß 
die E idgenossen planen ,  bei ihrem Beitrittsantrag 
auf e inen Neutralitätsvorbehalt zu verzichten. 
Ebenso handelten bereits Schweden und Finn­
land. Ich meine, dies sol lte auch jenen Kreisen in 
Österreich zu denken geben, die, um  d ie Unan­
tastbarkeit der Neutral i tät zu untermauern, im­
mer wieder das Schweizer Vorbi ld zitieren .  

Nach diesem k leinen E inschub möchte ich aber 
wieder zum Thema Verkehr zurückkehren und 
auf die im Transitvertrag vereinbarte Verlagerung 
auf die Schiene zu sprechen kommen. 

N icht nur der Güter-, sondern auch der Perso­
nenverkehr ist im Steigen begriffen .  Auch dies 
bedeutet zunehmende Belastungen für die Um­
welt. Meiner Ansicht nach ist eine der entschei­
dendsten verkehrspolitischen Antworten auf die 
ökologische Frage der konsequente Ausbau eines 
Hochgeschwind igkeitssch ienennetzes für die 
Bahn. Es ist i m mer weniger zu übersehen, daß in  
Europa " the  patchwork becomes a network" , also 
der Fleckerlteppich wird e in Verkehrsnetz, gilt, 
wie ich hier e ine treffende Formul ierung der "Fi­
nancial Times" wiedergeben darf. 

Der j üngste europäische Hochgeschwindig­
keitszug, der anläß lich der Weltausstel lung e inge­
führt wurde und der Sevi lla mit der Hauptstadt 
Madrid verb indet, hat mich, meine Damen und 
Herren,  zutiefst beeindruckt. Es ist wahrl ich ein 
Unterschied, ob man für d iese Strecke eine Fahr­
ze it von über sechs Stu nden benötigt, wie das vor­
her der Fal l war, oder drei  Stunden ,  wie jetzt. 
Überhaupt möchte ich bei dieser Gelegenheit an­
merken, daß Sevi l la das mit  der Weltausstel lung 
verbundene Verkehrsproblem ganz hervorragend 
gelöst hat. 

Zu dem Thema Hochgeschwindigkeitsbahnen 
ist auch heute ein sehr. sehr  interessanter Artikel 
in der Zeitung " Die Presse" zu finden. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Wir 
müssen uns vor Augen halten, daß die Bewälti-

gung des künftigen Verkehrsaufkommens ohne 
weiteren Ausbau der Schiene n icht zu schaffen 
sei n  wird. Schon heute sind viele Straßen überla­
stet. 1 995 wird die Hälfte der europäischen Flug­
häfen ihre Kapazitätsgrenze erreicht haben .  

D ie Alternative kan n demnach nur d ie Bahn 
darstellen. Das hat auch die EG erkannt. die bis 
zum Jahr 20 1 0  die enorme Summe von 
1 700 Mil l iarden Schil l ing in den Ausbau des 
Schienennetzes investieren wil l .  9 000 Kilometer 
Schiene sol len in Europa neu gebaut und sage 
und schreibe 15 000 Kilometer sollen für Hoch­
leistungszüge ausgebaut werden .  

Angesichts dieser Entwicklung stimmt es mich 
schon äußerst nachdenk l ich,  daß sich Österreich 
im Bereich der infrastrukturel len Maßnahmen 
deutlich im Rückstand befindet und daß vom 
Konzept der Neuen Bahn bisher doch noch nicht 
soviel ,  wie man sich erhofft hätte, verwirkl icht 
worden ist. 

Nach der Beseitigung des Eisernen Vorhanges 
ist natürl ich auch eine adäquate Ausstattung des 
Bahnnetzes in unserem nörd l ichen und öst lichen 
Nachbarland unumgänglich , worauf bereits hin­
gewiesen wurde. Gerade in Anbetracht der 1996 
in Budapest stattfindenden Weltausstel lung wäre 
ein Ausbau der Strecke Wien - Budapest für 
Hochleistungs- bezieh ungsweise Hochgeschwin­
digkeitszüge nicht nur sinnvol l ,  sondern auch au­
ßerordentlich wünschenswert. 

Wenn die Bahn ein attraktives Angebot, sprich 
eine konkurrenzfähige Fahrzeit - darauf möchte 
ich ganz besonders h inweisen: e ine konkurrenzfä­
hige Fahrzei t  - und entsprechende I ntervalle, 
b ieten kann,  dann wird sie auch von der Bevölke­
rung angenommen werden .  H ier möchte ich wie­
der die Schweizer erwähnen, die schon viel früher 
als Österreich mit Taktverkehr und Verkehrsver­
bundsystemen begonnen hat - mit dem Ergeb­
nis, daß von allen Staaten Europas die Schweiz, 
pro Einwohner gerechnet, die höchste Zahl an 
jährl ich mit der Eisenbahn zurückgelegten Kilo­
metern aufweist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Mo­
b il i tät ist, sowohl  was Personen als auch Güter 
betrifft, aus unserer Gesel lschaft nicht wegzuden­
ken. Verkehr ist in unserer Wohlstandsgesel l­
schaft eine u nabänderl iche Notwendigkeit. 

Aber gestatten Sie mir gerade aus diesem 
Gruf!� den absch l ießenden Appell :  Die längst fäl ­
l ige OBB-Zukunftsorientierung darf nicht länger 
h inausgezögert werden .  Eine moderne Verkehrs­
politik sol l te nicht den Interessen ei nzelner Grup­
pierungen geopfert werden. Ste l len wir uns daher 
im wahrsten Sinne des Wortes dem Zug der Zeit 
und unternehmen wir al les, um in puncto Bahn 
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nicht den Anschluß  nach  Europ3:.zu verpassen� -
Danke vielmals. (Beifall bei der O VP. J 14.24 

Präsident:  Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Mi lan Linzer. Ich erteile 
d ieses. 

/4.24 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­

land) :  Herr Präsident� Herr Bu ndesminister !  Mei­
ne Damen und Herren!  Bevor es zu dem von den 
Kollegen der FPÖ angekündigten Vergleich 
kommt, wer von diesem Pult aus schneller spre­
chen könne, Kol legin Riess oder Herr Professor 
Schambeck ,  der als Sch lußredner angekündigt ist, 
lassen Sie m ich noch e in ige Sätze hier formulie­
ren.  und zwar aus meiner Sicht, aus der S icht ei­
nes Vertreters des Burgenlandes. 

Kollege Pomper hat anfangs ohnehin e inige Er­
läuterungen zur Verkehrsproblematik gegeben. 
Ich möchte in erster L in ie h insichtlich der Proble­
me, die wir mit der E rschl ie ßung unseres Bahn­
netzes haben, meine Gedanken formulieren .  

Meine Damen und Herren!  Ich darf h ier  kurz 
ausholen. Sie wissen viel leicht. daß wir, h istorisch 
bedingt - wir sind erst etwa 70 Jahre bei Öster­
reich - ,  bis dato keine Vert ikalbahn haben. Sei­
nerzeit, als wir noch zu U ngarn gehört haben ,  vor 
dem Jahre 1 92 1 ,  haben wir zwei, d rei Transver­
salstrecken gehabt, die leider Gottes, muß ich sa­
gen ,  vor al lem im Süden mittlerwei le geradezu 
degeneriert sind. Wir haben zwar im Norden die 
Raab-Oedenburg-Bahn für die Erschl ießung des 
Raumes Eisenstadt-Neusied l Richtung Wien,  aber 
der zweite Te i l ,  die süd l iche Hälfte des Burgen­
landes, ist mit Ausnahme der k le inen Strecke 
Friedberg-Oberwart-Rechnitz, die sich, w ie ge­
sagt, in einem, um es salopp zu sagen. mickrigen 
Zustand befindet, ohne Bahn. 

Wir Burgen länder haben uns in den letzten 
Jahrzehnten sehr mühsam eine Industriestruktur 
aufgebaut, die vor al lem darauf basiert, daß wir 
aus den westeuropäischen Ländern,  vorwiegend 
aus der Bundesrep ubl ik ,  sogenannte Fil ia lbetrie­
be, Zulieferbetriebe, in das Burgenland bekom­
men haben. Diese Fil ialbetriebe waren mehr oder 
minder unsere wirtschaft l iche Basis, d ie wirt­
schaftl iche Basis für unsere Industrieproduktion. 

Gerade in diesem Bereich haben wir derzeit 
große Einbußen. Warum? - Es ist so, daß nicht 
nur wegen der Ostöffnung diese Investoren ,  diese 
Industrien, in den ungarisch-tschech ischen Raum 
abwandern - dort sind n iedrigere Löhne zu be­
zahlen - ,  sondern dies geschieht auch deshalb, 
we il wir eine schlechte Verkeh rsstruktur zu be­
klagen haben. Es fehlt bei uns e infach das Bahn­
netz. 

Wollen wir der Gefahr,  daß sich nicht nur die 
Bevölkerungsstruktur noch stärker negativ ent-

w ickelt . sondern auch unser Wirtschaftswachstum 
h insichtlich der Industrieproduktion große Ein­
bußen erleidet, begegnen, wird es wohl  oder übel 
notwendig sein ,  zu erreichen, daß wir  die soge­
nan nte Hochleistungsstrecke, die Vertikalbahn, 
die wir seit  so vie len Jahren urgieren, monieren, 
für die wir als Bittsteller bei allen Stellen Wiens 
vorstell ig geworden sind, in den nächsten Jahren 
bekommen. 

Herr Bundesminister! Ich glaube , Ihnen ist s i ­
cherlich bekannt, daß Ihr hochverehrter Vorgän­
ger .  Herr Minister Streicher, die Machbarkeits­
studie Faller in Auftrag gegeben hat, d ie an sich 
positiv wäre. Auch Professor Oismüller hat sich 
hier  verdient gemacht, und auch der heute schon 
von meinem Kollegen Bergsmann genannte Art­
hur D. Little hat seinerze it daran gearbeitet. 

Ich glaube zusammenfassend sagen zu können, 
daß für uns diese Vert ikalbahn wirklich eine exi­
stentielle F rage ist. 

Sie haben dankenswerterweise erwähnt, Herr 
Bundesminister ,  daß Sie mehr oder minder 
grenzüberschreitend dieses Bahnnetz erstel len  
wo llen, s ich  mit  den Nachbarländern Slowenien, 
Ungarn, Tschechei et cetera selbstverständl ich 
schon längst kurzgeschlossen haben.  

Wenn wir  nicht neuerlich in eine sogenannte 
Randlage zwischen dem Osten und dem Westen 
kommen wollen - wir waren ursprünglich gegen 
den Osten durch die Grenze abgeschottet - ,  wird 
es notwendig sein ,  daß wir an das internationale 
Bahnnetz angekoppelt werden. Darum möchten 
wir Sie b itten. 

Wir Burgenländer waren immer loyale Öster­
reicher, wir haben immer unser Bestes gegeben,  
auch wen n  es uns wirtschaftlich nicht so gut ge­
gangen ist, wir  haben immer das West-Ost-Gefäl­
le ein bißchen beklagt beziehungsweise innerhalb 
des Landes noch ein Nord-Süd-Gefälle. Wie ge­
sagt, wir s ind jetzt angewiesen auf Wien,  wir sind 
angewiesen auf die Bundesregierung, daß wir die­
se Vertikal  bahn bekommen. Ich darf sehr  darum 
bitten.  

Ich w ünsche Ihnen gleichzeitig, daß S ie den 
großen " Löwen" ÖBB sozusagen zähmen kön­
nen. Ihren Vorgängern ist das nicht ganz gelun­
gen. Ich b in  mir  dessen bewußt, daß s ich die star­
ken Vorderpranken des Löwen, die Gewerkschaf­
ter,  dagegenstemmen,  aber die Ideen s ind bereits 
eingebracht (Bundesrat S t r u  l z e n  b e r g e r: Da 
werden Behauptungen aufgestellt, die nicht stim­
men.' ) ,  die Entwürfe l iegen auf dem Tisch.  das 
Gesetz ist da, und wir freuen uns, daß mit d ieser 
Reform die notwendigen Invest itionen ermöglicht 
werden. 
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In d iesem Sinne, Herr Bundesminister .  darf ich 
Ihnen als Vertreter meines Landes d iese Bitte 
vortragen. Ich habe es gerne getan, wei l  Sie uns 
a l le, wie ich glaube, zu Recht zu diese n  Anregun­
gen aufgefo�.dert haben. - Ich danke Ihnen. (Bei­
fall bei der O VP. ) "'.3/ 

Präsident: Ich begrü ße herzl ich den im Hause 
erschienenen Herrn Landeshauptmann von Vor­
arlberg Dr. Marti n Purtscher.  (Allgemeiner Bei­
fall. ) 

Als näc hster zu Wort gemeldet ist Herr V ize­
p räsident Dr. Herbert Schambeck. Ich ertei le die­
ses . 

/ 4.3/ 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP. Nie­

derösterre ich) :  Herr Präsident! Herr Bundes­
m in ister! Herr Landeshauptmann von 
Vorarlberg! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Hoher Bundesrat ! Aufgrund der Weite 
der Kompetenz dieses so wichtigen Ressorts 
könnte man jetzt stundenlang über e inzelne P ro­
b leme, die S ie angeschnitten haben, sprechen . Mi­
nisterverantwortl ichkeit - das möchte ich in be­
zug auf die freiheitliche Vorrednerin sagen - ist 
vor allem bezogen auf jenen Bereich ,  den man 
selbst zu verantworten hat, auf eigenes Tun. Al les 
andere ist Haftung für Fremdverschulden. 

Ich weiß ,  daß das oftmals m it der Ministerver­
antwortl ichkeit verbunden wird. Es gibt von m i r  
selbst eine e igene Schrift über die Ministerverant­
wort l ichkeit; das war ein Vortrag von mir vor 
dem deutschen Bundes-Verfassungsgerichtshof 
und Bundesgerichtshof im Jahr 1 97 1 .  Ich möchte 
aber darauf nicht eingehen ,  wei l  wir froh sein 
können, daß kein Anlaßfal l dafür gegeben ist. 

Es ist von einem Rechnungshofbericht die 
Rede gewesen.  Der Bundesrat ist leider nicht für 
den Rech nungshof zuständig. Ich selber habe 
m ich immer dafür ausgesprochen. so wie Bro­
da - Gratz in  "Reformvorschläge zur österreichi­
schen Innen politik" , und wir von der ÖVP haben 
auch oft verlangt - wei l  ja der Rechnungshof für 
die Überprüfung der Länder und Gemeinden 
auch zuständig ist - , daß der Präsident und der 
V izepräsident des Rechnungshofes von der Bun­
desversammlung gewählt werden so l lten,  sodaß 
auch wir e inen Zugriff zur  F inanzkontrolle hät­
ten. 

Es ist auch wi rk l ich  sehr wichtig für die Glaub­
würd igkeit e ines Staates, daß man sich überlegt, 
wie in der Hoheits- und in der Privatwirtschafts­
verwaltung mit den öffentlichen Geldern umge­
gangen werden sol l .  Wir sol lten uns wirkl ich be­
m ühen - gerade auf dem Weg zur Europäischen 
Integration -. daß wir das, was uns in  der Ho­
heitsverwaltung an Verrechtsstaatlichung zu er­
reichen gelungen ist, auch in der P rivatwirt-

schaftsverwaltung, in  der eigenunternehmeri­
schen Tätigkeit des Staates, in der Subventions­
verwaltung und in der Auftragsvergabe, 
erre ichen. Da sind wir näml ich aus der Sicht des 
Rechtsstaates dort.  wo wir uns vor der Dezember­
Verfassung 1 867 in der Hoheitsverwaltung be­
funden haben. Und daher kommt es von Zeit zu 
Zeit vor, daß auch Leute für Fremdverschulden 
in einer unangenehmen Weise die Haftung zu 
überneh men haben. Ich wünsche Ihnen , Herr 
Bundesminister .  daß Sie nie in eine solche Situa­
tion kommen, und ich b in  bei Ihrem Engagement 
auch optimistisch, daß Ihnen das sicherlich gel in­
gen wird. 

Sie selbst haben in einer nicht leichten Zeit d ie­
ses Ressort übernommen, und zwar in  einer Zeit 
wichtigster Verhandlungen  über EG und EWR. 
Da ich gerade aus Portugal komme - wen ige 
Tage, nachdem S ie auch in Porto gewesen sind - ,  
weiß ich, welch guten E indruck Sie, Herr Bundes­
minister ,  dort h interlassen haben und wie die Si­
tuation etwa in der Transitfrage ist. 

Mein Bundesland N iederösterreich ,  für das ich 
hier zu stehen die Ehre habe, ist in d ieser Transit­
frage nicht so unmittelbar engagiert wie Salzburg, 
Vorarlberg oder Tirol,  dessenungeachtet möchte 
ich sagen, daß Sie in d ieser schwierigsten Situa­
tion, ganz neu in  diesem Ressort, im wahrsten 
Sinn des Wortes Ihren Mann gestel l t  haben .  W ie 
Ihnen das geg lückt ist, haben die Österreicher 
und Österreicherinnen und alle, d ie österreichi­
sche Kanäle empfangen können, über das Fernse­
hen erfahren. Ich bin kein Verkehrsexperte, aber 
zu Ihrem diesbezüglichen Bemühen darf ich Ih­
nen gratulieren, wenngleich es in der Transitfrage 
notwendig ist, noch viele Anliegen zu berücksich­
tigen. 

Ich b in  meinen F reunden in Vorarlberg, Tirol 
und Salzburg seh r  dankbar, daß sie sich hier so 
engagieren,  und ich darf Sie auch als n iederöster­
re ich ischer Mandatar b itten, mit diesen Länder­
vertretern wirkl ich ins Gespräch e inzutreten. 

Die Zukunft der Volksabstimmung über den 
Beitritt Österreichs zur EG wird weitestgehend 
davon abhängen,  wie das Transitproblem für die 
westlichen Bundesländer gelöst wird.  Herrn Bun­
desminister Jürgen Weiss ist es im E invernehmen 
mit verantwortlichen Landeshauptleuten - i m  
besonderen ist Herr Landeshauptmann Dr. Purt­
scher zu nennen - in der Frage Grundverkehr 
gelungen,  zu e inem Ergebnis zu kommen, und 
wir müssen gemeinsam mit  Ihnen, Herr Bundes­
min ister - aber so, daß wir auch mit den EG­
Partnern weite rreden können; man soll nie die 
Tür so zuschlagen.  daß man dann das Gesicht 
verliert, wenn man sie wieder aufmachen muß ,  
wei l  das unsere Partner be i  den Verhandlu ngen 
mit der EG sind - ,  d iesen Weg fortsetzen kön­
nen, wobei das nicht al leine ein allgemeines ver-
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kehrspolit isches Problem ist, sondern ein Pro­
blem von Menschen,  die mit dem Transit leben 
müssen, wobei ich h inzufügen möchte: Wenn 
man sich zunächst so gefreut hat über das Stra­
ßen netz und sei ne Verbreiterung, dann muß man 
jetzt auc h willens sei n ,  sich mit dem auseinander­
zusetzen, was dam it verbunden ist. 

Wir so llten uns,  meine Damen und Herren, 
mehr als bisher in  der Pol it ik darum bemühen. 
d ie Probleme ganzheitlich zu  sehen, dann würden 
wir, glaube ich, ein neues Problembewußtsein ha­
ben und leichter mitei nander diese Probleme lö­
sen können. 

Herr Bundesminister! Ich wäre als Staatsrechts­
lehrer und als e iner, der Verwaltungsrecht se it 
Jah rzehnten in  Österre ich zu unterrichten hat, 
jetzt verleitet  auf d ie Probleme der Rechtsform 
der Österreichischen Bundesbahnen einzugehen .  
So wie es  ein Pitaval gibt, in  dem man d ie  ver­
schiedenen positiven und negativen Seiten des 
Problems im Krim inalrech t  aufzeigt, auch das 
Fehlverhalten,  ist man in Österreich verleitet, 
auch die Vor- u nd Nachte i le der verschiedenen 
Kompetenzregelungen in der verstaatlichen Indu­
strie - vom seinerzeitigen Krauland-Min isterium 
herauf b i s  zur  ÖIAG und zu Ihnen - aufzuzei ­
gen .  Gleiches gälte auch für die Situation ständi­
ger Rundfunkreformen. 

Man könnte jetzt nachrechnen - ich habe 
schon einige Jahre die Ehre, d ieser Kammer an­
zugehören -: Wie oft haben wir doch hier schon 
über d ie  Bundesbahnen gesprochen.  Im besonde­
ren hat mei n  Klubkol lege und Freund Nationalrat 
außer Dienst B undesrat Bergsmann  treffend auf 
seine Situation als Arbeitnehmer bei der Eisen­
bahn hingewiesen.  

Ich darf Ihnen sagen:  Ich möchte jetzt h ier 
n icht über die Rechtsform der Bundesbahnen 
sprechen und auch n icht über den Basistunnel 
und sonstige mögliche Dinge - von diesen tech­
nischen D ingen verstehe ich nämlich fast nichts 
-, aber ich möchte sprechen als einer, der die 
Bundesbahnen gen ießt u nd der gerne mit den 
Bundesbahnen fäh rt ,  und zwar nahezu tägl ich, 
denn mein Beitrag zur Verkehrssicherheit besteht  
darin ,  daß ich n icht  Auto fahre .  Ich fahre daher in  
Österreich  auch m it den  k le inen Bahnen, auf  den 
Nebenstrecken. Ich fahre regelmäßig nach Baden 
bei Wien in N iederösterreich, nach Leobersdorf, 
und ich fahre als Unzer Professor regelmäßig 
nach Linz, meistens um 5 Uhr  40 Minuten oder 
um 6 Uhr .  

Ich hätte e inmal  den Ruf gehabt an e ine andere 
Universität. und da hat mein Vater,  der ein leich­
ter Zyniker war, zu  mir gesagt: Vergiß nicht,  die 
Züge, d ie nach Passau gehen, fahren dort nicht 
durch.  Und wenn ich von Unz zurückfahre, a lso 
sicherlich morgen u m diese Zeit, stehe ich dort 

und schaue , so um 16 Uhr 14 Minuten oder um 
16  Uhr  25 M inuten , ob e in ICC geht oder ein 
ECC oder wie die al le he ißen. 

U nd ich muß Ihnen jetzt ganz ehrlich sagen, 
Herr Bundesminister, was mir weh tut: Ich schaue 
immer beim Hin- und Herfahren ,  daß ich nicht 
mit österreichischen Waggons fahren m u ß. (Bun­
desrätin Dr. K a r  l s S 0 n: Weil die Leselarnpen so 
schlecht sind.') Ja, aber ich werde jetzt etwas ande­
res sagen, möchte aber vorerst anmerken, Frau 
Kol legin: Man kann nicht Volksvertreter sein und 
nur die al lgemeinen Probleme lösen, es sei denn, 
Sie gehören zu jenen Menschen ,  die nur hinter 
dem Mercedesstern durch Österreich  fah ren. Ich 
tue das nicht, ich gehe zu Fuß .  (Beifall bei der 
Ö VP. - Bundesrälin Dr. K a r  l s s 0 n: Sie sagen 
das mit den Leselampen jedesmal, das wissen wir 
schon.') Ich wei ß  den Mercedesstern zu schätzen, 
denn ich bin nicht als Proletarier zur Welt ge­
kommen. Mein Vater ist vor 1 938 mit Maron­
Mercedes gefahren, ich fahre auch recht gerne da­
mit, und b isweilen habe ich auch die Möglichkeit, 
daß ich so kutschiert werde. (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Ich kann Ihnen versichern, ich bin 
/loch nie einen Mercedes gefahren. noch nie in 
meinem leider zu langen Leben!! Das macht 
nichts, Frau Kollegi n. Ich wünsche es Ihnen zwar, 
denn das ist ein sicheres Gehäuse, und man 
kommt sicher bestens am gewünschten Platz an. 

Ich schätze auch Mercedes. Das ist eine Welt­
marke und gehört zu jenen Dingen, die zusam­
menführen, die vor allem den Leuten Arbeitsplät­
ze sichern. Ich habe vor den Leuten des Vorstan ­
des und des Aufsichtsrates von Mercedes und ih­
ren Arbeitnehmern hohen Respekt, weil sie 
nämlich erstens integrierend in der Welt wirken, 
zweitens den Menschen einen sicheren fahrbaren 
Untersatz geben und i m  Industriezeitalter drit­
tens einen bestimmten Beitrag zur KuLtur Leisten.  
Wir haben auch für Leistung sehr  viel übrig, und 
Mercedes ist eine Leistung von großartigen Ar­
bei tern, Angestellten und Konstrukteuren. Das 
möchte ich ausdrücklic h  sagen. 

Ich möchte aber in bezug auf die Bundesbah­
nen sagen ,  daß wir auf d iesem Sektor gro ßartige 
Arbeitnehmer haben - über die Gehälter und 
Pensionen der Bundesbahnangehörigen kann ge­
redet werden ,  denn man kann in diesem Staat 
zum Glück über alles reden - ,  von den Schaff­
nern angefangen. Es gibt hervorragende Leute, 
die eine großartige Leistung, und zwar nicht im­
mer unter angenehmen Bedingungen, erbringen, 
meine sehr Verehrten .  Denn das, was ich gleich 
über den fahrbaren Untersatz der Österreichi­
sc hen Bundesbahnen mit ästerreic hischen Wag­
gons sagen werde , erleiden n icht nu r  jene, die mit 
der Bahn fah ren,  sondern auch die, d ie dort ihren 
D ienst versehen, und zwar mit einer einmaligen 
Beherrschung. 
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Nachdem Beherrschung n icht meine große 
Stärke ist, möchte ich auch über d iese Negativsei­
te sprechen , wobei ich sagen möchte, daß es der­
zeit in manchen Zügen sogar möglich ist, daß Ge­
tränke et cetera serviert werden .  Den Leuten, 
welche die Bundesbahnen kritisieren, muß man 
sagen,  daß das mit e iner erlesenen Freundlichkeit 
ohne einen Groschen Zulage gesch ieht. 

Nachdem ich meinen ersten Lehrstuhl  in Inns­
bruck hatte und den fo lgenden se it 25 Jahren in 
Linz habe - neben meinen poli tischen Funktio­
nen - ,  fah re ich regelmäßig h in  und her. Der 
Herr Landeshauptmann kann bestätigen , daß ich 
den Landeshauptleuten  und deren Kollegen in 
den Bundes ländern regelmäßig auf die Nerven 
gehe .  Da ich also seh r  viel mit der Bahn fahre, 
kann ich festste l len, daß ich noch n iemals einen 
unfreundlichen Schaffner und noch niemals ei­
nen unfreundlichen B undesbahnangehörigen er­
lebt habe. Ich erlebe aber wohl ,  Herr Bundesmi­
nister ,  uneinsichtige Leute,  die in höheren Etagen 
nicht imstande waren ,  das, was man hier sagt, i n  
die Tat umzusetzen ,  oder d ie  auf  eine sch riftl iche 
Anfrage eine Antwort von i rgendwelchen subal­
ternen Leuten schicken, die nicht stimmt. 

Dafür können Sie aber nichts. Ich möchte auch 
die Herren des Vorstandes ausneh men, wei l  ein 
Vorstandsmitglied bei den Bundesbahnen nicht 
immer al les genau überprüfen kann, was man ihm 
unterjubelt. Ich schätze den Herrn Generaldirek­
torste I lvertreter Dipl . - Ing .  Heinitz seit vielen Jah­
ren ,  und auch der ehemalige Bundesminister 
Übleis hat meine Hochachtung; sie bemühen sich 
außerordentlich. 

Ich bin auch als n iederösterreich ischer Manda­
tar den Bundesbahnen sehr dankbar für den An­
teil ,  den sie der Landesausstel lung in Gloggnitz 
gewidmet haben. Ich darf Sie alle, meine Damen 
und Herren, einladen ,  sich d iese Landesausstel­
lung anzusehen. Wenn Sie es mit Weiterbildung 
verbinden wollen, dann besuchen S ie auch das 
Dr. Karl Renner-Museum in Gloggnitz; ich darf 
das vor al lem den Damen und Herren von der 
SPÖ empfeh len. fal ls Sie noch n icht dort gewesen 
sind. 

Meine Damen und Herren!  Herr Bundesmini­
ster !  Ich möchte Ihnen sagen ,  daß ich den Biue 
tra in  von Johannesburg und Kapstadt, die Anden­
bahn von C usco nach Puno, in  Japan den Hicka­
rie und auch den Sch inkasen kenne. Ich kenne al l  
diese Bahnen und fahre auch leidenschaft l ich mit 
den Deutschen Bundesbahnen. Und ich sage Ih­
nen ,  ich ärgere mich grün und blau über die Si­
tuation des Wagenparks der Österreichischen 
Bundesbahnen !  Es ist außerordentlich bedauer­
l ich ,  daß wir über a lles reden, aber nur nicht über 
das, was die Neue Bahn erlebnisreich für denjeni­
gen machen sollte,  der sie benutzt. 

Und es ist auch traurig, daß ein Großtei l  der 
Herrschaften, die bei den Bundesbahnen Ent­
scheidungen über d ie Bahn treffen,  m it d ieser sei­
ten fährt. Ich fahre regelmäßig mit der Bahn, aber 
d ie Verantwortlichen fahren auf der Autobahn 
und nicht mit dem Zug; wobei ich es geradezu mit 
sad istischer Lust genieße, wenn einer der Verant­
wortlichen das Glück hat, meiner ansichtig zu 
werden, weil er dann sofort weiß  - so wie Frau 
Dr. Karlsson und die anderen geschätzten Kolle­
ginnen und Kollegen des Hauses - ,  daß ich die­
ses Thema anschneiden werde. 

Herr Bundesmin ister! Sie können n ichts dafür. 
S ie tun mir an und für sich leid, das sage ich Ih­
nen auch ,  wei l  jeder ist ja nur für eine verhältnis­
mäßig kurze Zeit ein Mensch.  Kardinal Rampolla 
hat zur Fürstin Pauline Metternich e inst gesagt, 
das Leben der Menschen sei wie ein Augenblick 
im Vergleich zur U nendlichkeit, ein A ugenbl icks­
geschehen in der Unendl ichkeit. 

Sie haben einen Posten aufgegeben, der Ihnen 
sicherlich netto mehr gebracht hat als e in  Mini­
steramt. Er  ist zwar nicht m it dem Schulterband 
verbunden, sondern höchstens mit dem Großen 
Goldenen Ehrenzeichen mit über 60, d iese jetzige 
Funktion bringt Ihnen höhere Ehren, aber das 
kann man höchstens am Opernbal l  tragen, und 
bei Miniaturen kennen sich d ie Leute nicht aus. 

Sie haben auf ein x-faches des E inkommens 
verzichtet, aber dafür das Doppelte an Sorgen da­
zubekommen.  Sie werden auch die Ungezogen­
heit von Menschen erleben und deren mangelnde 
Kinderstube, was Sie vorher nicht für möglich ge­
halten haben,  und ohne entsprechenden Idealis­
mus stehen Sie das auch gar nicht durch.  Nehmen 
S ie das bitte von jemandem entgegen ,  der auf­
grund sei ner beruflichen Tätigkeit und seiner 
Herkunft ständig mit der Kluft zwischen Wil le 
und Vorstel lung konfrontiert ist, ohne einen neu­
en Schopenhauer sch reiben zu wollen.  Es gehört 
sehr viel Optimismus dazu, und ich wünsche Ih­
nen, daß S ie das durchstehen. 

S ie haben aber heute schon in der Diskussion 
gesehen - auch bei Ihrem geschätzten Vorgänger 
auf d ieser Regierungsbank - ,  daß sich al le drei 
Fraktionen bewu ßt sind, da ß Verantwortung tra­
gen Antwort geben verlangt, und daher sind Sie 
wohl vorbereitet gekommen und auf e in ige Sach­
anl iegen eingegangen .  

Meine Sachanl iegen beziehen sich sch l icht und 
einfach auf den Waggon .  Wir haben Mi l l iarden 
fü r die "Neue Bahn" bewil l igt. Ich kann nur emp­
feh len - Sie können nichts dafür - ,  daß diese 
Waggons, d ie von Simmering-Graz-Pauker kom­
men - ich höre dann immer, man darf keine Kri­
t ik üben, denn das ist eine österreichische Firma 
- ,  auch so gut werden wie jene Masch inen von 
Plasser und Theurer. 
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Ich war vergangene Woche um mein Geld -
damit n iemand krampfhaft nachdenkt, wer das 
dem Herbert Sc hambeck gezahlt hat; um mein 
Geld kann ich hinfahren ,  wohin ich wi l l  - in Por­
tuga l ,  das in der EG derzeit den Vorsitz innehat, 
und ich darf Ihnen sagen. auch dort kommt Plas­
ser und Theurer größte Bedeutung zu .  

Wenn ich in 1 4  Tagen zu meiner Ehrenpromo­
tion nach Chile fahre, dann bin ich davon über­
zeugt, daß ich zwischen Valparaiso und Santiago 
de Chi le sicherl ich  d ie F irma P lasser und Theurer 
antreffen werde, genauso wie ich sie im August 
mit  e in igen Kollegen in Bogota u nd Caracas gese­
hen habe - übrigens auch um unser Geld. 

Ich darf Ihnen versichern ,  Herr Bundesmini­
ster ,  daß ich mich freuen würde, wenn die Lei­
stungen von Simmering-Graz-Pauker genauso 
gut wären wie jene von Plasser und Theu rer .  Was 
feh lt? - Erstens haben wir in den Zügen die al­
lersch lechteste Kl imaanlage von Europa. Selbst 
wenn Sie von Rom nach Sperlonga oder Gaeta 
oder gar nach Neapel fahren - wobei ich hoffe, 
daß Sie dann wieder sicher zurückfahren können 
- ,  haben Sie. so darf ich Ihnen versichern ,  e ine 
bessere Kl imaanlage, a ls wenn Sie mit einer Städ­
teschnel lverbindung neuerer österreichiseher 
Waggons fah ren. 

Früher sind die Leute mit  Gro ßmüttern,  Tan­
ten,  Kindern und sonstigen Geheimwaffen der 
Wohlstandsgesellschaft zur Bahn gekommen und 
haben um einen Fensterplatz gerungen. Wenn Sie 
jetzt zur Bahn kommen - ich komme meistens 
eine halbe Stunde vorher - ,  dann tummeln sich 
d ie Leute um keine Fensterplätze, sondern um 
Gangplätze, damit sie sich nicht erkälten. 

Meine Damen und Herren !  Hohes Haus! Damit  
muß man sich auch beschäftigen.  (Bundesrätin 
S c  h i c k e r: Ich sitze immer am Fensler!) Frau 
Kollegin!  Vielleicht s ind sie abgehärteter, ich b in  
n icht  so sportiv. (Bundesrätin 5 c h i  c k e r: Das 
bin ich allerdings.') Aber ich darf Ihnen versi­
chern, daß ich für den Durchschnitt der Österrei­
cher  spreche. Obwohl ich sagen darf, F rau  Bun­
desrat, eine Bahnfahrt mit Ihnen, vielleicht über 
den Semmering, wäre mir e ine Freude. (Heiter­
keit. - Bundesrat F a  r c h o f e r: Der Tunnel 
fehlt!) Ich darf versichern, wir würden bei jedem 
Tunnel aufeinander achtgeben .  

Meine sehr Verehrten !  Seit meinem 
1 9. Lebensjahr - ich habe erst mit 1 9  Jahren ma­
turiert, und zwar nicht, wei l  ich eine Klasse habe 
wiederholen müssen,  sondern wei l  ich von der 
Realschule ins Gymnasium übergetreten b in  - ,  
so darf ich I hnen versichern, erlebe ich die Bahn.  
Es ist  so, daß a l le  Gangplätze, wei l  es z ieht, be­
setzt sind. (Bundesrat P o  m p e r: Aber da herin­
nen zieht es auch.') Ja, das stimmt auch,  Herr Alt­
und Zukunftspräsident - wie sol l  ich sagen,  Iie-

ber Freund Pomper? Daru m  pflege ich immer zu 
sagen:  Der Untersch ied zwischen einem Durch­
haus und dem Bundesrat besteht darin ,  daß es im  
Durchhaus noch stärker zieht als be i uns, meine 
sehr Verehrten.  Es befindet sich ja unser ge­
sc hätzter Kollege Lakner - ich hoffe n icht, daß 
ihm mein Wort "geschätzter" den Fraktionsob­
mann gekostet hat beziehungsweise nicht auch 
den Sitz im Bundesrat kostet - schon wieder auf 
dem Wege der Genesung, damit er dann neben 
dem Kollegen Gauster weiterhin \f.nseren Sitz\f.n­
gen beiwohnen kann. (Beifall bei O VP und SPO. ) 

Hohes Haus! Hier möchte ich Ihnen sagen , daß 
es notwendig ist ,  für unsere Bahn eine Kl imaanla­
ge zu finden, bei der man sich im Winter nicht 
verkühlt und im Sommer nicht glaubt zu ver­
dampfen. - Das einmal zur Klimaanlage. Man 
kann sich auf n iemanden ausreden, denn die M i l­
l iarden sind bewil l igt worden, aber sie s ind 
schlecht vergeben worden. 

Ich habe mit einer Reihe von Leuten, verant­
wortlichen Leuten in höchsten Etagen ,  die das 
"Glück" haben,  von mir  gekannt zu werden,  ge­
sprochen , aber sie waren al le darüber nicht infor­
miert. Können Sie auch n icht sein ,  wei l  sie fahren 
ja auf der Autobahn, und außerdem haben sie 
sich die Pläne nicht näher angeschaut. Es redet 
sich einer auf den anderen aus. 

Das zweite Prob lem ist die Beleuchtung, und 
das trifft mich besonders hart. Denn ich sage Ih­
nen: Ich habe e ine Leidenschaft, die gebe ich zu,  
und das ist das Lesen .  Ich lese leidenschaftl ich 
gern.  

Wenn ich heute abend in  Baden eine Verpflich­
tung habe und morgen um 5 .40 Uhr rechtze itig 
mit e inem ungarischen Waggon - zu meiner 
Freude - nach Linz fah re, habe ich meine litera­
tur eingesteckt .  Deine heutige Rede, Herr Lan­
deshauptmann, studiere ich noch beim Hinaus­
fahren und eine andere, e ine des Herrn Bundes­
präsidenten, beim Hereinfahren. Aber, Herr Bun­
desminister, das können S ie nur, wenn Sie Licht 
haben .  

Und i ch  gebe ja zu, daß  sich in einer Zeit der 
Kommunikation die Leute auch gerne ohne Licht 
näherkommen, aber es befinden sich ja n icht a l le 
Leute vor der Verlobung, nach der Verlobung 
oder nach der Ehesch ließung. Es gibt zum Glück 
auch Hochze itsreisende, obwohl ein Dri ttel al ler 
Ehen geschieden wi rd. aber al le anderen haben 
das viel leicht schon hinter sich und sind n icht in  
diesem Stadium. Das heißt. sie wol len lesen,  sie 
wol len sich intel lektuell beschäftigen,  und das 
können sie nicht. 

Ich habe vor einigen Monaten e ine Anfrage 
e ingebracht - der Herr Generaldirektor der 
Bundesbahnen kann aber n ichts dafür, den schät-
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ze ich - ,  und irgend jemand hat sie beantwortet 
und gesagt, das Licht sei ohnehin hervorragend. 
Herr  Bundesmi nister !  Wenn Sie einmal von Linz 
nach Wien fahren und sich zwischen Amstetten 
und St. Pö lten die Beleuchtung eines österreich i­
schen Zuges und d ie eines ausländischen Zuges 
anschauen, dann werden S ie bemerken, daß sie 
unterschiedl ich ist. Ich werde nicht ewig dem Par­
lament angehören ,  obwohl ich ihm schon lange 
angehöre und noch ei nige Zeit vorhabe, dies zu 
tun; nicht daß S ie g lauben ,  daß ich jetzt meinen 
Rücktritt bekanntgebe, bei Gott nicht, aber e ines 
Tages ist das der Fal l ,  und dann möchte ich mir  
nicht den Rest meines Lebens, denn ich hoffe , 
daß ich noch einige Zeit  habe, Bürger zu sei n  -
der Ausspruch des Mommsen vor seinem Tod 
war, er habe sich sein ganzes Leben gewünscht, 
ein Bürger zu sein ,  es sei ihm nicht gelungen ; das 
war das Kaiserreich - ,  den Vorwurf machen, 
wenn ich nur mehr Objekt und nicht mehr  Sub­
jekt der Politik bin - um Ortega y Gasset zu 
zitieren - ,  ich hätte das nie gesagt. 

Ich muß ehrl ich sagen, es ist traurig, wenn man 
dr innensitzt und lesen wi l l  und dabei seine Augen 
ruiniert. Und als Staatsbü rger habe ich das Recht,  
für mein Augenl ic ht e inzutreten, meine sehr  Ver­
ehrten, aber auch für das Augenl icht der Mitbür­
gerinnen - ohne an die F rau Dohnal zu denken 
- und der M itbürger .  Vergessen Sie nicht, ihr das 
zu sagen,  F rau Kol legin Karlsson. Man kann über 
al les mögl iche reden,  sol l te aber auch über das 
Augenl icht, über d ie Beleuchtung und über die 
Klimaanlage in den Österreichischen B undesbah­
nen, d ie katastrophal ist, sprechen. (Beifall bei 
Ö VP und FPÖ.) Außerdem ist es ja n icht so , daß 
immer  Tageslicht ist, es wird zu mancher Jahres­
zeit bereits ab 1 6  U h r  finster, und man muß dabei 
arbeiten .  Ich jedenfalls muß arbeiten ,  wei l  ich 
jede Minute brauche, wei l  ich daneben auch mei­
nen Beruf ausübe, ich bin kein Berufspolit iker, 
und daher, so darf ich Ihnen sagen, ruin iere ich 
mir meine Augen .  

Herr Bundesminister! S ie  haben einen glänzen­
den Vorsitzenden der Gewerkschaft der E isen­
bahner. Er  gehört zwar nicht derselben B lutgrup­
pe an wie Kol lege Bergsmann und ich ,  aber das ist 
gut so, die P luralität sol l  sich zeigen. Vergangenes 
Jahr fand eine Branchenkonferenz statt - Kol le­
ge Vizepräsident Strutzenberger war dabei, er  
kann das bestätigen - ,  und da durfte ich für den 
öffentl ichen Dienst sprechen . Aber ich darf sa­
gen,  auf d ieser Branchenkonferenz hat jemand 
für die E isenbahnergewerkschaft gesprochen -
jetzt fäl l t  mir  der Name n icht ein (Rufe: Hums.') 
- der e in hervorragender Mann ist . (Bundesrat 
F a  r l h o f e r: Ich darf das weitergeben!) Es ist 
nett, wen n  Sie das tun, es ist ein Ausdruck I hrer 
und meiner Wertschätzung, aber wir sind auch 
manchmal gegensätzl icher Meinung. 

Ich war immer in einer  guten Gesprächssitua­
tion mit Ihrem Vorgänger Dr .  Streicher. Dieser 
hat mich erlebt und erli tten ,  sogar u m  5 U h r  früh 
zettelvertei lend in meinem Heimatbezirk,  in 
Berndorf. denn dort ist das Unternehmen Bern­
dorf-Ranshofen,  und wir sind uns gegenseit ig auf 
die Nerven gegangen; aber mit Wertschätzung, 
gar keine Frage. 

Meine sehr  Verehrten !  Ich habe mir gedacht, 
wir werden uns zusammensetzen und das bespre­
chen, um die Si tuation zu ändern. Ich b itte Sie, 
Herr Bundesminister, daß Sie Bundesrat Kurt 
Bergsmann und meiner N ichtigkeit, den Herren 
des Vorstandes, dem Herrn Generaldirektor,  dem 
Zuständigen für die Ankäufe, Herrn Generaldi­
rektorstellvertreter Heinitz ,  unter I hrem Vorsitz 
Gelegenheit geben,  über d iese S ituation des Wa­
genparks zu sprechen. Denn ich sage Ihnen: Die 
alten Transalp in-Waggons waren tausendmal bes­
ser als die um Mi l l iardenbeträge neu angeschaff­
ten Waggons von Simmering-Graz-Pauker. 

Ich bin überzeugt, daß der Vorstand oder der 
Betriebsrat dieser Fi rma p rotestieren wird, daß 
ich firmenschädigend aufgetreten b in .  Sie laden 
mich dann zu einer Betr iebsversammlung ein ;  ich 
kenne diese Variante. Ich bin übrigens auch 
FeGler und habe immer d ie Arbeitnehmerinter­
essen vertreten .  Aber ich muß  Ihnen eines sagen:  
Es gibt  auch Arbeitnehmer, d ie mit der Bahn fah­
ren,  und für die bewil l igten M il l iarden kann man 
eine bessere Leistung erbringen,  Österreich in der 
Welt besser vertreten. 

D ie Sitze waren früher  beim Transalpin ver­
ste l lbar. Wenn  Sie d iese jetzt verstel len woi len, 
brechen Sie sich die Finger oder nur die Nägel .  
Wenn Sie aber noch das Bedürfnis haben, sich die 
Hände zu waschen - das ist natürl ich eine Ein­
ste l lung der gesundheitl ichen Konstitution ,  ich 
komme an und für sich zehn Stun den aus, mir 
nicht die Hände waschen zu müssen, aber es gibt 
Leute, die sich öfter die Hände waschen müssen 
- ,  dann haben Sie das "Glück" ,  zu der Waschan­
lage gehen zu müssen .  Das gönne ich e inem. 
Wenn  Sie in den neuen Waggons zur Waschanla­
ge kommen, müssen Sie starke Kräfte haben,  um 
überhaupt die Türe aufzubringen.  Denn wen n  Sie 
nämlich versuchen mit der Hand, den Knopf zu 

öffnen, brechen Sie sich die Fingernägel .  Ich habe 
dazu zu kurze F ingernägel ,  aber es gibt auch Da­
men, und es gehört zum Kavalierstum - schon in 
der Zeitrechnung vor Dohnal -,  daß man auf die 
Damen Rücksicht nimmt. U nd für d iese Damen, 
muß ich ehrl ich sagen, tut mir  d iese Waschanlage 
mit dem Knopf und der E i nrichtung leid. 

Herr Bundesminister! Das ist katastrophal -
und dazu noch ganz neu gemacht !  Ich kann nur 
sagen :  Diese neue Konstruktion ist eine Katastro­
phe. Tei lweise kann man auch dort n icht einmal 
das Fenster öffnen.  
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Ich wiederhole: Die Beleuchtung ist katastro­
phal, das sagen mir auch die E isenbahner, mit de­
nen ich rede - denen sage ich natürl ich nicht 
gleich im vorhinein, daß ich ein ÖVP-Mandatar 
bin - ,  aber ich . . .  (Bundesrat S c r lt r z e n  b e r -
g e r: Wer hat eigentlich die Züge geballt? Wer hat 
diese Waggons geballt? ) Simmering-Graz-Pauker; 
das habe ich schon gesagt. Ich würde bitten, daß 
wir über die Klimaanlage, über die Beleuchtung 
und über die Konstruktion dieser E ise nbahnwag­
gons sprechen. 

Es kommt aber noch etwas h inzu :  Ich fahre 
selbst mit Leidenschaft mit der Bahn. Wenn ich 
aussteige, freue ich mich schon, wenn ich wieder 
einsteigen kann .  Und ich habe auch eigene Ta­
schen, in denen ich Literatur mitführe, und wenn 
ich einmal in Pension bin, werde ich, wei l  ich al­
lein bin,  mit solchen Reisetaschen durch Europa 
fahren - ich freue mich auf den Speisewagen - ,  
um z u  arbeiten .  Ich habe mir  schon die Linien 
festgelegt. 

Aber ich darf Ihnen sagen: Wen n  Sie in manche 
Züge einsteigen ,  sehen Sie Wandmalereien, aber 
nicht von irgendwelchen pathologischen Kleck­
sern, sondern in  diesen neuen Europawaggons 
gibt es wunderschöne Wandmalereien, darunter 
auch nicht schlechte Konstruktionen von 
Deutsch land.  Wenn Sie zum Beispiel um 
1 6. 1 4  Uhr  von Linz herunterfahren, dann sehen 
Sie das. Aber bei uns - das ist P icasso in sei ner 
späten P hase m it einem Hauch Dali - ist das vö l­
l ig verwirrend. Wenn S ie dort h inschauen,  wer­
den Sie total verwirrt, so arg ist das. Man sol lte 
doch harmonische Farben finden können. - Bit­
te, nicht daß Sie glauben ,  ich sei so verwirrt, wei l  
i ch  das vorher gesehen habe, i ch  sitze sei t  9 Uhr  
mit  I hnen in d iesem Saal . Ich habe das jetzt nicht 
gesehen. Außerdem könnte ich das stundenlang 
wiederholen. 

Herr Bundesminister !  Das sind Dinge, für die 
Sie n ichts können, auch der Vorstand n icht. Aber 
andere können etwas tun .  Und das wiederholt 
sich ständig, und Mil liardenbeträge werden dafür 
ausgegeben . Dafür diskutieren wir über den Ba­
sistunneL über die Rechtsform. Wenn ich nach 
Gloggn itz komme, wird geredet, ob man den 
Semmeringtunnel von oben runter oder umge­
kehrt baut. Das interessiert mich a lles nicht. M ich 
interessieren die Waggons, die dort fahren, wie 
die Menschen behandelt werden und so weiter. 

Ich habe mich früher jahrelang darüber geär­
gert - aber das ist nun vorbei - ,  daß an der 
Westbahn bessere Waggons vorhanden waren als 
an der Südbah n,  als ob wir an der Südbahn - die 
Steirer, die Kärntner, - ein Nichts gewesen wä­
ren. Wenn ich früher mit meiner Famil ie - jetzt 
kann ich alleine fahren - in die "E insamkeit" 
eines adriatischen Strandes gefahren bin,  hat 

man ,  ehrl ich  gesagt, e inen katastrophalen Wagen­
park gehabt und einen grauenvollen Speisewagen. 

Bezügl ich der Speisewagen darf ich Ihnen sa­
gen :  Ich führe öfters Ausländer durch Österreich,  
die ich nach Linz .  nach Salzburg oder auch nach 
Vorarlberg e inlade, Herr Landeshauptmann!  Du 
wei ßt. daß ich auch nach Vorarlberg mit der 
Bahn fahre . Ich darf Ihnen sagen,  die Hälfte der 
Strecke ist der Speisewagen bereits leer, außer­
dem ist es brennend heiß drinnen, und d ie  Le ute 
von der Sch lafwagengesellschaft, die von Herrn 
Dkfm. Rohrböck bestens geführt wird wie vorher 
von Direktor Prinz, sagen mir regelmäßig, daß sie 
Anzeigen bei den Bundesbahnen machen, die 
aber nicht beachtet werden. Dann spreche ich mit 
den Zugsführern und mit den Schaffern, d ie sa­
gen :  Das wissen wir a l les! Auch Herr Bundesmini­
ster J ürgen Weiss - der jetzt eintrifft und ein 
rege lmäßiger Bahnfahrer mit seiner l iebwerten 
Famil ie ist - weiß das. 

Ich möchte auch sagen, daß 1 945 der große 
Vorarlberger Ernst Kolb und Bundesrat Franz 
Gschnitzer mit der Bahn nach Wien gefahren 
sind, die haben damals noch mehr auszuhalten 
gehabt. Aber im Hinblick auf d ie damalige Zeit 
war die Qualität der Bahn besser, als sie es heute 
ist, denn wir könnten es, wenn  wir wollten ,  anders 
machen. Daher, glaube ich, Herr Bundesminister, 
sollten wir das untersuchen. 

Ich habe darüber auch mit Herrn Bundesmini­
ster Dr. Streicher, der sehr einsichtig und bemüht 
war,  gesprochen. Man müßte da wirkl ich durch­
greifen, ich würde darum bitten.  Wenn ich zu­
sammenfassen darf, obwohl mir noch viel einfal­
len würde, aber die Tagesordnung verlangt uns 
heute noch ein iges ab: Es geht  um die Beleuch­
tung, um die Belüftung - leicht zu merken: die 
Beleuchtung, die Belüftung - und um den Wa­
genbau. 

Die Leute dort vergeben unkontrol liert Aufträ­
ge, lassen sich Neukonstruktionen geben ,  die 
schlechter sind als d ie vorherigen, auch was die 
Verlegung der Sitze betrifft, und auch ,  was die 
Qual ität der Bestuhlung anbetrifft. Da habe ich 
den Eindruck, daß es manchen Leuten ja völ l ig 
wurscht ist, und wenn ich mit i hnen rede, dann 
haben die dort den Eindruck, man spricht von 
etwas anderem, gerade daß sie mir nicht sagen:  
Herr Schambeck! Haben Sie keine anderen Sor­
gen? - Dabei bekomme ich mein Gehalt für et­
was anderes als d ie, aber d ie kümmern sich n icht 
darum. 

Da, meine ich, sol lten wi r wirklich etwas än­
dern. Dafür gibt es einen Verwaltungsrat, der 
wird unentwegt umgebildet et cetera, und da gibt 
es einen Vorstand. Ich würde wirklich auch  mei­
nen ,  daß es keinen Sinn hat, regelmäßig d ie Her­
ren des Vorstandes zu Watschenmännern der Na-
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tion zu machen - ich finde das wirk lich traurig 
- ,  auch nicht den zuständigen Bundesminister. 
Ich meine: jedes Mal .  Das ist so wie bei der He­
xenverbrennung im Mittelalter, daß man sich ein 
paar Personen aussucht. Das ist im Parteienge­
schehen so übl ich.  wie ich sehe, auch bei der Frei­
heitlichen Partei. aber da bei manchen h ie r  an­
scheinend zuwenig. Aber das führt nicht zu dem, 
was wir alle u nter Gemeinwohl verstehen . 

Da ich weiß,  Herr Bu ndesminister, daß Sie 
wirtschaftl iches Denken mit Legal ität zu verbin­
den wissen und au ßerdem gemeint haben, daß es 
Kultur nicht nur in der Literatur geben sol l ,  son­
dern auch im Zwischenmenschl ichen des privaten 
und des öffentlichen Lebens, darf ich Ihnen sa­
gen,  daß wir bereit sind , diese Verantwortung 
mitzutragen in einer verbesserten Form, u nd hier 
darf ich Sie wirklich  ersuchen, vor den Ferien 
oder nach den Ferien gemeinsam das zu besp re­
chen und nötigenfalls - da schreibe ich mir  auch 
die Nummern dieser Züge auf - hinzugehen, 
und das an Ort und Stel le zu besprechen, begin­
nend bei der Beleuchtung. Diese Herren sollen 
mir  keine Märchen erzäh len. Ich erlebe das stän­
dig,  jeden Tag geradezu , und ich ärgere mich bei 
sch lechten Jahreszeiten grün und blau darüber. 

Ich hoffe, daß Sie bemerkt haben, daß ich in 
e inem Ton gesprochen habe, von dem der Straf­
rechtler meint,  es sei ein Entschu ldigungsgrund, 
nämlich gerechtfertigte Entrüstung. Aber da es 
sich nicht um ein Unrecht, um eine Gesetzesver­
letzung handelt, befinde ich mich auf dem Boden 
des Mittelstreifens der Legal ität, u nd der gilt für 
die Hoheitsverwaltung und für die Privatwirt­
schaftsverwaltung, für jedes Ressort, auch für das 
Verkehrsressort .  

Wenn S ie den Erfolg, den Sie in  Ihrem b isheri­
gen Leben in Ihren Positionen eingebracht haben, 
auch jetzt als Minister fortsetzen, kann ich der 
Republ ik Österreich nur gratu lieren. Ich wünsche 
Ihnen, Herr Minister, alles Gute. (Beifall bei der 
Ö VP und bei Bundesräten von SPÖ und FPÖ. -
Bundesminister Mag. K l i  m a: Danke schön!) 15.03 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr B undesrat Erich Farthofer. Ich erteile 
ihm dieses. 

/5.03 
B undesrat Erich Farthofer (SPÖ, N iederöster­

reich ) :  Sehr verehrter Herr Präsident! Werte Her­
ren Bundesminister !  Herr Landeshauptmann ! 
Lieber Herr Vorredner, geschätzter Herr Profes­
sor Schambeck !  Ich glaube , ich gehe richtig in der 
Annahme, daß Sie bei Ihrer geschi lderten Eisen­
bahnfahrt von Baden nach Ihrem berühmten und 
gel iebten Zipfelzell gefahren sind (Bundesrat Dr. 
Herbert S c  h a m b e  c k: St. Martin an der Schot­
tergrube!), oder nach St. Martin an der Schotter­
grube. 

Ich darf als Eisenbahnergewerkschafter und 
vor allem als Vertreter dieses Hauses schon fest­
stellen, daß speziel l i n  den letzten Jahren bei den 
Österreichischen Bu ndesbahnen, sowohl  was den 
Fuhrpark, aber auch was das Personal anlangt, 
sehr  viel geschehen ist. Es hat e ine internationale 
Komm ission den ÖBB-Bediensteten das Prädi kat 
"ausgezeichnet" ausgestel lt .  (Beifall bei der SPÖ. 
- Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: Vom PersonaL 
habe ich nicht geredet! Nur Positives habe ich vom 
Personal gesagt.') 

Sehr verehrte Damen und Herren, auch der 
Fuhrpark ist wesentl ich besser geworden. Herr 
Kollege Schambeck !  Ich gebe Ihnen aber sogar 
recht, wenn man die Bahnverhältnisse in meiner  
Region .  a l s  deren Vertreter ich hier stehe. mitbe­
rücksichtigt. nämlich im Waldviertel . Das ist auch 
der Grund.  warum ich mir hier und heute die 
Freiheit nehme. jetzt das Wort zu ergreifen;  es ist 
das eine ausgesprochen gute Gelegenheit. 

Geschätzte Damen und Herren! Die letzten 
Wochen und Monate waren gerade in meiner Re­
gion gekennzeichnet von e inem Wahlkampf, der 
so nicht gerade als wünschenswert zu bezeichnen 
war. Tagespolit isch aktuelles Thema war die 
WaidviertIer E isenbahn ,  die sogenannte Franz­
Josefs-Bahn. Und es haben sich einige Kollegen 
von der ÖVP ständig bemüßigt gefühlt - und ich 
betone hier  ausdrückl ich :  e in ige ; l iebe Ko llegin 
Schierhuber, du warst nicht unter d iesen Kolle­
gen, Kompliment dafür - ,  täglich Presseaussen­
dungen zu machen und ständig bei Versammlun­
gen zu verkünden,  daß Ihr Vorgänger, seh r  ver­
ehrter Herr Bundesminister, Dr.  Streicher in sei ­
ner Eigenschaft a l s  Verkehrsmin ister e in 
N ichtgenügend verdient, und zwar e in  Nichtge­
nügend deshalb, da, wie sie immer wieder verkün­
deten, die Elektrifizierung der Franz-Josefs-Bahn 
bis zum geplanten Termin Ende 1 995 nicht fertig 
wird. 

Gestern vormittag, l iebe Kolleginnen und Kol­
legen, hat es Gespräche im Bundeskanzleramt ge­
geben, bei denen vom zuständigen Verkehrsmini­
ster, vom zuständigen F inanzminister - in An­
wesenheit des Herrn B undeskanzlers - klar und 
deutlich erklärt wurde, daß diese Fertigstel lung 
bis Ende 1 995 erfolgt sei n  wird und ÖVP-Manda­
tare som it Lüge n  gestraft werden. Liebe Kol legen 
von der ÖVP! Ich würde bitten, in Zukunft diese 
vom Herrn Dr. Streicher herbeigeführten Lei­
stungen auch in der Öffentl ichkeit entsprechend 
zu würdigen. (Beifall bei der SPÖ. )  

Herr Bundesmi nister Kl ima! Ich darf Ihnen als 
Waldviert ier Mandatar wirklich recht recht herz­
lich danken, denn: Zusätzlich, geschätzte Damen 
und Herren, wurde nämlich die Zusage gegeben ,  
daß ab Fahrplanwechsel 1 993/94 in das WaIdvier­
tel die modernsten D ieseltriebwagen fahren wer­
den, die modernsten, d ie es zurzeit überhaupt z u  
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kaufen gibt. Dafür e in herzl iches Dankeschön, 
Herr Bundesminister .  - Danke. (Beifall bei der 
SPÖ. )  15JJ6 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Mag. Klima.  Ich ertei le ihm die­
ses. 

15JJ6 
Bundesminister für öffentl iche Wirtschaft und 

Verkehr Mag. Viktor Klima: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Minister !  Herr Landeshaupt­
mann l  Hohes Haus! Meine Damen und Herren !  
I ch  darf mich  recht herzlich bei Ihnen bedanken 
für die vielen, zum Tei l  auch sehr konkreten An­
regungen und Vorschläge , die Sie mir mitgegeben 
haben ,  und ich greife auch d iesen Vorsch lag auf, 
daß wir einmal gemeinsam die Waggons besichti­
gen und schauen, wieweit Verbesserungen mög­
lich sind. Ich bin überzeugt davon,  daß es d ie 
Qual ität eines kundenorientierten Unternehmens 
Bahn auch ausmacht, daß sie Anregungen auf­
n immt, Anregungen prüft und Anregungen,  
wenn sie sinnvol l  sind, umzusetzen versucht. 

Meine Damen und Herren !  Ich freue m ich  auch 
über das hohe Maß an Übereinstimmung,  das es 
gibt, wenn wir von der neuen Verkehrspolitik re­
den, wen n  wir von der starken, notwendigen Be­
tonung der Umweltorientierung unserer Ver­
kehrspolitik reden. Ich hoffe nur - und das war 
in meinem einle itenden Statement hier der Hin­
weis auf meine bisherige berufliche Erfahrung, da 
ich aus der Wi rtschaft komme und daher auch an 
konkreten Umsetzungen sehr  projektorientiert 
gearbeitet habe - ,  daß wir bei dieser umwelt­
orientierten Verkehrspolitik n icht nur schöne Re­
den halten und Lippenbekenntnisse abgeben ,  
sondern gemeinsam auch a n  jedem Tagesproblem 
arbeiten. 

Ich mei ne damit, daß wir gemeinsam daran ar­
beiten, das erste Prinzip ,  die Vermeidung unnöti­
gen Verkehrs auch umzusetzen. Ich darf Ihnen 
hier ein k leines Beispiel erzählen. Wir haben vor 
zwei Tagen eine Diskussion gehabt betreffend 
Überlegungen hinsichtlich des Tiertransportes . 
Da ging es darum ,  den Transport der Tiere nur  
b is  zum nächsten EG-geeigneten Schlachthof zu­
zulassen. Das stößt auf gro ßen Widerstand, wei l  
e s  einige hundert Ki lometer entfernt möglicher­
weise Schlachthöfe gibt, die das Tier um 1 0  S pro 
Stück bil l iger schlachten. Also da müßten wir ge­
meinsam nachdenken, ob wir diesem Bekenntnis 
der umweltbewußten Verkehrspolitik, Vermeiden 
unnötigen Verkehrs, auch überall i n  unseren 
Handlungen entsprechen. 

Der zweite wesentl iche Punkt, meine Damen 
und Herren,  ist wirklich dieses klare Bekenntnis 
zu einer Verlagerung des Verkehrs auf umweltbe­
wußte Verkehrsträger.  Ich betone in diesem Zu­
sammenhang nochmals die Schiffahrt .  Und wenn 

mein H inweis an e in  Unternehmen in  Österreich ,  
s ich zu überlegen, ob m it Partnerschaften ge­
meinsam nicht ein österreichisches Donausch iff­
fahrtsunternehmen erhalten oder entwickelt wer­
den könnte, als Einmischung verstanden wird , so 
bekenne ich mich zu dieser Einmisch ung. 

Es geht mir darum - und das ist e ine grund­
sätzliche Aussage zur Politik der öffentlichen 
Wirtschaft -, es geht mir darum , und ich glaube. 
hier sind wir doch alle e in ig, daß wir  österreichi­
sche Unternehmen erhalten und entwickeln, die 
international wettbewerbsfähig sind und wo ein 
g.ewisses Maß der E ntscheidungskomp.�tenz in 
Osterreich verbleibt. (Beifall bei der SPO und bei 
Bundesräten der ÖVP. ) 

Das, meine Damen und Herren,  ist auch Ziel 
der I ndustriepol itik des Bereiches öffentl iche 
Wirtschaft, wie ich sie sehe. Aber ich habe ja dann 
noch Gelegenheit, kurz auf den Bere ich der AI 
einzugehen, ohne al lerdings jetzt im  Detail  Bi­
lanzanalysen anzustel len. Folgendes darf ich aber 
doch deutlich unterstreichen: Es ist unbestritten 
ein Sanierungserfolg im Bereich der Austrian In­
dustries, der verstaatl ichten Industrie, gelungen .  

Liebe Kol leginnen und Kollegen !  Wenn wir die 
gleichen Marktverhältnisse des LME-Pre ises 
beim Aluminium, des Stahl preises, des Polipropy­
län- und Pol iäthylen preises, des Düngemittelprei­
ses, wie wir sie heute haben, auf die Situation der 
Austrian Industries vor sechs Jahren anwenden, 
so hätte es Mil liarden-Verluste gegeben. Sie wis­
sen, daß wir im Jahr 1 99 1  in etwa ein 2 Mil ­
liarden-Schil l ing-Ergebnis der  gewöhn l ichen Ge­
schäftstätigkeit im Gesamtbereich der Austrian 
Industries haben werden. 

Sie haben die Arbeitsplätze angesprochen und 
als Beispiel die ÖMV erwähnt: Es hat d ie ÖMV in 
sozial verträglicher Form in  einem U nternehmen 
d ie Zah l  der Mitarbeiter von 8 000 auf 5 000 re­
duziert. Aber gleichzeitig, Frau Kol legin ,  hat d ie 
ÖMV-Gruppe heute 1 3 000 Mitarbeiter. 

Da konservativ zu verlangen, daß in bestehen­
den Strukturen die Zah l  der Leute i m mer gleich­
bleiben so l l ,  habe ich noch nie von einem Arbeit­
nehmervertreter gehörtl Es geht darum, h ier 
wirtschaftlich mögliche Arbeitsplätze in Gesamt­
strukturen zu schaffen. Und nochmals: Wen n  S ie 
schauen, werden S ie merken, daß die ÖMV­
Gruppe heute 1 3 000 Mitarbeiter beschäftigt. 
Ziel ist es, wettbewerbsfähige Arbei tsp lätze in je­
nen Bereichen zu schaffen, wo wir dann selbst 
auch tätig sein können .  

Ich meine, wir  sol lten über d ie  Austrian Indu­
stries nicht jammern, sondern aktiv mitarbeiten .  
Ich habe mich zum Beispiel sehr  um Auslastung 
des Rohrwerkes Kindberg bemüht. Da sind sehr 
gute Erfolge erzielt worden. Ich habe jede Woche 
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etwa zwei b is drei Delegationen aus Kasachstan, 
aus der Ukraine, aus dem Iran und anderen Staa­
ten bei mir, um d ie österreichische Wirtschaft in 
Zusammenarbeit mit der B undeswirtschaftskam­
mer, aber auch die Wi rtschaft, d ie mir unmittel­
bar untersteht, durch Kontakte , d ie eben auch auf 
Ministerebene nötig sind , zu stützen und wei ter­
entwickeln zu helfen. Ich meine. daß das sehr 
wichtig ist und daß wir e ine Industrie- und Wirt­
schaftspolit ik in dieser Form betreiben müssen. 

Meine Damen und Herren!  Erlauben Sie mir ,  
noch kurz auf d ie Frage der Privatisierung einzu­
gehen: Ich habe bereits öffentl ich und mehrmals 
gesagt, daß im Koal itionsübereinkommen festge­
halten wurde, daß 1 992/93 die Privatisierung der 
Austrian Industries zu erfolgen hat. Und ich bitte 
zu verstehen.  daß wir da n icht ungeduldig werden 
und keinen Zickzack-Kurs betreiben sollen. Es 
gibt e ine Koal it ionsvereinbarung, und in dieser 
steht, daß 1 992/93 d ie Privatisierung der Austrian 
I ndustries zu erfolgen hat. Ich bin es gewohnt, 
Ziele auch erreichen zu lassen .  Das Management 
sol l  jetzt in Ruhe daran arbeiten, und nicht sc hon 
eineinhalb Jahre , bevor diese Frist abläuft. ir­
gendwelche Zickzack-Kurse einleiten. Ich glaube, 
da ß diese Form der Privatisierung der Austrian 
Industries, durchaus auch gepaart mit Koopera­
tionen auf Geschäftsbere ichsebene, eine vernünf­
tige Form ist, um das zu erreichen ,  was ich zuerst 
meinte, daß wir nämlich österreichische Unter­
nehmen schaffen und erhalten, die international 
wettbewerbsfähig sind. 

Meine Damen und Herren !  Ich darf noch ganz 
kurz  auf  d ie  Bahn zu sprechen kommen. Es ist 
mir ein Anliegen, die Bahn,  die schon sehr viel 
geleistet hat - ich betone das noch einmal, und 
ich habe es schon in meinem Ein leitungsstate­
ment betont, daß die Bah n  bereits sehr  starke Lei ­
stungssteigerungen vorgenommen hat  - ,  ge­
meinsam mit den sehr verantwortungsbewußten 
Arbeitnehmervertretern und dem Management 
wei terzuen twic ke In. 

Sie haben völ l ig recht, Herr Kollege, wenn Sie 
sagen, es ist doch unzum utbar, wenn ein M itar­
beiter jeden Tag in der Früh in e in Unternehmen 
geht, das permanent in der Öffentl ichkeit geprü­
gelt wird. Wir wissen, daß Leistung, u nd Arbeits­
quali tät mit Motivation zusammenhängen. Und 
daher sol len wir doch b itte einmal akzeptieren,  
daß d iese Bahn schon Gutes gele istet hat. Wir 
wissen natürl ich, daß nie ein Ende der Entwick­
lung da ist, daß in jedem Unternehmen perma­
nent weiterentwickelt werden muß,  aber wir ha­
ben zu akzeptieren - u nd das bitte ich heute im 
Rahmen der Koalition beide Eigentümervertre­
tergru ppen oder - parteien - ,  daß die Bahn viel 
geleistet hat und wir die Bahn entsprechend auch 
in der Öffentl ichkeit zur Anerkennung ihrer M it-

arbeiter loben sol len,  wenn sie es verdient. Ich bin 
der erste, der das tun wird. 

Sie,  Herr Kollege , wol len es den Arbeitnehmer­
vertretern der Bahn nicht zumuten oder glauben 
es n icht zu können, mit dem Vorstand ein neues 
Dienstrecht zu vereinbaren. a lso quasi in der Art: 
Der Pol itiker muß den Arbe itnehmervertreter 
der Bahn knebeln ,  weil er selber es n icht kann!  -
Ich bin seit 23 Jahren Gewerkschaftsmitglied und 
habe als Personalchef, aber auch als Arbeitneh­
mer immer bemerkt, wie verantwortungsbewu ßt 
die österreichischen Arbeitnehmervertreter agie­
ren ,  d ie nicht nur  plakativ agieren, sondern sehr 
verantwortungsbewu ßt. Ich glaube, daß d ie quali­
tativ  hochstehenden Arbeitnehmervertreter der 
Bahn ,  die ja heute schon gelobt wurden und hier 
zum Teil auch vertreten s ind, gemeinsam mit dem 
Management der Bahn sehr verantwortungsbe­
wu ßt und im Detai l  - und das ist ja notwendig -
an einem neuen Dienst- und Pensionsrecht arbei­
ten .  

Ich war fünf Jahre lang Personalchef eines Un­
ternehmens. Da gibt es Hunderte von Betriebs­
vereinbarungen,  da gibt es recht l iche Formen, 
Kol lekt ivverträge. Wen n  Sie sich das D ienst- und 
Pensionsrecht der Bahn ansehen ,  dann wissen S ie 
selber ,  daß es u nmögl ich ist, daß das auf politi­
scher Ebene in  kurzer Zeit transformiert werden 
kann. Das ist ein sehr,  sehr intensiver, mühsamer, 
seriöser, m it harter Arbeit durchzuführender 
Prozeß .  Daher gehe ich davon aus, daß die ver­
antwortungsbewußten Partner - die Arbeitneh­
mervertreter e inerseits u nd andererseits das Ma­
nagement - gemeinsam am Dienst- und Pen­
sionsrecht arbeiten werden. 

Meine Damen und Herren! Natürlich ist mir 
jeder Schi l l ing an Investit ion in d ie Bahn wicht ig. 
Ich kämpfe auch um diese Investitionen. Ich habe 
schon gesagt, wir haben 1 2  Mi l l iarden Sch i l l ing 
pro Jahr i nvestiert, und ich werde mich bemühen, 
neue F i nanzierungsinstrumente zu finden, damit 
wir genau die Streckenverbesserungen, die wir 
brauchen, die Anknüpfungen im Osten,  um den 
LKW-Verkehr vermeiden zu helfen, realisieren 
können. 

Meine Damen und Herren ! Erlauben Sie mir 
noch eine kurze Bemerk ung betreffend Post: Die 
Post ist,  wie wir wissen,  e in hochqualitatives Un­
terneh men. Wir l iegen d iesbezüglich den Quali­
tätskriter ien in Europa an vorderster Stelle. Wir 
sind, ausgenom men den Tarif über 1 00 Kilo­
meter, i n  allen anderen Tar ifarten im bil l igsten 
Drittel ,  was die Grundgebühr betrifft, was die 
Ansch lußgebühr betrifft, was die Telefongebühr 
bis 2 5  Kilometer und zwischen 25 und 1 00 Ki lo­
meter betrifft, und so weiter. Die Post ist also ein 
ausgezeichnet arbeitendes Unternehmen. Natür­
lich braucht sie - heuer investiert sie zum Bei­
spiel 1 6  Mi l l iarden Sch i l ling - auch Kapital, und 
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wir werden eben darüber nachdenken, wie wir Fi­
nanzierungsquellen finden können,  damit die 
Post zum Beispiel die Entwicklung des d igitalen 
Telefonnetzes schnel ler vorantreiben kann,  des 
europäischen Mobil-Telefonnetzes schneller vor­
antreiben kann, damit die Post weiterh in  so ein 
hochqual itat ives Unternehmen bleibt. 

Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht 
noch folgendes zum Transitvertrag: Ich habe 
mich bisher wirkl ich schon oftmals bemüht, d ie 
diversen Zah len - es gibt ja Gott sei Dank keine 
versch iedenen Zahlen ,  sondern nur diese Zahlen 
- klarzulegen.  Es ist mir anscheinend bisher 
noch immer nicht gel ungen, klarzumachen ,  daß 
es s ich bei  den 860 000 vom Statistischen Zentral­
amt erhobenen und zum Tei l  auch geschätzten 
Zah len ja ausschließ l ich  um die be ladenen Fahr­
ten handelt . Da sind nicht dabei d ie sogenannten 
Sammelfahrten ,  d ie i mmer wieder vergessen wur­
den und in einer Parlamentsdiskussion im Natio­
nal rat schon verwechselt wurden. Da wurde von 
e inem Abgeordneten gesagt, die s ind verboten.  
was völl ig falsch ist. Im  Gegentei l :  Diese s ind sehr 
erwünscht. Da ist d ie Zahl der Leerfahrten nicht 
dabei.  

Und ich möchte noch einmal  aus meiner S icht,  
wenn es geht, das letzte Mal,  zu d ieser Zah lend is­
kussion bemerken: Der Ausgangspunkt der EG 
waren diese 1 ,6 Mill ionen Fahrten . Sie hat sich 
dann selbst innerhalb wen iger Wochen auf 
1 ,3 Mi ll ionen herunterverhandelt .  Wir haben 
1 , 1 5  Mi ll ionen Fahrten gesagt, aufgrund der 
860 000 beladenen p lus 60 000 Sammelfahrten 
plus 20 Prozent Leerfahrten.  Das ergibt genau 
1 , 1 5  Mil l ionen. 

In  der Diskussion hat sich dann herausgeste llt, 
daß d ie Schätzungen des Statist ischen Zentralam­
tes bei drei Ländern deutl iche Abweichunge n  hat­
ten - es waren die Länder Niederlande, Luxem­
burg und Gro ßbritannien -, und zwar in einem 
Ausmaß von zirka 1 00 000. Wir haben daher zu 
den 1 , 1 5  Mi l l ionen 50 000 - die Hälfte dieser 
starken Abweichungen - als Schätzungenauig­
keit, wie sie uns auch vom Statistischen Zentral­
amt bestätigt wurde, akzeptiert und sind auf diese 
1 ,20  Mi l l ionen gekommen. 

Damit ich es nicht vergesse: Wir haben zusätz­
l ich  noch 10 000 Fahrten akzeptiert, d ie nach­
weisbar sind im Vergleich 1 990/9 1 aufgrund der 
J ugosla wien -Krise. 

Also es sind 1 ,2 1  Mi l l ionen Fahrten statt 1 , 1 5  
im Vergleich zu den ursprünglich 1 ,3 Mi l l ionen, 
wie sie die EG gefordert hat. Es kann also jeder,  
der rechnen kann. sehen, daß 1 ,2 1  viel  näher bei 
1 , 1 5 , als bei 1 ,3 ist. Selbstverständlich stand dabei 
immer außer Diskussion, meine Damen u nd Her­
ren, das Sonderkontingent für Griechen land und 
für die neuen deutschen Länder. 

Wenn Sie wollen, der e inzige Feh ler, den ich 
dabei gemacht habe. ist, daß ich um halb fünf Uhr 
in der Früh offen vor den Fernsehkameras gesagt 
habe: Und im übrigen,  meine Damen und Her­
ren. gibt es aus dem Vorjahr noch 50 000 Fahr­
ten ,  die gar nicht zu verhandeln waren,  wei l  sie 
schon lange festgesch rieben gewesen sind. 

Jetzt kön nen Sie mir sagen: Das war unge­
sch ickt. und er hätte besser lügen so llen . - Das 
ist nicht mein Verständnis des Agierens, bitte. 
Und so ist v iel leicht diese, ja, Diskussion h ier ent­
standen. 

Also ich glaube, da ß wir uns auch bei der Zah l  
der Fahrten durchaus tatkräftig, korrekt und sau­
ber in Richtung EG verhalten haben. 

Eine Bemerkung noch zur  Dauer des Transit­
vertrages. Meine Damen und Herren! Es steht im 
Vertrag, daß er für  d ie Dauer von 12  Jahren ab­
geschlossen ist. Es hat darüber hinaus der Mini­
sterrat, die österreichische Bundesregierung, be­
schlossen ,  daß dieser Vertrag vom Inhalt her 
1 2  Jahre Gültigkeit hat, gleichgültig, ob EG-Bei­
tritt oder nicht. Und es l iegt drittens ein Ent­
sch ließungsantrag im Nationalrat, daß die gesetz­
gebende Körperschaft in Österreich festlegen 
wird: Dieser Vertrag gi l t  1 2  Jahre. 

Also, entschuldigen S ie b itte, was kann die 
österreich ische Seite noch mehr erklären über die 
Gültigkeit dieses Vertrages, als das bisher gesche­
hen ist? 

Gehen wir doch davon aus und nehmen wir 
nicht jede Äußerung eines EG-Beamten in  einer 
österreich ischen Tageszeitung oder wo immer so­
fort zum Anlaß, hier wieder groß zu diskutieren. 
Ich gehe davon aus, daß d ieser Vertrag 1 2  Jahre 
Gültigkeit hat. 

Und folgendes, glaube ich, meine Damen und 
Herren, ist schon erreicht worden: Dieser Vertrag 
sieht  eine mengenmäßige Beschränkung vor, un­
ter dem N iveau, wie es heute möglich wäre auf­
grund der Kontingente. Zweitens: Es wird eine 
Reduktion der Schadstoffe um mehr als die Hälf­
te in  den nächsten 1 2  Jahren geben. Drittens: Es 
gibt ein Bekenntnis zur Bahn mit konkreten Pro­
jekten, wie wir es auch wollen und brauchen, u nd 
viertens e in Bekenntnis zur Kostenwahrheit sei­
tens der EG. 

Ich glaube, daß Österreich in langen Verhand­
lungen, seit zwei oder drei  Jahren doch einiges 
erreicht hat durch diesen Transitvertrag. Wir dür­
fen aber nicht vergessen ,  meine Damen und Her­
ren,  daß es unsere Aufgabe sein  wird, in den Bun­
desländern, in der Bundesregierung jetzt intensiv 
an der konkreten und korrekten Vollziehung die­
ses Vertrages zu arbeiten .  Was nützt der beste 
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Vertrag, wenn nicht die korrekte Vol lziehung ge­
meinsam mit den Ländern erfolgt? 

Wir haben in diesem Zusammenhang - es 
wird dieser Tage wahrschein lich auch an Sie zuge­
leitet werden nach der Behandlung durch den Na­
tionalrat - auch eine Änderung des Güterbeför­
derungsgesetzes .. vorgeschlagen, wo k largelegt 
wird, wie diese Oko-Punkte zu regeln sind, wo 
k largelegt wird, daß Vergehen mit einer Mindest­
strafe von 20 000 S geahndet werden können ,  
und ähnliche Dinge mehr. 

Folgendes lassen Sie mich b itte noch sagen: Ich 
war vergangenen Samstag in  Tiro l ,  habe dort in­
tensive Diskussionen mit Vertretern von Bürger­
initiativen geführt und ein Gespräch, ein Hearing 
mit dem Tiroler Landtag gehabt . Weil es heute 
schon so viele Wortmeldungen von Tiro lern hier 
gab: 

Meine Damen und Herren, ich habe den Ein­
druck, daß das, was diesbezüglich erreicht wurde, 
von den Tirolern verstanden, von den Tirolern 
akzeptiert wird. Natürlich wäre auch mir jede ein­
zelne Fahrt weniger l ieber gewesen. Natürl ich 
wäre auch mir  überhaupt keine Transitfahrt lie­
bel' ,  selbstverständlich. Aber bei d ieser Ausgangs­
situation ,  in der wir uns befinden, ist etwas er­
reicht worden.  was, g laube ich, auch von Tiroler 
Bürgerinitiativen,  von der Tiroler Bevölkerung 
und von der Tiroler Landesregierung anerkannt 
wurde. 

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne 
darf ich mich recht herzlich bedanken für Ihre 
vielen Anregungen, d ie Sie mir mitgegeben ha­
ben, und ich freue mich, daß wir Gelegenheit ha­
ben werden, bald wieder darüber zu diskutieren. 
- Danke schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) /5.24 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht  noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l .  

I ch  bedan ke mich bei Herrn Bundesminister 
K lima. (Bundesminister Mag. K l i  m a.· Ich habe 
noch einen Tagesordnungspunkc! Ich muß dablei­
ben.') 

Die Debatte ist geschlossen .  

3.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1992 betreffend ein Abkommen zur Än­
derung des Abkommens vom 14. Septem­
ber 1955 zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über Erleichte­
rungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der 
Abkommen vom 21 .  Jänner 1975 und vom 
16. September 1977 (299 und 434/NR sowie 
4248/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zur Änderung des 
Abkommens vom 1 4 .  September 1 955 zwischen 
der Republ ik Österreich und der Bundesrepublik 
Deutsch land über Erleichterungen der Grenzab­
fertigung im Eisenbahn-,  Straßen- und Schiffs­
verkehr in der Fassung der Abkommen vom 
2 1 .  Jänner 1 975 und vom 1 6. September 1 977. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat S ieg­
fried Herrmann übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Siegfried Herrmann: Sehr ge­
ehrte Damen und Herren !  Aussch laggebend für 
das gegenständl iche Änderungsabkommen war 
der Wunsch Deutschlands, e ine Regelung für 
grenzüberschreitende Fernmeldean lagen aufzu­
neh men. Beide Seiten haben in der Folge weitere 
Änderungsvorsch läge vorgebracht, um eine wei­
tere Vereinfachung von Abfertigungs- und Kon­
t rol lma ßnahmen bei einander gegen überl iegen­
den bezieh ungsweise zusammengelegten Grenz­
abfertigungsste I len sowie vereinfach te Regelun­
gen bei  der Ausstel lung von besonderen 
Dienstbescheidungen, beim Austausch von Perso­
nalangaben bei der Grenzkontrolle und bei der 
Ausweisleistung von im Grenzdienst tätigen Be­
amten und deren Haushal tsangehörigen zu errei­
chen. 

Als wesentliches Sachproblem wurde noch die 
Schaffung einer Anknüpfungsnorm für Amts­
handlungen von Organen des einen Vertragsstaa­
tes auf dem Hoheitsgeb iet des anderen sowie für 
bei vorgeschobenen Grenzdienstste l len begange­
ne (Grenzübertritts-) Verwaltungsdel ikte einbe­
zogen .  E ine derartige Regel ung war erforderlich, 
wei l  im Ausland begangene Verwaltungsdel ikte 
im Untersch ied von gegenüber einem österreich i­
sehen Beamten in einer vorgeschobenen Grenz­
d ienstste l le in der Bundesrepubl ik Deutsch land 
begangenen gerichtlich strafbaren Handlungen, 
hinsichtl ich derer sich d ie österreich ische Ge­
richtsbarkeit grundsätzl ich bereits aus § 67 
Abs. 2,  al lenfal ls § 64 Abs. 1 Z 2 StGB ergibt, in 
Österreich bisher nicht bestraft werden konnten.  

Dem Nationalrat erschien bei  der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen im S inne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur Uber­
führung des Vertragsinhaltes in d ie innerstaatl i ­
che Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschu ß für öffentl iche Wirtschaft und 
Verkeh r  hat die gegenständl iche Vorlage in sei ner 
Sitzung vom 1 9. Mai 1 992  in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen ,  dem Ho­
hen Hause zu empfehlen ,  keinen E inspruch zu 
erheben.  
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schl ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates v.�m 
14. Mai 1 992 betreffend ein Abkommen zur An­
derung des Ab kommens vom 1 4. Septem­
ber 1 955  zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland llber E rleichte­
rungen der Grenzabfertigung im E isenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der 
Abkommen vom 2 1 .  Jänner 1975 und vom 
16 . September 1 977  wird kein E inspruch erho­
ben. 

Präsident: Danke. 

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Frau B undesrätin 
Johanna Sch icker. Ich erteile ihr  dieses. 

1 5 .27 
Bundesrätin 10hanna Schicker (SPÖ, Steier­

mark) : Sehr geehrter Herr Präsident !  Herr Bun­
desminister! Herr Landeshauptmann! Meine Da­
men u nd Herren ! Ich rede nur halb so langsam 
wie der Herr Berichterstatter und möchte Ihnen 
folgendes sagen: 

Mit der zu beschlie ßenden Änderung des Ab­
kommens werden eigentlich nur Maßnahmen le­
galisiert, die bisher bereits praktiziert worden 
sind - in nachbarlicher Freundschaft würde ich 
sagen .  

Ich darf hier einige Beispiele in bezug auf das 
Fernmeldewesen anführen. So wird durch die 
Neuregelung des Funkverkehrs sichergestellt, daß 
die Bediensteten von Grenzdienststel len, d ie bis 
zu einem Bahnhof im Nachbarstaat im Zug mit­
fahren, be i  Bedarf m it i h rer D ienststel le im Hei­
matland über Handsprechfunkgeräte in Kontakt 
treten können. Diese Fernmeldeanlagen werden 
vom jeweil igen Nachbarstaat gebührenfrei bewil ­
l igt. Die erforderliche Funkfrequenzabstimmung 
wird im Einvernehmen zwischen den beiden 
Postverwaltungen vorgenommen. Für  die Ein­
richtung dieser grenzüberschreitenden Fernmel­
deanlagen können zum Beispiel auch Schmugg­
lerfahrten vorangekünd igt werden, wenn ich das 
richtig verstanden habe. 

Weiters werden in Zukunft bei vorgelagerten 
Dienststellen beziehungsweise bei Gemein­
schaftszol lhäusern Telefone insta l l iert werden,  
d ie mit dem eigenen beziehungsweise dem natio­
nalen Telefonnetz in Verbindung stehen. Diese 
Einrichtungen dienen ausschl ießlich der Tätigkeit 
d ieser Dienstste l len  und besitzen keine Verb in­
dungsmöglichkeiten in das nationale Telefonnetz 
des Nachbarstaates. 

Aber auch für Spediteure wird es im Zusam­
menhang m it deren gewerberechtl ichen Bewil l i ­
gungen für die grenzüberschreitende Tätigkeit 
Erleichterungen geben. 

Kurz und gut: Dieser k leinen grenzüberschrei­
tenden Verwaltungsreform geb�.n wir gerne unse­
re Zustimmung. (Beifall bei SPO und O VP. ) 15.29 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  Wird vom Herrn 
Berichterstatter ein Sch lußwort gewünscht? 
Dies ist auch nicht der Fal l .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
deen Beschlu ß des Nationa lrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
d ies S t i m  m e  n e  i n h e l l  i g k e i t. Der An­
trag, keinen E inspruch zu erheben ,  ist somit a n -
g e n 0 m m e  n .  

4 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Mai 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Reisegebührenvorschrift 1955 geändert 
wird (420 und 471/NR sowie 42511BR der Beila­
gen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Änderung der Reisegebührenvor­
schrift 1 955.  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Dkfm. Helmut  F rauscher übernommen. Ich b itte 
ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Helmut Frauseher: 
Herr Präsident ! Sehr geehrte Damen und Herren !  
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des National­
rates sieht e ine Anhebung des amtlichen Kilome­
tergeldes entsprechend einer Vereinbarung mit 
den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes ab 
1. Feber 1 992 vor. 

Der Ausschuß  für Verfassung und Föderalis­
mus hat den gegenständlichen Beschluß in seiner 
Sitzung vom 1 9. Mai 1 992 in  Verhandlung ge­
nommen und e instimmig beschlossen,  dem Ho­
hen Hause zu empfehlen,  keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der Aus­
schuß  für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle besch l ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Mai 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, m it 
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dem die Reisegebührenvorschrift 1 955 geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben .  

Präsident: Wir gehen in  die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Bernhard Gauster .  Ich erte i le ihm d ieses. 

15.30 
Bundesrat Bernhard Gauster (FPÖ. Steier­

mark) : Sehr geehrter Herr Präsident !  Herr Bun­
desminister! Herr Landeshauptmann ! Hohes 
Haus! Vor uns l iegt eine Änderung der Reisege­
bührenverordnung, und zwar wird das amtliche 
Kilometergeld von 4 S auf 4,30 S erhöht -
grundsätzl ich e in  durchaus akzeptabler Ablauf. 

Ich habe mir Gedanken darüber gemacht, was 
d iese Reisegebührenverordnung wirkl ich bein hal­
tet, u nd bin draufgekommen, daß im Prinzip -
und das sagen auch Experten - nur  70 Prozent 
sämtl icher Bediensteten in der Lage sind, d iese 
Gesetzesmaterie auch zu handhaben. Sogar in der 
Gendarmerieschule ist es ein eigener Gegenstand, 
diese Reisegebührenverordnung zu lernen. Ich 
muß sagen,  das ist eine Kapazität, die da s inn los 
verbraucht wird. Es gäbe ja wichtigere Dinge ,  die 
den Schülern beizubringen wären ,  als d iese Reise­
gebührenverordnung, die derart kompl iziert ist, 
daß ich mir meh r  oder weniger wünschen würde, 
vielleicht nur ein Prozent dieser n icht  verrechne­
ten Gebühren zu bekommen, wei l  die Beamten 
einfach diese Materie nicht hand haben können 
und dabei restlos überfordert sind. 

Es gibt e inige Dinge, d ie kurios s ind , die fast 
lächerl ich  sind. Man getraut sich fast gar n icht der 
Öffentl ichkeit bekanntzugeben,  welche Bestim­
mungen die  Reisegebührenverordnung noch im­
mer beinhaltet. Es gibt fünf Gebü hrenstufen -

das ist eher unsozial. Die Gebührenstufen 1 bis 5 
gehen von 249 S bis 465 S, was d ie Tagesgeb üh­
ren an langt. Es gibt Pauschalierungen ,  d ie eben­
fal ls ungerecht sind, wei l  oft Dienste verrichtet 
werden, die den gleichen Aufwand erfordern, für 
die aber eine niedrigere Gebühr verrech net wird. 

Um Ihnen nur zu präsentieren, welche Feinhei­
ten u nd Schmankerl n  da enthalten sind, möchte 
ich zum Beispiel anführen,  daß es auch für Fuß­
wege eigene Gebühren gibt. Das steht dann so 
drinnen: " Für d ie Ermittlu ng der Länge der Weg­
strecken, für d ie das Kilometergeld gebührt, ist 
die kürzeste gangbare Verbindung . . .  " (Bundes­
rat S t r U t z  e n b e r g e r: Wissen Sie. worüber Sie 
reden, Herr Kollege?) Ja schon: Von der Reisege­
bührenvorschrift ! (Bundesrat 5 t r U t z  e n b e r -
g e r: A nscheinend flicht! Ich bin nur dankbar, daß 
Sie das Ge�t'erkschaflsbtlch in der Hand haben.' )  
Ja, ja. (Bundesrat S t r u  t z  e n b  e r g e r: Ob� .. 'ohL 
Sie nicht Mitglied sind!) Ich habe es gekauft! ( Bun­
desrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Aber wenn Sie jetzt 
reden gegen die Fußgänger . . . ) Ich wei ß  nicht, 

wer ist denn  da am Wort momentan? Sind Sie 
jetzt momentan als Redner dran? Ich wei ß  es 
nicht! (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: . . .  dan n  
fragen Sie, wo das zutrifft.' Wenn es für Sie nicht 
zutrifft, ist es ein Pech!) 

Es trifft wahrsche in l ich  auch für mich zu. Ich 
habe das noch nie verrechnet, we i l  es dermaßen 
lächerl ich ist. (Bundesrat S t r u t z  e il b e  r g e r: 
Weil es für Sie nicht zutrifftn Es wäre auch für 
mich, wei ß  ich, bei meinen Alpinpatroui l len, die 
ich mache, ma ßgebend. Ich habe es noch nie ver­
rechnet, wei l  es dermaßen lächerlich ist. So ist es. 
Auch für mich trifft das zu. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Bundesrates S t r u t z  e 11 b e r g e r. ) 
Danke für den H inwe is .  Das ist durchaus so zu 
werten .  

" Ist d ie Länge der zurückgelegten Wegstrek­
ken, für die das Kilometergeld gebührt, nicht fest­
ste l lbar, so ist für jede Viertelstunde der Bewe­
gung eine Vergütung in der Höhe des Ki lometer­
geldes für e inen Kilometer zu leisten . . .  " Und so 
geht das weiter. Ich stel le daher folgenden An­
trag: 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Gauster und Kollegen betreffend 
Reisegebührengesetz 

Der Bundesrat woLLe beschließen: 

Der Bundesminister für Föderalismus und Ver­
waLtungsreform wird aufgefordert, ein modernes, 
dem Verwaltungs- und Dienstrechtsstandard ent­
sprechendes Reisegebühreflgesetz als Regierungs­
vorlage auszuarbeiten, das ins besonders eine un­
bürokratische Vergütung bei Dienstreisen, Dienst­
verrichtungen im Dienstort, Dienslzuceilungen und 
Versetzungen im öffentlichen Dienst ermöglicht. 

Ich habe gehört, daß es bereits ein diesbezügli­
ches Konzept gibt. Ich hoffe , daß dieses Konzept 
bald verwirkl icht werden wird, um diese nicht 
mehr zeitgemäßen Bestimmungen zu vereinheit­
l ichen, moderner zu gestalten und auch praktika­
bel handhaben zu können. - Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der FPÖ. )  /5.35 

Präsident: Der von den Bundesräten Gauster 
und Kollegen eingebrachte Entschl ießungsantrag 
betreffend Reisegebührenvorschrift ist genügend 
unterstützt und steht mit  in  Verhandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident 
Walter Strutzenberger. Ich ertei le ihm dieses. 

15.35 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmin ister !  Ich 
sehe mich nur veranlaßt, zu d iesem Entschl ie­
ßungsantrag etwas zu sagen, denn ansonsten b in  
ich  der Meinung : Wenn  man s ich  h ier zu Wort 
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meldet und Zitierungen aus Gesetzen vornimmt, 
sol l  man sich zuerst anschauen, auf wen d ie Be­
stimmungen überhau pt zutreffen, Herr Kollege 
Gauster. 

Im übrigen stel le ich gleich eingangs fest, daß 
meine Fraktion selbstverständl ich diesem Ent­
sch l ießungsantrag nicht die Zustimmung geben 
wird , aber nicht wei l wir der Meinung sind, daß in 
der Reisegebüh renvorsch rift und nicht in einem 
- wie hei ßt  es da schon wieder i rrtüml ich? -
Reisegebührengesetz, keine Veränderung vorge­
nommen werden sollen. Im Gegentei l :  Wir sind 
dabei .  Und wenn ich sage " wir" , dann sage ich zu 
Rec ht: Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst be­
findet sich seit längerem in Verhandlung über 
eine Novel l ierung der Reisegebührenvorschriften. 
N ur: So wie es sich der kleine Maxi vorstel lt .  daß 
man die Reisegebührenvorschrift über Nacht än­
dern kann, sind die Dinge nicht. Es greift da eines 
ins andere. Es gibt da die unterschiedlichsten 
Auswirkungen.  

Ich bin der Meinung, daß man sich auch Ent­
schließungsanträge formal überlegen sol l .  Ich 
st imme grundsätz lich und meine Fraktion stimmt 
grundsätzl ich Entsch l ießungsanträgen nur  dann 
zu, wenn sie sich auch bewußt ist, welcher Inhalt 
verändert werden sol l .  

Abgesehen davon - und jetzt wird mir mein 
Freund, der Herr Bundesminister Weiss, nicht 
böse sein - ,  aber an ihn würde ich einen Ent­
schl ieß ungsantrag h insichtlich der Reisegebüh­
renverordnung keineswegs richten,  denn da wird 
einiges vermischt: Da wird Vewaltungsreform 
und Föderalismus mit der Zuständigkeit des Bun­
deskanzleramtes vermischt. Zuständig ist in die­
sem Fall der für den öffentlichen Dienst zuständi­
ge Staatssekretär, an den man wieder keine Ent­
sch l ießung richten kann,  Herr Kollege Gauster. 
sondern an den Bundeskanzler. 

Zum zweiten: Die Begründung, die in diesem 
Entsch ließungsantrag enthalten ist, enthält mei­
ner Ansicht nach - und ich glaube, doch einiger­
maßen sagen zu können, daß ich ein b ißchen 
Fachmann auf diesem Gebiete bin - derartige 
Widersprüche, sodaß einem solchen Entschlie­
ßungsantrag aus rein sachlichen Gründen die Zu­
stimmung nicht gegeben werden kann. 

Herr Kol lege Gauster !  Ich mache die anderen 
Herren wen iger verantwortl ich. Ich verlange si­
cher nicht vom Arzt Dr. Pumberger, daß er sich 
unbedingt die Reisegebührenvorschrift anschaut, 
bevor er e inem Entsc h l ießungsantrag beitritt, 
auch nicht vom Kol legen Mag. Trattner. Aber Sie 
als öffentlich Bediensteter ( Bundesrat G a u  s { e r: 
Es ist einfach zu kompliziert.'> tragen meiner Mei­
nung auch die Verantwortung für die Formulie­
rung dieses Entschl ießungsantrages. 

Ich habe I hnen h ier schon einmal e in Angebot 
gemacht - Sie machen nur  leider keinen Ge­
brauch davon. aber das ist Ihr Problem - :  Wenn 
Sie Fragen haben, die das öffentliche Dienstrecht 
betreffen ,  so stehe ich gerne zur Verfügu ng. 

Meine Fraktion lehnt diesen Entsch l ießungsan­
trag ab. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 15.38 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck. 
Ich ertei le ihm dieses. 

1 5 .38 .. 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (OVP, Nie-

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Herr Landeshauptmann !  Meine Damen und 
Herren!  Auch d ie ÖVP-Bundesratsfraktion wird 
diesem Entsch ließungsantrag nicht beitreten. 
Dieser Entschl ießungsantrag ist juristisch Aus­
druck e iner Gemengelage (Heiterkeit) von dem 
Niveau einer Erstl ingsarbeit .  (Bundesrat G a u ­
s t e r: Erstlingsarbeit.') Ich weiß  nicht, wer bei Ih­
nen im Klub für so lche Dinge zuständig ist. Bei 
mir würde er jedenfalls bei einer Klausurarbeit 
ein Nichtgenügend bekommen. Aber bei Ihnen 
genügt es offensichtlich, Herr Kol lege. (Bwzdesrä­
tin Dr. K a r  I s s  0 n: Die Demokratie und ihre Ein­
richtungen sind der FPÖ wurscht, das wissen wir 
ja.') 

Au ßerdem haben wir die Möglichkeit, derartige 
Wünsche zuständigen Regierungsmitgliedern 
auch direkt mitzutei len. 

Ich möchte Ihnen allerdings auch e ines auf den 
Weg geben,  denn Sie sind ja noch e ine verhältnis­
mä ßig j unge Fraktion hier, und Ihr Fraktionsob­
mann ist überhaupt heute eine Neugeburt gewe­
sen .  (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Vielleicht ist 
er es schon gar nicht mehr!) Hier möchte ich Ih­
nen sagen: Wenn man sich bemüht, i n  einer Sach­
frage - in  einer Sachfrage - einen Konsens im 
Bundesrat zu erreichen - wir haben uns zum 
Beispiel bemüht in den letzten Tagen,  e inen Kon­
sens zu erre ichen, der demnächt auf d ie Tages­
ordnung kommt, näml ich in bezug auf EG und 
Föderalismus - ,  dann nimmt man rechtzeitig m it 
den übrigen Fraktionen den Kontakt auf und be­
spricht, wie man gemeinsam im Bundesrat eine 
Resolution mit einer breiten Basis zustande 
bringt. / Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Das macht 
man nur, wenn einem die Demokratie ein Anliegen 
ist, und nicht, wenn man sich profilieren will.') 
Sehr  richtig. 

Herr Kol lege Gauster! Sie sollen jetzt ein Er­
folgserlebnis mitnehmen: Frau Dr. Karlsson ist 
mit  Herbert Schambeck e inmal e iner Meinung, 
bitte ! Also das Erfolgserlebnis gönne ich Ihnen! 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. )  

I rgend etwas sol len Sie doch mitnehmen.  Aber 
Frau Dr. Karlsson und ich waren schon einmal 
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einer Meinung, und zwar in bezug auf die Demo­
kratie. Ich nenne nur als Stichwort das Jahr 1988. 
Damals waren Sie noch nicht herinnen; S ie sind 
uns aber auch nicht abgegangen ,  Herr Kollege ! 
(Heiterkeit bei Ö VP und SPÖ. - Zwischenruf des 
Bundesrates G a u  s t e r. )  Das freut mich. Jeder 
hat seine eigene Glücksel igkeit .  

Herr Kollege ! Jetzt sind S ie herinnen ,  u nd wir 
haben alle unsere Aufgabe im B undesrat. Ich mei­
ne, wenn eine Fraktion einen Wunsch hat, dann 
ist das vö l lig legal .  Wir haben das letzte Mal den 
Resolutionswunsch gehabt in bezug auf EG und 
Föderalismus. (Bundesrat G a  II S t e  r: Ob das die 
Leute draußen verstehen?) 

Herr Kollege! Lassen Sie mich ausreden ! Sie 
können gleich zu Wort kommen.  Die Leute drau­
ßen werden es verstehen ,  wenn  man sagt, man 
muß rechtzeitig verhandeln ,  damit e ine Resolu­
t ion zu einer aktuellen Frage juristisch e i nwand­
fre i und nicht falsch ist. Denn I h re Resol ution ist 
j uristisch für den Papierkorb, Herr Kol lege ! (Bun­
desrat S l r u ( z e n  b e r g e r: Richtig.') Das hat Ih­
nen schon Herr Kollege Strutzenberger gesagt, 
und ich bestätige es nur. 

Wenn man ein echtes Sachanl iegen hat, wie wir 
es das letztemal hatten in bezug auf EG und Fö­
deralismus - ich wiederhole auch das, was ich 
Herrn Mag. Trattner gesagt habe - ,  dann  schnei­
det man ein solches Thema rechtzeitig an. Wir 
sitzen in der Präsidialkonferenz, man bespricht 
das Thema, i hr überreicht  einen Entwurf, das 
letztemal ist es von anderer Seite gekommen 
(Bundesrat S ( r  u t z  e n b e r g e r: Von unserer 
Seite!) - jawohl  von eurer Seite - ,  das Thema 
hatten wir schon früher angesch nitten ,  dann ha­
ben wir das formuliert, wir haben es u mformu­
l iert, wir haben es ergänzt, u nd dann verabschie­
den wir das einstimmig. (Bundesrat G a u  s t e  r: 
A ber ich glaube, Sie wissen, was ich meine . . . . ') 

Herr Kollege! Lassen Sie mich ausreden! Herr 
Kollege ! Wir sind gar nicht so weit voneinander 
entfernt, wenn wir auf dem Boden der Demokra­
tie bleiben. Die Demokratie hat e ine integrieren­
de Kraft. 

Wenn Sie das Thema rechtzeitig mitteilen, 
n immt man auch entsprechend Kontakt auf, und 
es wird eine e inhell ige Resolution geschaffen. -
Außer, Herr Kol lege, man ist e in  bloßer  Profi l ie­
rungsneurotiker und hat nur Lust am Nein ,  damit  
man dann hinausgehen und sich profi l ieren kann.  
Uns geht es aber um das sachl ich Notwendige. Ich 
empfehle Ihnen für das nächste Mal - weil Sie 
hier ke ine Mehrheitsfraktion sind, und diese Ge­
fahr ist für Österreich noch nicht sehr  groß. aber 
alle anderen möglichen Gefahren bestehen - ,  
daß Sie uns so etwas rechtzeitig mittei len.  Dann 
würden wir sagen: Herr Kol lege, beute ln  Sie den 
Kopf über den, der Ihnen diese Erstlingsarbeit ge-

geben hat. ( Zwischenruf des Bundesrates G a u  -
s t e r. )  Wir machen die Resolution dann so , daß 
man sie auch verabsc hieden kann. So wird sie von 
uns nicht verabschiedet und bekommt nicht unse­
re Zust immung, Herr Kol lege ! (Beifall bei der 
Ö VP. ) 15.43 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Jürgen Weiss. Ich ertei­
le es ihm.  

15..13 
Bundesminister für Föderal ismus und Verwal­

tungsreform Jürgen Weiss: Herr Präsident! Herr 
Landeshauptmann!  Hohes Haus! Den Feststel­
lungen der Vorredner über die formalen Mängel 
des Antrages ist n ichts h inzuzufügen. Ich möchte 
aber auch inhaltl ich etwas dazu feststellen .  Im 
Rahmen des Projektes Verwaltungsmanagement 
hat sich in der Phase 2 (Bundesrat Gauster spricht 
mit jemanden) - Herr Kollege Gauster, wen n  Sie 
nicht zuhören , werden Sie das nächste Mal keinen 
��sseren Ant��g zustande bringen (Beifall bei 
O VP und SPO) - eine Reihe von Projektgrup­
pen mit ressortübergreifenden Rationalisierungs­
möglich keiten befaßt ,  unter anderem auch e ine 
Projektgruppe, die das Dienstreisewesen zum Ge­
genstand hatte. Ergebnis dieser Arbe it, in die na­
türlich auch die Mitarbeiter eingebunden waren, 
waren Vorsch läge, d ie von der Bundesregierung 
in ihrer Sitzung vom 30. Jul i  1 99 1  zur Kenntnis 
genommen wurden.  

Dabei wurde eine ganze Reihe von Punkten 
festgehalten, die unter  anderem auch zum Ziele 
haben ,  eine Änderung der Reisegebührenvor­
schrift zustande zu bringen,  aber beispielsweise 
auch Verfahrensvereinfachungen durch  die Zen­
tral isation von Genehmigungsverfahren, d urch 
die E i nrichtung von ressorteigenen Dienstreise­
steI len, durch die Einrichtung e iner zentralen Ko­
ordinationsstel le .  die P re isvorteile durch gemein­
same Beste l lung und gemeinsamen E inkauf nut­
zen kann.  

Beauftragt wurde mit der Durchführung d ieser 
Maßnahmen die h iefür zuständige Sektion 11 im 
Bundeskanzleramt, d ie  darüber auch schon Ver­
handlungen mit der Gewerkschaft öffentlicher 
Dienst geführt hat; Herr Vizepräsident Strutzen­
berger hat schon darauf h ingewiesen. 

Die Verhandlungsposition des Gewerkschafts­
bundes hätte natürl ich auch zur Folge. daß Mehr­
kosten damit verbunden sind. Das ist aus der 
Sicht der Gewerkschaft verständlich, weniger 
aber alls der Sicht des F inanzministers. Daher 
sind dieses Verhandlungen inhaltlich lind auch 
hinsichtlich der finanziellen Bedeckung noch 
nicht abgesch lossen .  

Zusammenfassend möchte ich a lso feststel len,  
daß der Antrag auch in inhaltlicher Hinsich t  e in 
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Bemühen wäre, einen bereits fahrenden Zug zu 
besteigen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  15 .45 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der  Fall .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen. gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Ei nspruch zu erheben,  ist 
so mit a n g e n  0 m m e n. 

Es l iegt ein Antrag der B undesräte Gauster und 
Kollegen auf Fassung einer Entschl ießung betref­
fend Reisegebührenvorschrift vor. Ich lasse über 
diesen Entschließungsantrag abstimmen. 

Ich b itte jene Mitglieder des Bundesrates, d ie 
diesem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen. 
- Es ist d ies die M i  n d  e r h e i t .  

Der Antrag auf Fassung einer Entschl ießung 
betreffend Reisegebührenvorschrift ist daher 
a b g e l e h n t. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Paßgesetz 1969 geändert wird (Paß ge­
setz novelle 1992) (409 und 443/NR sow ie 
4252/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 5. Punkt der 
Tagesordnung: Paßgesetznovelle 1 992.  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Josef 
Faustenhammer übernommen.  Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Josef Faustenhammer: Hohes 
Haus! Der gegenständl iche Gesetzesbesch luß  
trägt dem Umstand Rechnung, daß der Verfas­
sungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 
1 3 . Jun i  1 99 1 ,  G 1 63, 1 64/9 1 ,  die im § 1 2  Abs. 1 
Paßgesetz 1 969 enthaltenen Wendungen "wenn 
sie ehelich oder an Kindesstatt angenommen 
sind," und "wenn sie unehelich sind , in den Reise­
paß der Mutter" a ls verfassungswidrig aufgeho­
ben und festgeste l lt hat, daß bei der Mite intra­
gung von Kindern in Reisepässe eine untersch ied­
liche Behandlung unehelicher Kinder und i h rer 
Väter einerseits und ehelicher Kinder und ihrer  
Väter andererseits als mi t  Artikel 7 B-VG unver-

einbar anzusehen ist. Damit ergibt sich d ie Not­
wendigkeit einer Änderung der § §  1 1  und 1 2  des 
Paßgesetzes 1 969. ( Vizepräsidem Dr. S c  h a m  -
b e c k  übernimmt den Vorsitz. ) 

Der Rechtsausschuß  hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 9. Mai 1992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Haus zu empfeh len ,  kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Paßgesetz 1 969 geändert wird (Paßge­
setznovelle 1 992), wird kein Einspruch erhoben 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfal ls nicht gege­
ben. 

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1992 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Volksrepublik China zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Ge­
biete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen samt Protokoll (233 und 445/NR so­
wie 4253/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung: Ab­
kommen zwischen der Regierung der Republik 
Öste rreich und der Regierung der Volksrepublik 
China zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen samt Protokoll .  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 
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Berichterstatter Stefan Prähauser 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Hohes 
Haus! Ziel des gegenständlichen Besch lusses des 
National rates ist es, steuerliche Hemmnisse zu 
vermeiden, d ie die fortschreitende Entwicklung 
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Österreich und China gefährden könnten.  Aus 
diesem Grund haben erstmals im Juni 1 985 Ver­
handlungen zwischen den beiden genannten Staa­
ten in Pek ing stattgefunden, die im Septem­
ber 1 986 in Wien abgesch lossen wurden. 

Die Doppelbesteuerung wird von se iten Öster­
reichs grundsätzlich nach  der sogenannten Be­
freiungsmethode beseitigt, das bedeutet, daß die 
Einkünfte, die nach den Bestimmungen des Ab­
kommens in China besteuert werden dürfen,  auch 
in Österreich von der Besteuerung ausgenommen 
sind. China h ingegen verfolgt die Anrechnungs­
methode, wonach Einkünfte, die nach den Be­
stimmungen des Abkommens in Österreich be­
steuert werden dürfen ,  auch der Besteuerung in 
China unterzogen werden, jedoch über Anrech­
nung der auf  d ie  Einkünfte entfallenden österrei­
chischen Quel lensteuer. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung n icht erforderl ich .  

Der Finanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 9. Mai 1 992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen,  kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit  den A n t r a g, der Bundesrat 
wol le beschließen: 

Gegen den Beschlu ß  des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 992 betreffend  ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republ ik Österreich und 
der Regierung der Volksrepubl ik China zur Ver­
meidung der Doppelbesteuerung und zur Verhin­
derung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkom men und vom Vermögen 
samt Protokoll wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fal l .  

Wir gelangen daher zur  A b  s t i m  m u n g.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
die dem Antrag zust im men, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14.  Mai 1992 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Italienischen Republik 
über gegenseitige Amtshilfe zur Verhinderung, 
Ermittlung und Verfolgung von Zollzuwider­
handlungen (237 und 446/NR sowie 4254/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wi r ge­
langen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: Ab­
kommen zwischen der Regierung der Republik 
Österreich und der Regierung der Ital ienischen 
Republ ik über gegenseitige Amtshilfe zur Verhin­
derung, Ermittlung und Verfolgung von Zollzu­
widerhandl ungen. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Moser übernommen. Ich b itte um den Be­
richt. 

Berichterstatter Erich Moser: Hohes Haus! Die 
Zusammenarbeit der Zollverwaltungen zweier 
oder mehrerer Staaten durch gegenseitige Lei­
stung von Amtshilfe ist ein Mittel ,  die Bemühun­
gen um die Erfassung der Waren im grenzüber­
schreitenden Verkeh r  und d ie richtige Erhebung 
der Zölle und sonstigen Abgaben zu  verbessern 
sowie den in organisierter Weise betriebenen 
Schmuggel von Waren entsch iedener bekämpfen 
zu können. 

Der gegenständl iche Staatsvertrag sol l  diesen 
Erfordernissen Rechnung tragen und vor allem 
eine k lare Unterscheidung zwischen Anwen­
dungsfällen e iner spontanen Amtshi lfe und denen 
einer Amtshi lfe auf Ersuchen herbeizuführen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Absch lusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen i m  Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in  die inner­
staatl iche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 9. Mai 1 992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß  somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen. 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 992 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republ ik Österreich und 
der Regierung der Italienischen Republik über 
gegenseitige Amtshilfe zur Verhinderung, Er­
mittlung und Verfolgung von Zollzuwiderhand­
lungen wird kein E inspruch erhoben. 
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies n icht 
der Fal l .  

Wir gelangen daher zur  A b s t i m  m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesräti nnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
l iegenden Beschluß des Nationalra�es keinen E i.n­
spruch zu erheben, um ein Handze ichen. - Es Ist 
d ies S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e  n .  

8. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
13. Mai 1992 betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in 
der Fassung von 1929 geändert wird (60, 372 
und 470/NR sowie 4249/BR der Beilagen) 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Mai 1992 betreffend eine Vereinbarung zwi­
schen dem Bund und den Ländern gemäß Arti­
kel 15a B-VG über die Mitwirkungsrechte der 
Länder und Gemeinden in Angelegenheiten der 
Europäischen Integration (428 und 470/NR so­
wie 4250/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 8 und 9, über die die 
Debatte unter einem abgeführt wird .  

Es  sind dies: ein B undesverfassungsgesetz, mit 
dem das B undes-Verfassungsgesetz in  der Fas­
sung von 1 929 geändert wird und eine Vereinba­
rung zwischen dem Bund und den Ländern ge­
mäß Artikel  I Sa über die Mitwirkungsrechte der 
Länder und Gemeinden in Angelegenheiten der 
E uropäischen Integration. 

Die Berichterstattung über d ie Punkte 8 und 9 
hat Herr Bundesrat Herbert Weiß übernommen. 
Ich ersuche ihn höflich um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Herbert Weiß: Hohes Haus! 
Der gegenständliche Beschluß des Nationalrates 
so l l  dem Umstand Rechnung tragen, daß eine 
M itgliedschaft Österreichs in den Europäischen 
Gemeinschaften den bundesstaatlichen Aufbau 
wesentlich berühren wird. Hoheitl iche sowie 
nichthoheitl iche Kompetenzen würden auf Orga­
ne der Europäischen Gemeinschaften übergehen. 
Insbesondere wären die integrationsrelevanten 
Kompetenzen der Länder zur Gesetzgebung und 
zur Voll ziehung im Bereich hoheitlichen Staats­
handelns betroffen. 

Bei der Tei lnahme Österreichs an einem Ver­
trag zur Schaffung eines Europäischen Wirt­
schaftsraumes (EWR) würden zwar grundsätzlich 
keine Hoheitsrechte auf supranationale Organe 

übergehen, dennoch würden die Gesetzgebungs­
befugnisse der Länder auch in diesem Zusam­
menhang berührt. D iejenigen Beschlüsse der 
EWR-Organe, die Gesetzgebungsbefugn isse der 
Länder beträfen,  wären vom Nationalrat im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 1 B-VG zu genehmigen. 

Die Regelu ngen im vorl iegenden Gesetzesbe­
schluß sind daher so g�wählt, daß sie auf beide 
Fälle einer Tei lnahme Osterreichs am Prozeß der 
Europäischen I ntegration gleichermaßen an­
wendbar sind. 

Das Verfahren zur M itwirkung der Länder in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration 
wurde im Rahmen der im Bundeskanzleramt 
1 988 eingerichteten Arbeitsgruppe EG und Föde­
ralismus erarbeitet. 

Weit�rs sol l  durch d ie gegenständliche Novelle 
den Ländern die Kompetenz zur Regelung des 
Verkehrs mit Baugrundstücken eingeräumt wer­
den. Dadurch kann im Bedarfsfal l  spekulativer 
Baulandhortung entgegengewirkt werden. Eine 
derartige Mögl ichkeit war bisher aufgrund der 
Kompetenz der Länder für den land- und forst­
wirtschaftlichen Grundverkehr nicht gegeben. 

Schl ießlich sieht der Gesetzesbeschluß vor, daß 
künftigh in Gesetzesvorschläge an den Nationalrat 
n icht nur aufgrund eines Besch lusses des Bundes­
rates, sondern auch aufgrund des Verlangens ei­
nes Dritte ls der Mitglieder des Bundesrates erfol­
gen können. 

Der Ausschuß  für Verfasung und Föderalismus 
hat den gegenständlichen Beschluß in seiner Sit­
zung vom 1 9. Mai 1 992 in Verhandlung genom­
men und mit Stimmenmehrheit besch lossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, dem Abs. 2 im Arti­
kel 11 gemäß Artikel 44 Abs. 2 B-VG die verfas­
sungsmäßige Zust immung zu erteilen und gegen 
den Besch luß keinen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschl ießen: 

1 .  Dem Abs. 2 im Artikel I I  wird im Sinne des 
Artikels 44 Abs . 2 B-VG die verfassungsmäßige 
Zustimmu ng ertei lt  und 

2 .  gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 3. Mai 1 992 betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in  
der Fassung von 1 929 geändert wird , wird kein 
Einspruch erhoben .  

Der nächste Bericht: 

Die gegenständliche Vereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern gemäß Artikel 1 5a 
B-VG steht im Zusammenhang mit dem vorge­
schlagenen Entwurf e ines Bundesverfassungsge-
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Berichterstatter Herbert Weiß 

setzes, soweit sich d ieser auf die Mitwirk ung der 
Länder und Gemei nden in Angelegen he iten der 
Europäischen Integration bezieht. 

D ie vorl iegende Vereinbarung dient in  erste r 
Linie d e r  E rfüll ung dieses Auftrages des Bundes­
verfassungsgesetzgebers. Darüber h i na us enthält 
die Vere inbarung Regel ungen, die mit den Be­
sti m m u ngen der genannten B-VG-Novelle in  
sachl ichem Zusamm enhang stehen; so i nsbeson­
dere Best i m mungen über  d ie E ntse n d ung von 
Ländervert retern in österreichische Verhand ­
lungsde legationen und an die Österreich ische 
M ission bei den Europäischen Geme inschaften in 
B rüssel ,  ferner über d ie Nominierung österreichi­
scher Vertreter im EG-Aussc h u ß  der Regionen 
und die Erhebung von EG-Klage n in Angelegen­
heiten der Landesgesetzgebu ng. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
m us hat den gegenständlichen Besc hl u ß  in seiner 
Sitzung vom 1 9. Mai 1 992 in  Verhandl ung ge­
nommen und mit Stim menmehrheit  beschlossen, 
dem Hohen Hause zu em pfehlen, ke inen Ein­
spruch zu e rheben.  

Als E rgeb n is seiner Beratung stellt der Aus­
sc h u ß  für Verfassung und Föderal is m us somit  
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gege n d e n  Besc hluß des Nationalrates vo m 
1 3 . Mai 1 992 betreffend eine Vere inbarung zwi­
schen dem B u nd und den Länder n  gemäß Arti­
kel 1 5a B-VG über d ie Mitwirkungsrechte der 
Länder u nd Gemeinden i n  Angelegenheiten der 
Europäischen Integration wi rd kein E i nspruch 
erhoben .  

Vize p räsident D r. Herbert Schambeck: W i r  ge­
hen in d ie Debatte e i n ,  die über die zusa m menge ­
zogenen P u n kte unter einem abgeführt wird. 

Z u  Wort gemeldet hat sich Herr Landeshaupt­
mann von Vorarlberg Dr. Martin P urtscher. I c h  
erteile es i h m .  

/5.59 
Landeshauptmann von Vorarlberg Dr. Marti n  

Purtscher: Geschätzter Herr Präsident !  Herr M i ­
nister !  Hoher Bundesrat! Wenn Sie, meine ge­
schätzte n  Damen und Herre n B undesräte, nun­
mehr Besc h l u ß  fassen über die  Bundes-Verfas­
sungsgesetz-Novelle,  mit der Mitwi r k u ngsrechte 
der Länder u nd Gemeinden in Angelege nheiten 
der E uropäischen I ntegration festgelegt werden,  
so setzen Sie damit e inen Schlußstei n  in e inem 
Verfahren der Verfassu ngsgesetzgeb ung, das fü r 
d ie Länder von großer Bede utung ist. 

Ich gestehe, daß ich mich darüber freue, daß 
der  Verankerung des  Länder- und Gemeindebe­
tei l igungsverfahren d ie erste von meh rere n  Ände­
rungen der Bu ndesverfassung gilt ,  die im Zusam­
menhang mit  der Eu ropäischen Integration uner-

lä ßlich notwendig werden . Die zur Besc h l u ßfas­
su ng stehende Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
ist auch wegen der darin enthaltenen Übertra­
gung der Zuständigkeitsregelung des Baugrund­
stücksverkehrs auf die Länder seit vielen Jahren 
der erste föderal istische Lichtblick in  Öste rre ich; 
einen föderalistischen Lichtblick sehe ich vor al­
lem auch aus europäisc he r  Perspektive. 

Während bei einem E G - Beitritt d ie Übertra­
gung von So uveränitätsrechten und Zuständig­
keiten an die europäischen Institutionen beim 
Bund durc h die Mitspracherechte in  diesen Ein­
richtungen, also auf europäischer Ebene, zumin­
dest teilweise kompensiert wird,  bedeutet der 
Verlust von Gestaltungsrechten der Länder an d ie 
europäische Zentrale im Wege des alleinigen Au­
ßenvertretungsrechtes des Bundes eine weitere 
innerstaatliche Zentralisierung, d ie dur c h  eine 
strukturelle Korrektur der Aufgabenvertei l ung 
zwischen dem B und und den Ländern ausgegl i­
chen werden m u ß .  

Die Landeshau ptleute konferenz hat das Begeh­
ren erhoben, daß d iese Korrektur bis zum Ab­
sch l u ß  des EWR-Vertrages in Form e ines politi­
schen Paktums zwischen dem Bund und den Län­
dern festgesch riebe n sei n  muß.  Die Ver ha nd­
lungen über d ieses Paktum sind derzeit im Gange .  

Meine Forderung ge ht n u n  dahin, d a ß  die  im 
erwäh nten Paktum festgeschriebenen Änderun­
gen i m  Verhältnis Bund - Länder bis zu jenem 
Zeitpunkt, zu dem der B u ndesrat gemäß Arti­
kel 50 Abs. 1 zweiter Satz des Bu ndes-Verfas­
sungsgesetzes seine Zust i mmung zum Staatsver­
trag betreffend EG-Be itritt Österreichs geben 
m u ß ,  in  förmliches Bundesverfassungsgesetz ge­
gossen sein m u ß .  

Meine Damen u n d  Herren! Dem Bundesrat 
wird in dieser P hase ein hohes Maß an Verant­
wortung im I nteresse der Wahr�!lg und der Stär­
kung der Bundesstaatlichkeit in Osterreich a u fge­
tragen sein.  D ie im Gesetzesbesch l u ß  des Natio­
nal rates formulierten Betei ligungsrechte entspre­
chen im Kern den schon im Jah re 1 990 von den 
Ländern vorge legten geme insamen Vorschlägen.  

Zwei  Punkte möchte ich besonders hervorhe­
ben. Erstens: Das Recht der Länder. zu Vorhaben 
der Europäischen Integration Stel lung zu neh­
men ,  ist weitergehend gefaßt. als es die Länder 
selbst vorgeschlage n hatte n .  Da ß aber ausge rech­
net d ie vom Bund selbst ausgehenden Initiativen 
von d iesem I nformations- und Äu ßerungsrecht 
der Länder ausgenommen sein sollen. wie d ies die 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage Bei­
lage 3 72 zu den Stenograph ischen Proto kollen 
des Nationalrates darstellen, mutet eigenartig an. 
Auch die Bund-Länder-Vereinbarung über die 
M itwirkungsrechte kann in diesem Punkt n icht 
voll zufriedenstellen.  
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Landeshauptmann von Vorarlberg Dr. Martin Purtscher 

Zweitens: Daß die B undes-Ve rfassungsgesetz­
Novelle die  Verfassungsautonomie der Länder re­
spektiert,  indem sie offe nläßt, durch welche Or­
gane. in welchem Verfahren und mit welchen 
Quoren d ie Länder zu gemeinsamen Willensäu­
ßerungen i n  In tegration sfragen kommen, kann 
nicht genug herausgestrichen werden.  Diese Zu­
rückhaltung des Bu ndesverfassun gsgesetzgebers 
signalisiert die Ac htung bundesstaatlicher Prinzi­
pien. 

In den eben dargestel lten Freira u m  h inein ha­
ben die Länder mit der am 1 2 . März 1 992 unter­
zeichneten Artikel i Sa-Vereinbar u ng über die ge­
mei nsame Wil lensb ildung i n  Angelegenhe iten der 
Europäischen Integration die sogenan nte Integra­
tionskonferenz der Länder einerseits und als Sub­
organ den Ständigen Integrationsausschuß der 
Länder andererseits eingebettet. 

Ich bin so , wie Sie.  seh r  geehrte Damen und 
Herren Bu ndesräte, i m me r  für d ie Einbind ung 
des Bundesrates in die  I n tegrationskonferenz der 
Länder eingetreten .  Dadu rch wird es mögl ich, 
den Bundesrat mit den P roblemen der Länder in 
Integrationsfragen z u  befasse n,  wobei  Erken ntis­
se gewonnen werden, d ie  vom Bundesrat auch im 
Parlamentsbeteil igungsverfahren a uf Bundesebe­
ne - von dem ich noch k u rz sprechen möchte -
i m  gesamtstaatl ichen I nteresse z u r  Geltung ge­
b racht werden können.  Der Bundesrat erhält so 
in  einem gewalten verbindenden Länderorgan 
eine gänzlich neue Brückenschlagfunktion: Er ist 
der einzige Gesetzgebungskörper, d e r  in Integra­
tionsangelegenhe iten sowohl im Bundes- als auch 
i m  Landesbereich eingeschaltet sei n  wird .  

Meine Damen und Herren!  Erlauben Sie  mir 
aber i n  d iesem Zusammenhang doch auch ein of­
fenes Wort: Die Instal l ie r u ng des B undesrates als 
allein iges I nteressenvertretungsorgan der Länder 
i n  Integrationsangelegenheiten hätte, weil der 
B undesrat trotz der Wahl sei ner M itglieder durch 
die Landtage erstens e in  B undesorgan und zwei­
tens vor al lem ein Gesetzgebungsorgan ist, an den 
bundesstaatlichen Baupri nzipien u nse rer Verfas­
sung gerührt.  Es war aber auch aus praktisch- po­
l itischen Gründen n ic ht zu verwir kl ic hen,  denn 
die  Bu ndesräte - bei a l le r  Wertschätzu ng -
können n icht jene aus d e r  tägl ichen Befassung 
m it Angelegenheiten der Länderinteressen tiefe 
Ken ntnis besitzen wie d ie  Landeshauptmänner. 
Dieser Nachteil kön nte nach mei ne r  Auffassung 
auch n ic ht durch ein gebu ndenes Mandat ausge­
glic hen werden, wozu sich wahrscheinlich auch 
die Bundesräte n ic ht so leicht bekennen könnten.  

Festzu halten ist aber auch,  daß die  u nterzeich­
nete Bund - Lände r-Ve re i nbarung im Vergleich 
zur deutsc hen Regelung vor allem eine Aufwer­
tung der Landesparlamente durch die Mitsprache 
der Landtagspräsidenten in der I ntegrationskon­
fere nz der Länder ermöglicht.  Bekanntlich ist in 

Deutschland die Erarbeitung der Stellungnahmen 
der Bundesländer der sogenannten EG-Kammer 
des Bundesrates - das s ind abe r  de facto d ie Mi­
nisterpräsidenten der 16 Bu ndesländer bezie­
hu ngsweise deren Vertreter,  die sich Föderalis­
mus- oder B u ndesratsminister nennen - übertra­
gen. 

Einen Wunsch lassen Sie mich in d iesem Zu­
sa m menhang noch a ussprechen:  Die Länder 
haben im letzten Punkt ihrer  von mir bereits zi­
tierten Vorschläge zur Länderbete i l igung i n  Inte­
grationsangelegenheiten aus dem Jahre 1 990 das 
Begehren geäu ßert, den Bu ndesrat in die inner­
staatliche Wi l lensbildung zu EWR- und zu EG­
Vorlagen e inzubinden, die nach der Bundesver­
fassung den Angelegenheiten der Bundesgesetz­
gebung zuzuordnen ist. 

Die E ntwicklung e i nes angemessenen Parla­
mentsbeteiligu ngsverfahrens auf Bundesebene 
ste ht bevo r, wie ich aus den Erlä uterungen zur 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle entnehme. Es 
böte sich dabei die Chance, den B undesrat aufzu­
we rten und für diesen Bereich dem Nationalrat 
anzunähern. Dies kön nte etwa d urc h d ie E inrich­
tung e ines gemeinsamen Aussch usses erreicht 
we rden.  Mit e inem Schlag wäre so auch das Pro­
blem der rechtzeitigen Einbind u ng der zweiten 
Kam mer - wenigstens für einen Teil seiner Auf­
gaben - gelöst. 

Meine Damen und Herren! Die Bedeutung der 
Übertragung der Zuständigkeit zur Regel ung des 
Baugrundstücksve rkehrs auf die Länder ist uns 
allen bewu ßt. leh b i n  wirklich froh darüber, da ß 
d iese Hü rden nun endl ich genommen sind, d ie  
d iesem Vorhabe n zumeist aus d u rchsc haubaren 
und nicht i mmer uneigennützigen Motiven entge­
gengestellt wurden.  Die Unterstel lungen, d ie den 
Ländern in d iesem Zusammenhang gemacht wur­
den, sind für m ich bisher beispiellos. 

Dazu folgendes: Wir haben es n icht notwendig, 
uns von Grundstücksmaklern u nd Zentralisten 
über die Bedeutung des Eige ntums an G rund und 
Boden und dessen Schutz beleh re n  zu lassen, und 
ich erlaube mir hinzuzufügen: wir Vorarlberger 
schon gar nicht!  

I n  der Verfassung des Landes Vorarlberg ist der 
Sch utz des E igentums ausdrückl ich verankert, 
der Schutz des Eigentums in seiner privaten und 
i n  seiner sozialen Funktion.  leh darf an dieser 
Ste l le noch mals bekräftigen,  da ß wir - d ie Län­
der - keine Einräumung von Eintritts- oder Vor­
kaufsrec hten für öffentliche Geb ietskörperschaf­
ten oder örtliche Preisregelungen planen - i m  
Gegensatz zum Bund .  Darf ich b e i  d ieser Gel e­
ge nheit ei nwerfen:  Wer im Glashaus sitzt, sollte 
n icht mit  Steinen werfen. - leh wi ll jetzt gar 
nicht das Mietrecht strapazieren, ich verweise nur 
auf das Bodenbeschaffungsgesetz. Nur  zur Erin-
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nerung: Nicht von den Landtagen, sondern hie r  in 
diesem Hohen Haus wurde 1 974 ein Bodenbe­
schaffu ngsgesetz verabsch iedet, das bei Vorl iegen 
eines genau d efinierten Woh n ungsbedarfes oder 
Woh n ungsfe hlbestandes ermöglicht, daß e ine Ge­
meinde in Kaufverträge über unbebaute Grund­
stücke anstelle des Käufers eintritt oder zugun­
sten von Gebietskörperschaften oder gemeinn üt­
zigen Bauvereinigungen Grundstücke enteignet 
werden können .  

Allerdings ist meines Wisse ns j edenfal ls dieses 
B un desgesetz von den Ländern u nd Gemeinden 
bisher noch nicht angewendet worden .  Da geht es 
nur um eine andere Facette der Problematik der 
Bodenk nappheit, die vor allem für d ie westl ichen 
Bundesländer zu den größten Herausforderungen 
der kommenden Jahre und Jahrze hnte zählt. Ich 
darf nur auf den U mstand h inweisen, daß in Vor­
arlberg 80 Prozent der Bevölkerung auf rund 
1 2  Pro zent der Landesfläc he leben, wei l  es ein 
Gebirgsland ist, das zu drei Viertel eine Meeres­
höhe von über 1 000 Meter aufweist. 

Meine Damen und Herre n !  Ich m u ß  nicht ei­
gens darauf h inweisen .  daß der Arti kel  2 der vor­
liegenden Verfassungsgesetz-Nove lle,  der sich mit 
der Artikel I Sa-Vereinbarung über d ie Verein­
heitlichung zivi lrechtlicher Folge regelunge n zum 
Baugrundstücksverkehr befa ßt, n icht den Vor­
stel lungen der Länder entsprang. Um den Kern 
der Sache wil len haben wir in diesen sau ren Apfel 
gebissen. Ich gestehe dem Herrn l ustizminister 
Dr. Michale k  großes Verständnis zu, daß er im 
Sinne e i ner e i n heitlichen Regelung der zivilrec ht­
lichen Folgen bei N i chtbeachtung der Länder­
rechte d ies a ls Forderung erhoben hat und sich 
auf d i eser Basis auch zu e i ner Verländerung be­
kannt hat. Die Länder stehen zu ihrer  Z usage, mit 
dem B und eine derartige Vereinbarung zu schlie­
ßen. 

Auf drei Punkte möchte ich al lerdings in die­
sem Zusammenhang aufmerksam machen:  

E rstens: D ie nun vorgesehene zeitliche Ver­
knü pfu ng des Abschl usses der Vereinbarung mit 
der Möglichkeit, die neue Kom petenz auch tat­
sächl ic h  nutzen zu können, war mit den Ländern 
nicht abgesprochen. Sie kann h i nsichtlich des 
Kerns der k ünftigen Baugrundstücksregelu ngen 
auch als Faustpfand gegen d ie Länder mi ßbraucht 
werden. 

Zweitens: Den Ländern so llte es möglich b lei­
ben, zivi lrech tl iche Fo lgeregel ungen, d ie in der 
Ve rei nbarung nicht bedacht sind - zumindest 
vorläufig, bis zu einer entsprec henden Änderung 
der Vereinbarung -, zu erlassen .  Andernfalls 
m üssen,  etwa zur Verhinderung von U mgehungs­
handl u ngen, notwendig werdende Neuerungen so 
lange verschoben werden, bis d ie Vere inbarung 
d ie dazu passenden zivil rechtlichen Folgeregelun-

gen e nt hält.  Die Änderung der Vereinbarung be­
darf aber der Einigung zwischen zehn Partnern: 
der neun B undesländer und dem Bund. 

Drittens: Die Erstreckung der Ein heitlic h keit 
der zivilrechtlichen Folgebestim m u ngen auch auf 
den landwirtschaft l ichen Gru ndverkehr wäre 
nicht notwend ig gewesen und war von den Län­
dern auch n icht zugesagt. 

Ich wil l  nicht versäumen, auf die absolute 
Dringlic h keit  der Kompetenzregelung im Bau­
grundstücksverkehr hinzuweisen.  Nach Artikel 6 
Abs. 4 der Kapitalverkehrsrichtl inie der Europäi­
schen Kom mission und nach den entsprechenden 
Bestimmungen der Ric htlinien über das Aufe nt­
haltsrecht dürfen zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens des EWR-Vertrages bestehende e inzelstaatl i­
che Rechtsvorsc hriften zur Regelung des Erwerbs 
von Zweitwohnsitzen aufrechterhalten werden .  
Es ist jedoch nicht z ulässig, neue Beschränk unge n 
d ieser Art zu erlassen. Mit anderen Worten:  B is 
zum I n k rafttreten des EWR-Vertrages müsse n 
die Länder ihre G ru ndverkehrsgesetze der neuen 
Situation entsprechend geändert haben. Diesbe­
züglich ist bereits jetzt allerhöchste Dringlichkeit  
geboten;  darauf hat auch Herr B undesministe r 
Weiss i m  Nationalrat bereits aufmerksam ge­
macht. 

Und an dieser Ste lle darf ich doch a uch ein­
flechten,  daß wir das Zustandekommen dieser 
Verfassungsgesetz-Novelle sehr maßgeblich dem 
Sachverstand. dem Geschick,  der  Tatkraft und 
vor al lem auch, so glaube ich,  der Hartnäckigkeit 
von J ü rge n  Weiss zu verdanken haben.  (Beifall 
bei der O VP. ) 

Für mich zeigt s ich nicht zuletzt aufgrund die­
se r Tatsache, daß es sehr wichtig war, in d ieser 
entscheidenden Phase auf dem Weg Österreichs 
nach Europa einen der erfahrensten Bundesräte 
zum Föderalismusminister zu bestellen.  

Meine Damen u nd Herren!  Sie wissen ,  welche 
Bedeutung - gerade was die westlichen Bundes­
länder betrifft - der Übertragung der Zuständig­
keit zur Regelung des Baugrundstücksverkeh rs 
auf die Länder i m  H inblick auf den EG-Beitritt 
u nd die EG-Volksabstimmung zukom mt. Dem­
e ntsprechend bin ich auch darüber froh, daß nach 
Abschluß des Transitvertrages nun auch d iese 
Hürde genommen werden kann. 

Ich habe hier bereits gesagt, daß beim EG-Bei­
tritt Österreichs auf Bundesebene die Einbußen 
an nationaler Souverän ität d urch die E inbind ung 
in d ie europäische Souveränität wettgemacht wer­
den. Die Länder werden um d ie Te ilnahme an 
dieser e u ropäischen Souveränität aber noc h 
kämpfen müssen. 
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Das E u ro pa der Regionen ist in den vergange­
nen zwei ,  d re i  Jah re n  zu e i ner dynamischen ge­
samteu ropäischen Bewegung angewachsen .  U nd 
über die Versa m m lu ng der Regionen E uropas 
können d ie österreich ischen Bundesländer bereits 
jetzt in Brüssel ihr  Gewicht m it i n  die Waagschale 
werfen. wen n  auch bisher noch besc heiden.  Erste 
richtungsweisende E rfolge konnten aber dennoch 
erzielt werden .  

In Maastricht - das ist e i n  h istorischer Durch­
b ruch - wurde das Prinzip der Subsid iarität, das 
in unse rer B undesverfassung leider noch fehlt ,  
a usdrückl ic h  a ls Arch itekturprinzip einer k ünfti­
gen Europäischen Union a nerkannt und a ls erste r  
Schritt d ie E in richtung eines Regionalausschusses 
vereinbart. N ic ht mehr das Europa der Vaterlän­
der ist die V ision, sondern das E uropa der Regio­
nen - und das ist logisc h .  Wir kennen d ieses 
P rinzip aus der Wirtschaft: I ntegration erfo rde rt 
Dezentralisierung. Und je rascher und umfassen­
der d iese I n tegration erfolgen soll ,  desto tiefgrei­
fender m u ß  d ie Dezentral isierung vorangetrieben 
werden, und zwar rechtzeitig. Und Österreich tut 
gut daran, sich bereits jetzt darauf e inzustel len.  

Um es auf den Punkt  zu bri ngen:  E ine tiefgrei ­
fende föderalistische Reform unserer B undesver­
fassung ist nicht n u r  eine Frage nationalstaatl i­
e her Effizienz, sondern sie ist auch Vorausset­
zung für die E u ropäische I ntegration. 

Meine Damen und Herren !  I n  diesem Sinn darf 
ich gerade den Hohen Bu ndesrat wei terhin um 
U nterstützung der Länderanl iegen e rsuchen.  Un­
ser gemei nsames Zie l  m u ß  sein ,  e ine echtem fö­
deralistischem Geist entsprechende Bu ndesver­
fassung, spätestens a usform u l iert bis zur EG-Bei­
trittsnovell ierung, z u  erhalten. - Ich danke Ih­
nen.  (Allgemeiner Beifall. ) 1 6.18 

V izepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gem eldet hat sich Herr B undesrat Mag. 
Herbert Böseh.  Ich ertei le es i h m .  

/ 6.18 
Bundesrat Mag. Herbe rt Bösch (SPÖ, Vorarl­

berg): Herr P räsident !  Herr B u ndesmi n iste r !  Herr 
Landeshauptma n n !  Mei ne Damen und Herren !  
Gestatten Sie mir ,  wen n  ic h als Parlamentarier bei 
meinen Betrachtungen viel le icht etwas andere 
P rioritäten setze , als d ies der Herr Landeshaupt­
mann i n  seiner Ste l lungnahme getan hat.  

Ich möch te nur vorausschicken, daß wir als 
Mitgl ieder des Bundesrates - und hier setze ich 
fort bei I h re m  letzten Satz. in dem Sie den Bun­
desrat um U nterstützung bei Länderanliegen ge­
bete n hatte n - auch ein Anl iegen habe n :  Der 
Bu ndesrat hätte gerne gelege ntlich etwas mehr 
U nterstützung durc h  die österreichischen Bun­
desländer, Herr  La ndeshau ptman n.  (Beifall bei  
der SPÖ und bei  Bundesräten der FPÖ. )  

Meine Damen und Herren! Meine F raktion 
wird den heute zur Beratung vorliegenden Geset­
zesbesch lüssen des Natio nalrates d ie Zustimmung 
geben .  - Mehrheitl ich, sage ich dazu, so wie d ies 
sc hon am vergangenen D ie nstag im Aussch u ß  für 
Verfassung und Födera l ismus der Fall  war. Ich 
betone d ies deshalb, we i l  ich auch auf die Sti m­
mung i n nerhalb der sozialdemokratisc hen Frak­
tion in diesem Zusammenhang a ufmerksam ma­
chen möchte. U nd ic h will damit auch k larstellen,  
daß sprich wörtlich gesagt - ich we rde gleich dar­
auf zu sprechen kommen - für uns Parlamenta­
rier die Axt am Baum ist. 

Meine Damen und Herren!  Am 1. Oktober 
1 99 1  und am 2 1 .  November 1 99 1  wurden von al­
len drei Bundesratsfraktionen gemeinsam Ent­
sc hlie ß ungsanträge eingebracht, d ie kurz darauf 
einstim m ig in diesem Haus verabsc h iedet wurden. 
Diese hatten d ie Forderung nach adäquater Be­
rüc ks ichtigung des Bundesrates i m  Länderbetei l i­
gungsverfahren zum I nhalt. 

Ich glaube, daß sich die drei Fraktionsführe r  im 
Bundesrat - sie waren d ie Erstunterzeichner die­
ser Anträge - einiges überlegt haben bei der For­
mulierung dieser Entsc hlie ß ungen,  und ich glau­
be weiters, daß wir,  als wir damals e insti m m ig die­
se Besc h lüsse gefaßt haben, uns ebenfalls ein iges 
dabei gedacht haben. 

Ich darf hier kurz in Er in nerung rufen, wie die 
Anträge lauteten.  

Der  Antrag vom Oktober 1 99 1  lautete : 

"Die Bundesregierung wird ersucht, i n  der Re­
gierungsvorlage betreffend B-VG- Novelle über 
M itwi rkungsrechte der Länder i n  Angelegenhei ­
ten der Euro päischen Integration e ine den 
Grundsätzen des Artikels 24 B-VG über die Ge­
setzgebung des Bundes entsp rechende M itwir­
kung des Bundesrates am Länderbetei l igungsver­
fahren vorzusch lagen."  

Im November - da sich i n  d iesem Verfahren 
relativ wenig gerü hrt hatte - hieß es i n  unserem 
Entsc hl ie ßungsantrag: 

"Der Bundesminister für Föderal ismus und 
Verwaltungsreform wird aufgefordert, h insicht­
l ich der Regierungsvorlage betreffend ein Län­
derbeteiligungsverfahren Gespräche mit den Län­
dern zu führen, um eine Lösung herbeizuführen, 
welche dem I nhalt des Entschl ießungsantrages, 
der vom Bu ndesrat am 1 0. Oktober beschlossen 
wurde, gen ügt." 

Mei ne Dame n und Herre n !  Heute haben wir 
ein Länderbete i l igu ngsverfahren auf dem Tisch 
und müssen feststellen, da ß unsere e instimig ge­
fa ßten Entschlie ßunge n überhaupt n icht er­
wähnt, geschweige denn in  i rgendeiner Form be­
r ücksichtigt worden sind.  
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Meine Damen und Herren !  Gestern fand eine 
E nquete des B undesrates zum Thema "Österrei­
chische Bundesstaatlichkeit und EG" statt. Meh­
rere Redner - darunter auch zwei Landtagspräsi­
denten - haben darauf h ingewiesen ,  daß es nicht 
darum gehen wird, im Zuge der Europäischen In­
tegration Kompetenzen vom Bund an die Länder 
zu transferieren ,  sondern auch darauf aufzupas­
sen, wer denn die Verwalter dieser zusätzlichen 
Kompetenzen sein werden .  Wir waren uns - ich 
meine damit die Landtagsvertreter und die Bun­
desräte, denn ein Landeshauptmann war zu die­
sem Zeitpunkt leider nicht mehr anwesend - ,  
glaube ich, darin ein ig, daß Föderal ismus un­
trennbar mit Parlamenta rismus verbunden sein 
muß. Gerade das deutsche Beispiel - dort s ind 
die Länderparlamente bar jeder Mitsprache im 
Zusammenhang mit der EG,  da die Ländervertre­
tung in Deutsch land de facto eine erweiterte Mi­
nisterpräsidenten-Konferenz  darstel l t  - rüttelt 
offenbar auch zunehmend die österreichischen 
Landtage wach .  Es darf daher mit e iniger Span­
nung die Diskussion über die Artike l  1 5a-Verträ­
ge in versch iedenen Landtagen erwartet werden. 
Es wird - vol lkommen zu  Recht - zunehmend 
der Al leinvertretungsanspruch der Exekutive, der 
Landeshauptleute in Fragen des Länderbetei l i ­
gungsverfahrens von Abgeordneten in  den Län­
dern in Frage geste llt, und d ies wird auch von uns 
Bundesräten begrüßt, sind wir doch von eben die­
sen Landtagen entsandt worden - nicht aber von 
Landesregierungen, so wie dies der Herr Landes­
hauptmann von Vorarlberg - viel leicht in einem 
Freudschen Versprecher - in der Bundesrats­
Enquete vom 20. Juni  1990 gemeint hat. 

Meine Damen und Herren!  Es geht in dieser 
Stunde nicht um  parteipo li tische Auseinanderset­
zungen: Zu sehr  ist unser al ler Selbstverständnis 
- das sage ich im Lichte d ieser beiden Entsch l ie­
ßungsanträge, die einstimmig gefaßt wurden, 
eben über a l le Parteigrenzen h inweg - als M it­
gl ieder des Bundesrates in Frage geste l lt .  

Meine Damen u nd Herren! Ich komme n icht 
umhin, zwei Aussprüche zu zitieren, die das 
Spannungsfeld, in dem der österreichische Bun­
desrat agiert, darstel len sollen. Herr Landes­
hauptmann Dr. Purtscher sagte in dieser eben zi­
tierten Enquete - das war vor zwei Jahren - :  

"Die Betrauung des B undesrates" - die auch 
zur Diskussion stand in  Analogie zur EG-Kam­
mer - " mit der Vertretung der Länderinteressen 
in Integrationsfragen,  konnte die Landeshaupt­
männerkonferenz nicht ins Auge fassen, denn 
dies bedürfte zuvor einer vol lkommenen Umge­
staltung des Bundesrates." - Zitatencle. - Ich 
glaube, Sie. Herr Landeshauptmann, haben sich 
ja auch heute in  ähn licher Weise uns gegenüber 
geäußert. 

Konsequenterweise wurde in der Folge dem 
B undesrat e in  Zuhörersitz im sogenannten Stän­
d igen Integrationsausschuß der Länder - kurz 
"S IL" genannt - zugestanden, e in  Gremium, um 
das es sich e igentlich in letzter Ze i t  eher etwas 
ruh ig geworden ist. 

Auch der Stellvertretende Obmann des Verfas­
sungsausschusses des Nationalrates, Herr 
Un iv.-Prof. Dr. Anclreas Khol, hat sich Gedanken 
gemacht über eine Umgestaltung de�. Bundesra­
tes, meinte aber gleichzeitig in der "Osterreichi­
schen Juristenzeitung" vom 7. Februar dieses 
Jahres: Es wird an den österreichischen Bundes­
ländern l iegen, im Wege des Bundesrates sicher­
zustellen, daß dem föderal istischen Gedanken 
durch eine neue Aufgabenvertei lung Rech nung 
getragen wird. Die Länder sind d iesbezüglich in 
e iner für sie günstigen Verhandlungsposition, 
wei l  die Bundesverfassungsgesetze über den EG­
Beitr itt den Bundesrat passieren und dort eine 
Zweidritte lmehrheit erreichen müssen."  - Zitat­
ende. 

Meine Damen und Herren !  Diese Zitate stehen 
für etwas, was viele von uns schon erlebt haben: 
Geht es gegen Wien - ich sage das ganz salopp so 
- ,  dann entdecken manche Länderpolit iker auf 
einmal den Bundesrat als Länderkammer. S ieht 
man aber e igene Kompetenzen auch nur im ent­
ferntesten tangiert, macht man sich das Ganze l ie­
ber unter sich - ohne Bundesrat oder mit dem 
B undesrat, aber lediglich a ls Zuhörer - aus. Ver­
gessen wird dabei al lerdings, daß dadu rch eventu­
e l l  auf die Dauer der E influß der Bundeslä nder 
auf die Bundesgesetzgebung Schaden nehmen 
könnte, den man dann in  anschl ie ßenden Sonn­
tagsreden ja wiederum beklagen kann .  

Meine Damen und  Herren! Ich sage dies a lles 
deshalb, um auf den Ernst aufmerksam zu ma­
chen, mit dem wir heute erneut e inen Dreipartei­
en-Entsch l ießungsantrag einbringen,  und zwar 
einen Antrag betreffend M itwirkung des B undes­
rates in Angelegenheiten der Europäischen I nte­
gration. 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Strutzenberger. Dr. Schambeck. 
Mag. Trattner und Genossen betreffend Mitwir­
kung des Bundesrates in Angelegenheiten der Eu­
ropäischen Integration 

Der Bundesrat soLL im Rahmen des integrations­
politischen Prozesses auf Bundesebene eine we­
sentliche Rolle zugeteilt bekommen. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher fol­
genden 
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Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem 
Bundesrat zumindest alt jene Informationen über 
wichtige integrationspolilische Schritte zu übermit­
teln. zu dellen sie sich gegenüber den Ländern in 
der vorliegenden Artikel I5a B- VG- Vereinbarung 
über die Mitwirkungsrechle in Angelegenheiten der 
Europäischen Integration verpflichtet, um dadurch 
eine permanente aktuelle EG-Diskussion in der 
Länderkammer zu ermöglichen. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat in die nonven­
digen Normsetzungen im Zusammenhang mit dem 
EWR und dem EG-Beilriu entsprechend zeitge ­

recht einzubinden. 

Danke. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. )  16.28 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Der 
von den Bundesräten Strutzenberger, meiner Per­
son,  Mag. Trattner und Kol lege n  eingebrachte 
Antrag ist genügend unterstützt und steht mit  zur 
Verhandlung.  

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bun­
desrat Dr. Martin Strimitzer. Ich erteile es i hm. 

/ 6.::'9 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Herr Lan­
deshauptmann !  Meine sehr  geeh rten Damen und 
Herren !  Auch ich, l ieber Herr Kol lege Böseh ,  ste­
he der vorl iegenden Bundes-Verfassungsgesetz­
Novelle nicht gerade euphorisch gegenüber. Ich 
jub le aus mehreren Gründen nicht über sie, aber 
ich denke zum Beispiel - im Gegensatz zu Ih­
nen, Herr Kollege Bösch - ,  daß die Mitwirkung 
der B undesländer und der Gemeinden in Angele­
gen heiten der Europäischen I ntegration doch in 
befriedigender Weise gelöst worden ist. 

Herr Bundesminister Weiss ist bei seiner dies­
bezüglichen Regierungsvorlage nicht nur  vom 
Artikel  2 des deutschen Gesetzes betreffend die 
Einheit l iche Europäische Akte vom 28. Feber 
1 986 ausgegangen, sondern erfreu l icherweise im 
Interesse der österreichisc hen Bundesländer sogar 
weit darüber h inausgegangen. 

Herr Kol lege Böseh !  Ich stehe nicht an zu sa­
gen, daß meine Fraktion und ich natürlich h inter 
den e instimmig gefaßten Beschlüssen der Länder­
kammer, die Sie hier zitiert haben, gestanden 
sind, in denen eine verantwortliche Einbindung 
des Bundesrates - etwa auch in Form einer Ver­
mittlungs- und Katalysatorfunktion - in diesen 
Proze ß verlangt worden ist, aber wir  haben uns -
offenbar im Gegensatz zu Ihnen - in diesem 
Punkte schl ie ßl ich mit den Real i täten abzufinden 
gehabt. Und Real i tät ist nun einmal auch, l ieber 
Herr Kol lege Bösch, daß die Bu ndesländer, deren 

Interessen ja hier auf dem Spiel stehen, es einfach 
nicht haben wollten, daß der Bundesrat j e t  z i -
g e r  P r ä g u n  g - Herr Landeshauptmann 
Purtscher hat darauf ja hingewiesen, und ich be­
tone das auch - ihre Vertretung übernimmt. 

Meine Damen und Herren ! Man muß ganz ein­
fach zur Kenntnis nehmen, daß - von den bür­
gerlich-rechtlichen Fällen der Geschäftsführung 
ohne Auftrag abgesehen - der Vertretene selber 
das Recht haben muß, sich jenen Vertreter auszu­
suchen, der ihm auch paßt. 

Dazu kommt, daß der Bundesrat, obwoh l  er als 
" Länderkammer" bezeichnet wird, de iure natür­
l ich - ich brauche das nur zu  wiederholen, was 
Herr Landeshauptmann Purtscher hier schon ge­
sagt hat - ein Organ der Bundesgesetzgebung ist; 
das wissen ohnehin alle h ier, ebenso, daß die Mit­
gl ieder des Bundesrates - wiewohl  von den 
Landtagen hierher entsandt - das freie Mandat 
haben und daher - im Gegensatz etwa zu den 
deutschen B undesräten - an keine Weisungen 
der Länder gebunden sind. 

Noch etwas kommt dazu :  Die wesentlichen 
Akte des Länderbetei l igungsverfahrens beziehen 
sich auf Fragen der Landesgesetzgebung und der 
- nicht zu vergessen !  - Landesvollzieh ung. Für  
diese Fragen ist halt nun einmal nicht e in Organ 
der Bundesgesetzgebung, sondern sind die Land­
tage und die Landeshauptleute zuständig. 

Wir mögen bedauern, daß im Vertretungsgre­
mium das parlamentarische E lement der Länder 
zu kurz zu kommen scheint. - In diesem Punkt, 
l ieber Herr Kollege Bösch - wie überhaupt bei 
der Feststel lung, daß das demokratische Prinzip 
auch in der EG selbst wenig ausgeprägt zu sei n  
scheint, wenn man etwa an die mickr igen -
möchte ich fast sagen - Befugnisse etwa des eu­
ropäischen Parlamentes auch nach Maastricht 
denkt oder an die Perversion - verzeihen Sie mir  
dieses harte Wort - der Gewaltenteilung in Brüs­
sei ,  wo bekanntlich der Ministerrat, also die Exe­
k utive, praktisch auch die Gesetze macht, st imme 
ich Ihnen gerne zu. 

Aber auch da bitte e in offenes Wort: Die besse­
re Einbindung des parlamentarischen Prinzips in  
das Länderbetei l igu ngsverfahren haben d ie Län­
derparlamente mit den von der Verfassung her 
unbestritten zur Vertretung nach außen zuständi­
gen Landeshauptleuten selber auszumachen. 
(Bundesrat 5 l r u t  z e n  b e r g e r: Die sind ohne­
hin nicht einverstanden. haben sie gestern gesagt!) 
Da befinde ich mich ja völ l ig auf der Ebene des­
sen. was auch gestern gesagt worden ist; da st im­
men wir ja auch völlig übere in .  Nur bin ich - im 
Gegensatz zu Ihnen - der Meinung, das haben 
die unter sich .  zunächst einmal  prioritär ,  auszu­
machen. Man so llte dabe i ,  glaube ich. auch nicht 
übersehen, daß die Landeshauptleute, wie auch 
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d ie Landesregierunge n ,  ja politisch ohnehin den 
Landtagen verantwortlich sind.  

D ie E i n b i nd ung der Landtage i n  das i nterne 
Ste llungnah meverfah ren zur EG-Integration 
könnte beispielsweise auch i m  Wege vo n Land­
tagsaussc hüssen und dergleichen erfolgen. Das 
sind ohne h i n  Überlegungen,  die fast schon in al­
len Ländern angestel lt werden. 

Meine Damen und Herren ! Ich denke jeden­
falls,  daß bei Berücksichtigung all d iese r Überle­
gungen, d ie den Landtagspräsidenten gleichrangi­
ge Positio nierung des Bu ndesrats-P räsidiu ms, 
a lso dreier Vertreter der Länderkammer,  in der 
I n tegrationskonferen z  der Bundesländer schl ieß­
l ic h  doc h nicht als  M i ßerfolg anzusehen ist .  (Bun­
desrat S t r u t z e n b e r g e r: Nicht als Zuhörer.') 
L ieber Herr Vizepräsident! Ich habe ausd rücklich 
betont: gleich rangig den Landtagspräsidenten.  
Und das kann schl ieß l ich n ic ht als M i ßerfolg be­
zeichnet werden.  (Bundesrat S t r u  t z  e n b e r -
g e r: Das häue ich gerne vom Herrn Landeshaupc­
mann Purtscher gehört, daß das gleichrangig ist!) 

Ich würde mich sogar dazu bekennen, zu sagen, 
daß das schl ießl ich doch noch als e i n  E rfo lg anzu­
sehen ist - das umso mehr,  Herr Vize präsident, 
und jetzt sage ich auch etwas, was dir nicht unbe­
kannt ist, i m  Gegentei l !  -, das also u mso mehr, 
als der Bundesrat darüber h in aus auch d urc h die 
beiden Vizepräsidenten i n  dem von Nationalrat 
u nd Bundesrat gemeinsam gebi ldeten parlamen­
tarischen Aussc h u ß  "Österreich und EG" im 
Rahmen der Bu ndesgesetzgebung vertreten ist . 

Selbstverständlich - das möchte ich n ic ht ver­
schwe igen - muß der  Bundesrat daran i nteres­
siert sein,  über al le EG-Vorhaben rasehest und 
möglichst laufend natürlich i nformiert zu wer­
den.  Wir stim men daher gerne der von I h nen ein­
gebrachten und von al len F raktionen b ekannter­
maßen unterstützten Entschließung zu. 

E inen Punkt der Vereinbarung, die zwischen 
dem Bund u nd den Ländern abgeschlossen wird, 
der noc h verbesserungsbedürftig wäre , hat Herr 
Landeshau ptmann Purtscher in  seine r  Rede ja be­
reits aufgezeigt. Die Landtagspräsidenten haben 
in ihrer Konferenz in B regenz letzte Woche 
gleichfal ls auf d iesen Punkt hingewiesen, daß 
nämlich d i e  Länder verlangen,  daß auch bezüg­
l ich der Vorhaben,  d ie von Bundesseite her i n  
Richtung B r üssel i n i t i iert werden, d a ß  I h nen dies­
bezüglich a lso doch l ieber eine unmi ttelbare und 
d i rekte I nformation zukommt, statt der m ittelba­
ren und indirekten über die Integrationskonfe­
renz des B undes. - Das also zu d iesem Punkt ,  
meine Damen und He rren.  

Gestatten Sie m i r  nun noch ein paar Bemer­
k ungen zur Verländerung des Grundverke hrs, 
wobei ich das ein wen ig eingrenzen möchte, wei l  

Herr Landeshauptmann P urtscher j a  bereits auf 
ein iges se hr klar hingewiesen hat. 

Mei ne Damen und Herre n !  Ich bin enttäuscht, 
wei l  gerade die D iskussion zu d iesem Punkt ge­
zeigt hat, daß das - lassen S ie mich das so brutal  
ausdrücken - Föderalism usbewu ßtsei n  in Öster­
reich leider noch immer n icht so ausgeprägt ist. 
wie das in einem Bundesstaat notwendig und 
wünschenswert wäre. 

Man m u ß  sich ja geradezu fragen:  Wohin sol l 
denn das führen, wenn d i e  selbständigen Glieder 
ei nes Bundesstaates jedes Mal , wen n  sie vom 
Oberstaat e ine Aufgabe übertragen be kommen 
beziehungsweise ü bernehmen wol len,  weil diese 
Aufgabe noch dazu i m  Zusammenhang mit ei­
nem zwingend gewordenen Regelungsbedarf, auf 
den i n  diesem Zusam menhang Kollege Frauseher 
noch eingehen wird , bürgernäher und den unter­
schiedlichen Bedürfnissen der Bevö l kerung und 
der Situation in den Gl iedstaaten, i n  den Ländern 
besser gelöst werden kö nnen,  wen n  also d ie Län­
der i n  solchen Fällen im D etail nachwe isen müs­
sen, und zwar vorher, was sie mit der Kompetenz 
anfangen wollen,  und wen n  sie diese Kompetenz 
letztl ich überhaupt e rst d a n n  bekommen, wen n  
sie diesen Nachweis geliefe rt haben u n d  wenn der 
Nachweis vom "Oberstaat" Bund als befriedige nd 
zur Kenntnis genommen worden ist! 

Mei n e  Damen und Herren !  Mir schwant F ürch­
terliches für d ie bevorstehende B undesstaats­
Strukturreform. Wenn es b e i  d ieser Bundesstaats­
Strukturreform, d ie  nach dem e inhel l igen 
Wunsch aller neun Bundesländer b is zur  Ratifika­
tion des EWR-Vertrages bereits pol itisch paktiert 
sei n  sol l  - Herr Landeshauptmann Purtscher hat 
ja darauf h ingewiesen, daß sie im Detai l bis zur 
Ratifizierung des EG-Vertrages ausgearbeitet sei n  
muß,  aber b i s  zur Ratifizierung des EWR-Vertra­
ges m u ß  sie politisc h  paktiert sei n  - ,  zu ähnl i ­
chen D ingen kommen würde, wie d ies bei  der 
Kompetenzübertragung i n  bezug a uf Baugrund­
stücksverkehr der Fall war, dann:  G ute Nacht, 
Föderal ismus! 

Kann ich für die Forder u ng des l ustizministers, 
im Zusammenhang mit  der gegenständlichen 
Kompetenzübertragung e i n heitl iche zivi lrechtli­
c he Verfah rensrege l u ngen i n  ganz Österreich ein­
zuführen, noch gewisses - ich betone: gewisses 
- Verständ n is aufbringen ,  so m u ß  ich sagen, 
s inkt d ieses Verständ n is radikal ,  we n n  der Preis 
für die neue Kompeten z  noch i n  der Weise er­
höht wird, daß der Bund auch in den bisher unbe­
strittenen Länderkompeten zen des land- und 
forstwirtschaftl ichen Grundverkehrs und für den 
Ausländergrundverkehr de i u re und de facto in­
haltliche Einfl u ß nahme verlangt.  

Ich halte es auch für in  h öc hstem Maß bedenk­
l ich,  da ß von Bundesse i te - ich ne hme dabe i 
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überhaupt keine pol itische Färbung aus - den 
Ländern m ißtraut und nicht ausgesch lossen wird, 
daß sie d ie neue Kompetenz für eigentumsfeindli­
che Eingriffe ben utzen könnten. Zu diesem The­
ma hätte ich eine Menge zu sagen gehabt. Ich ver­
schweige mich aber jetzt angesichts der vorge­
schrittenen Ze it und wei l der Herr Landeshaupt­
mann hier auf ein ige Aspekte dieser Sache ja sehr 
deutlich hingewiesen hat, insbesondere im Zu­
sammenhang mit dem Bodenbeschaffungsgesetz, 
und aufgezeigt hat, daß die Länder bisher sehr 
wohl das Eigentum in  höchstem Maße respektiert 
haben,  was man gerade von Bundesseite aus die­
ser Sicht der Dinge nic ht so ohne weiteres sagen 
kann. 

Meine Damen und Herren !  Ich betrachte es als 
einen föderal istischen Skandal, wenn  ich das so 
bezeichnen darf, daß das Organ des Haus- und 
Grundbesitzerbundes in einer Ausgabe im Jän­
ner 1 992 eine Traueranze ige in ihre Zeitung auf­
genommen hat, und zwar mit dem Text: Der al l ­
mächtigen österreichischen B undesregierung hat 
es gefal len, die letzte Bastion des Privateigentums 
in  Österreich, das Eigentum an Grundstücken, 
Häusern,  Wohnungen und sonstigen Immobil ien, 
zu beseitigen, und dann noch h inzufügt : Die bür­
gernahen Landesfürsten haben es so gewollt .  -
Das ist e in  föderal istischer Skandal !  

Ich kenne aber noch einen zweiten föderalisti­
schen Skandal in diesem Zusammenhang, und 
den hat der freiheitl iche Abgeordnete Schöll  in 
der letzten Woche im Nationalrat gesetzt. Der hat 
nämlich in einer Wortmeldung - ich z itiere jetzt 
bitte aus der "Parlamentskorrespondenz" - seine 
Auffassung zu dieser Sache mit der Kompetenz­
übertragu ng mit dem Hinweis begründet, daß es 
notwendig sei ,  d ie Länder und Gemeinden in der 
Frage des Grundverkehrs enger an die Kandare 
zu nehmen, um speku lativen Tendenzen entge­
genzuwirken. 

Ich frage mich jetzt, ehrl ich gesagt, ob Herr Ab­
geordneter Schön damit die wahre Haltung der 
F reiheitlichen Partei Österreichs dem kooperati­
ven Bundesstaat gegenüber zum Ausdruck ge­
bracht hat. 

Ich muß al lerdings die Damen und Herren der 
F reiheitl ichen Partei h ie r  in diesem Hohen Hause 
fragen :  Welche Auffassung g i lt jetzt eigentlich 
überhaupt seitens der Fre iheit l ichen Partei :  Gilt  
die Meinung des Herrn Schöl l ,  oder gi lt  die Mei­
nu ng, die 9.er Herr Landeshauptmann a .  D.  und 
jetzige F PO-Klubobmann im Nationalrat Haider 
am 3 1 .  Mai 1 99 1  auf der Landeshauptleutekonfe­
renz zum Ausd ruck gebracht hat, bei der er den 
S tandpunkt. den Landeshauptman n Purtscher als 
Begründung für die Notwendigkeit der Übertra­
gung des Grundstücksverkehrs vorgetragen hat, 
voll unterstützt hat und wo die Sch lußtextierung 
lautet: Die Landeshauptleutekonferenz tritt dafür 

ein,  daß im Zusammenhang mit der Europäi­
schen Integration die Rege lungsmöglichkeit für 
den Liegenschaftsverkehr vol l  den Ländern ein­
geräumt wird. 

Ich muß Sie al lerdings auch fragen: Zu welcher 
der Auffassungen des Landeshauptmanns a. D. 
Haider bekennen Sie sich - zu der jetzt eben 
vorgetragenen oder zu der. die ich ebenfa l ls der 
"Parlamentskorrespondenz" im Zusammenhang 
mit der Nationalratssitzung der letzten Woche 
entnehme, wo Herr Abgeordneter Haider gesagt 
hat, daß diese Kompetenzübertragung eine büro­
kratische Reglementierung gegen das Grundrecht 
der Eigentumsfreiheit sei ,  ohne daß der Grund­
und Bodenerwerb von Ausländern aus dem EG­
Raum verhindert werden kann? Zudem befürch­
tet Haider auf Landesebene pol itische Protektion 
am laufenden Band. 

Also da kann man wirkl ich die Frage aufwer­
fen: Welche Haltung nimmt die Freiheitl iche Par­
tei im Zusammenhang mit dieser Problematik 
ein? Es ist da ein Hin- und Herlavieren zu  erken­
nen, das nicht die Mögl ichkeit bietet, durchzu­
bl icken. 

Auf jeden Fall - ich wiederhole mich - be­
trachte ich es als einen föderal istischen Skandal, 
den Ländern diesbezügl ich zu unterstel len, daß 
sie gegen das E igentum massiv vorgehen würden.  
Lassen Sie mich abschließend . . .  (Bundesrat Dr. 
R 0 c k e n s c h a u  b: Auch bei Ihnen sind die Mei­
nungen nicht einheülich.') Herr Kollege, das ist ja 
n icht zu bestreiten. Ich habe ja auch in meiner 
Wortmeldung durchaus nicht davor zurückge­
schreckt,  festzuhalten,  daß Äußerungen gemacht 
worden sind, die n icht dem Föderalismusbewußt­
sein, wie wir es haben wol len, Rechnung tragen.  
Nur :  E in derartiges Lavieren gibt es ja nur bei 
Ihrer Partei, aber n icht bei uns. 

Zu diesem Punkt abschl ießend nur noch fol ­
gende Bemerkung: Ich hoffe, daß bis zum 
1 9 . Juni ,  dem Zeitpunkt der  nächsten Landes­
hauptIeutekonferenz, e ine e invernehmliche Re­
gelung zwischen Bund und Ländern zustande 
kommt, die den Ländern trotz e inheitlicher Zivil­
rechtspraxis einen gewissen Freiraum gewährt. 

Ich habe im Hinb lick auf die Tatsache, daß die 
Rednerliste noch ziemlich lang ist, die Absicht, 
mich zur Frage Behandlung des Gesetzesantrages 
des Bundesrates nicht mehr  wesentlich zu äußern.  
Ich möchte an sich meine Enttäuschung über die 
Behandlung dieses Punktes nicht verbergen ,  dem 
aber jedenfal ls nicht mehr weiter Raum geben. 
Ich hoffe aber, daß das letzte Wort in Sachen 
Korrekturfunktion des Bundesrates noch nicht 
gesprochen ist. 

Was die Frage des Zustimmungsrechtes des 
Bundesrates zum Finanzausgleich angeht. so höre 
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ich, da ß es vor allem der Gemeindebund gewesen 
ist, der dagegen aufgetreten ist ,  und er sol l das mit 
der Befürchtung begründet haben, daß, wenn die 
Länderkammer ein solches Zustimmungsrecht 
hätte. die Ste l lung der Länder als e iner der drei 
Partner des F inanzausgleiches ungebührl ich ge­
stärkt werden würde. 

Nun,  meine Damen und Herren, wenn im Ge­
meindebund das Protokol l  der heutigen Sitzung 
und dieser Debatte nachge lesen wird ,  so wird 
man , g laube ich ,  feststel len können,  daß d iese Be­
fürchtung unbegründet ist. 

Lassen Sie mich schließen mit der iron isch ge­
meinten Bemerkung: Die Länder haben den Bun­
desrat als ihr Vertretungsorgan bisher noch nicht 
vol l  entdeckt. - Ich danke vie lmals. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ.) 1 6.50 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Mag. Langer. 
Ich erteile es ihm.  

16 .50 
Bundesrat Mag. Dieter Langer (FPÖ, W ien) :  

Herr P räsident! Herr Minister! Herr Landes­
hauptmann! Hoher Bundesrat ! Sehr  geehrte Da­
men und Herren! Gestatten Sie mir ,  daß ich zu 
dem von meinem Vorredner angezogenen Punkt, 
Bei lage 372, und zwar zur Änderung des Ar­
t ike ls 1 0  Abs. 1 Z. 6 der B undesverfassung, kurz 
umschrieben mit  dem Schlagwort "Verländerung 
des Baugrundstückverkehrs" , eine etwas andere 
Sicht der D inge bringe, ich möch te aber vorerst 
für d ie vom Verantwortungsbewußtsein getrage­
nen Worte des Herrn Landeshauptmann Purt­
scher danken, denn daraus läßt sich erkennen, 
daß sich in Vorarlberg unter seiner Ägide wohl 
offenbar eine staatstragende Sicht der Dinge und 
Handhabung der Kompetenzmöglichkeiten erge­
ben könnte. 

Auch die Zusage der Länder zu einer Ar­
tike l - I Sa-Vereinbarung halte ich für positiv, stel le 
aber fest, daß zugleich gesagt worden ist, daß of­
fenbar aufgrund besonderer Eile, d ie notwendig 
sei, Zwischenverordnungen erlassen werden 
müßten, da sich das Ganze ja mög licherweise in 
die Länge ziehen könnte. 

Herr Landeshauptmann, d iese Ei le ist, wenn 
ich d iesen Text 470 der Beilagen zu den Stenogra­
phischen Protokollen richtig interpretiere, n icht 
notwendig. Denn da steht zu �rtikel 10 Abs. 1 
Z. 6 Punkt 2 . 1 :  Im übrigen ist Osterreich jedoch 
nicht gehindert, im Laufe der gegenständl ichen 
Übergangsfrist eine neue, EWR-konforme Geset­
zeslage zu schaffen - u nd jetzt kommt es! - , 
wobei das ausdrückliche Recht besteht, besonde­
re, und zwar gegebenenfal ls auch strengere Rege­
l ungen , als sie derzeit gelten, b�treffend den Er­
werb von Zweitwohnsitzen in Ubereinstim mung 

mit der diesbezüglichen Ausnahme in Artikel 6 
Abs. 4 zu t reffen .  Die bestehenden Grundver­
kehrs- bezieh ungsweise Ausländergrundverkehrs­
gesetze der Länder werden da im vorstehenden 
Sinn spätestens bis zum 1 .  Jänner 1 996 -
l .  Jänner 1 9961  - im Hinb lick auf das diesbezüg­
l iche EWR-Recht zu reformieren sein, auch gege­
benenfal ls strengere Vorschriften. - Zitatende . 

Wozu a lso dann d iese E i le? Herr Landeshaupt­
mann! Ich sehe schon ein,  daß man hier Kompe­
tenzen übertragen haben wi l l ,  und ich kann auch 
zumindest tei lweise i hrem Gedanken folgen, daß 
Integrationsbestrebungen ,  wie wir  sie vorhaben,  
auch mehr Kompetenzübertragungen auf kleine­
re Gemeinschaften, sprich also Länder oder auch 
Gemeinden, e rforderten, wei l  d iese im Hinbl ick 
auf die gro ße Integration i hre eigenen Probleme 
ja besser lösen können. Das gebe ich schon zu. 

Aber mußte es unbedingt: mußte es wirkl ich 
unbedingt eine Änderung des Artikels 1 0  sein?  
Ich  werde später noch darauf zurückkommen, 
daß man das durchaus auch in  einem anderen 
Rahmen hätte lösen können. 

Für mich ste l l t  d iese Verfassungsänderung ei­
nen Akt der Födera l isierung besonderer Art dar, 
nämlich eine E inschränkung der Freiheit des Ei­
gentums. Dabei b le ibe ich !  Es s ind nur ein ige we­
n ige Worte, d ie e ingefügt werden, doch welche 
ungeheure Bedeutung kommt i hnen zu: Es sol l  
der Verkehr  m it bebauten und zur Bebauung be­
stimmten Grundstücken ein Ausfluß des Grund­
rechtes auf Fre iheit  und Freizügigkeit des E igen­
tums verwaltungsbehördl ichen - man lasse sich 
das auf der Zunge zergehen: verwaltungsbehörd­
l ichen - Beschränkungen unterworfen werden.  
- Darunter fal len :  Einfami l ienhäuser, Betriebs­
grundstücke, E igentumswohnungen, unbebaute 
G rundstücke, M iethäuser, sonstige bebaute 
Grundstücke . 

Und jetzt darf ich Sie bitten, mir  wirkl ich  zuzu­
hören, und es ist n icht nur der Zweitwohnsitz des 
Stadtbewohners im Grünen, seh r  geehrte Damen 
und Herren, der darunter fäl lt , nein, es ist auch 
d ie Eigentumswohnung in  Graz, Innsbruck, Salz­
burg, Linz, Wien,  B regenz, Eisenstadt, Klagen­
furt, St. Pölten u nd in  allen anderen Städten,  i n  
denen es Sch u len  u nd Ausbildungsstätten gibt, wo 
Sie vielleicht für Ihre Kinder für den Zeitraum 
der Ausbi ldung e ine Eigentumswohnung kaufen 
wol len oder d ie S ie möglicherweise zu Anlage­
zwecken erwerben wollen, auch die fäl l t  darunter. 
- (Bundesrat K 0 n e  C n y: Verzeihen Sie, eine 
Frage: Darf ich Sie nach Ihrem Beruf fragen.' -
BUl1desrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Das ist die Inzmobi­
lienmaklerfraktion in der FPÖ!) 

Ich möchte darauf h inweisen, daß Bedenken 
dagegen auch von der Notariatskammer, vom 
Rechtsanwaltskammertag und von einigen ande-
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ren auch gebracht wurden. Und denken Sie ein­
mal darüber nach - ich muß das so drastisch 
sch i ldern,  damit das plastisch vor Augen tritt - ,  
was das für S ie bedeuten könnte, wenn zum Bei­
spiel die Wiener Landesregierung in der ihr nun 
ei ngeräumten Machtvol lkommenheit befindet, 
da ß als Retorsionsmaßnahme, wei l  die Wiener 
keine Zweitwohnsitze , wo immer auch, erwerben 
dürfen oder wei l  es in Wien eben zuwenig Wohn­
raum gibt, wiederum die Bewoh ner der Bundes­
länder in Wien nicht Zweiteigentum erwerben 
können. 

Sagen Sie nicht, das wäre absurd. Denn aus 
dem Mund des steir ischen Grundverkehrsrefe­
renten hat man schon vernommen, daß er forder­
te , daß allen Gemeindefremden der Grundkauf 
verboten werden so l lte, also auch den Einwoh­
nern von Nachbargemeinden. Sol lte d iese Rege­
l ung nicht EG-konform sein? - Ich weiß es 
nicht. Aber wenn es sie ist, dann ist es aber so , daß 
man als Inländer im eigenen Land schlecht be­
handelt wird und daß d ie Gemeinde Wien in Be­
reichen, wo sie es kann,  marktfeindliche Metho­
den zur Real ität gemacht hat, zeigt das Assanie­
rungsgebiet im 2.  Wiener Gemeindebezirk .  Ohne 
Zustimmung der Gemeinde geht da nichts. Die 
Preisangemessenheit wird behördlicherseits ge­
prüft ,  und die Gemeinde kann in Kaufverträge 
einsteigen. Die Sachverständigenkosten trägt der 
Bürger. 

Früher waren beim Verkauf einer E igentums­
wohnung drei Gutachten von Sachverständigen 
notwend ig, Kosten 30 000 bis 40 000 S, die hat 
der Bürger gezahlt .  Gott sei Dank ist jetzt nur 
mehr ein Gutachten notwendig. Die Wartezeiten 
betragen aber nach wie vor Monate. 

S ie machen also e ine Föderal isierung meines 
E rachtens nach aus Angst und unter dem Mante l  
der  EG-Vorsorge, damit wir  dem Ausverkauf 
n icht anheimfal len, und bewirken eigentl ich, daß 
Gesetze gegen die e igenen Landsleute geschaffen 
werden - mit aB den Möglichkeiten, die sich auf 
kommunaler und landesgesetzl icher Ebene erge­
ben, sind dirig istische Eingriffe in das Private i ­
gentum nicht nur möglich, sondern wahrschein­
l ich  sogar zwingend zu erwarten. 

Sie erinnern sich daran, meine Damen und 
Herren von der ÖVP, daß dieser Teil der Novelle 
auch in  Ihren eigenen Reihe seh r  umstritten war 
und daß auch Ihr  Justizsprecher Graff sich mit 
e inigen anderen dagegen ausgesprochen hat. 
Doch der hat dann e ine Kehrtwendung und einen 
Kniefall gemacht, ein Kunststück, das sicher nicht 
in die Politik gehört, wenn es um ein sensibles 
und brisantes Thema geht: Er hat zugest immt, als 
ihm die ÖVP-Landeshauptleute am 1. Mai 1 992 
ausrichten l ießen, daß ohnehin al les nicht so wi ld 
sei - ich sage das nicht wört l ich ,  sondern sinnge­
mäß - und daß nicht so hei ß gegessen wird, wie 

gekocht werden könnte - ich behaupte ja nicht, 
daß all diese Kompetenzen jetzt so gnadenlos aus­
genützt werden ,  aber sie könnten , und die Gefahr  
besteht - ,  und daß  Landesgesetze n u r  insowei t  
erlassen werden, a l s  sie mi t  den Grundrechten 
insbesondere hinsichtlich der Unverletzlichkeit  
des Eigentums und der Liegenschaftsverkehrs­
frei heit n icht in Widerspruch stehen. Es gäbe 
auch keinerlei Befugnisse für Enteignungen, 
Preisfestsetzungen, Eintrittsrechte oder Vor­
kaufsrechte. 

Ein paar Tage darauf gibt es bereits Unr u he i n  
Tiro! - meine Tiroler Kol legen mögen mir ver­
zeihen, aber ich muß sagen, sie waren d ie ersten 
- ,  als d ie Absichten der Tiro ler Landesregierung 
für ein neues Raumordnungskonzept k undgetan 
wurden. Die Salzburger zogen in ähnl icher Weise 
nach. (Bundesrat P r ä  h a u  s e  r: Nicht nach! Das 
h·ar schon die FPÖ.') 

Das , was da drinsteht, wird man sich wohl auf 
der Zunge zergehen lassen müssen.  Leerstehen­
des Bau land wird in Bauerwartungsland rückge­
widmet. Zukünftige Baulandwidmungen gibt es 
nur, wenn man dabei Verträge - ich sage: Kne­
belungsverträge - mit der Gemeinde unterzeich­
net. Bebauungspflicht innerhalb von zwei bis d re i  
Jahren, sonst wieder Rückwidmung, Vorbehalts­
flächen für Gemeindebedarf, E rrichtung eines 
zentralen Bau landbeschaffungsfonds. D iese Ver­
träge sol len bein halten: den Verkauf von Flächen 
für den geförderten Wohnbau ;  das Ei ntrittsrecht 
- vorhin haben wir gerade gehört, das gäbe es 
nicht - der Gemeinde im Ausmaß der Hälfte der 
von der Widmung betroffenen Grundfläche, alles 
natü rlich zu amtlich überprüften Preisen;  ein wei­
teres E intrittsrecht - schon wieder e ines! - der 
Gemeinde für Grundstücke, die bereits jetzt län­
ger a ls zehn Jahre im Bauland l iegen und deren 
Eigentümer weder Eigenbedarf geltend macht  
noch bereit ist zu verkaufen. 

Können Sie sich vorstel len, was gesch ieht, wenn  
das alles verwirkl icht wird? Wie werden die 
Grundstücksbesitzer reagieren,  deren Grund­
stück rückgewidmet wird, besonders dann, wen n  
es als Besicherung für einen Kredit gegeben wur­
de? Wie werden die Geldinstitute reagieren, wen n  
das Grundstück nicht mehr zur Besicherung aus­
reicht? 

Werden hier nicht die eigenen Landesbewoh­
ner unter  dem Deckmantel der EG diskr iminiert, 
wenn  zum Beispiel auch die Innsbrucker keine 
Zweitwohnung mehr erwerben können oder sie 
keine Möglichkeit haben, als Vorsorge für i hre 
Kinder Baugrundstücke zu erwerben ,  da sie, 
wenn sie n icht gleich bebaut werden,  nach d re i  
Jahren wieder rückgewidmet werden, oder -
auch das ist denkmöglich - eine Eigentumswoh­
nung als Zukunftsvorsorge anzuschaffen, nur 
wei l  d iese im  Augenblick nicht benötigt wird? 
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Es erfolgt auch eine gigantische Aufb lähung 
des Verwaltungsapparates , denn hochgerechnet 
zi rka 200 000 Akten werden bearbeitet werden 
m üssen. 

Außerdem werden Grundverkehrsschranken 
zwischen den Bu ndesländern errichtet. Ist das 
wirkl ich der Föderal ismus, den Sie meinen, Herr 
Landeshauptmann? Wir sol lten doch gemeinsam 
an die Lösung der Probleme gehen. 

Wird nicht der Käufer oder Verkäufer zum 
Bittsteller bei den Behörden ,  wenn  diese bestim­
men so llen, wer wo um welchen Preis und zu weI­
chem Zweck Grundeigentümer werden kann? In 
der heutigen Zeit sollte man doch davon ausge­
hen, daß ein Österreicher in al len Bundesländern 
gleich behandelt wird! 

Ich sage, das ist i n  der vorliegenden Absichts­
form Bodenbewirtschaftung. So llen wir einen 
Weg, den die Ostblockstaaten mühsam verlassen 
haben, i ndem sie dem "realen Sozial ismus" nach 
40 Jahren den Rücken gekehrt haben, nun bei 
uns einführen? Auch Minister F ischler meinte, 
daß man Grundstücksverkäufe überhaupt verbie­
ten sol lte , wenn der Preis der Grundstücke den 
ortsüblichen Preis übersteigt. B itte, was ist denn 
dann der ortsübliche Preis, wenn  er im Extrem­
fal l ,  wei l  gar nichts mehr anderes geht, nur mehr 
von der Gemeinde festgelegt werden kann? 

Man sieht, welchen "Wert" auch Garantieer­
klärungen haben können. Sie wirken weder recht­
l ich noch politisch .  Wir wissen schon, warum wir 
im vorhinein darauf h ingewiesen haben. 

Jetzt wi l l  ich I hnen sagen ,  warum viele so vehe­
ment hinter dieser Grundverkehrskompetenz her 
sind. Es gilt nämlich unter anderem, jene Proble­
me zu beseitigen, d ie durch jahrzehntelangen 
Nichtgebrauch oder schlechten Gebrauch der be­
reits bestehenden Ordnungsmöglichkeiten, der 
Raumordnung und der Flächenwidmung, ent­
standen sind. 

Daß da ein iges im argen l iegt, geben die Herr­
schaften auch selbst zu. Demselben Papier, aus 
dem ich d ie gep lanten Maßnahmen zitiere, ent­
nehme ich auch die Gründe dafür. Hier steht: "In 
der örtlichen Raumordnung bestehen vor allem 
folgende Problembereiche: Uberalterung der Flä­
chenwidmungspläne, eine Vielzahl  an jährl ichen 
U mwidmungen, Baulandüberhang und Bau land­
hortung" - auch das zugegebenermaßen - ,  
"Zersiede lungstendenz, hohe Infrastrukturkosten 
für die Gemeinden, feh lende Bebauungspläne , 
M i ßbrauch beim Bauen im Frei land und man­
ge lndes raumordnerisches Denken im Gemeinde­
rat."  

S ie sehen ,  es gilt also , vergangene Sünden wie­
dergutzumachen, Sünden, d ie in Gemeindestuben 

und Landesregierungsämtern hausgemacht wur­
den. Doch dazu bräuchten wir nicht diese Verfas­
sungsänderung. Nein: Sie müßten nur die beste­
henden Möglichkeiten für Raumordnung und 
Flächenwidmung aktualisieren, verbessern und 
konsequenter anwenden und außerdem die Mög­
l ichkeit haben,  den überbordenden Zweitwoh­
nungsbesitz in den schönsten Tei len  unserer 
österreichischen Bundesländer durc h  fiskalische 
und raumordnungspol itische Maßnahmen - ich 
denke hier unter anderem auch an das von u ns 
vorgelegte Model l  der touristischen Schutzzone 
- in den Griff zu bekommen. 

H ier w i rd aus Angst vor einem EWR-EG-Aus­
verkauf und im Rückblick auf die eigenen  Sünden 
weit übers Ziel geschossen .  Die Freiheit des pri­
vaten E igentums ist aber uns Freiheit l ichen zu 
wichtig, 'um sie auch nur der Gefahr auszusetzen,  
daß sie aus lokal pol itischen oder ideologischen 
Gründen mißbraucht werden kann. (Beifall bei 
der FPÖ.)  

Dam it wir  einander n icht  mi ßverstehen, meine 
Damen und Herren, sage ich es hier ganz deut­
lich: W i r  bekennen uns zum Föderal ismus, wir 
schätzen ihn ,  und wir wol len  ihn ausbauen. Ich 
warne jedoch vor einer Zersiedelung der österrei­
chische n  Rechtslandschaft . Es ist schon sinnvol l ,  
wenn i n  der Bundesverfassung das Zivi lrechtswe­
sen in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessa­
che ist und  bleibt. 

Ich warne Sie vor dem ersten Schritt, es könn­
ten noch weitere folgen. Ich sehe schon ein, Herr 
Landeshauptmann,  daß sie vor allem in  Vorarl­
berg mit dem Mietrechtsgesetz in der jetzigen 
Form keine besondere F reude haben .  Wir in 
Wien haben sie auch nicht. Das muß  ich Ihnen 
zugestehen. Man hätte h ier sicher etwas wesent­
l ich Besseres machen können, wenn  man auf die 
west l ichen Bundesländer, die wesent l ich  mehr 
Erfahrung auf d iesem Gebiet auf dem Boden der 
Marktwirtschaft haben, gehört hätte. Das gebe ich 
schon zu .  Aber wenn jetzt der erste Schritt war,  
ich bekomme d ie Grundverkehrskompetenz zu­
gewiesen ,  kommt es da nicht vielleicht zu e iner 
Begehrungsneurose? Das nächste ist die Mietzins­
b ildung, dann kommt das ganze Mietrechtsgesetz, 
Wohnrecht, das Wohnungseigentum, vie lleicht 
noch viele andere Sachen,  weil es so viel schöne 
Dinge gibt, über die man selber bestimmen wil l .  

Dann haben Sie neun Länderrechte i n  wesentli­
chen Teilen , die den Bundesbürger betreffen. Da 
muß er  jedesmal überlegen, wenn er von einem 
Bundesland ins andere kommt: U nter weIchem 
Gesetz kann ich jetzt agieren, und was best immt 
mich? Jedes einzelne Länderrecht muß auch noch 
EG-konform sein.  

Sie rütte ln mit dieser Novelle darüber h inaus 
auch noch an Artikel 4 Abs. 1 der österreichi-
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sehen Bundesverfassung, wonach das Bundesge­
biet ein einheit l iches Wirtschaftsgebiet bi ldet. So 
steht es nämlich drinnen. 

Ich gebe schon zu, daß h inter dem Grundge­
danken , der h inter d ieser Novelle steckt, berech­
tigte Sorgen und Ängste stehen, und es ist auch 
für uns gar keine Frage, daß etwas geschehen 
muß ,  um die Zerstörung unserer Kulturland­
schaft, die Zersiedelung und den in ein igen Ge­
bieten überbordenden Zweitwohnungsbesitz un­
ter Kontrolle zu bekommen, doch es geht auch 
anders. 

Wir haben daher im Nationalrat einen Abände­
rungsantrag zur vorliegenden Regierungsvorlage 
eingebracht und wollten diese Materie i n  Ar­
tikel 1 2  der Bundesverfassung geregelt wissen, 
wonach die Gesetzgebung über die Grundsätze 
Bundessache ist und die Erlassung von Ausfüh­
rungsgesetzen und die Vol lziehung den Ländern 
zugeordnet werden. Das, meine Damen und Her­
ren ,  ist ein vernünftiger und staatstragender Weg, 
um zu e iner positiven Regelung dieser Materie zu 
kommen, zu e iner posit iven Regelung, die auch 
wir wünschen. 

Ich fordere Sie daher auf, meine Damen u nd 
Herren :  Geben Sie dem Nationalrat noch e ine 
Nachdenkphase, i ndem Sie diesem Beschluß des 
Nationalrates Ihre Zustimmung versagen. 

Und noch etwas: Ich b e  a n t r a g  e die ge­
trennte Abst immung zu Punkt 8 der Tagesord­
nung über die Vorlagen 60 und 372 der Beilagen. 
- Danke. (Beifall bei der FPÖ. )  / 7.12 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesmin ister Jürgen 
Weiss. Ich erte i le es ihm. 

1 7. 12  
Bundesminister für Föderalismus und Verwal­

tungsreform Jürgen Weiss: Herr Präsident! Herr 
Landeshauptmann !  Hohes Haus! Der Herr Vor­
redner gehört e iner Partei an, deren Vorsitzen­
der, als er  noch Landeshauptmann war, sein Bun­
desland als Freistaat sehen wol lte, das heißt mit  
e inem ganz erhebl ichen Maß an Zuständigkeiten 
ausgestattet, die er eigenständig wahrnehmen 
kann .  

Als i ch  Ihre Wortmeldung jetzt verfolgt habe. 
stel lte ich fest: Sie haben offenbar Angst vor der 
e igenen Courage bekommen. Anders kann man 
das Mißtrauen in  eben jene Länderzuständigkei­
ten .  d ie Sie ansonsten fordern. nicht bezeichnen.  
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Ich wi l l  auf die Vielfal t  der Argumente .  die S ie 
hier gebracht haben, nicht weiter eingehen. S ie 
kommen mir aus anderen Veranstaltungen sehr 
bekannt vor .  Nur auf ein paar Dinge möchte ich 

hinweisen.  d ie im Zusammenhang mit einer Ver­
fassungsnovel le von Bedeutung sind. 

Sie haben die Sorge ausgedrückt, daß neun 
zwangsläufig untersch iedlich ausgestaltete, aber 
nach regionalen Bedürfnissen ausgerichtete Län­
derrechte al le Bundesbürger betreffen und daß 
das daher kein gee igneter Weg wäre. Ich bin der 
Meinung, Grund und Boden und d ie damit  im 
Zusammenhang stehenden gesetzl ichen Vor­
sc hriften betreffen in erster Linie die an Ort und 
Ste l le auf diesem Grund und Boden wohnende 
Bevölkerung. Wir haben ,  glaube ich , alle d ie Ver­
pflichtung, uns angesichts der regional völ l ig un­
tersch iedl ichen Knappheit an Grund und Boden 
dazu zu bekennen, daß die einen Hauptwohnsitz 
suchende Bevölkerung, insbesondere die Jugend, 
Vorrang hat vor jenen ,  d ie sich - womöglich aus 
dem Ausland und mit entsprechendem Kapital im 
Rücken - Freizeitwo hnsitze leisten wol len. Ich 
glaube, zu dieser Priorität müssen wir uns, unab­
hängig von der Europäischen Gemeinschaft und 
den von ihr  ausgehenden Folgewirkungen, beken­
nen. 

Sie haben die Ansicht vertreten ,  daß die Über­
tragung der Zuständigkeit an Artikel 4 der Bun­
desverfassung, der Einheit  des Wirtschaftsgeb ie­
tes, rüttle. Die Zuständigke itsübertragung an sich 
kann an einem solchen Verfassungsgrundsatz 
nicht rütteln.  Allenfa l ls könnte d ies die konkrete 
Ausgestaltung durch e in Gesetz, sei es e in  Bun­
des- oder ein Landesgesetz tun. 

In diesem Zusammen hang muß ich auch fest­
halten:  Ich kann Ihre Ansicht nicht tei len, daß die 
Übertragung einer Zuständigkeit schon eine E in­
schränkung des E igentums bewirken könnte. Be­
wirken kann sie ein Landesgesetz oder auch e in 
Bundesgesetz. Und der Herr Landeshauptmann 
hat wie auch andere Ländervertreter schon mehr­
fach darauf h ingewiesen ,  daß der Schutz des Ei­
gentums in vie lfältiger H insicht - das tritt ja 
nicht nur beim Grund u nd Boden in  Erscheinung 
- beim Landesgesetzgeber ebenso gut aufgeho­
ben ist wie beim Bundesgesetzgeber. 

Die von Ihnen zitierten Beispiele des Assanie­
rungsgebietes beruhen n icht - und das wissen Sie 
sehr genau - auf e inem Wiener Landesgesetz, 
sondern auf der Anwendung eines Bundesgeset­
zes. Und die von Ihnen befürchteten E igentums­
eingriffe, die m it d ieser Zuständigkeitsübertra­
gung gar n icht verbunden sein können, könnten 
allenfalls e intreten. wenn  sich die Länder und Ge­
meinden eines Bundesgesetzes. des heute schon 
erwähnten Bodenbeschaffungsgesetzes, bedienen 
würden. ( Vizepräsidem 5 I r u t z  e f1 b e  f g e r  
übernimmt  den Vorsitz. ) 

Die Zuständigkeitsübertragung an sich ist hin­
sichtlich des Eigentumsschutzes wertneutra l ,  und 
es ist in den Erläuterungen des Ausschußberich-
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tes im Nationalrat ja ausdrücklich darauf h inge­
wiesen worden,  daß die von Ihnen befürchteten 
Eigentumseingriffe mit dieser Zuständ igkeit gar 
nicht übertragen würden, wei l  sie mit dem Zivil­
rechtswesen nichts zu tun haben. 

Wir müssen,  glaube ich, auch der Fehlmeinung 
entgegentreten,  da ß man mit Raumordnungs­
maßnahmen al lein das Problem lösen könnte. Die 
Raumordnung ist ein wichtiger Bestandte i l  der 
Lösungsmöglichkeiten, aber sie bedarf der Ergän­
zung durch verwaltungsbehördliche Rege lungen, 
eben der Art,  wie sie den Ländern nun als Mög­
l ichkeiten in d ie Hand gegeben werden. 

Im Nationalrat haben die Vertreter Ihrer Partei 
völ l ig  untersch iedliche Ges ichtspunkte vorgetra­
gen: vom bloßen Hinweis auf die Möglichkeit  der 
Raumordnungsmaßnahmen über ein Konzept 
und einen Entsch l ießungsantrag mit  touristischen 
Schu tzzonen bis hin zur Überlegung eines bun­
dese inheitlichen Zweitwohnungsgesetzes Ihres 
Klubobmannes und zu den als Antrag e inge­
brachten Gedanken, im Wege der Grundsatzge­
setzgebung und Ausführungsgesetze den Ländern 
diese Zuständigkeit zu übertragen .  

Sie wissen nun ganz genau - der  frühere Lan­
deshauptmann Dr. Haider wurde auch nicht 
müde, darauf hinzuweisen -, daß die Grundsatz­
gesetzgebung in Österreich, so sinnvoll sie an sich 
ausgestaltet werden könnte, dazu mißbraucht 
wurde, den Ländern d ie Ausführungsgesetze na­
hezu auf Punkt und Beistrich vorzuschreiben. 
Und daher ist die Strukturreformkommission,  die 
aus Vertretern des Bundes und der Länder be­
steht, zu der Auffassung gelangt, daß man an die­
sem Kompetenztypus n icht mehr festhalten,  son­
dern zu anderen Lösungsmöglichkeiten - eben 
möglichst klaren Kompetenzzuordnungen - Zu­
flucht nehmen sollte. 

Gerade im H i nbl ick  auf k lare Kompetenzzu­
ordnungen hat auch diese Übertragung der Zu­
ständigkeit i hren Sinn, wei l  die Länder ja heute 
schon in vielfältiger Weise für Gru nd und Boden 
zuständig sind. Was wir heute machen, ist, auch 
im Interesse der Bundesstaatl ichkeit - auch im 
Interesse der Verwal tungsreform, möchte ich an­
fügen - möglichst geschlossene Zuständigkeits­
bereiche bei e inem Gesetzgeber und bei e inem 
Vollziehungsorgan zu schaffen. 

Ich glaube, das ist e in Gesichtspunkt,  der nicht 
gen ug herausgestrichen werden kann; nicht zu­
letzt vor dem H intergrund, daß wir in Österreich 
zu einer besseren ,  zu e iner fun ktionsgerechteren 
- und im Bu ndesrat sage ich dazu : auch zu einer 
Länder stärkenden - Zuständigkeitsvertei l ung 
kommen sol lten. 

Wir brauchen diese Neuordnung der Zustän­
digkeit aber ganz unabhängig davon, ob damit 

eine Stärkung der Bundesländer verbunden sein  
sollte oder nicht .  D ie  Abrundung der bereits vor­
handenen Länderzuständigkeit mit diesem Teil­
bereich "Baugrundstücke" ist ein wichtiger 
Schritt dazu. 

Zu  Ihrem H inweis, daß noch genügend Zeit 
wäre und die Länder genügend Möglichkeiten 
hätten,  muß man fo lgendes sagen :  Sie haben vö l­
l ig recht, wenn sie auf die d reijährige Übergangs­
frist im EWR-Vertrag verweisen.  Wir wissen aber 
andererseits auch,  daß die Kapitalverkehrsrichtl i­
n ie Zweitwohnsitze von der Freizügigkeit nur so 
lange ausnimmt, als sie nicht geändert wird. Und 
aus d iesem Grund hat ja auch Dänemark erfo lg­
reich darauf gedrungen, daß in den Verträgen 
von Maastricht die Beibehaltung der dänischen 
Zweitwohnungsregelungen ausdrücklich festge­
halten wird, auch als anwendbar für die Zukunft, 
als Bestandteil des Primärrechts der EG und nicht 
abhängig von einer Änderung der Kapitalver­
kehrsrichtl inie. 

Es ist völl ig unbestritten und auch im Aus­
schu ßbericht des Nationalrates nachzu lesen, daß 
wir eine ähnl iche Regelung zur Absicherung un­
serer eigenen Gesetzgebung im Beitrittsvertrag 
anstreben müssen.  

S ie se lbst treten nun dafür ein, daß d iese Bei­
tr ittsverhandlungen rasch beginnen. In  den Bei­
trittsverhandlungen für die Aufnahme in den Bei­
trittsvertrag können wir nur einen Rechtsbestand 
reklamieren, der bereits vorhanden ist und der 
n icht in u nbekannter Weise erst ausgestaltet wer­
den so l l .  Daher ergibt sich ,  unter  der Annahme, 
daß wir rasch zu Beitrittsverhandlungen mit der 
EG kommen wollen, unabhängig von der Über­
gangsfrist des EWR, ein dringender Handlungs­
bedarf sowohl  für den Bundesgesetzgeber, der 
h iemit angeführt ist, als auch für die Landesge­
setzgeber. 

Und nun komme ich zu dem Gedan ken der 
I Sa-Vereinbarung und der damit verbu ndenen 
E inschränkung der Länder. Es ist ohne Frage 
richtig, daß eine bedingungslose Übertragung der 
Zuständigkeit aus förderal istischer Sicht schöner 
gewesen wäre. Auf der anderen Seite ist diese 
zeitliche Verknüpfung ein Regelungsmodel l ,  das 
die Bundesländer se lbst i n  die Rechtsordnung 
eingeführt haben. Im Jahre 1 983 wurde näml ich  
m i t  einer B-VG-Novelle d i e  Zuständigkeit für 
Maßnahmen zur Abwehr gefährl icher Be lastun­
gen der Umwelt, die durch  Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten entstehen, von den Län­
dern dem Bund übertragen ,  a llerdings mit der 
Beifügung, daß der Bund ein derartiges Bundes­
gesetz erst nach Inkrafttreten einer Vere inbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern über die 
F estlegung von Immissionsgrenzwerten erlassen 
kann . Das ist also e ine Verzahnung einer Zustän­
d igkeitsübertragung, bei der der Bund auf ein Re-
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gelungsmodel l  zurückgegriffen hat, das die Län­
der selbst im Jahre 1 983 für sich in Anspruch ge­
nommen hatten. 

Die Verhandlungen über den Absch luß dieser 
1 Sa-Vereinbarung sind im Gange . Ich gehe davon 
aus, da ß sie bis zur nächsten Landeshauptleute­
konferenz am 19. Juni  abgeschlossen werden 
können. Die Vorarbeiten des l ustizmin isteriums 
und die Wünsche der Länder entsprec hen einan­
der in hohem Maße, ich sehe keine tiefgreifenden 
Differenzen mehr. Nächste Woche findet in Inns­
bruck eine neue Verhandlungsrunde statt, von 
der ich annehme, daß sie ein abschl ießendes Er­
gebnis bringen wird. 

Daß auch der land- und forstwirtschaftl iche 
Grundverkehr in diese i Sa-Vereinbarung einbe­
zogen wird, was partiel l einen Eingriff in beste­
hende Zuständigkeiten der Länder bedeutet, ist 
auch aus der Sicht der Betroffenen, nämlich der 
Bürger, verständl ich ,  wei l  es schwer zu admini­
strieren wäre , je nach Art des Grundstückes zwei 
versch iedene zivilrechtliche Verfahrensvorschrif­
ten anwenden zu m üssen,  mit allen Problemen, 
die das für die Gerichtsbarkeit, das Grundbuchge­
richt, mit sich brächte. Und vol lends erschwert 
wäre es für die Bevölkerung dann, wenn ein 
Rechtsgeschäft Grundstücke beider Art umfaßt, 
was in der Praxis sehr  wohl häufig vorkommen 
kann. Das war a lso e ine Vorgangsweise im Inter­
esse der betroffenen Bürger, die von den Ländern 
se lbst zweifelsohne nicht begrüßt wurde. Aber ich 
glaube, i n  der Güterabwägung ist das ein vertret­
barer Kompromiß geworden. 

Nun zum Schluß zu der schon mehrfach er­
wähnten Entsch ließung des Bundesrates, mit wei ­
cher gefordert wurde, daß e ine  den Grundsätzen 
des Artikels 24 B-VG über die Gesetzgebung des 
Bundes entsprechende Mitwi rkung des Bundesra­
tes am Länderbetei l igungsverfahren vorzusch la­
gen wäre. In dieser Entschl ießung ist ausdrück­
l ich davon die Rede, daß  der Bu ndesrat durch den 
Verweis auf Artikel 24 Organ der Bundesgesetz­
gebung bleiben sol l ,  das heißt also, daß sich die 
anzustrebende Rege lung im Rahmen der gegebe­
nen bundesverfassungsgesetzlichen Rege lungen 
bewegen sol l .  Und die Bundesverfassung geht da­
von aus, daß die Vertretung der Länderinteres­
sen ,  seien es jene der Legislative oder der Exeku­
t ive, Angelegenheit der Länder selbst ist  und daß 
die Vertretung der Länder nach Artikel 1 05 der 
Bundesverfassung nach außen, also gegenüber 
dem Bund,  auch durch den Landeshauptmann 
wahrzunehmen ist, genauso wie die Vertretung 
Österreichs gegenüber der EG nach der Bundes­
verfassung durch den Herrn Bundeskanzler wahr­
zunehmen ist. 

Im Hearing wurde von Experten darauf hinge­
wiesen, daß eine Ko nstituierung des Bundesrates 
a ls Organ, das auch die Ländervertretung im Rah-

men der Länderzuständigkeiten besorgt, eine t ief­
greifende Änderung der Bundesverfassung wäre . 
Das war der eine Gesichtspunkt. U nd der zweite 
Gesichtspunkt war ,  daß e ine solch tiefgreifende 
Änderung der Bundesverfassung, selbst wenn 
man sie ins Auge fassen hätte wol len , auf  den Wi­
derstand der Bundesländer stieß, die sich darauf 
berufen haben, selbst für die Koordinierung i h rer  
Interessenvertretung zuständig zu sein .  

Die Lösung, die sich innerhalb dieser Rahmen­
bedingungen ergeben hat, war eine Verknüpfung 
des Organes Bundesgesetzgebung Bundesrat m it 
der Wahrnehmung der Länderinteressenvertre­
tung durch  d ie Länder se lbst im Rahmen dieser 
Informationskonferenz der Länder, an der die 
Landtagspräsidenten und die drei Präsidenten des 
Bundesrates in gleicher Weise mitwirken können,  
wobei nach der Bundesverfassung selbst auch die 
Länder davon auszugehen haben, daß d ie Stimme 
des Landes gegenüber außen, das E inbringen in 
die gemeinsame Wil lensbi ldung, durch den Lan­
deshauptmann abgegeben wird. Dabei sind die 
Landesverfassungen völlig frei, zu bestimmen, 
wie dieser vom Landeshauptmann nach außen  
vertretene Wi lle des Landes zustandekommt, mi t  
jeder nur  denkmögl ichen Mitwirkung des Landta­
ges. Die D iskussionen darüber sind im Gange, wie 
bekannt  ist. 

Die Einbind ung des Bundesrates in die Interes­
senwahrnehmung der Organe der Bundesgesetz­
gebung im Rahmen des Integrationsprozesses ist 
- das haben die von mir geführten Gespräche 
mit den Ländern ergeben - ein wichtiges Anlie­
gen auch der Bundesländer, weil sie natürlich ein 
Interesse daran haben, auch in Angelegenheiten 
der Bundesgesetzgebung und der BundesvoIlzie­
hung entsprechend mitwirken zu können, eben 
im Wege des Bundesrates. Der Herr Landes­
hauptmann hat schon darauf hingewiesen, daß 
die Betei l igung des Bundesrates am Koordinie­
rungsprozeß der Länder eben diesen Informa­
tionsaustausch gewährleistet und auch diese ge­
genseitige I nformation und Rücksichtnahme er­
mögl icht .  

Hier wartet auf den Bundesrat ohne Zweifel 
noch ein wichtiges Betätigungsfeld, nämlich sich 
gegenüber dem Nationalrat entsprechend durch­
zusetzen .  U nd ich bin gerne bereit ,  den Bundesrat 
im Rahmen meiner Möglichkeiten dabei so zu un­
terstützen,  daß ihm mehr  Erfolg beschieden ist 
als bei dem Gesetzesantrag h insichtl ich einer stär­
keren E inbindung des Bundesrates in d ie Bundes­
gesetzgebung an den Nationalrat, wie er heute 
h ier in der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle zu 
einem ganz bescheidenen Tei l  ausgefüh rt ist. 

Ich danke I hnen für Ihre Unterstützung bei der 
Umsetzung d ieses für die Länder und auch für 
den Bundesrat wichtigen Vorhabens e iner Ände­
rung der Bundes-Verfassungsgesetz-Novel le .  
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(Beifall bei der Ö VP und bei Bundesräten der 
SPO. ) 1 7.30 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn B undesrat 
Meier das Wort. 

1 7.30 
Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark) :  

Sehr geeh rter Herr Präsident! Herr B u ndesmini ­
ster! Herr Landeshauptmann!  Verehrt� Damen 
und Herren! Die vorl iegende Anderung 
des B-VG 1 929 und die Vereinbarung zwischen 
B und und Ländern gemäß Artikel 1 5a B-VG sind 
Gesetze, die im Hinblick auf die europäisc he Inte­
gration erlassen werden. Vorerst wird der EWR­
Vertrag und später wird der Weg in die EG noch 
e ine Reihe von Gesetzesänderungen und Anpas­
sungen erfordern. 

Ich möchte einige Worte zu den Ausführungen 
von Herrn Landeshauptmann Dr. Purtscher sa­
gen:  Ich nehme an, daß Sie, als S ie vom Schl u ß­
stein gesprochen haben,  gemeint haben,  d ies sei 
der Schlu ßstei n  dieses einen Gesetzes, denn Sie 
haben dann auch gesagt: Das ist e in e rster födera­
l istischer Lichtblick. Das stünde sonst unseren 
Bestrebungen entgegen. 

S ie haben auch gesagt, daß sich der Bund aus 
der Vorgangsweise, wie die Länder d iese Ent­
scheidungen  treffen und vertreten, heraushält .  
Das ist richtig und gut. Ich hoffe nur, daß eine 
breite Diskussion und Einbeziehung al ler Grup­
pen und Parteien in den Ländern erfolgen. Nicht 
nur die Landeshauptmänner und die Landtags­
präsidenten haben die entsprechenden Kenntnis­
se. Ich erkenne deren Funktion natürl ich voll und 
schätze d iese , aber es hat auch gestern der Vorarl­
berger Landtagspräsident Bertram Jäger eine 
stärkere Einbindung der Landtage i n  die Diskus­
sion über al t  diese Materien gefordert. 

Sie haben dann auch gesagt: Wir reden heute 
e her nicht mehr von einem Europa der Vaterlän­
der. Ich glaube, das ist e in Ausdruck, der von de 
Gaul le geprägt wurde . Dieser Ausdruck bezeich­
net eher eine Konförderation in der europäischen 
Prägung des Wortes "Konföderation" - im 
Angelsächsischen heißt  das etwas anderes -:  e in 
Europa der Regionen. Aber gerade über diesen 
Begriff mü ßte auch wieder eine große D iskussion 
auf allen Ebenen unseres Parlamentarismus ein­
setzen.  Das müssen wir in  unseren eigenen Bun­
desländern erreichen. Ich mische m ic h  in die An­
gelegenheiten Vorarlbergs nicht ein, ich hoffe 
aber, daß wir durch unsere D iskussionen gestern  
und  heute einen Umschwung auch be i  den  Län­
dern erreichen, daß das dort mehr disku tiert wird. 

Gerade diese B-VG-Novel le wurde am 
29. Mai 1 99 1  von der Landeshauptmännerkonfe­
renz behandelt und, ich glaube, am 1 1 . November 

1 99 1  in der Landtagspräsidentenkonferenz be­
schlossen .  Aber b is zum heutige n  Tag gab es kei­
ne derart ige D iskussion ,  zum Beispiel im steier­
märk ischen Landtag. Herr Minister Weiss wei ß, 
daß ich mich,  als e r  in Graz war ,  zu Wort gemel­
det und gesagt habe: Reden  wir auch hier e inmal 
über diese Thematik, denn wir wisse n, daß es ge­
rade im Hinbl ick auf das Thema Europa sehr  viel 
aufzuk lären und sehr viel zu informieren gibt und 
daß wir  alle zusammenhelfen m üssen,  diese D is­
kussion,  d ie nicht nur p lakativ sein kann, sondern 
deren Schwerpunkt auf dem Inhalt l iegt. überall 
zu führen. Das verstehe ich unter einer stärkeren 
Einbindung auc h der Landtage. 

Die heutigen  Themen und Beschlüsse sind 
grundsätzlicher Natur, wei l  es sich dabei um das 
Funktionieren des Föderalismus handelt. Ich 
brauche hie r  d ie Begriffe Föderal ismus und Sub­
sidiaritätsprinzip nicht näher zu erklären, wei l  wir 
al le um ihre Bedeutung Bescheid wissen. E ine 
einzige Definit ion genügte ohneh in  nicht, wei l  es 
auch bei diesen Begriffen große Bandbreiten in 
der Verwirkl ichung und der Interpretation gibt, 
ebenso wie bei  anderen Begriffen ,  zum Beispiel 
bei Demokratie ,  Neutralität, Freiheit und ande­
ren .  

Wie schwierig d ie  Praxis wird, zeigen etwa die 
Argumente bei  föderal istischen Ause inanderset­
zungen, zum Beispiel bei den österreichischen Fi­
nanzausgleichsverhandlungen,  d ie wir demnächst 
wieder führen werden. 

Die kleinere Einheit befürwortet die Dezentra­
lisation, d ie darüber liegende Einheit strebt eher 
nach einer Verlagerung der Gestaltungsmöglich­
keit - um n icht "Macht" zu sagen - auf die 
übergeordnete Ebene . 

Dieses Ringen um Kompetenzen und die hof­
fentlich ausgewogene und für d ie  jeweil igen Ebe­
nen bewält igbare Zuordnung von Rechten und 
Pflichten, von Mögl ichkei ten und Aufgaben an 
die Kommunen ,  d ie wir n icht vergessen dürfen ,  
an die Bundesländer, an den Bund - das ist der­
zeit nationalstaatlich gesehen d ie höchste Ebene 
- und zukü nftig an die supranationale europäi­
sche Ebene bedeutet es funktionierenden Födera­
lismus, der nicht statisch bleibt, sondern ständig 
einer Überprüfung und Anpassu ng an sich än­
dernde Gegebenheiten bedarf. 

Ich möchte an dieser Stel le - wir dürfen n icht 
aufhören, es immer wieder zu postulieren - ei­
nen Appe l l  an Sie richten ,  der in  jeder Föderal is­
musdiskussion beachtet werden sol l :  Die u ntere 
Ebene ist im föderalistischen System besonders 
wichtig - es sind alle wichtig - und muß mit 
Aufgaben und Rechten versorgt werden. denn in 
der untersten Ebene, der Gemeinde, lebt und 
wirkt der sich artikul ierende Bürger, der Mitden­
kende. Und in kleinen Gruppen wie Vereinen 
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und Organisationen ist der mitgestaltende 
Mensch zu finden, der auf dieser Ebene noch am 
ehesten mit seinen gewählten Vertretern , den Ge­
meinderäten und dem Bürgermeister, direkten 
Kontakt und Meinungsaustausch hat und der 
dort, wo er lebt, in der kleinen Gemeinschaft, sei­
nen Lebensraum formen und gestalten kann .  

Die große Wirtschafts- und Währungspolit ik ist 
für ihn und für sie - das gilt auch immer für die 
Frauen - auch deshalb von besonderer Wichtig­
keit, wei l  der Lebensstandard und d ie Lebensqua­
l ität davon abhängen .  Die Bürger wissen, daß die­
se Politik auf höherer Ebene gestaltet werden 
muß,  während die Gestaltung eines Ortstei ls, 
etwa der Laternen, d ie man dort aufstel lt, aber 
auch die Festlegung des Baustils und damit ver­
bunden des Lebenssti ls eines Dorfes, e ines Mark­
tes, einer Stadt, eingebunden in Tradition und ge­
wachsene Kultur, welche ihnen zum Lebensraum 
geworden sind, ihnen obl iegen sol l .  Darum müs­
sen in Fragen der Europäischen Integration die 
Gemeinden und B undesländer ein entsprechen­
des Mitspracherecht v o r  Abschluß von Verein-
barungen erhalten. . 

Meine Damen und Herren l Der Bürger befaßt 
sich am l iebsten mit dem, womit er eng verbun­
den ist . Das s ind oft Kleinigkeiten. Ich habe schon 
gesagt, Währungsfragen oder Fragen der For­
schung sind se lbstverständlich auf die höhere 
Ebene verlagert. Kein  Gemeindebürger wird sich 
darüber Gedanken machen, ob das in se iner Ge­
meinde stattfinden und dort bewältigt werden 
muß .  Aber andere Dinge, von denen ich einige 
aufzählen wil l  - nur  beispielhaft, und einige da­
von mögen läppisch kl ingen - interessieren die 
Leute, die F rage zum Beispiel :  Wie mache ich 
meinen Führerschein,  wenn ein EG-Beitritt 
kommt? Oder :  Die Jäger des Bezirkes Gröbming 
haben mich gefragt: Darf man den kleinen Hahn, 
den Sch ildhahn,  noch jagen, wenn wir bei der EG 
sind? 

Gerade diese Beispiele - und es gibt eine gan­
ze Menge, der Mechaniker wil l  etwa wissen, wie 
seine Ausbildung dann ist und ob ihn das beein­
f1ußt - zeigen,  was wir mit dem Bürger d iskutie­
ren müssen. 

Ich erwähne an dieser Ste l le, daß auch der Bun­
desrat laut seinem Antrag vom 1 .  Februar 1 99 1  
Mitwirkungsrechte haben so l l .  Sie sind aber -
das ist heute schon mehrmals gesagt worden -
bescheiden ausgefal len .  Machen wir uns nichts 
vor, sprechen wir das hier aus, damit man weiß ,  
daß uns das bekannt ist. 

Inwieweit innerhalb der Bundesländer eine 
Meinung zu verschiedenen Integrationsfragen 
und Fragen, d ie d ie Landesgesetzgebung betrifft, 
gebi ldet wird, ist Angelegenheit der Bu ndeslän­
der, wobei ich mi r  n icht vorstellen kann,  daß nur 

die Exekutive a ls Landesregierung und als Beam­
tenschaft das jeweil ige Land vertritt, sondern ich 
glaube, daß die Legislative der Bundesländer, 
nämlich die Landtage, durch Meinungsbildung 
und verhältnismäßige Vertretung ein Mitsprache­
und Vertretungsrecht erhalten und der von den 
Landtagen nach der Verfassung gewählte Bundes­
rat mit einbezogen werden so l l .  

Aus der  unterschied lichen S icht der verschiede­
nen Ebenen ergibt sich die große Diskrepanz 
mancher Problemste l lungen in  unserer Zeit. Vom 
Inneren her, vom Mensch l ichen gesehen, ist man 
- ich verwende h ier bewu ßt das unbestimmte 
Fürwort "man",  wei l  es das anonyme "alle" be­
deutet oder: "die anderen" - für die U nterstüt­
zung der Flüchtlinge. Wenn diese aber dann an 
Ort und Ste l le neben mir und d i r  wohnen,  keine 
Arbeit haben ,  von unseren Steuergeldern leben 
und sich durch Gehabe, Sprache, K leidung und so 
weite r  von uns unterscheiden, dann stehen wir ih­
nen abweisend und mit großen Vorbehalten ge­
genüber, ja, wir stehen auf der anderen Seite .  

Dam it komme ich beinahe lückenlos zu dem 
Thema der den Ländern zu übertragenden Rege­
l ungszuständigkeit für den Baugrundstücksver­
kehr .  Einerseits erhalten die Länder dadurch 
neue Rechte übertragen, mit denen sie den 
Grundverkehr rege ln können. 

Es besteht die Befürchtung der Bürger,  beson­
ders in stark  betroffenen Tour ismusregionen, daß 
unser Boden regelrecht einem Ausverkauf freige­
geben werde und daß durch eine Steigerung der 
Grundstückspreise der Bodenerwerb für E inhei­
mische unerschwinglich werden würde . Das ist 
wirk l ich eine e rnstzunehmende Befürchtung, die 
jetzt schon mancherorts - das hat gar n ichts mit 
einem potentiel len EG-Beitritt zu tun - Realität 
geworden ist. 

In d iesem Zusammenhang wol lte ich Herrn 
B undesrat Mag. Langer sagen,  daß a uch die 
Raumordnung ein E ingriff in  die persönl iche 
Sphäre war und ist, daß wir solche Eingriffe brau­
chen,  sonst könnte man keine Straße oder Eisen­
bahn bauen ,  sonst könnte man keinen Kanal 
durch das Grundstück des Unterl iegers durchfüh­
ren ,  wobei auch ich der Meinung bin, daß das 
Eigentum insofern heil ig ist, als man das jedem 
zustehende E igentum erkennen muß und es ihm 
nicht wegnehmen sol l .  Aber es  steht h ie r  oft das 
Interesse des e inzelnen dem Interesse der Allge­
meinhe it gegenüber, und die Gesel lschaft hat sich 
zu entscheiden, was das al lgemeine Interesse ist. 

Meine Damen und Herren !  Wenn entspre­
chend tiefe Eingriffe gemacht würden, kämen die 
Bürger ja wieder zu den Landtagsabgeordneten 
beziehungsweise zu den Abgeordneten und wür­
den sagen:  Leute, dieses Gesetz kann so nicht wir­
ken l Ihr nehmt uns ja al les weg!  - Ich glaube, 
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daß diese Befürchtung n icht stimmt, daß das 
nicht eintreten wird. 

Wenn man bei al len Gesetzen und Regelungen 
nur das Negative sehen würde, hätte man über­
haupt noch nie ein Gesetz hier i m  Parlament be­
schl ießen dürfen .  Und wenn man hergeht und al l  
jene Ängste weckt, die man in diesem Zusammen­
hang auch in e inem größeren Europa d urch Ge­
setze beeinflussen könnte, dann bekommt man 
sofort ei ne Mehrheit der Gegner. Denn wenn ich 
den Jägern sage, daß sie den kleinen Hahn nicht 
schießen dürfen ,  und wenn ich sage, daß d ie Füh­
rerscheinprüfung so schwierig werden wird, daß 
man sie nicht mehr "derpackt" , und wenn ich den 
Grundeigentümern sage, daß ich ihnen ihr 
Grundstück wegnehme, dann sind natürlich alle 
dagegen. Ich glaube, es ist der falsche Ansatz, von 
diesen negativen Aspekten her den Weg in ein 
verei ntes Europa zu sehen.  Wir müssen die posi­
t iven Argumente zur Kenntnis nehmen ,  denn 
nicht al les, was sich später negativ auswirken 
könnte, hängt mit dem Thema " Europa" al leine 
zusammen. 

Wir haben das dänische  Model l  vor Augen, was 
die Grundstückssache betrifft. Dort ist Vorausset­
zung der Woh nsitz mi t  nachweisl ichem Mittel­
punkt der Lebensinteressen zum Zeitpunkt des 
Liegeschaftserwerbs oder der Nachweis eines 
Wohnsitzes während e ines Zeitraumes von insge­
samt fünf Jahren. Zweitwohnungen fal len  unein­
geschränkt unter die Bestimmungen d ieses Geset­
zes, wobei auch versch iedene Maßnahmen gegen 
d ie Umgehung dieses Gesetzes e ingebaut worden 
sind. Und diese Regelungen sind ja angebl ich EG­
konform. Natürlich haben Immobi l ienmakler da­
mit weniger Freude, denn ein niedriger Grund­
stückspreis zieht automatisch n iedrige Provisio­
nen nach sich. 

Der freiheitliche Abgeordnete zum Nationalrat 
Mag. Peter hat das Beispiel des Ausseerlandes an­
geführt. Er kommt ja aus St. Wol fgang im Salz­
kammergut. Im Ausseerland kosten die Grund­
stücke zwischen 1 500 S und 3 000 S pro Qua­
dratmeter. Und jetzt frage ich S ie ,  wie sich der 
E inheimische dort noch zirka 700 m2, die er für 
ein Einfamil ienhaus braucht, kaufen kann ,  wenn 
das Grundstück 1 Mil l ion Sch i l l ing oder noch 
mehr kostet und wenn  er dann noch das Haus 
bezahlen muß.  

Darum kann der Grundstücksverkauf n icht an 
jeden freigegeben werden .  Denn bei uns ist es so : 
Da gibt es schöne alte Holzhäuser,  abgewohnt 
und nicht unterkellert, die viel leicht vom wahren 
Wert her 500 000 S kosten.  Nun kommt ein sehr 
betuchter europäischer Ausländer - der Begriff 
"Ausländer" wird sich ja auch wandeln in näch­
ster Zeit - und bietet für das Haus 2 Mi l l ionen 
Schi ll ing. Da möchte ich fragen, wie sich der Ein­
heimische das Haus noch kaufen kann .  Der 

Grundstücksmakler ist natürl ich froh ,  daß er die­
sen Kauf um 2 Mil l ionen Schi l l ing vermittel n  
kann. Darum geht es! 

Ich glaube, eine sinnvol le Lösung dieses Pro­
b lems ist, n iemandem etwas wegzuneh men. aber 
doch die Lebensverhältnisse so zu gesta lten, daß 
wir uns das al les auch leisten können. Den n  
Grund und Boden s ind nicht  einfach x-be l iebig 
vermehrbar. Wie schön sind doch jene Seen in 
Österreich, wo man noch überal l  ans Ufer gehen 
kann.  Und wie sch lecht ist die Situation bei  jenen 
Seen ,  wo man nicht mehr zum Ufer gehen kann ,  
wo e s  viel leicht 1 S O  m Badestrand fü r  d ie Allge­
meinheit gibt, an dem dann 1 000 Leute sind, wei l  
sie sonst n irgends zum Seeufer gelangen können. 
Dieses Recht des e inzelnen und der Gemeinschaft 
müssen wir in dieser Grundstückssache auch be­
achten. 

Die Vereinbarung zwischen Bund und Ländern  
gemäß Artikel 1 5  a behandelt die M itwirkungs­
rechte der Länder und Gemeinden in Angelegen­
heiten der Europäischen Integration. Dabei han­
del t  es sich im Artikel I um eine I nformations­
pflicht über die Verbindungsste l le der Bundeslän­
der und für die Gemeinden über den i m  
Österreichischen Städtebund und den Österrei ­
ch ischen Gemeindebund, wobei a l le Dokumente, 
Berichte und M itte i lungen schrift l ich und nur i n  
Ausnahmefäl len mündlich weitergeleitet werden 
müssen.  

Bezügl ich der Fristen, innerhalb derer die Stel­
lungnahmen der Länder und Gemeinden abgege­
ben werden können, wird ein angemessener Zeit­
raum angegeben, wobei zu hoffen ist, daß der 
Zeitraum e inerseits wirklich ausreicht u nd ande­
rerseits auch zur Ste l lungnahme genützt wird .  Be i  
einer einheit l ichen Stel lungnahme der Länder i n  
gesetzgeberischen Landesangelegenheiten ist der 
Bund mit Ausnahme von zwingenden außen- und 
i ntegrationspol itischen Gründen an d iese Stel ­
l ungnahme gebunden.  In welcher Form d ie Län­
der ihre Ste l lungnahme beschl ießen und abgeben,  
muß von den Ländern selbst geregel t  werden. 
Viel leich t  gibt es auch diesbezügl ich  noch eine 
Länderverei nbarung gemäß Artikel 15 a Bundes­
Verfassungsgesetz. 

Ländervertreter können auf Kosten der Länder 
auch an Verhandlungen tei lnehmen, wenn diese 
d ie Interessen der Länder berühren oder deren 
selbständigen Wirkungsbereich betreffen. Die 
Vertreter der Länder werden von den Landes­
hauptmännern namhaft gemacht. Das ist wieder 
sehr länderzentral istisch. 

Dazu erhebe ich ergänzend die Forderung, daß 
im gemeinsamen Interesse i nnerhalb der Länder 
die verhältnisgerechte Mitwirkung der pol itischen 
Kräfte eines Landes w ie etwa in der Landesregie­
rung erfolgen muß.  Auch im Bund erfolgt ja die 
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Zusammensetzung von Verhandlungsde legatio­
nen nach diesem Gesichtspu nkt, also nach  der je­
wei l igen Zusammensetzung der Bundesregierung 
oder des Nationalrates, wobei das Verhältnis i n  
den Zusammensetzungen der Landesregierungen 
immer deutlich festgeschrieben ist, während es 
beim Bund vari ieren kann. 

Jedenfal ls haben d ie Länder durch die Bundes­
Verfassungsgesetz-Novelle eine Vereinbarung ge­
troffen, die ihnen eine gewisse Mitwirkung und 
Mitbestimmung ermöglicht und diese verfas­
sungsmäßig regelt. 

Ich möchte sch l ießen mit jenen Gedanken. d ie 
ich eingangs in dieser Wortmeldung in den Vor­
dergrund gestel lt habe. Mit einem Föderalismus. 
der den u nteren Ebenen mögl ichst viele Rechte 
und Aufgaben überläßt, d ie sie auch bewältigen 
können und wofür man i hnen die notwendigen 
finanziel len Grundlagen zur Verfügung stel len 
muß, werden staatliche Strukturen trotz mancher 
Reibungsverluste besser bestehen können a ls  mit 
einem starken Sog hin zum zentralistischen Ein­
fluß.  Dies gi lt für unseren Staat . für das relativ  
k leine Österreich , d ies gilt aber umsomehr für 
eine größere Einheit,  wie sie die europäische Inte­
gration schaffen wird. Das sage ich bewußt als 
Vertreter e ines Bundeslandes und der kleinsten 
Einheiten, der Gemeinden, h ier in der österrei­
chisc hen Länderkammer, im Bundesrat, der diese 
Interessen auch in besonderem Maße zu vertreten 
hat. - Danke.  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 1 7.47 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
tei le Herrn Bundesrat Holzinger das Wort. 

1 7.47 
Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster­

reich) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister !  
Meine seh r  geehrten Damen u nd Herren !  Hoher 
Bundesrat ! Meine Vorredner haben sich seh r  ein­
gehend m it den Detailfragen dieses Gesetzes be­
schäftigt. Ich möchte an das anknüpfen,  was Herr 
Bundesrat Mag. Bösch gesagt hat - und ich b in  
da auch mit  ihm einer Meinung - ,  nämlich daß 
der Grundsatzbesch luß  des Bundesrates, was Mit­
wirkungen ,  Mitentsc heidungsmöglichkeiten beim 
Länderbete i l igungsverfahren betrifft, für uns 
nicht befriedigend sein kann .  Aber ich meine, daß 
der  Bundesrat d iesbezüglich schon Kummer ge­
wöhnt ist, wenn ich nur an die Vergangenheit 
denke, als es darum gegangen ist, Bereitschaft i m  
besonderen bei den Kollegen des Nationalrates z u  
finden, die Rechte des Bundesrates z u  erweitern. 
Das heißt,  wir gehen hier schon lange einen stei­
nigen Weg, und wir werden mit Beharrl ichkeit 
sicherlich a I L  das erreichen, was wir einerseits woL­
len und was andererseits unserem Lande guttut. 

N icht mitgehen kann ich mit Herrn Mag. Lan­
ger, wei l  mich se ine extreme Darstel l u ng stört. 
Mich stört, daß man hier das Gespenst der Ein-

schränkung der  Eigentumsrechte und so weiter 
herausste l lt und damit eigentlich w ieder Ängste 
bei unseren Mitbürgern sch ürt. Sie sagen. e ine Ei­
gentumswohnung für einen Studenten in Wien 
wird man nicht mehr kaufen können .  Na ja, dann 
muß der Student halt seinen Hauptwohnsitz in 
Wien begründen, dann wird man die Eigentums­
wohnung kaufen können ,  denn beim Haupt­
wohnsitz soll es ja bekanntl ich keine Einschrän­
kung geben. 

Das ist ja im wesentl ichen nur eine Frage des 
Zweitwohnsitzes. Und da haben unsere Mitbür­
ger große Ängste. daß es zu  einem Ausverkauf 
kommt. Ich bin d iesbezüglich wirkl ich ganz auf 
der Linie der Länder, und ich begrüße das, was 
der Herr Landeshauptmann heute gesagt hat, 
nämlich daß d ie Rechte im vollen Umfang an die 
Länder übertragen werden sollen. Die Angst, die 
Sie haben und die Sie hier sehr dezidiert darste l­
len, verständ licherweise von Ihrer Warte aus, die­
se Angst habe ich n icht. Auch ein Landeshaupt­
mann ist ein Politiker, der gewählt werden muß . 
Und wenn er Dinge macht,  die dem Bürger zuwi­
derlaufen,  die den Bürger in  dessen Rechten ein­
schränken oder die dessen Eigentumsrechte ge­
fährden,  dann ist es schon d ie Frage, ob er ein 
zweites Mal gewählt  wird. Ich glaube daher, daß 
man diese Dinge doch etwas vorsichtiger al]gehen 
und mit so lchen Meinungen nicht an die Offent­
l ichkeit treten sol lte . 

Der EWR-Vertrag, meine seh r  geehrten Da­
men und Herren,  bringt uns dem eigentlichen 
Ziel, nämlich dem EG-Beitritt, wesentlich näher. 
Und dennoch:  Die Opposition bezeichnet den 
EWR als "Warteraum" für die EG und in jüng­
ster Zeit sogar als "Abstel l raum" , aus dem man 
nicht mehr herauskommt. Und es wird kritisiert ,  
daß nunmehr, wei l  wir n icht schne l l  genug gewe­
sen wären ,  auch andere Länder ihre Beitrittsansu­
chen e ingebracht hätten,  und wenn  mehrere Bei­
trittswerber sind, wäre die Gefah r  einer Ver­
sc hleppung grö ßer. Darauf  hätten wird aber so 
und so keinen Einfl uß  gehabt, denn eines ist klar: 
Vor dem Entstehen des B innenmarktes in der 
Europäischen Gemeinschaft wird es einen Beitritt 
Österreichs nicht geben können, und wir können 
es anderen Ländern in diesem Zeitraum nicht 
verwehren,  ihre Anträge zu stel len.  

Heute lese ich im "Kurier" - und das hat mich 
einigermaßen verblüfft - ,  daß Herr Klubob­
mann Dr. Haider erk lärt hat - ich zitiere - :  
"EG-Beitr itt ist nicht unverzichtbar" . Wenn er 
das sagt, dann bringt das ja eine weitere Verunsi­
cherung unserer Mitbürger mit sich, denn er stellt 
die Erwartung in  den Raum:  Wir können es uns 
ohne weiteres leisten, der EG nicht beizutreten.  
Man macht, glaube ich, den gro ßen Fehler, daß 
man falsche Vergleiche zieht. Man vergleicht 
näm l ich unseren Ist-Zustand mit jenem Zustand, 
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der eintreten wird ,  wenn wir bei der EG sind. 
Und das ist meiner Meinung nach ein großer Feh­
ler. Richtig wäre, gegenüberzuste l len: Was pas­
siert uns Österre ichern, wenn wir nicht in die EG 
kommen. z um Unterschied davon. wenn wi r in  
die EG kommen? Und da  schaut der  Vergleich 
schon wesentlich anders aus. 

Fragen Sie die Industrie , welche Erschwern isse 
es jetzt schon gibt ,  wei l  wir den Beitritt nicht ha­
ben und wei l  auch der EWR noch nicht soweit ist, 
daß er greift. welche Schwierigkeiten h ier beste­
hen. Deshalb habe ich, daß es völ l ig r ichtig war 
von der Regierung - und wir waren sehr früh 
dran -, dieses Beitrittsansuchen zu stellen und 
damit zu verhindern , daß wir au ßerhalb der EG 
ble iben und e in  reduziertes Wirtschaftswachstum 
und eine Diskr iminierung unserer Wirtschaft im  
Exportbereich in  Kauf nehmen müssen. 

Ich glaube also , daß es fa lsch ist, wenn man,  um 
polit isches Kleingeld kassieren zu können, um 
sich bei gewissen Bevölkerungsgruppen ins Ge­
spräch zu bringen, Angst vor einem EG-Beitritt 
und dessen Folgen schürt. Und ich würde schon 
meinen, hier sol l te ein gemeinsames Vorgehen 
über die Parteigrenzen hinweg mögl ich sein .  Ich 
glaube auch, daß d ie  beiden Gesetzesbesch lüsse, 
die wir heute h ier zu bestätigen haben , ein we­
sentlicher Sch ritt i n  d iese Richtung sind. 

Besonders wichtig ist die Möglichkeit der 1 5a­
Vereinbarung, nämlich die Mitwirkung der Län­
der und Gemeinden in Angelegenheiten der E u­
ropäischen Integration. Es können die Länder der 
Bundesregierung verbindl iche Empfehlungen in  
dieser F rage geben,  und der  zuständige Minister 
im EG-Rat darf grundsätzl ich von diesen Emp­
feh lungen nicht abweichen beziehungsweise nu r  
dann, wenn das besonders dringenden integra­
tionspolitischen Notwendigkeiten entspricht. We­
sentlich erscheint mir  aber dabei wieder ,  daß d ies­
bezüglich eine Berichtspfl icht seitens des Min i ­
sters besteht und daß die Länder d ie  Möglichkeit 
haben, wen n  d ie  Begründung nicht ausreichend 
ist, beim Verfassungsgerichtshof eine Anfechtung 
vorzunehmen. 

Diese Empfeh lungen werden vom Integrations­
ausschuß vorbereitet, dem, wie wir schon gehört 
haben, die Landeshauptmänner, die Landtagsprä­
sidenten sowie der Präsident und die Vizepräsi­
denten des Bundesrates angehören. Jedes Land 
hat eine Stimme, und dieses Stimmrecht wird 
vom Landeshauptmarin des jewei l igen Landes 
ausgeübt, wobei ich auch da meine - mein Vor­
redner, Bundesrat Meier, hat das auch schon ver­
langt - ,  daß natürl ich in den Landtagen diese 
Grundsätze erarbeitet und beschlossen werden 
sol len und daß die Landeshauptleute dann mit  
diesen Entscheidungen hinausgehen so l len. 

Das Verfassungsgesetz, das die Kompetenz des 
Grundverkehrs mit Baugrundstücken und mit 
Grundstücken, die zur Bebauung bestimmt sind, 
sowoh l  in Gesetzgebung als auch in Vollziehung 
elen Ländern überträgt, unterbindet, wie ich 
schon gesagt habe, Grundstücksspekulationen 
und elen Ausverkauf und d ient dazu, die Ängste 
unserer Bürger in diesem Bereich abzubauen. 

Für mich und für den Bundesrat i nsgesamt, 
glaube ich, ist es erfreu l ich,  daß d iese beiden Ge­
setze auf einen Gesetzesantrag des Bundesrates 
vom 1 .  Feber 1 99 1  zurückgeben.  D ie damal ige 
Begründung war unter anderem die Erweiterung 
der Mitwirkungsrechte des Bundesrates in Ge­
setzgebungsverfahren. Dies hat darin seinen N ie­
dersch lag gefunden, daß nunmehr nicht nur auf 
Beschluß des Bundesrates. sondern schon auf 
Verlangen eines Drittels der B undesratsmitgl ie­
der Gesetzesvorschläge beim Nationalrat einge­
bracht werden können. 

Ich glaube, daß diese beiden Gesetze ein we­
sent l icher Schritt in Richtu ng Föderalismus sind. 
Wir von unserer Fraktion werden daher gerne die 
Zustimmung geben.  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  
/ 7.58 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dr. Rockenschaub. Ich 
ertei le ihm das Wort. 

1 7.58 
Bundesrat Dr.  Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident ! Herr Landes­
hauptmann !  Hohes Haus! Sehr  geehrte Damen 
und Herren !  Ich möchte zunächst auf meinen 
Vorredner, Herrn Bundesrat Holzi nger, einge­
hen .  

E rstens: S ie haben davon gesprochen, daß Kol­
lege Langer Ängste extrem aufbaut, Ängste 
künstlich erzeugt .  Ich glaube, in diese Richtung 
war das gemeint. 

Ich meine, Ängste künstl ich aufbauen ist eine 
Sache, Ängste von Gruppen der Bevölkerung zu 
art ikulieren, ist eine legitime Methode, d ie letzt­
l ich  dazu d ient, Maßnahmen zur Angstherabset­
zung und zur Beruhigung umzusetzen. Es bringt 
nichts - das haben wir bei der E inwanderungs­
diskussion gesehen - ,  Ängste zu tabuisieren,  sie 
als i l legitim zu bezeichnen und zu verschweigen. 
(Bundesrat H o l z i Il g e r: Das tun wir eh nicht!) 
Und daß das Eigentumsrecht ins Gerede gekom­
men ist, geschah, b itte, n icht auf Anzettelung der 
Freiheitl ichen Partei ,  sondern aufgrund zahlrei­
cher Bürgeranfragen. Ich glaube, das können 
auch Sie bestätigen.  (Bundesrat H o l  z i n g e r: 
Aber auch Interessengruppen.') Auch Interessen­
gruppen. U nd da muß man vorsichtig sein gegen­
über Interessengruppen und eindeutigen Lobby­
bi ldungen. Aber ich bitte, daß Sie auch uns, den 
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frei heit l ichen Mandataren,  zugestehen, daß wir 
nicht jeder beliebigen Intere.�sengruppe sofort 
nachgeben . (Beifall bei der FPO. )  

Zweitens: Sie haben die Aussage unseres Bun­
desparteiobmannes im "Kurier" krit is iert. E r  hat 
dort gesagt, die EG sei n icht unverzichtbar. Ich 
glaube, in jeder Managementschu le lernt man seit 
Jahren ,  in Alternative n  zu denken, u nd zwar auch 
dann ,  wenn die Grundsatzrichtung selbstver­
ständlich klar ist. Und die Grundsatzrichtung EG 
hat d ie Freiheitl iche Partei se it Jahrzehnten ver­
fo lgt. Daran kann kein Zweifel bestehen. 

Herr Bundesrat Holzinger! Sie sind ,  glaube ich, 
Kaufmann, wenn  ich richtig i nformiert bin. Wenn 
zu Ihnen ein Lieferant kommt und Sie mit d iesem 
Lieferanten in Preisverhandlungen treten,  vor 
welchen Sie die Warenbeste l lung bereits schrift­
l ich abgesegnet haben, in welcher Preisverhand­
lungsposition befinden Sie sich dann? - In kei­
ner guten, in einer sehr u ngünstigen Situation !  
(Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat H o l  z i n  g e r: 
Es kommt darauf an, ob ich meine Position vorher 
richlig eingeschätzt habe.' Das ist kein g�schicktes 
Taktieren, wenn man vom Armenhaus Osterreich 
spricht.') 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Rockenschaub ist am Wort. 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (fortset­
zend) :  Ich glaube, daß wir der EG nicht signalisie­
ren sollten, daß wir praktisch unter al len mögli­
chen Bedingungen einem Beitritt nach lechzen. 
Das ist ein Standpun kt, der auch in  Ihrer Partei 
und auch in der Sozialdemokratischen  Partei ver­
treten wurde. (Bundesrat H o l z i n  g e r: Das ist 
eine Frage der Verhandlungen!) Die Verhand­
lungsergebnisse in Brüssel werden umso sch lech­
ter ausschauen - da wird beinhart verhandelt, 
wie im Geschäftsleben, das brauche ich Ihnen 
n icht zu erzählen - ,  je mehr wir  Brüssel von 
vornherein signal isieren, daß wir u nter al len Be­
dingungen beitreten und ledigl ich ü�er Kosmetik 
verhandelt wird. (Beifall bei der FPO.  - Bundes­
rat H o l  z i n  g e r: Das tut niemand!) 

Die psychologische Umsetzung von Maßnah­
men ,  die auf die EG-Integration zurückgehen -
bei den vor liegenden Gesetzesmaterien handelt es 
sich um solche Maßnahmen - ,  ist wichtig, um 
Ängste abzubauen und das Schiff Österreich si­
cher in den "Hafen Europa" h ineinsteuern zu 
können. 

Den Vorwurf - das habe n auch Redner ande­
rer Fraktionen, wenn auch nur  leise, aber ich 
habe es herausgehört, artik ul iert - ,  daß das 
Grundrecht auf Eigentum mit  dieser Vorgangs­
weise ins Gerede gekommen ist, kann ich Ihnen 
nicht ersparen .  Ich will aber ganz sachl ich b lei­
ben :  Ich richte die dringende Bitte an die Landes-

hauptleute, an die Landtage und an alle, die dafü r 
zuständig sind, möglichst rasch Maßnahmen zu 
setzen, damit Mißtrauen und die derzeitige 
Angstwelle - Sie gestehen es mir  zu, da ß es diese 
gibt - hinsichtlich Einschränk ungen  bei den 
G rundrechten der E igentu msfreiheit erfolgreich 
und kurzfristig abgebaut werden können. Wir 
sol lten darauf schauen ,  daß diese Welle nicht wei­
terläuft , sodaß es n icht zu einer zusätzlichen 
Gru ppe in  der Bevölkerung kommt, die mehr 
anti EG als pro EG denkt. 

Zu den M itwirkungsrechten der Bundesländer: 
Integrationskonferenz. Diesbezügl ich befinde ich 
mich mit meiner Meinung i n  guter Gesel lschaft 
mit  Rednern a l ler Fraktionen. Ich glaube, es ist ja 
schon die Bezeichnung falsch ,  die diese Vorlage 
erfahren hat. Es kann ja bestenfalls hei ßen " In­
formations- und Stel lungnahmerecht" der Län­
der. Das Wort "Mitwirkung" ste llt meines Erach­
tens eine Übertreibung dar. 

Folgendes ist mir auch bewußt geworden: Wir 
stehen vor e iner weiteren Degradierung des Bun­
desrates bis hin zur Bedeutungslosigkeit. Wir frei­
heitlichen Bundesräte können daher dem unsere 
Zustimmung n icht geben. Mitwirkungsrechte der 
Länder und Gemeinden werden vorgespielt, ja 
vorgegaukelt, möchte ich sagen.  Wenn ,  wie ich da 
in einer Passage lese, sogar Wortmeld u ngen im 
Rahmen einer Delegation be im Bundeskanzler 
angemeldet werden müssen ,  so stellt das schon 
eine deut l iche Entmündigung dar. Es hätte eine 
einfache Lösung gegeben, nämlich den B undesrat 
effektiv zu machen, den Bundesrat ZlI stärken. 

Mein Vorredner hat darauf h ingewiesen und 
gemeint: Wir sind ja schon Kummer gewöhnt! Ich 
glaube, wir B undesräte sol lten uns nicht damit 
zufriedengeben,  so l lten das nicht einfach hinneh­
men , so mit der resignativen Bemerkung: Wir 
s ind Kummer gewöhnt!  Da kann man halt n ichts 
machen!  Beschl ießen wir wieder eine Resolut ion !  
Warten wir  ab ,  b is es besser wird! Ich glaube, daß 
jeder Bundesrat mit entsprechendem Selbstwert­
gefühl d iese Vorlage nur ablehnen kann. Ich 
käme mir da so vor, als ob ich für eine Watschen 
auch noch danke sagen würde. (Beifall bei der 
FPÖ.) Ich fordere daher auch die Kol legen von 
der ÖVP und von der SPÖ auf, heute e ine De­
monstration des Bundesrates anzumelden ,  auch 
einmal Kraft zu zeigen u nd gegen diese Vorlage 
zu stimmen! (Beifall bei der FPO. ) IS.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin erteile ich Frau Bundesrätin 
Dr. Karlsson das Wort. 

/8.06 

Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 
Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Min ister !  Sehr geehrter Herr Landes­
hauptmann !  Hoher B undesrat! Ich bin sehr  froh 
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darüber, daß jetzt. da ich rede, sowoh l  der Herr 
Landeshauptmann als auch der Herr Minister 
h ier im Saale sind, denn ich glaube, aus ihren 
Ste l lungnahmen herausgehört zu haben,  daß, was 
die Mitwirkungsrechte des Bundesrates im Län­
derbetei l igungsverfahren betrifft . ein Mißver­
ständnis vorliegen muß .  

Wir haben uns ja nicht h ingesetzt u nd haben 
gesagt : Der Bundesrat sol l  a l les best immen, und 
die Länder dürfen gar nichts tun! - es gab auch 
den leisen Vorwurf, d ie Länder mü ßten bestim­
men ,  wer sie da vertritt - ,  sondern wir haben in 
e ine m  Vorsch lag, der unserer Arbeitsgruppe vor­
gelegen ist. d ie der Bundesrat mit al len Fraktio­
nen geb ildet hat. eine Mögl ichkeit überlegt. Ich 
glaube, daß die Länder gut beraten gewesen wä­
ren ,  diese Möglichkeit einzubauen und zu verlan­
gen :  sich näml ich der Kreativität und der Erfah­
rung des Bundesrates dann zu  bedienen ,  wenn es 
zu keinen e inheitl ichen Ste l lungnahmen der Län­
der kommt. Solange es eine e inheit l iche Stel lung­
nahme der Länder gibt, gibt es kein Prob lem. Bei 
jedem Konfl ikt  ist es eine Erfahru ngstatsache, 
daß, je mehr Gremien damit befaßt sind, je mehr  
um ei nen Komprorniß gerungen wird, j e  mehr  
Kompetenz und Erfahrung i n  einem Ringen um 
Kompromisse, um E inheit l ichkeit eingehen, de­
sto günstiger wird er auch ausfa l len.  

Daher glaube ich, daß wir i n  Unterstützung des 
heutigen Antrages noch e inmal - die Arti­
kel- I Sa-Vereinbarungen sind ja in den Bundes­
ländern,  i n  den Landtagen noch zu d iskutieren 
und zu verabsch ieden - an alle Landtagsfraktio­
nen die Frage richten sol lten , wieweit d ieser Vor­
sch lag, den Bundesrat gerade bei Kompromißfin­
dungen,  bei  uneinheitl ichen Stel lungnahmen ein­
zuschalten, angenommen wird, ob noch Bereit­
schaft dazu vorhanden wäre. 

I n  dem B undesland,  aus dem ich komme, i n  
Wien, wird i m  Landtag a m  26. Mai, das ist näch­
ste Woche, über diese Verträge beraten .  Wie ge­
sagt. ich würde wirk l ich  bitten ,  daß wir B undesrä­
te in den jewei ligen Landtagsfraktionen vor allem 
d ie parlamentarischen Vertretungen unserer Län­
der auf d iese Problematik und auf diesen Antrag 
des Bundesrates aufmerksam machen. Es ist 
schon vieles gesagt worden, ich wol lte nur  Kol le­
gen Strimitzer sagen ,  wei l  da gerätselt wird. war­
um der Herr Alt-Landeshauptmann Haider - der 
ja jetzt n icht mehr Landeshauptmann ist - ein­
mal so redet und einmal so: Ich glaube, das ist mit 
dem schl ichten Sprichwort: "Wie der Schelm 
denkt . . .  " zu erklären .  Wenn er von der Protek­
t ion ,  die dann die Landeshauptleute ausüben wer­
den , spricht, muß ich sagen:  Ich glaube, das ist 
damit am e hesten zu  erklären. 

Ich möchte aber meine Wortmeldung noch ei­
nem anderen Thema widmen, wei l  ich glaube , 

daß es sehr  wichtig ist, daß wir uns auch hier im 
Bundesrat damit beschäftigen .  

Ich  war in den letzten Tagen - ich konnte da­
her leider der gestr igen Enquete nicht beiwohnen 
- bei einer Tagung der E FTA-Parlamentarier i n  
Island. Unserer Fraktion wird des öfteren fälschl i ­
cherweise Zentral ismus vorgeworfen. Dem ist 
entgegenzuhalten ,  daß ich die einzige Vertreteri n 
des Bundesrates i n  dieser Delegation bin.  Ich 
habe hier den anderen Parlamentariern über jene 
Möglichkeiten und Maßnah men berichten kön­
nen, die wir setzen,  um einer Mitbestimmung, 
Mitwirk ung der Regionen beziehungsweise der 
Länder im Integrationsproze ß Raum zu geben.  

In Europa gibt  es zwei Prozesse: einerseits den 
Integrationsprozeß der Vereinheitl ichung der 
Rechtsbestimmungen und Normen und anderer­
seits - auch in seh r  zentralistischen EG-Staaten 
- jenes Phänomen, daß d ie Wäh ler in  zuneh­
mendem Maße regionalen Parteien ihr  Vertrauen 
schenken .  D iese zwei ausei nanderstrebenden Pro­
zesse gi lt es da einzubinden und positiv zu ver­
knüpfen. 

Es war daher auch ein gro ßes Interesse von sei­
ten des Vorsitzenden des Geschäftsordnungsko­
mitees Oreja und von seiten des Vorsitzenden des 
Außenpolitischen Ausschusses der EG Baron­
Crespo in  bezug auf d iese F ragen. Beide kommen 
zufä l l igerweise aus e inem Land, in welchem gera­
de die regionalen Schwierigkeiten im Zuge der 
Demokratisierung besonders zum Ausbruch ka­
men. 

E iner der Tagesordnungspunkte dieser Sitzung 
war das Ratifikationsverfahren bezügl ich des Eu­
ropäischen Wirtschaftsraumes. Es  wurde uns mit­
geteilt, daß d ie Zust immung des Europäischen 
Parlamentes dazu nicht - wie vorgesehen - be­
reits im Mai oder Juni gegeben wird, sondern  
wahrschein l ich  auf  Oktober dieses Jahres, zusam­
men mit der Budgetverhandlung, verschoben 
wird. Es wurde an uns die Aufforderung gerich­
tet, in den Parlamenten unsere Kontakte zu nüt­
zen und den Kol legen im Europäischen Parla­
ment die Wichtigkeit d ieser Abstimmung klarzu­
machen . Wir  müssen,  um diese Abstimmung 
durchzubringen, 260 Stimmen bekommen. Das 
heißt, es müssen mehr als 260 Abgeordnete, denn 
es wurden schon e in ige Gruppen von Gegnern 
ausgemacht, anwesend sein .  Das Europäische 
Parlament ist n icht durch  sehr gro ße Disz ip l in  
ausgezeichnet. Bei  der ersten Abstimmung wurde 
die Rückverweisung an den EuGH, an den Eu­
ropäischen Gerichtshof. mit einer Anwesenhe it 
von nur 8 7  al ler Abgeordneten besch lossen.  

Interessant war auch , daß bei  diesem EFT A­
Parlamentarierkomitee diese lbe Problematik ,  die 
wir hier diskutieren, aufgetreten ist,  näm lich die,  
daß eine zunehmende Tendenz besteht, Entschei-
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dungen in die Exekutivorgane zu verlegen und 
die parlamentarisc hen und legislativen Organe da 
weniger zu berücksichtigen .  Artikel 95 und 
Protokol l  36 des EWR-Abkommens sehen eine 
Par lamentarische Kommission vor, aber im Vor­
schlag wu rden zum Beispiel  Beschränkungen h in­
sichtlich des Auskunftsrechtes der Par lamentarier 
gemacht, und zwar von Beamten und von Mini­
sterseite. Man wollte das Auskunftsrecht der Par­
lamentarier beschränken, indem man erreichen 
wollte, daß keine Auskunft auf Anfragen und 
ähn liches gegeben werden m u ß .  Es wurde quer 
durch al le Fraktionen die österreichische Stel­
lungnahme abgegeben, daß es bei uns ein selbst­
verständ liches Recht ist , daß Minister auf Anfra­
gen Antworten zu geben habe n ,  und daß wir die­
ses selbstverständliche Recht  natürl ich auch für 
dieses Pa rlamentarierkomitee für den EWR in 
Anspruch nehmen. 

Zum zweiten wurde die B i ldung eines Ständi­
gen Ausschusses vorgesch lage n ,  der sich mit allen 
Problemen,  die aus diesem EWR resu lt ieren, be­
schäftigen so l l .  Es wurde vorgeschlagen, d iesen 
Ständigen Ausschuß aus hochrangigen Beamten 
zusammenzusetzen .  Das ist zwar für d ie Vorbe­
reitung und für die Diskussion  sicher e ine günsti­
ge Vorgangsweise , nur  muß man sich dann fra­
gen: Wo kommen dann jene, die das ausbaden 
müssen, was dort ausgemacht wird, nämlich die 
sich in regelmäßigen  Abständen zur Wahl ste l len­
den Parlamentarier, zum Zuge? 

Es gab sehr eingehende Diskussionen. Wir wur­
den auch über die finanziellen Auswirkungen des 
EWR-Abkommens informiert,  über den Perso­
nalbedarf, der bestehen wird, und über d ie Auf­
tei l ung zwischen den einzelnen Ländern, darüber, 
welche Kosten im Zuge des EWR auf u ns zukom­
men werden. Das sind Schätzungen:  Insgesamt 
hat das EFT A-Sekretariat mi t  einem Finanzbe­
darf von etwa 700 Mi l l ionen Schweizer Franken 
gerechnet. Das sind ungefähr  5 Mil l iarden Sch i l­
l ing. Der Personalbedarf sieh t  so aus: ungefähr  
1 80 Personen im EFTA-Raum,  30  bis 40  Per­
sonen im E FTA-Gerichtshof und 60 bis 1 00 Per­
sonen im Ständigen Ausschu ß. - Das sind al les 
sehr,  sehr grobe Schätzungen.  

Es ist h ier auch d ie  Haltung der FPÖ bezüglich 
des EG-Beitritts angeklungen .  Mich wundert das 
nicht! Die Lorenzer E rklärung 1 989, verfaßt von 
Bundesrat Mölzer, hat einen sehr EG-kritischen 
Paragraph drinnen, nämlich es passe Ihnen d ie 
EG nicht wegen der Völkervermischung und a l l  
diesen Dingen. (Rufe bei der FPÖ: Das ist ein Un­
sinn.') Gugerba uer wiederum war in der National­
ratsdebatte der, der für die EG gesprochen hat. 
Mölzer ist da, Gugerbauer ist . . . ( Weitere Zwi­
schenrufe bei der FPÖ. )  Daher ist ganz klar, weI­
che Richtung sich in der FPÖ nunmehr in bezug 
auf die EG durchsetzen wird . Darauf müssen wir 

uns einste llen. Das wol lte ich nur  gesagt haben. 
Ich wollte das auch im Zusammenhang damit sa­
gen ,  daß wir natürlich bei den Gesprächen in 
Brüssel und nu nmehr auch in Island angespro­
chen werden auf Entwicklungen in Österreich. Es 
ist halt dann seh r  schwer, wegzudiskutieren, daß 
hier  in diesem Bundesrat jemand sitzt, der wegen 
Verbreitung neonazistischer Schriften 1 987 
rechtskräftig verurtei lt wurde. (Rufe bei der FPÖ: 
Ungeheuerlich.') Daher glaube ich,  daß wir auch 
im Zusammenhang mit der EG und mit der Eu­
ropäischen Integration darauf achten müssen, daß 
der rechte Rand sauber ist und daß solche Perso­
nen in diesem Bundesrat n ichts zu suchen haben .  
(Beifall bei  SPÖ und Ö VP. ) 

Ich möchte zum Absch luß  nicht unerwähnt las­
sen :  Es waren einige Kol leginnen m it - wir wa­
ren auf e iner ,  Herr Bundesrat Schambeck sagt das 
immer: "selbst bezah lten Reise" in Brüssel - ,  wir 
waren e ine Frauendelegation. 

Was ich hier sagen wollte, war jener Aspekt, 
daß wir Gespräche geführt haben,  i n  denen sehr 
positiv die Zusammensetzung unserer Mission in 
Brüssel hervorgehoben wurde, die ja e iner übli­
chen Mission nicht entspricht, ebenso sehr positiv 
die Wirkung des Vertreters der Länder in dieser 
Mission . Es wurde gebeten,  nicht durch Vorpre­
schen einzelner Bundesländer nun eine unkoord i­
nierte Lobby zu instal lieren .  Es wurde auch sehr  
positiv d ie  Entwicklung, i n  den e inze lnen Län­
dern EG-Beauftragte einzusetzen sowie EG-Aus­
schüsse, Integrationsausschüsse und ähn l iches zu 
errichten,  erwähnt. Ich wollte das h ier den Kolle­
gi nnen u nd Kollegen im B undesrat mitte i len. 

Ansonsten möchte ich noch e inmal betonen, 
daß wir mit dem Entschl ießungsantrag, der heute 
noch einmal von allen drei Frakt ionen e inge­
bracht wurde, viel leicht doch noch ein Überden­
ken der Rolle des Bundesrates in diesem Länder­
betei l igungsverfahren herbeiführen können. (Bei­

fall bei SPÖ und Ö VP. ) 1 8.21 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Ing. Ludescher. Ich ertei­
le ihm das Wort. 

18.2 1 

Bundesrat lng. Georg Ludescher (ÖVP, Vor­
arlberg) : Sehr geeh rter Herr Präsident !  Herr Bun­
desminister !  Herr Landeshauptmann!  Werte Kol­
leginnen und Kol legen!  Die Tei l nahme Öster­
reichs an der Europäischen Integration mit dem 
E intritt in den Europäisc hen W irtschaftsraum 
und insbesondere durch die angestrebte Mitgl ied­
schaft in der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft bedeutet für die Bundesländer eine grund­
legende Veränderung ihrer  Ste l lung. 

Schon im Jänner 1990 haben d ie Länder dem 
Bund Vorschläge für ihre Mitwirkungsrechte bei 
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der Europäischen Integration vorgelegt. Diese 
Vorschläge der Länder wurden durch d ie von Vi­
zekanzler Dipl . - Ing. Riegler eingesetzte Arbeits­
gruppe " EG u nd Födera l ismus" e ingehend bera­
ten u nd zu einer  Reife gebracht, welche es dem 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes mög­
lich machte, den Entwurf für eine entsprechende 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novel le zu fo r'mul ie­
ren .  

In i h rer Ste l lungnahme vom 3. September 1 99 1  
z u  d iesem Entwurf der Bundes-Verfassungsge­
setz-Novelle betreffend Mitwirkungsrechte der 
Europä ischen In tegration hat die Vorarlberger 
Landesregierung umfangreiche Änderungen be­
ziehu ngsweise Erweiterungen e ingefordert. 

Ich möchte jetzt hier nur auf e inen k le inen 
Teilbere ich d ieser Ste l lungnahme eingehen. So 
hei ßt es unter Punkt 5: 

"Das für die Länder sachl ich vordringlichste 
Anl iegen im Zusammenhang mit der Europäi­
schen Integration ist die Übertragung der Kompe­
tenz des Verkehrs mit Baugrundstücken .  Die 
Dringl ichkeit dieser Verfassungsänderung ergibt 
sich in erster L inie aus den in der Bevölkerung 
insbesondere Salzburgs, Tirols, Vorarlbergs u nd 
Wiens vorhandenen Ängsten ,  der Beitritt zur Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft müsse mit 
dem Ausverkauf der Heimat bezieh ungsweise ei­
ner Verdrängung der finanzschwächeren Kreise 
der heimischen Bevölkerung vom ohnehin ausge­
trockneten Wohnungsmarkt  bezahlt  werden.  Im 
Interesse des Gelingens e ines EG-Beitrittes gilt 
es, unverzügl ich rechtl iche Instrumentarien zu 
schaffen,  mit denen den befürchteten Gefahren 
tatsächl ich so wirksam wie mögl ich entgegenge­
treten werden kann. Voraussetzung dafür ist aber 
die Schaffung entsprechender Kompetenzgrund­
lagen." Nach der derzeitigen Verfassungslage 
könnte nämlich weder der Bund noch könnten 
die Länder die entsprechenden Gesetze dazu er­
lassen .  

Nach weiteren Argumentationen wurde in der 
erwähnten Stel lungnah me dringend ersucht, d ie 
sei t  Jahren geforderte E inschränkung des Kom­
petenztatbestandes Zivi lrechtswesen ,  d ie den 
Ländern eine brauchbare Zuständigkeit zur Rege­
lung des Verkehrs mit  Baugrundstücken ver­
schaffen würde, in das vorliegende Vorhaben ein­
zubauen. 

Dan kenswerterweise wurde die Ergänzung der 
Kompetenz der Länder auf dem Gebiete des Ver­
kehrs mit Baugrundstücken durch entsprechende 
Tei lzuständigkeiten i m  Bereich des Zivi lrechts­
wesens in die heute zur Abstimmung vorl iegende 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novel le aufgenom­
men.  Dadurch konnte ein deutl ich spürbares Ab­
nehmen der Ängste vor e inem Ausverkauf der 
Heimat erre icht  werden .  

Daß  noch nicht a l l e  Bereiche d ieser Bundes­
Verfassungsgesetz-Novelle in eine befried igende 
Form gegossen worden sind, haben besonders un­
ser Herr Landeshauptmann Dr. Mart in Purtscher 
und Herr B undesratskol lege Dr. Strimitzer in i h­
ren Beiträgen sehr ausführlich betont. denen ich 
mich inhalt l ich vol l  anschl ießen kann. D iese bei­
den heute h ier zu beschl ießenden Gesetzesvorla­
gen stel len aber dennoch einen Fortschritt im fö­
deralistischen Streben dar. und wir werden i hnen 
daher unsere Zustimmung geben.  (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. )  /8.:l7 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Albrecht Konecny. Ich 
ertei le ihm das Wort. 

1827 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr Lan­
deshauptmann !  Ich habe nicht den Eindruck ,  daß 
ich heute e iner Sternstunde des Föderalismus 
oder einer Sternstunde unseres Hauses, des Bun­
desrates, beiwohne. 

Es ist keine Frage , daß die Länder den Bundes­
rat, der unbestreitbar - Sie haben das gesagt -
ein Organ der Bundesgesetzgebung ist, eingebu n­
den in  den Prozeß der Bundesgesetzgebung, ein 
bi ßchen zu e inem Waisenkind werden l ie ßen und 
daß bei der nun zustande gekommenen Rege lung 
über d ie Länderbetei ligung im  Prozeß der Mit­
wirkung an der Umsetzung al l  jener Normen,  i n  
denen schon der EWR und später d ie EG in u nser 
Rechtssystem eingreifen - ich darf es e inmal so 
formul ieren - ,  nicht das herausgekommen ist, 
was sich unser ehemaliger Kollege Weiss gedacht 
hat, als er seinerseits an dieser Entschl ießung m it­
formul ierte. 

Wir haben andere Vorstel lungen dazu gehabt, 
ich g laube, legitime Vorste l lungen und Vorstel­
l ungen,  die jenseits der Anerkennung des detail­
l ierten Fachwissens der Verwaltung der Länder, 
auf d ie der Herr Landeshauptmann verwiesen 
hat, sehr wohl  geeignet gewesen wären, d ie förde­
ral istischen Interessen in diesem Staat gebührend 
und, wie ich g laube, auch wirkungsvol l  zu  vertre­
ten.  

Ich sehe es auch n icht gerade a ls  eine parlamen­
tarische Ste rnstunde an - Frau Kollegin Karlsson 
hat vor einigen Minuten darauf verwiesen - ,  
wen n  hier die Stimme des Landes vom Landes­
hauptmann abgegeben wird und damit der Pro­
zeß der Interessenabstimmung auf einen Dialog 
der Exekutiven reduziert wird. Und wenn  wir uns 
jetzt nicht a l lzuweit in die Abstraktion des Verfas­
sungsrechtes begeben - Klammer auf: das wird 
heute schon noch geschehen, nehme ich doch an 
-, so gibt es in  der österreichischen Realverfas­
sung natürl ich ein hohes Maß an Bindungswir­
kung gegen über den Parlamentariern. die natür-
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l ieh im Prinzip ihre Regierungen - seien sie im 
Bund oder seien sie im Land - entsprechend un­
terstützen ,  aber sehr woh l  in nicht so bedeutungs­
losen Einze lfragen abweichende Meinungen ver­
treten könnten.  

Wie gesagt: Es ist das e ine Regelung, d ie die 
Landeshauptleute in der direkten Ause inander­
setzung mit der Exekutive des Bundes so verein­
bart und durchgesetzt haben. Es ist eine Verein­
barung, die sicherlich auch e ine funktionale Mög­
lich keit der Vorgangsweise ist. Aber ich glaube 
nicht, daß sich der Bundesrat dafür zu genieren 
hat, einen anderen - unserer Meinung nach 
gleich funktionalen - Weg vorgesch lagen zu ha­
ben, einen im Sinn der parlamentarischen Demo­
kratie breiter - um n icht "demokratischer" zu 
sagen - gefaßten Weg. 

Das ist das eine, was an dieser Stel le ganz k lar  
ausgesprochen werden muß.  Ich  glaube nicht, daß 
wir etwas, was unseren ursprünglichen Intentio­
nen zuwiderläuft, nun vie l leicht auch noch als E r­
folg unserer Bemühungen preisen sol lten .  

Das zwe ite, was in diesem Zusammenhang zu  
erwähnen ist - und auch da  möchte ich sehr 
deutlich und sehr undiplomatisch sein  - :  Der 
Bundesrat hat einen Antrag an den Nationalrat 
gerichtet, in dem er im Zuge des Prozesses der 
Ausweitung  seiner Rechte drei konkrete Vor­
sch läge erstattet hat. 

Der Nationalrat - das ist ebenfa l ls Inhalt unse­
rer heutigen Debatte, und das wird später Inhalt 
unserer Besch lußfassung sein - hat einen dieser 
Vorschläge akzeptiert , er hat akzeptiert - es wird 
das Bestandtei l  der Bundesverfassung - ,  daß 
auch ein Dr ittel der M itglieder dieses Hauses ei­
nen Gesetzesantrag an den Nationalrat , wo ja der 
Gesetzgebungsprozeß zu beginnen hat, heran­
bringen kann.  Das ist gut so , wei l  ich auch sel bst 
erlebt habe, daß Initiativen, die in diesem Haus 
eingebracht  wurden und nicht die mehrheit l iche 
Zustimmu ng gefunden haben , damit sch ub ladi­
siert wurden ,  ohne zum indest ein gewisses Maß 
an pol itischer Öffentl ichkeit zu erreichen. 

Die beiden anderen Vorschläge - wobei mein 
persönliches Herz nun wahrlich nicht an der 
Druckfeh lerkorrektu r  hängt - haben nicht die 
Zustimmung des Nationalrates gefunden.  

Ich gestatte mir ,  festzuhalten: Hätten wir über 
470 der Beilagen des Nationalrates abzustimmen, 
dann könnte ich heute nicht zustimmen. Ich halte 
es schl ichtweg - ich sage das so undiplomatisch ,  
wie ich es meine - für einen Skandal ,  wenn der 
Nationalrat in seinem Bericht zwar aufl istet, was 
sich der B undesrat gewünscht hat, aber kein ein­
ziges Argument in dieser Unterlage findet, war­
um er zwei Drittel d ieser Vorschläge nicht erfü l lt. 
(Allgemeiner Beifall. ) 

Der österreich ische Parlamentarismus ist so 
konstruiert. daß er einen "großen Bruder" und 
einen "k leinen Bruder" hat. Das haben sich die 
Väter unserer Verfassung so ausgedacht. (Bundes­
rat Dr. S c h a 111 b e c k: Danneberg.' Dr. Danne­
berg.') Das war schon ein b ißehen früher! (Bun­
desrat Dr. S c  h a rn b e  c k: Nein, nein. das war der 
Dallneberg.' Ein großer Mann.') Ich glaube, Sie 
werden von Ihrer nachfolgenden Vorlesung ein 
paar Minuten für dieses Thema verwenden (Bun­
desrat Dr. S c  h a  m b e  c k: Nein. gar nicht! ) ,  und 
wenn ich das Bedürfnis habe. darauf zu antwor­
ten,  werde ich es noch tun.  

Wir haben also dem " k leinen Bruder" in den 
letzten Jahren ein bißchen d ie Absätze aufgedop­
pelt, was nicht schlecht ist. Aber ich glaube, wir 
sol lten ganz k lar gegenüber dem "großen Bru­
der" deutlich machen, daß auch dieses Haus ein 
Selbstbewußtsein hat und daß dieses Haus vom 
Nationalrat ein gewisses Maß an legitimer Be­
handlung verlangen darf. (Allgemeiner Beifall. ) 

Wenn ich h ier diesen Bericht zum Gegenstand 
meiner Kritik genommen habe, möchte ich in 
Richtung Geschäftsordnung einen Gedanken h ier  
einmal aussprechen, über den wir uns  viel leicht in  
guter Zeit einmal  unterhalten sollten: Ich finde es 
immer absurd, wenn  arme , u nschuldige Ministeri­
a lbeamte Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates, 
die auf Init iativanträge aus der Mitte des Natio­
nalrates zurückgehen, uns gegenüber im Aus­
schuß vertreten sol len.  Nun  kann man immerhin 
unterste l len, daß sie der Meinung sind,  daß das 
gescheit ist, was in einem Besch luß steht, aber 
ihre Sache ist es mit Sicherheit nicht. Die Vertre­
tung der Bundesminister beziehungsweise ihrer 
Beamten im Ausschuß u nd im Haus ist ja die Ver­
tretung der Vorlage, um zur Verfügung zu stehen 
mit I nformation. Ich glaube, wir sol lten uns i n  
naher Zukunft einmal überlegen ,  o b  nicht - wer 
i mmer das Organ des Nationalrates sein könnte, 
dem wir das aufpelzen, sol l  sein der Antragstel ler, 
sol l  sei n  der Ausschu ßvorsitzende - der wirkl i ­
che Erfinder dieses Gesetzes uns gegenüber diese 
Vorlage zu begründen und zu vertreten hat. (Bei­
fall bei SPÖ und Ö VP. ) Ich gebe zu, das ist eine 
Seitenbemerkung aus diesem Anlaß, aber ich 
g laube, wir sol lten - bei a l ler parlamentarischen 
Sol idarität gegenüber der Exekutive, ich habe 
dazu ein ige Bemerkungen gemacht - auch unser 
Selbstbewußtsein innerhalb des parlamentari­
schen Raumes gegenüber der großen Kammer 
zum Ausdruck bringen .  

Die dritte Bemerkung, d ie  mi r  aus diesem An­
laß notwendig erscheint, muß  ich ohne ernstere 
Vorbereitung, wie ich zugebe, machen, aber die 
Bemerkungen des Kol legen Langer erfordern ein­
fach eine Antwort. 

Ich glaube, daß es e ine grundsätzliche Frage 
der Pol it ik ist, ob man gegenüber Ideen,  die ei-
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nem - aus welchen Gründen immer - persön­
lich nicht gefal len, zulässigerweise mit der Unter­
ste l lung e ines Worst-case-Szenarios operieren 
darf oder ob man auch dem, der  eine andere Mei­
nung vertritt, ein gewisses Mindestmaß an Willen, 
ein Problem zu  lösen,  unterstel len so l l .  

Herr Kol lege Langer, Sie haben h ier  e in  -
wenn man ein Worst-case-Szenario anwendet -
nicht einmal völ l ig absurdes Bild gezeichnet von 
dem, was Länder normieren und beschl ießen 
könnten, wie  sie diese Rechte ausüben und admi­
nistrieren könnten.  E in  paar Retuschen wären da 
schon anzubringen, aber auf das kommt es mir in  
diesem Zusammenhang n icht an. 

Wir sind uns alle im klaren darüber, warum es 
diese Bestimmung gibt. Wir sind uns alle im k la­
ren darüber, da ß mit  dieser Bestimmung auf e in 
legitimes Bedürfnis der Bevölkerung gerade in 
den touristisch attraktiven Regionen unseres Lan­
des reagiert wird:  Es gibt Zehntausende, ja Hun­
derttausende Menschen, d ie s ich ausrechnen kön­
nen, daß, mögl icherweise n icht sie, denn viel­
leicht sitzen sie schon in e iner Wohnung, aber 
jedenfalls ihre Kinder unter finanziel len Bedin­
gungen, die s ie s ich leisten können, dort n icht 
mehr wohnen werden. Und wen n  es kein anderes 
Argument gibt, dagegen aufzutreten,  dann das, 
daß ja irgendwo dort, wo sich der Tourismus ab­
spielt, auch noch ein paar Österreicher wohnen 
müssen, d ie d ie Koffer tragen und kel lnern, wenn 
es schon sonst keines gibt. 

Das heißt a lso: Diese Menschen haben e in  
Recht, in dem Lebensraum, in dem ihre Familien 
leben,  wohnen zu bleiben. Wir können dieses 
Recht nicht dem Markt überlassen (Beifall bei der 
SPÖ ),  den n  es sind ja nicht die sozial vergleichbar 
gestellten Deutschen,  Franzosen oder Engländer, 
die auf diesem Markt konku rrieren. Von dort 
kommt als potentie l ler Nachfrager und Käufer 
e ine finanzie l l  leistungsfähige Gruppe, die natür­
lich Preisentwicklungen verursacht - und das 
nicht erst im Falle e ines EG-Beitrittes, sondern 
das sind ja P rozesse, die wir sehr  woh l  heute 
schon haben - ,  d ie die Einheimischen - und gar 
nicht nur die sozial schwachen Einheimischen -
dort aus dem Markt drängen .  

Wenn S ie  einen Augenblick innehalten und 
partikuläre Interessen - ich wil l  Ihnen aber jetzt 
auch n ichts u nterstel len - e inmal beiseite lassen 
- ich kenne die Argumentationskette, die S ie 
h ier vorgetragen haben, sehr genau als  Argumen­
tationskette eines bestimmten Berufsstandes - ,  
dann müssen wir doch sagen,  daß der Markt dort ,  
wo es um e in  nicht vermehrbares Gut geht, ein 
sch lechtes Regel instrument ist. Ich sage damit 
nicht, daß d ieses Regel instru ment n icht zur Gel­
tung kommen darf. Das sage ich ausdrückl ich 
nicht. (Bundesrat Mag. L a n  g e r: Bravo!) Wenn  
man also e in  Gut  hat, das nicht vermehrbar ist -

und Grund und Boden sind nicht vermehrbar - ,  
dann ist man gehalten, so einzugreifen ,  daß e ine 
Befriedigung verschiedener - auch durchaus 
konkurrierender Bedürfn isse - mögl ich  ist. 

Ich traue den österreichischen B undesländern 
Regelungen zu,  die es n icht grundsätzl ich unmög­
l ich machen, daß Menschen aus anderen Ländern 
bei uns als Gäste wohnen. Ich traue ihnen Rege­
lungen zu, die es Wienern außerhalb unserer 
Landesgrenzen möglich machen, auch ein Zweit­
haus zu haben. 

Ich traue den Tirolern eine Regelung zu - wei l  
S ie das Be ispiel gebracht haben,  daß Innsbrucker 
a uch i rgendwo eine Zweitwohnung a ußerhalb der 
Gemarkungen der Stadt Innsbruck haben .  (Bun­
desrat Mag. L a n  g e r: Bis jetzl nicht.') 

Ich traue diese legistische Intel l igenz  und dieses 
F ingerspitzengefühl ,  was die Handhabung von 
Best immungen anlangt, den österreichischen 
Bundesländern zu. Ich möchte aber ausdrückl ich 
sagen - Sie haben dieses Thema angesprochen 
-, daß wir uns nicht in die Doppe lmühle bege­
ben dürfen, indem wir auf der einen Se ite diesem 
Druck grenzenlos, bed ingungslos nachgeben ,  in­
dem wir zu lassen, daß der Markt s ich in  ungeahn­
te  Höhen entwickelt, und auf  der anderen Seite 
den Bedürfnissen der eigenen Bevö lkerung da­
durch entgegenkommen, daß wir das tun, was S ie 
zu Recht kritisiert haben,  nämlich Bauland ohne 
Grenzen zu produzieren, Bauten i n  N ichtbauland 
nachträgl ich zu sanktionieren, weil j a  die boden­
ständige Bevölkerung auch irgendwo wohnen 
muß.  Da schlagen s ich zwei Bedürfnisse, und wir 
müssen mit einem 90prozentigen Vorrang -
dazu bekenne ich mich - klar sagen :  D ie Wohn­
versorgung, und zwar die Wohnversorgung zu  fi­
nanziell tragbaren Bedingungen für die Wohnbe­
völ kerung, hat Vorrang. Das ist inländerfreundli­
che Pol it ik ! ,  um ein mir n icht seh r  sympathisches 
Schlagwort hier einmal zu zitieren. I h re Haltung 
ist d ie Haltung zugunsten derer a us dem EG­
Raum, die es s ich leisten und richten können, u nd 
genau das will ich nicht. (Beifall des Bundesrates 
Dr. Gusenbauer. - Bundesrat Mag. L a n  g e r: 
Das ist flicht das, was ich gesagt habe.') - Herr 
Kol lege, ich habe n icht die Absicht, über eine au­
thentische Interpretation Ihrer Äußerungen h ier 
zu d iskutieren, aber wir  können u ns gerne in  drei 
oder vier Wochen gemeinsam das vorl iegende 
Protokoll anschauen. Sie werden draufkommen, 
Sie haben es gesagt (Beifall bei der SPÖ ) ,  aber das 
überlassen wir dem Wahrheitsbeweis der Damen 
und Herren von der Protokollführung.  Ich unter­
ha lte mich gerne dann mit Ihnen darüber. 

Ich darf zum Schluß kommen, weil  ich mei ne ,  
daß  in dieser Debatte die wichtigsten Gesichts­
punkte bereits berührt worden sind. 
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Wir so llten beim bevorstehenden Prozeß der 
Anpassung unserer Rechtsordnung und unserer 
Verfassungsordn ung an eine neue Aufgabe ganz 
klar sehen, daß tiefreichende Strukturverände­
rungen in unserem Land stattfinden werden, aber 
nicht nur deshalb, weil Verfassungsbestimmun­
gen, Gesetzesbestimmungen sonder Zahl geän­
dert werden, sondern weil d ieser Prozeß auch tief 
in die Realverfassung unseres Landes eingreifen 
wird. 

Es wird - u nd ich glaube, daß das notwendig 
ist - eine der Aufgaben des Bundesrates se in,  in 
diesem Prozeß deutlich zu machen - wir k lagen 
heute mit einer Entschließung unser Informa­
tionsrecht ein - ,  daß auch diese Kammer, die das 
E lement des Föderal ismus in diesem Land ist. 
zwar nicht ihr Existenzrecht diskutieren, aber i h­
ren Anspruch an die Tei lhabe an den Entschei­
d ungsprozessen stel len und in diesem Prozeß be­
wahren wird. Und ich möchte ausdrück lich die 
Exekutiven auf Landes- und Bundesebene davor 
warnen, den Bundesrat in dieser Hinsicht zu un­
terschätzen.  (Beifall bei der SPÖ und bei Bundes­
räten der Ö VP.) 18.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher. 
Ich erteile ihm das Wort. 

18.44 
Bundesrat Dkfm. Dr. Helmut Frauseher 

(ÖVP, Salzburg): Sehr geehrter Herr Präsident !  
Sehr geehrter Herr Bundesminister !  Sehr geehr­
ter Herr Landeshauptmann !  Hoher Bundesrat! 
Nach längerer Zeit beschlie ßen wir heute wieder 
einmal e ine Novelle zum B undes-Verfassungsge­
setz, mit der den Ländern eine Kom petenz über­
tragen wird, die b isher dem Bund zustand und die 
außerdem eine kleine Verbesserung der Möglich­
keiten des Bundesrates im Gesetzgebungsverfah­
ren des Bundes m it sich bringt. Die Länder wer­
den in Zukunft neben ihrer Zuständigkeit für die 
Regelung des A usländergrundverkehrs und für 
die Rege lung des land- und forstwirtschaft l ichen 
G rundverkehrs auch für den Verkehr  mit Bau­
grundstücken zuständig sein .  Ein Gesetzesvor­
sch lag des Bundesrates wird in Zukunft n icht nur  
aufgrund eines Beschlusses des Bundesrates, son­
dern auch auf Verlangen eines Drittels seiner 
M itglieder mögl ich sein .  

E igentlich sol l te es  immer e in Anlaß zur Freu­
de sein,  wenn es Verbesserungen für die Länder 
oder für den Bundesrat gibt. Heute besteht aber 
ein solcher Anlaß zur Freude nicht, denn zu be­
scheiden ist es, was man dem Bundesrat zuge­
steht. und zu zögernd wurde bei der Übertragung 
der Grundverkehrskompetenz vorgegangen .  
Manchmal konnte man den Eindruck gewinnen. 
den Wiener Zentral isten seien die Bedenken der 
I mmobi lienmakler wichtiger als die berechtigten 
Anliegen und Forderungen der Länder im Zu-

sammenhang mit dem Grundverkehr. Außerdem 
fäl lt die Besch lußfassung in eine Zeit, in  der der 
Bund seine mangelnde föderalistische Einstellung 
wieder durch einen von Finanzminister Lacina 
beantragten E inspruch gegen ein Landesgesetz, 
nämlich gegen das Salzburger U mweltfondsge­
setz, unter Beweis gestel l t  hat. Auch das muß ich 
in diesem Zusammenhang mit a l ler Schärfe kriti­
sieren. 

Daß von den drei Punkten des im Bundesrat 
einstimmig beschlossenen Gesetzesantrages nur 
ein Punkt, nämlich das Gesetzesantragsrecht für 
ein Drittel der Mitglieder des Bundesrates ver­
wirklicht werden kann, ist, glaube ich, für uns alle 
eine große Enttäuschung. Dabei wird m it keinem 
der drei Vorsch läge irgend jemandem etwas weg­
genommen; das hat mein Kol lege Vizepräsident 
Professor Schambeck immer wieder betont. 

Für die vorschlagene Korrekturfunktion zur 
Bereinigung offensichtlicher Formalfeh ler wurde, 
wie Vizepräsident Strutzenberger bei der Debatte 
am 1. Februar 1 99 1  gesagt hat, eine durchaus 
brauchbare und für beide Seiten vertretbare Lö­
sung gefunden .  Niemand hätte befürchten müs­
sen, daß der B undesrat damit Änderungen von 
National ratsbesch lüssen durchführen könnte. Es 
wäre nur darum gegangen ,  das Wol len des Natio­
nalrates durch Bereinigung von Formfehlern kla­
rer zum Ausdruck zu bringen. Es ist für mich 
unverständl ich, daß man dem Bundesrat eine der­
artige Korrekturmöglichkeit vorenthält. Dem 
Bundeskanzler steht nach Artikel 49a Bundes­
Verfassungsgesetz dieses Recht zu ;  anläßl ich der 
Wiederverlautbarung eines Gesetzes kann er ent­
sprechende Korrekturen vornehmen. 

Die Ablehnung des Zustimmungsrechtes für 
den Bundesrat bei Finanzausgleichsgesetzen ist 
für mich deshalb eine so große Enttäuschung, 
wei l  es sich ja dabei um eine Uraltforderung der 
Bundesländer und des Bundesrates handelt. Die 
Erledigung d ieses Verlangens wäre eigentlich 
überfäl l ig. Bei meiner Antrittsrede a ls Präsident 
dieses Hohen Hauses am 2.  Februar 1 989 habe 
ich mich mit der Erfül lung langjähriger Länder­
forderungen befaßt und zu diesem Punkt gesagt 
- ich zitiere - :  

"Es ist nach wie vor völ l ig unbefriedigend, daß 
der Bund durch einfaches Bundesgesetz den Fi­
nanzausgleich beschließen kann, ohne daß sich 
d ie Länder gegen ein mögliches Diktat wehren 
können." 

Ich habe dem nicht viel hinzuzufügen, ich 
möchte nur ergänzen, daß das Fehlen einer sol ­
chen Kompetenz natürl ich immer schmerzlicher 
wird, je ungünstiger sich die Finanzlage des Bun­
des entwickelt, trotz der anerkennenswerten Be­
mühungen und Teilerfo lge um die Budgetsanie­
rung, wei l  damit natür l ich die Begierl ichkeit im-
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mer größer wird, finanzie lle Probleme des Bun­
des zu Lasten der Länder zu mildern und die 
Länder zur Kasse zu bitten. 

Nach diesen Feststel lungen zu d ieser leider nur 
sehr unvol lständigen Erledigung des Gesetzesan­
trages des Bundesrates möc hte ich mich noch mit 
den Neuregelungen der Novel le betreffend Ange­
legen heiten des Grundverkehrs befassen, wobei 
ich al l  dem zustimme, was mein Kollege Strimit­
zer schon gesagt hat, und auch der Klarstel lung, 
die Herr Bundesminister Weiss getroffen hat hin­
sichtl ich des Schutzes des Eigentums, der natür­
lich vollständig gewahrt b leibt. auch wenn diese 
Kompetenz von den Landtagen ausgeübt wird. 

Im Zusammenhang mit dem geplanten EG­
Beitritt gibt es in  der Bevölkerung eine Reihe von 
Befürchtungen und Ängsten. Eine der schwerwie­
gendsten ist die Angst und die Sorge vor dem 
Ausverkauf u nserer Heimat. Um dieser Sorge 
entgegenzuwirken, haben die Landeshauptmän­
ner bei der Landeshauptleutekonferenz am 
29. Mai des Vorjahres angekünd igt, daß sie sich 
einen EWR- oder EG-Beitritt nur vorstel len kön­
nen, wenn auch die Zuständ igkeit für den Ver­
kehr mit Baugrundstücken an die Länder übertra­
gen und ihnen so die Möglichkeit  gegeben wird, 
den Verhältnissen ihrer  Länder Rechnung tragen­
de wirksame Lösungen für dieses Problem zu 
treffen.  

Die Verhältnisse in den einze lnen Bundeslän­
dern sind ja grundverschieden. Es gibt Gebiete 
mit extrem hoher Attraktivität u nd dazu noch au­
ßerordentlich günstiger Verkehrslage; dort wer­
den eben der Nachfragedruck und der Rege lungs­
bedarf am grö ßten sein .  

I n  anderen ,  landschaftlich vie l leicht genauso 
schönen, aber ent legeneren Gebieten oder in we­
niger attraktiven Gegenden ist es wieder anders, 
und deshalb ist eine bundeseinheitl iche Regelung 
nicht sinnvol l .  

S innvoll und richtig dagegen ist es  - auch im 
Sinne der Verwaltungsvereinfachung -,  e inen 
gesch lossenen Zuständigkeitsbereich des Landes 
zu schaffen .  D ie Landtage sind ja schon bisher 
zuständig für den Ausländergrundverkehr , für die 
Regelung des Verkehrs mit land- und forstwirt­
schaftl ichen Grundstücken , für den Schutz vor 
Umgehungsgeschäften im Erbweg außerhalb der 
gesetzlichen Erben sowie für d ie Raumordnung. 

Es l iegt nun an den Landtagen, umgehend von 
ihrer  neuen Kompetenz Gebrauch zu machen. 
Über legungen ,  Vorbereitungen dazu gibt es 
schon lang. 

Nach der kürzlich erfolgten Einigung über den 
EWR-Vertrag wird dieser voraussichtlich mit 
1 .  Jänner 1 993 oder zumindest ein wenig später 

in Kraft treten. Österreichs Tei lnahme am Bin­
nenmarkt ist damit gesichert,  was gerade für die 
westl ichen Bundesländer von größter Wichtigkeit 
und Bedeutung ist . 

Für den Bereich der österreichischen Grund­
verkehrsreg�lung wurde im EWR-Vertrag eine 
dreijäh rige Ubergangsfrist bis zum 1 .  Jänner 1996 
vereinbart. Die bestehende innerstaatl iche Ge­
setzgebu ng Österreichs betreffend den Gru nder­
werb von Ausländern kann bis dahin vol l inhalt­
lich aufrechterhalten werden.  Österreich kann 
auch im Laufe der dreijährigen Übergangsfrist 
eine neue, EWR-konforme Gesetzeslage schaf­
fen,  wo bei Erwerb von Zweitwohnsitzen - das 
ist ja das große Problem - gegebenenfalls auch 
strengere Regelungen ,  als sie derzeit gelten, ge­
troffen werden können ,  a l lerdings in Überein­
stimmung m it der diesbezügl ichen Ausnahme des 
Artikels 6 Abs. 4 der sogenan nten 2. EG-Kapital­
verkehrsrichtl inie. 

Generel l  werden nach EG-Recht, das schon im 
EWR gelten wird,  EG- beziehungsweise EWR­
Staatsbürger im �inne des Diskriminierungsver­
botes gleich wie Osterreicher zu behandeln sein ,  
wie natürlich auch umgekehrt die Österreicher in 
a l len anderen EG- beziehungsweise EWR-Staa­
ten wie Inländer behandelt werden m üssen; das 
wird meistens nicht dazugesagt. 

Wenn die vier Freiheiten verwirk l icht werden, 
können Österreicher wie al le EWR- beziehungs­
weise EG-Bürger in a l len  Staaten des EWR oder 
der EG einer unselbständigen Tätigkei t  nachge­
hen oder sich als Unternehmer betätigen,  und sie 
dürfen natürlich für ihren Hauptwohns itz oder 
d ie Errichtung eines Betriebes eine Liegenschaft 
erwerben.  Dafür muß  es auch Kapitalverkehrs­
freiheit geben. Nach al len Erfahrungen in der bis­
herigen Zwölfergemeinschaft ergeben sich daraus 
keine gravierenden Probleme. Diese kommen erst 
mit der Nachfrage nach Zweitwohnsitzen, und 
damit hat es auch bei uns in den vergangenen Jah­
ren und Jahrzehnten Probleme gegeben. Deshalb 
werden für diesen Bereich auch nach EWR- be­
ziehungsweise EG-Recht besondere Regelungen 
getroffen. 

Es wird nun Aufgabe der Bundesländer sein,  
derartige den spezifischen Länderinteressen ent­
sprechende Regelungen zu treffen.  In Salzburg 
denkt man daran, das ü ber  die Raumordnung zu 
tun, wobei natürlich E inschränkungen dann für 
Ausländer und Inländer in gleicher Weise gelten 
müssen. 

Günstig für uns ist, daß es auch in anderen eu­
ropäischen Ländern Gegenden mit  hoher Attrak­
tivität gibt, etwa Bayern, Südtirol , Dänemark. 
Auch dort gibt es das gleiche Schutzbedürfnis vor 
Überfremdung wie bei u ns.  Die Dänen haben be­
kanntlich ganz strenge Regelungen für den Er-

553. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)100 von 124

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 5 5 3 .  Si tzu ng - 2 1 . Mai  1 992 26269 

Dkfm. Dr. Helmut Frauseher 

werb von Zweitwohnsitzen. Deren EG-Konfor­
mität wurde lange Zeit in Frage gestel lt .  Inzwi­
schen sind aber alle Zweifel ausgeräumt, denn in 
einem Protokoll  zum Vertrag über die Europäi­
sche Union , der am 2. Februar 1 992 unterze ich­
net wurde, ist d ie Zulässigkeit dieser Regelungen 
auf der Ebene des EG-Primärrechtes ausdrück­
l ich  bestätigt worden. 

Es wird Aufgabe u nserer Verhandlungsdelega­
tion bei den Beitrittsverhandlungen zur EG sein.  
für Österreich h insichtlich der Rege lungen des 
Grundstücksverkehrs e ine gleichartige Lösung im 
Beitrittsvertrag zu verankern, wie sie nun im Ge­
meinschaftsrecht für Dänemark besteht. 

Es braucht sich dann niemand mehr zu sorgen. 
daß es zu einem Ausverkauf unserer Heimat 
kommt. Ein gewichtiges Bedenken gegen den 
EG-Beitritt ist damit beseitigt. (Beifall bei der 
Ö VP und bei Bundesräten der SPÖ. )  18.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
tei le Herrn Bundesrat Mölzer zu einer tatsächli­
chen Berichtigu ng das Wort. 

18.55 
Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ, Kärnten):  

Herr Präsident!  Hoher Bundesrat! Die von Frau 
Bundesrätin Dr. Karlsson erhobene Behauptung. 
ein Mitgl ied des Bundesrates, konkret: meine Per­
son ,  sei rechtskräftig wegen Schreibweise im Sin­
ne des NS-Verbotsgesetzes verurtei lt worden, ist 
eine Unwahrheit . D ie Angelegenheit , auf die 
Frau Dr. Karlsson anspielt, nämlich eine Anzeige 
von Simon Wiesenthai gegen d ie Wochenzeitung 
"Kärntner Nachrichten" ,  wurde von der Staatsan­
waltschaft vielmehr wegen Unerheblich keit ein­
gestel lt . 

Frau Dr. Karlsson scheint mit d iesem Angriff 
v ie lmehr ablen ken zu wol len von jenem Gerichts­
verfahren, das ihr in der nächsten Woche wegen 
übler Nachrede gegenüber der FPÖ ins Haus 
steht.  - Danke.  (Beifall bei der FPÖ. )  1 8.56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Jür­
gen Weiss. Ich erteile ihm dieses. 

18.56 
Bundesminister für Föderal ismus und Verwal­

tungsreform Jürgen Weiss: Herr Präsident! Herr 
Bundesminister!  Herr Landeshauptmann ! Meine 
Damen und Herren !  Herr Bundesrat Konecny hat 
in e iner sehr beachtenswerten Wortmeldung und 
in e iner kritischen Auseinandersetzung mit dem 
Nationalrat meines E rachtens den Finger auf die 
tatsächliche Wunde der Stel lung des Bu ndesrates 
gelegt: Seine sehr ei ngeschränkten Mitwirkungs­
möglichkeiten in der Bundesgesetzgebung im 
Vergleich zu anderen zweiten Kammern, insbe­
sondere jener in Bundesstaaten, rührt nicht da­
her. daß er, wie jetzt im Länderbeteil igungsver-

fahren diskutiert wird, im Gegensatz zu anderen 
nicht in d ie Vol lziehung oder in die Gesetzgebung 
der Länder einbezogen wäre, wenn es um d ie 
Wah rnehmung dieser I nteressen auf Bundesebe­
ne geht, sondern daß er im Vergleich zu al len 
anderen zweiten Kammern keine entsprechenden 
Gegengewichte zur ersten Kammer in der Hand 
hat. 

Das ist, glaube ich, das strukturelle, von Geburt 
an gegebene Problem des Bundesrates. Wenn wir 
ei nen Bl ick  über die Grenze werfen, w ie in Bun­
desstaaten die Länderbetei l igung im In tegrations­
verfahren organisiert wird , können wir fo lgendes 
feststel len:  in der Bundesrepubl ik Deutschland 
durch ein Organ,  das zwar B undesrat hei ßt, aber 
übertragen a uf unsere Verhältnisse eine erweiter­
te Landeshauptmännerkonferenz ist, in  der 
Schweiz nicht durch den Ständerat, sondern 
durch e ine kantonale Koordinierungskomm is­
sion.  

Die Schweiz geht also , soweit s ich das heute 
abschätzen läßt, genau denselben Weg der Ver­
tretung kantonaler Interessen beim Bund,  wie er 
bei uns mit  dieser Verfassungsgesetz-Novelle be­
schritten wird. 

In  der Schweiz gibt es i n  diesem Zusammen­
hang natürlich keine Diskussion über d ie Rol le 
des Ständerates, wei l  diese dort wesentl ich stärker 
ausgeprägt ist als bei uns jene des Bundesrates. 

Zur Bemerkung der Frau Abgeordneten Karls­
son.  daß ja auch diskutiert worden sei ,  daß der 
Bundesrat in Fällen unterschiedlicher Stel lung­
nahmen der Bundesländer e ine Art ausgleichende 
Sch iedsrichterfunktion wahrnehmen könnte, 
möc hte ich nur beispielhaft darauf verweisen, daß 
im Zuge der von mir geführten Gespräche d ie 
Kärntner Landesregierung erhebl iche Bedenken , 
und zwar in der Weise geäu ßert hat, daß Nicht­
mitglieder des B undesrates d ie autonome Mei­
nungsbi ld ung und Entscheidungen von Ländern 
beeinflussen könnten, deren Landtage sie gar 
nicht in den B undesrat entsendet haben. 

Das war ein n icht unerhebl iches Bedenken des 
Landes Kärnten, das von den anderen Ländern 
geteilt wurde. Daher ist es auch nicht dazu ge­
kommen ,  daß i m  Gespräch mit den B undeslän­
dern dieser Gedanke weiterverfolgt werden konn­
te . 

Zu den Wortmeldungen des Herrn Kollegen 
Rockenschaub von der FPÖ: Wenn ich ihn  recht  
verstanden habe, lehnt er  sowohl  die Bundes-Ver­
fassungsgesetz-Novel le über das Länderbete i l i ­
gungsverfahren a ls  auch die Übertragung der Zu­
ständigkeit für den Grundverkehr an die Länder 
ab. 
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Herr Bundesrat Rockenschaub l ieferte damit 
ein gutes Beispiel dafür, warum wir d iese D iskus­
sion über die Stel lung des Bu ndesrates im Län­
derbetei l igungsverfahren überhaupt haben . 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte daran 
erinnern, daß die Übertragung dieser Zuständ ig­
keit eine seit langem erhobene Forderung aller 
Bundesländer ist, einheit l ich n icht  nur von den 
Landeshauptleuten, sondern auch von den Land­
tagspräsidenten, ja sogar von einze lnen Landta­
gen getragen. 

An der Landeshauptleutekonferenz, in der die­
ser formelle Beschluß gefaßt wurde, diese Zu­
ständigkeit vom Bund zu verlangen, hat auch der 
damalige Herr Landeshauptmann Dr. Haider mit­
gewirkt; ich habe bereits im Nationalrat darauf 
h ingewiesen.  

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Ihr 
Abstimmungsverhalten ist nun in  gewisser Weise 
e in Widerspruch in sich selbst, wei l  Sie ja den 
Ländern demonstrieren, daß Sie offenkundig 
n icht Länderinteressen vertreten wollen, denn 
sonst müßten Sie ja - in Berücksichtigung des 
e inheitlichen Wil lens der Länder - der Übertra­
gung der Grundverkehrszuständigkeit zust im­
men. Da Sie das nicht tun, l iefern Sie geradezu 
selbst den Ländern ein Argument dafür, da ß diese 
sagen: Wir wol len unsere Interessenvertretung 
l ieber selbst in der Hand behalten. 

Herr B undesrat Rockenschaub, Sie haben zu 
Beginn Ih rer Wortmeldung darauf h ingewiesen, 
daß den Ländern Mitwirkungsrechte vorgegau­
kelt würden. Ich muß das zurückweisen und stelle 
fest: Das, was heute zur Beschlu ßfassung vorliegt, 
näml ich  d ie Novelle zum Bundes-Verfassungsge­
setz, wurde in völ l igem Einvernehmen mit den 
Ländern, aber auch mit den Städten und Gemein­
den erarbeitet und deckt sich inhalt l ich mit dem, 
was die Länder an Wünschen an die Bundesregie­
rung herangetragen haben. Ich glaube, das ist ein 
gutes Beispiel - im Gegensatz zur Bundesrepu­
bl ik  Deutschland, wo sich die Länder das gegen­
über der Bundesregierung erkämpfen mußten, 
und zwar mit der Drohung, der Ratifizierung der 
E inheitlichen Europäischen Akte nicht zuzustim­
men. (Bundesrat Dr. R 0 C k e n s c h a u  b: Die 
Landeshauptleute!) 

Wenn ich Sie daran erinnern darf: Auch die 
Landtagspräsidenten haben nach Beratungen der 
Landeshauptleutekonferenz zweimal briefl ich 
darauf gedrängt, daß das Länderbetei l igungsver­
fahren in der Form der Regierungsvorlage rasch 
beschlossen wird. - Auch d ie Landtagspräsiden­
tenkonferenz, d ie letzte Woche in Bregenz statt­
gefunden hat, hat gezeigt, daß das von den Land­
tagspräsidenten mitgetragen wird - bei a l len Be­
merkungen, d ie es hinsichtl ich Wil lensbildung im 
eigenen Land zu machen gi lt ,  wofür ich Verständ-

nis habe , aber das ist eine Angelegenheit der Lan­
desgesetzgebung, über die hier und heute nicht zu 
befinden ist. 

Die Entscheidung des B undesrates bezieht sich 
lediglich darauf, den Landtagen d iese Möglichkeit 
zu geben, n icht den Landtagen diese Möglichkeit 
durch den Bund selbst präjudizierend vorwegzu­
nehmen. 

Das wol lte ich noch dazu sagen ,  weil ich gerade 
d ieses Länderbetei ligun gsverfahren,  das im Zu­
sammenwirken von Bund, Ländern und Gemein­
den zustande gekommen ist ,  für e in gutes Beispiel 
dafür halte ,  wie man durch Zusammenarbeit auch 
in föderalistischer Weise zu Fortschritten hin­
sichtlich EG kommen kann. (Beifall bei  der 
Ö VP. ) 19J)3 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Vizepräsiden­
ten Professor Dr. Schambeck das Wort. 

19.03 
Bundesrat Dr.  Herbert Schambeck (ÖVP, N ie­

derösterreich) :  Herr P räsident! Meine Herren 
Bundesminister !  Herr Landeshauptmann von 
Vorarlberg! Me ine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir e rleben mit  der heutigen Bundes­
ratssitzung eine h istorische Stunde, eine histori­
sche Stunde i n  mehrfacher Hinsicht:  E ine h istori­
sche Stunde deshalb, wei l  alle im Bundesrat ver­
tretenen Fraktionen - es sind derzeit drei  - von 
dem Wil len geprägt s ind,  den Föderal ismus zu 
stärken, u nd gleichzeitig al le dre i Fraktionen ein 
Amtsverständnis, ein Kammerverständnis, e in fö­
deralistisches Parlamentsverständnis dokumentie­
ren .  

Ich  selbst gehöre seit 2 3  Jahren dem Bundesrat 
an, das heißt ,  ich bin im dr itten Jahrzehnt in die­
ser Kammer, u nd wie Sie in  der Geschichte der 
Novel len nachlesen können, bin ich an nahezu al­
len Initiativen zur Verbesserung der Ste l lung des 
Bundesrates der letzten mehr als 20 Jahre betei­
l igt - als Erstunterzeichner und Initiant , oder ich 
konnte mich an anderen Initiativen betei l igen.  
Mir ist völ l ig gleichgültig, ob ich Erst-,  Zweit­
oder Oritt initiant bin. Wann welche Ideen zu wel­
chen Punkten nominiert wurden, ist bereits Tei l  
der Literatur .  

Ich bin glück l ich  darüber,  daß a l le drei  Fraktio­
nen Initiativen ergriffen haben. Jeder, der Vorsit­
zender oder F rau  Vorsitzende wurde - ich erin­
nere an die unvergeßliche Zeit der Frau Bundes­
rätin Haselbach als Präsidentin des Bundesrates 
- ,  hat das Se ine eingebracht. 

Herr Präsident Or. Martin Strimitzer hat als 
Vorsitzender damals d iese drei Punkte gemein­
sam mit Herrn Vizepräsidenten Walter Strutzen­
berger, auf den ich heute noch näher zu sprechen 
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kommen werde , wei l  ich wil l ,  daß das im Proto­
ko l l  festgehalten ist, mit mir  formuliert. 

Ich möchte heute auch eine Frau nennen, d ie 
nicht mehr auf parlamentarischer Ebene tätig ist. 
auch nicht auf Landesebene, aber das muß die 
Sozialist ische Partei mit sich ausmac hen, wen sie 
entsendet: Das war Frau Dr. Hieden-Sommer, d ie 
die al lererste gewesen ist, die damals gesagt hat: 
Wir brauchen für den Bundesrat die Korrektur­
funktion. Ich muß  Ihnen sagen, daß es wirkl ich 
ein positives Zeichen ist, daß al le drei Fraktionen 
hiefür zusammenwirken. 

Ich bedaure es nur  au ßerordentl ich, daß dieje­
nigen, die einmal im Bundesrat gesessen sind, 
wenn sie dann im Nationalrat oder gar im Natio­
na lratspräsidium sitzen ,  sich anscheinend n icht 
mehr ausreichend erinnern können, wo sie e inmal 
gesessen sind und was sie damals dazu gesprochen 
ha ben. 

Ich habe mich am vergangenen Dienstag, da ich 
die Ehre habe, ab 1 .  Juli Präsident des Bundesra­
tes zu sein ,  beim Herrn Präsidenten des National­
rates, dem Kollegen Dr. F ischer, angesagt. Herr 
Kol lege Konecny !  Ich darf "Kollege" sagen, wei l  
e r  nämlich Dozent für Parlaments recht an der 
Universität Innsbruck ist. habil i tiert vom Kolle­
gen Klecatsky ,  I h rem Vorvorgänger ,  Herr Bun­
desminister fü r Justiz. 

Bei dieser Gelegenheit habe ich den Herrn Prä­
sidenten gebeten ,  daß wir eine Aussprache haben ,  
auch über diesen Punkt, wei l  i ch  weiß, daß  das 
den anderen Kollegen im Bundesratspräsidium 
ein Anliegen ist. Wir werden, wenn ich am 1 .  Ju l i  
die Präsidentschaft des Bundesrates übernehmen 
werde, bereits vor der ersten Sitzung am 2 .  Jul i  
hier im B undesrat gemeinsam mit dem Präsidium 
des Nationalrates eine Aussprache haben ,  in  der 
wir uns über die Punkte , d ie nicht e rfül lt wurden,  
aussprechen werden, meine sehr Verehrten. (Bei­
fall bei Ö VP und SPÖ. )  

Das letzte Wort - das möchte ich Ihnen sagen 
- ist dazu nicht gesprochen, wenngleich ich mich 
jetzt dem Vorwurf des Kol legen Konecny  ausset­
ze, jetzt vie l leicht eine Vorlesung zu halten. Herr 
Kol lege , über Recht spricht man als Jurist .  Wenn 
man dazu auch ein guter Hobby-Jur ist ist, wie Sie 
einer sind, ist es auch ehrenwert, ohne daß ich 
Ihnen deswegen den Vorwurf e iner Vorlesung 
mache. 

Ich werde Ihnen aber gleich etwas vorlesen, da­
mit Sie nämlich wirk l ich Ihren Wunsch erfü l lt be­
kommen, e ine Vorlesung zu erleben,  etwas was 
Sie sicherl ich interessieren wird ,  was Sie aber 
heute in Ihrer Argumentation übersehen haben. 
Es ist das ein Schriftstück,  das für einen Wiener 
Mandatar sicherl ich von gro ßem Interesse ist. Ich 
werde das vorlesen,  um auf Ihren Vorwurf, daß 

ich Vorlesungen halte. eine Antwort zu geben. Es 
wäre nämlich unhöflich ,  jemandem eine Antwort 
schu ldig zu bleiben. 

Ich bin sehr dankbar dafü r, meine Damen und 
Herren, daß von d iesen drei Punkten wenigstens 
einer  verabschiedet wird, den n ich habe seit dem 
Jahre 1 969 - ich habe näml ich auch die Zeit des 
Herrn Anton Benya h ier  erlebt - erfahren, daß 
eine Reihe von Punkten zur Reform des Bundes­
rates schubladisiert wurden, meine sehr Verehr­
ten .  

Es  war auch nicht immer so  - das darf ich als 
ÖVP-Fraktionsobmann sagen,  wei l  ich diese 
Funktion dank des Vertrauens der Damen und 
Herren Bundesrätinnen und B undesräte seit 
1 7  Jahren ausübe -, daß man sich für föderalisti­
sche Engagements im Bundesrat so ei ngesetzt 
hat, wie es Vizepräsident Walter Strutzenberger 
tut, dem ich von dieser Stel le aus herzl ich dafür 
danken möchte, wie er sich für diese Anl iegen 
einsetzt und engagiert. Auch dann.  meine sehr 
Verehrten - das sol l  heute nicht unausgespro­
chen sein  - ,  wenn der e ine oder andere beach­
tenswerte Vorschlag des Kollegen Strutzenberger 
zur Frage EG und Föderal ismus nicht die ent­
sprechende Berücksichtigung gefunden hat, ist es 
für mich eine bedeutende Hochwassermarke in 
den Reformbemühungen des österreichischen 
Bundesrates, und vor a l lem auch - das möchte 
ich h inzufügen an mein Visavis, der SPÖ - in  
der  Entwicklung des Föderalismusbewußtseins 
dieser Partei .  

Das können Sie in der Literatur nachlesen, S ie 
brauchen sich nur die Bemühungen um das Bun­
des-Verfassungsgesetz 1 920 anzusehen, wer da­
mals mit welchen Zitaten ver langt hat, daß der 
Bundesrat nur dem Namen nach besteht, daß die 
Kompetenzvertei lung auf alle Fäl le bundeslastig 
ist. - Ich habe einen hohen Respekt vor dem 
großen Sozialdemokraten von Wien Dr. Robert 
Danneberg, e inschl ieß l ich  sei ner Biographie und 
dem großartigen, märtyrerhaften Weg sei ner Fa­
mi l ie und seinem e igenen Martyrium. Ich habe 
seinen Namen h ier in der Säulenhal le bei meiner 
Gedenkrede im März 1 988 genannt. Ich habe ei­
nen großen Respekt vor diesem Mann. Aber ich 
habe jedesmal gesagt, was wir jetzt im Bundesrat 
verbessern und ändern, ist eine Änderung auch 
dessen, was Danneberg für d ie SPÖ wol lte. Ich 
möchte auch nicht unausgesprochen lassen:  Auch 
mein  Lehrer Merkl und sein Lehrer Hans Kelsen 
waren d istanziert e ingestel lt  dem Föderal ismus 
gegenüber: das steht in der Literatur. 

Aber wir haben uns jetzt weiterentwickelt, wo­
bei wir wissen müssen ,  daß sich die damal igen 
Parteien innerhalb kürzester Zeit auf e ine neue 
Verfassung, wei l sie den Kom petenzkatalog über­
nommen hatten von der Monarchie ,  geeinigt hat­
ten ,  als es einen dezentral is ierten Einheitsstaat 
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gab, und die Kompetenzverte i lung der Ministe­
rien des dezentralisierten Einheitsstaates über­
nahmen sie in die Kompetenzvertei lung des Bun­
desstaates. Und so ist es bis heute geblieben .  

Wenn sich Minister und ihre Mitarbeiter von 
i hrer Ministerialbürokratie be i den Verhandlun­
gen bezügl ich Kom petenzvertei lungen prägen 
lassen und nicht pol itische Entscheidungen selbst 
setzen, dann wird auch für die kommenden Zei­
ten - schon morgen angefangen - bei al len Ver­
handlungen auf diesem Gebiet jener Weg fortge­
setzt. 

Ich hoffe sehr, daß der Elan, der den Herrn 
Bundesminister Jürgen Weiss schon im B undesrat 
geprägt hat und der ihn auch heute auszeichnet, 
für die Zukunft einen erfolgreichen Weg für die 
neue Kompetenzverteil ung bringen wird. Nur 
meine ich, daß wir a l le gemeinsam daran m itwir­
ken müssen. 

Dies ist e in Minimalkonsens. Ich darf Ihnen sa­
gen , wir hätten noch eine Reihe von weiteren 
Vorsch lägen.  Für eine Verfassungsgesetz-Novelle 
haben wir diese drei  P unkte vorgeschlagen, wobei 
ich Ihnen sage , wir haben gemeinsam große 
Chancen - wie Präsident Strutzenberger das ein­
gebracht hat und auch andere unter der Feder­
führung des Herrn Präsidenten Dr. Strimitzer - ,  
daß wir die restlichen zwei Punkte auch erfül lt 
bekommen.  

Es ist auch schon i n  Gesprächen, für die ich 
danke, darauf hingewiesen worden: Wir stehen 
am Ende dieses Jahres vor einem neuen Finanz­
ausgleich. Daher wird es auch wichtig sein ,  daß 
man mit diesem Finanzausgleich verbindet, Herr 
Bundesminister und Herr Landeshauptmann von 
Vorarlberg, daß dann der Bundesrat die Chance 
hat - da er jetzt schon das Zustimmungsrecht 
zum Finanzverfassungsgesetz hat - ,  auch das 
Zustimmungsrecht zum Finanzausgleich zu  be­
kommen. Dem gegenüber sind gegenwärtig nicht 
die im Nationalrat reserviert eingestellt, sondern 
die Vertreter des Gemeinde- und Städteb undes, 
weit  sie Angst haben, daß sie außerhalb der Sphä­
re der parlamentarischen Zust immung sind. Die­
sen habe ich mir erlaubt daran zu erinnern, wie 
seh r  entgegenkommend wir waren ,  daß der Städ­
te- und Gemeindebund als gesetzliche Interessen­
vertretung in das Bundes-Verfassungsgesetz auf­
genommen wurde. Darüber waren sie ja sehr 
dankbar und sehr erfreut, und sehr viele andere 
Kammern als gesetzl iche Interessenvertretungen 
waren dagegen.  

Wir haben das damals für s ie durchgesetzt, und 
ich darf mit sto lzer Freude feststel len, daß sehr 
bedeutende Kommunalpolit ikerinnen und Kom­
munalpol itiker in diesem Raum sitzen. etwa Herr 
B ürgermeister Bieringer zum Beispiel bei uns. 
Kol lege Suttner, Generalsekretär des Städtebun-

des, er war auch Bundesratsvorsitzender. Wir 
wol len auch nicht vergessen, daß er auch Vorsit­
zender gewesen ist bei gemeinsamen Sitzungen 
mit dem Nationalrat, und so weiter.  Daher kön­
nen wi r auch erwarten, daß man in e iner Kam­
mer, in der so viele Kommunal polit iker  sitzen -
Bürgermeister, Vizebürgermeister, Stadträte und 
Gemeinderäte -, Kommunalverständn is zumu­
ten kann, das ausschlaggebend ist für die Annah­
me des Finanzausgleiches. 

Herr Bürgermeister Pomper ist se it 30 Jahren 
B ürgermeister e iner Gemeinde, mit x-maliger 
überwältigender Wiederwahl ,  mit vier National­
räten. Da kann man doch wirkl ich sagen,  daß er 
d ie Reife hat,  mitzustimmen,  daß ein F inanzaus­
gle ich zustande kommt. 

Ich darf daher al le drei Fraktionen b itten, je­
dem im Gemeinde- und Städtebund zu sagen -
demnächst ist die Tagung in Graz - ,  daß wir im 
B undesrat auch über genügend Kommunalerfah­
rung verfügen. Ich glaube, das wäre seh r  wichtig. 

Ich habe mich auch sehr  darüber gefreut, daß 
gestern der Präsident des Gemeindebundes, unser 
n iederösterreichischer Landtagspräsident - "un­
ser" darf i ch  als niederösterreichischer Bundesrat 
sagen - ,  Mag. Romeder, h ier ein glänzendes Re­
ferat gehalten hat . Ich habe auch darüber schon 
Gespräche m it ihm aufgenommen, damit wir die­
se Mögl ichkeit bekommen . Was die Korrektur­
funktion betrifft, hat mir der Herr Nationalrats­
präsident, Herr Dozent Dr. Fischer,  sehr  ver­
ständnisvol l  am Dienstag gesagt, man möge ihm 
d iese einzelnen Fälle nennen, damit e r  sich das 
genau ansehen könne. 

Genauso wie die Herren Präsidenten Strutzen­
berger und Strimi tzer auch darauf hingewiesen 
haben, daß jede zweite Kammer - im Vergleich 
der Parlamentssysteme - ein Korrekturrecht, ein 
Verbesserungsrecht hat, haben beide auch mit 
m i r  gemei nsam darauf h ingewiesen ,  welche Rech­
te nach dem Wiederverlautbarungsgesetz der 
B undeskanzler hat,  und d ieser ist oberstes Vol l ­
z ugsorgan .  Daher kann man wirk l ich  sagen : Das, 
was ein oberstes Vollzugsorgan als Recht  am Ball­
hausplatz hat, das kann doch ohne weiteres eine 
zweite Kammer auch im Parlamentsgebäude ha­
ben .  (Beifall bei der Ö VP.) 

Dazu ist außerdem in unserem Vorsch lag eine 
Konstruktion gefunden worden, daß der Natio­
nal rat nicht übergangen wird . Im Gegentei l  -
lassen Sie m ich das aussprechen in so qual ifizier­
ter Anwesenheit von zwei Mitgl iedern der Bun­
desregierung und dem Herrn Landeshauptmann 
vo n Vorarlberg - ,  daß nämlich mit der Korrek­
tu rfunktion der  Bundesrat e inen Dienst am Na­
tionalrat leistet! Mit  unserer Korrekturfunktion 
leisten wir einen D ienst am Nationalrat,  wei l  wir  
uns nämlich bemühen, einen Dienst zu  leisten ,  
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daß deren politisches Wollen nicht fehlerhaft. 
sondern richtig zustande kom mt. daß das, was sie 
wollen, die optimalste normative und auch 
sprachl iche Form findet und keine Fehler entste­
hen. Das hei ßt, das, was wir tun,  ist n icht ein Den­
ken gegen den Nationalrat. sondern ein Denken 
m it dem Nationalrat für das österreich ische Vol k  
i n  allen neun Bundesländern ! (Beifall bei der 
Ö VP. ) 

Daher finde ic h es sehr bedauerlich,  daß, wenn 
wir  schon einen D ienst am Nationalrat leisten. 
man das noch geradezu mit Bittgängen verbinden 
muß.  

Ich danke für das Engagement auch dem Herrn 
Präsidenten Strutzenberger und dem Kollegen 
Dr.  Str imitzer. Wir haben natürlich verschiedene 
einzelne Gespräche geführt, und es ist traurig, 
daß sich e iner beim anderen aufregt, wer dafür 
und wer dagegen ist. Und dieses "Schwarze Pe­
ter" -Spiel kann damit beendet werden, daß beide 
Präsidien des Nationalrates gemeinsam eine Sit­
zung abhalten. Ich darf Ihnen sagen, die Schüch­
ternheit der Repräsentanten des National- und 
B undesrates läßt sich nur vergle ichen mit der 
Schüchternheit von Mädchen vor der ersten 
Tanzschulstunde in der Biedermeierzeit, meine 
Damen und Herren! (Heüerkeit. ) Vergessen Sie 
aber bitte eines nicht: Die B iedermeierzeit war 
auch eine Zeit des Polizeistaates. Das war vor der 
März-Revolution 1 848. und man braucht nur 
nachzu lesen, was Gril lparzer. der in Baden Eh­
renbürger war, darüber gedacht hat. 

Hier, meine ic h, haben wir noch vie les einzu­
br ingen, und es wäre sehr erfreulich ,  meine Da­
men und Herren, wenn die Präsidien von Natio­
nalrat und Bundesrat nicht bloß ad ostentationem 
et pompam zu Repräsentationszwecken,  zu At­
zung, Stärkung u nd ähnlichem treffen, am Tag 
der offenen Tür Hände schütteln  oder Freund­
l ichkeiten  austauschen, meine sehr Verehrten, 
sondern konstru ktiv zusammenwirken würden. 

Ich möchte betonen, das ist keine leichte Sache, 
denn der Bundesverfassungsgesetzgeber hat ja 
nicht e inmal einen gemeinsamen Parlamentsbe­
griff vorgesehen. Der Verfassungsgesetzgeber der 
Monarchie hat den gemeinsamen Begriff "Reichs­
rat" gekannt. Es h ieß daher auch: "die im Reichs­
rat vertretenen Königreiche und Länder" , und 
das Abgeordnetenhaus war ein Abgeordneten­
haus des Reichsrates, während "Parlament" nur 
eine Parlamentsbezeichnung ist. Das muß man 
vor allem jenen sagen ,  die immer von Parlaments­
präsidenten, von Parlamentsausschüssen und son­
stigem sprechen. Das sind Ausschüsse im Parla­
ment, das sind Präsidenten im Parlament, und da­
von gibt es deren sechs, so wie sie händeschüt­
telnd bei der Tür stehen, hoffentlich ohne sich zu 
verkühlen, beim Jännerempfang. 

Meine sehr Verehrten !  Es kommt natürl ich 
darauf an, daß man das Gemeinsame herausstel lt  
und nicht ständig Sonntagsreden beim Fenster 
hinaus hält. Wi r sind da aber  auf e inem guten 
Weg. Und ich sage Ihnen aus langjähriger Erfah­
rung: Nehmen wir heute dieses Minderheiten­
recht der Gesetzesin itiative an! Vor 10 und vor 
20 Jahren wurde ich für eine so lche Initiative 
noch verhöhnt. Das werden Sie al les in meinen 
Ylemoiren lesen. Ich habe ein gutes Gedächtnis 
für Personen. Die müssen es dann al lerdings le­
se n. wei l  ich kein Personenregister machen wer­
de. Herr  Kollege Konecny, Sie werden sicherlich 
auch einen Platz darin bekommen. 

Meine Damen und Herren!  Wir müssen ge­
meinsam diesen Weg fortsetzen. Wir haben ge­
stern - dank der In itiative des Kol legen Wede­
nig, gemeinsam mit Kol legen Strutzenberger und 
meiner Person - eine Enquete abgehalten. Wis­
sen Sie,  das E nqueterecht ist mir aus der Hand 
geschlagen worden ! 20 Jahre lang!  Bis zu dem 
Augenblick ,  bis ich dem Kol legen Wille - Sepp 
Wille haben wir viel zu danken, vor dem habe ich 
eine hohe Achtung - ,  dem Dr. Löschnak - vor 
dem habe ich auch eine große Achtung und wer­
de nie vergessen ,  was wir ihm bei früheren Novel­
len zu danken hatten - ,  dem Dr. Mock und so 
weiter gesagt habe: Wollen Sie, daß der Bundesrat 
für e ine Födera l ismus-Enquete immer nur zum 
Nationalrat geht, und die eigene Länderkammer 
keine FÖderalismusenquete abhalten kann? Dann 
haben wir im Bundesrat das Enqueterecht be­
kommen. Ich habe mich gefreut wie ein Schnee­
könig, als die F rau D r. Hieden-Sommer - sie 
wi rd es gar nicht glauben . daß sie so oft in mei­
nem Leben zitiert vorkommt - dann als Vorsit­
zende des Bundesrates zu mir gekommen ist u nd 
gesagt hat: Herr Schambeck, sind Sie auch dafür, 
daß wir eine Enquete abhalten? - Sie können 
sich vorste l len , wie glückl ich ich bin,  daß wi r heu­
te alle drei Fraktionen gemeinsam in  Anwesen­
heit von zwei Mitgl iedern der Bundesregierung 
und dem Herrn Landeshauptmann von Vorarl­
berg - die Präsenz von Landeshauptleuten hier 
sind ebenfal ls Sternstu nden; Stephan Zweig hat 
sie leider nicht erlebt, aber wir müssen sagen:  Be­
mühen wir uns nicht al lein ,  vermehrt Rechte zu 
bekommen, sondern bem ü hen wir uns auch, daß 
diese Rechte genützt werden , meine Damen und 
Herren, ohne daß wir den Landeshauptleuten Er­
folgsprämien zahlen ,  wenn s ie  bereit sind, h ie r­
herzukommen. E inige waren näml ich  noch nicht 
da und sind gar nicht so weit weg. Das mindert 
aber nicht unsere Wertschätzung denen gegen­
über. sondern da sehen Sie die frühere Bieder­
meier-Mentalität ! 

Meine Damen und Herren !  Die Stunde. in der 
wir uns heute befinden ,  ist eine Stunde der Wahr­
heit für den Bundesrat und ist eine Stunde der 
Wahrheit für den Föderal ismus. 
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Herr Bundesminister Jürgen Weiss hat keinen 
Charakterduplex oder zwei verschiedene Seiten ,  
nämlich eine bundesrätl iche und eine Seite als 
Minister, sondern er ist Föderal ist im österreichi­
schen Föderalismussystem - kein Jurist. sondern 
ein ganz "normaler" Mensch ,  der eine ungetr übte 
Sicht hat. Natür l ich trifft das auch auf den Bun­
desminister für Justiz zu. 

Ich darf I hnen versichern, da ß das normative 
Denken den Menschen schon prägt, denn n ie­
mand kann das leugnen, das bewegt auch das Un­
terbewußtsein. Wer Näheres bezüglich e ines Ju ri­
sten wissen wi l l ,  den verweise ich auf die glänzen­
de Abhandlung des Herrn Präsidenten des Ver­
fassungsgerichtshofs, Professor Dr.  Ludwig 
Adamovich, und zwar verweise ich auf e ine Fest­
schrift für Rudolf Kirchschläger, in der Adamo­
vich den "J uristen als Mensch" beschreibt. 

Meine Damen und Herren !  Ich glaube, es 
kommt darauf an, daß wir d ie Möglichkeiten ,  
aber auch  d ie  Gre nzen des Föderal ismus erken­
nen. Machen wir uns nichts vor: Es gibt leider 
Gottes in  Österreich einen Parteien-Bundesstaat 
und einen Parteien-Bundesrat. Die Länderrep rä­
sentanz erfo lgt nach dem Parteienproporz i m  
Landtag. Jedoch ist diese Verbundenheit, d iese 
Nabelschnur mit der Nominierung in den Bun­
desrat durch d ie  Landtage dann beendet, sobald 
einer h ier  auftritt . Denn wenn einer hier auftr itt, 
wird er in die liebenden Arme des jewei l igen 
Klubobmannes genommen, entfleucht aber dem 
jeweil igen Klubobmann zu Hause . Ich sehe mei­
nen Klubobmann zu festlichen Anlässen ,  ad 
ostentationem et pompam, so wie die National­
ratspräsidenten. 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen: Als die N ieder­
österreicher ihre Föderalismusreso lution vorbe­
reitet haben,  habe ich das am Abend beim E in­
schlafen in  der  Zeitung gelesen, bevor ich mit  den 
"Vorarlberger Nachrichten" den Tag beendet 
habe, aber es ist das vorher nicht mit mir bespro­
chen worden. 

Mit meinem Landeshauptmann S iegfried Lud­
wig verbindet mich eine jahrzehntelange Freund­
schaft, und ich hoffe, s ie auch in Zukunft fortset­
zen zu dürfen, denn für mich existieren nicht nu r  
Menschen i n  Funktionen, sondern d i e  Freund­
schaft besteht mit  Personen. Ich  habe mit  ihm 
niemals e in  Föderal ismusgespräch geführt, u nd 
dem Vorarlberger, dem Oberösterreicher und 
dem Salzburger und den anderen Landeshaupt­
leuten bin ich mit dem Föderalismus mehr auf die 
Nerven gegangen als meinem Landeshauptmann 
von Niederösterre ich,  denn mit ihm habe i ch  dies­
bezüglich  keine Gesprächsbasis. Ich habe ple in 
Pouvoir,  ich kan n al les für den Föderalismus tun,  
was ich wil l ,  und er  hat mich immer nomin iert, 
ich habe nie Existenzangst haben müssen. Da ist 
das Verhältnis natürl ich versch ieden,  und daher 

kann  man auch nicht erwarten, daß sie uns an d ie 
Kandare nehmen. 

Meine Damen und Herren!  In jeder Länder­
kammer der Welt, in der man föderal istische An­
l iegen vertreten will , muß man den Pre is mit ei­
nem gebundenen Mandat zah len !  Es geht nicht 
an, ein freies Mandat zu haben u nd gleichzeitig 
Länderkammer zu sein .  Das ist nicht möglich, 
meine sehr  verehrten Damen und Herren!  Ge­
nauso wie man nicht als Jungfrau Kinder bekom­
men kann, und man kann auch nicht gleichzeitig 
Großvater sei n  und zum Beisp iel die Bischofs­
würde annehmen, obwoh l  es so lche Ausnahmen 
gibt .  (Heiterkeit.) Aus der römisch-katholischen 
Kirche mußte der Betreffende - er ist aus Ir land 
- austreten. (Bundesrätin Dr. K a r  L s s 0 n: In­
vitro-Fertilisation! Sie sind hinten nach.') Vie lleicht 
wissen Sie mehr als ich ,  Frau Dr. Karlsson ,  und 
ich bin zu antik lerikal. (Allgemeine Heiterkeit. -
Bundesrätill Dr. K a r  L S s 0 n: Jetzt kommt gleich 
das Fortpflanzungsmedizingesetz, wo das alles 
drinnensteht.') Da bin ich v ie l leicht noch unaufge­
klärt. (Heiterkeit. ! 

Meine Damen und Herren !  Es wird notwendig 
sein ,  daß wir die Möglichkeiten und die Grenzen 
wahrnehmen, und das, was wir heute verabschie­
den - das möchte ich a uch betonen, wei l  ich die 
Ehre habe, vor Präsident Strutzenberger zu ste­
hen - ,  ist für mich natürl ich auch nicht die 
Hochwassermarke der Gefühle. Weil ich auch die 
Ehre habe , neben dem Herrn Landeshauptmann 
von Vorarlberg zu stehen, darf ich wiederholen, 
was ich auch in seiner Anwesenheit den Landes­
hauptleuten und x-mal hier herinnen schon ge­
sagt habe: Ein Landeshauptmann ist der Spitzen­
repräsentant e ines Landes. Er läßt sich aus Sicht 
der a llgemeinen Staatsleh re mit dem Regierungs­
chef und dem Staatsoberhaupt vergleichen, das 
bringt auch zum Beispiel der jeweil ige Min ister­
präsident von Bayern gegenüber Bonn besonders 
immer zum Ausdruck. Aber eines gibt es auf der 
ganzen Welt n icht, daß nämlich ein Staatsober­
haupt gleichzeitig eine Legislativfunktion ausübt, 
ein Staatsoberhaupt ist nicht gleichzeitig oberster 
Gesetzgeber und oberstes Exekutivorgan. Selbst 
dort, wo in Österreich nach Artikel 1 8  Absatz 3 
bis 5 B-VG der Bundespräsident ein Notverord­
nungsrecht hat, hat er e in  Mitwirkungsrecht an 
einer parlamentarischen Körperschaft. Dort sind 
die Grenzen gegeben .  U nd gerade deshalb, wei l  
man  das weiß ,  ist es auch  zu  einer Kompromißlö­
sung gekommen, für d ie  ich Landeshauptmann 
Dr. Purtscher dankbar b in .  

Be i  der Klagenfurter Landeshauptleutekonfe­
renz - ich darf das heute gestehen: bei der Vor­
konferenz der ÖVP bin ich eigens nach Klagen­
furt gee ilt - ist ein Kompromiß zustandegekom­
men, nämlich daß die Landtagspräsidenten, die 
Landeshauptleute und d ie drei Präsidenten des 
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Bundesrates ein- und demselben G remium ange­
hören. 

Ich möchte das auch vor dem Landeshaupt­
mann von Vorarlberg wiederholen,  we i l  ich es 
schon oft dem Herrn Präsidenten Strutzenberger 
gesagt habe, der mir mit Recht die Frage gestellt 
hat. Man muß ehrl ich sagen:  Die Formulierung in 
diesem Artikel I Sa-Vertrag ist keine glückl iche. 
Diese Formulierung hat uns unglücklich ge­
macht. Und ich werde das auch demnächst dem 
Spitzenbeamten sagen, der diese Formul ierung 
traf, dem aber mein Respekt gilt. Das ist ein Be­
amter ,  den Sie sehr gut kennen, meine Herrschaf­
ten, S ie kennen ihn besser als ich. Ich kenne ihn 
als Juristen und habe hohe Achtung vor ihm. Die­
se Formulierung hätte man jedoch anders treffen 
können. 

Aber diese Formulierung sei erklärt, und ich 
bitte den Herrn Landeshauptmann  von Vorarl­
berg, mich darin zu bestätigen. Ich bitte dich, 
mich in dieser h istorischen Sitzung zu bestätigen,  
näml ich daß die Herren Bundesratspräsidenten 
genauso wie die Herren Landtagspräsidenten das­
selbe Recht in dieser Länderintegrationskonfe­
renz haben . Wir haben zwar Sitz und Mitsprache­
recht, aber kein Stimmrecht. Wir sind nicht blo ß 
protokollarisch existierende Statisten dort, son­
dern wir haben das Recht, tei lzunehmen und mit­
zureden, aber die Stimme für das jeweil ige Bun­
desland gibt der Landeshauptmann ab. Das darf 
uns nicht überraschen, wei l  der Landeshaupt­
man n  ist ja nach dem Bundes-Verfassungsgesetz 
der Repräsentant eines Bundes landes. 

Daran knüpft sich jetzt die Frage - bei dieser 
Gelegenheit möchte ich sie heute auch anschnei­
den - :  Wie ist der Wil lens- und Meinungsbi l­
dungsprozeß im jewei l igen B undesland? Es 
kommt darauf an, daß auch die jeweiligen Präsi­
denten des Bundesrates als Mitglieder des Bun­
desrates daran teilnehmen können.  Wie gibt der 
Landeshauptmann seine Stimme ab? Wie ist der 
Bildungsprozeß in der Regierung, im einzelnen 
Landtag, und die Abstimmung zwischen dem 
Landeshauptmann und den Landtagspräsidenten? 

Wenn seit 1945 die Landesregierungen und 
nicht die Landtage - was ich jetzt sage, geht auf 
ein Gespräch mit Jürgen Weiss zurück - Stel­
lungnahmen zu Ministerialvorlagen der einzelnen 
Bundesministerien abgeben , dann haben sich ja 
vorher schon die gesetzgebenden Organe eines 
Rechtes verschwiegen.  Es war b isher in Öster­
reich ,  auch vor der EG, eine Tendenz zu einer 
Verantwortung der Exekutive bei der Vorberei­
tung von Legislativakten zu bemerken.  

Meine sehr verehrten Damen u nd Herren!  Da 
85 P rozent aller Bundesgesetze und mehr  als 
90 Prozent aller Landesgesetze auf Regierungs­
vorlagen zurückgehen und nicht auf Gesetzesin-

ItlatIven, sehen Sie, we lche Schwerpunkte vor­
handen sind. Aber - das muß man hinzufügen -
die Großart ikgkeit der Abgeordneten auf Bun­
des- und Landesebene hat diese Materien auch 
modifiziert und umgearbeitet. Jetzt kommt es 
darauf an, daß wir den Weg des Miteinanders wei­
ter finden. 

Ich bin dem Nationalratspräsidium dafür dank­
bar, daß sich in dem Haus darum n icht nur die 
Nationalratsabgeordneten, sondern auch die Mit­
glieder des Bundesrates bemühen. Das war eine 
verdienstvo l le In itiative des Präsidenten Or. Li­
chal, einem Alt-Bundesrat - nicht jeder hat die­
ses Glück, d iese Bezeichnung führen zu dürfen,  
wie auch unser Freund Jürgen Weiss -, und Herr 
Dozent Dr. F ischer, der Herr Nationalratspräsi­
dent, hat ebenfalls die Initiative ergriffen, aber 
auch Herr Vizepräsident Walter Strutzenberger. 

Ich darf I hnen ehrl ich  sagen, das hätte ich unter 
dem Kollegen Schi pan i  nie erlebt, und es ist mir 
wirk lich e ine Freude in  meinen alten Tagen sagen 
zu können, daß für e in Miteinander im Dienste 
des Föderal ismus und der Integration d ie nötigen 
Voraussetzungen vom Haus geschaffen werden.  

Ich möchte noch etwas hinzufügen: Ich bitte 
Sie, meine Damen und Herren Bundesräte, be­
nutzen Sie auch d ie großartigen legistischen 
Dienste der jeweil igen Landesregierungen,  ob das 
in  Kärnten - Kärnten hat jetzt den Vorsitz - der 
Herr Hofrat u nd Honorarprofessor Dr. Ralf Un­
kart ist  - ein Spitzenju rist Österreichs - ,  ob das 
in Vorarlberg der jetzt zum Landesamtsdirektor 
ernannte - dazu gratul iere ich dem Land - Hof­
rat Or. Brandner ist, oder ob das Hofrat Or. 
Gstrein in I nnsbruck ist, oder Dr. Hueber oder 
die Pesendorfer-Brüder in Linz sind: Es gibt wun­
derbare Menschen und glänzende Jur isten, die 
uns a ls Mandatare zur  Verfügung stehen. Ich bitte 
Sie, nutzen Sie d iese Möglichkeiten !  

Meine Damen und Herren !  Wir dürfen auch 
nicht vergessen ,  daß es sich bei der EG um ein 
Gebilde handelt, das weder e in Staatenbund noch 
ein Bundesstaat ist, sondern eine internationale 
Organisation ,  die aus einer Sechsergemeinschaft 
entstanden ist, die heute als Zwölfergemeinschaft 
auf dem Weg zu einer Fünfzehner- u nd Sechzeh­
nergemeinschaft ist u nd immer unübersichtlicher 
wird. Diese EG wurde von Haus aus nicht nach 
den Grundsätzen e ines demokratischen Verfas­
sungsstaates geschaffen ,  sondern von Haus aus 

erstens m it e iner offenen Entwicklung; 

zweitens exekutivlastig; 

und drittens mit einem gigantischen Demokra­
tie- und Parlamentsdefizit. Und das kommt auf 
uns zu .  
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Wir haben daher e ine doppe lte Aufgabe. Das 
werde ich am 1 3. Ju l i  in einem Vortrag vor dem 
Peutinger-Kolleg in München über Verfassungs­
staatlichkeit und Integration näher ausführen. 

Wir müssen unsere Erfahru ngen als demokrati­
scher Verfassungsstaat bei der EG einbringen und 
uns mit gleichgesinnten Personen und Ländern in 
Europa verb inden. 

Meine Damen und He rren! Ich war vergangene 
Woche in Lissabon und habe dort mit dem Parla­
mentspräsidenten und mit dem Präsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes gesprochen, und da hat 
mir der Parlamentspräsident - ein glänzender 
Jurist von der COIMBRA - gesagt, daß er 
Bruckner liebt. Er hat mir aber auch gesagt, daß 
Portugal kein Regionalstaat und kein Bundesstaat 
ist. Aber trotzdem sind die Portugiesen über die 
regionalen und föderalen In itiativen glückl ich,  
weil man auch in  Portugal nicht wi l l ,  daß E uropa 
zentral istisch von Brüssel aus regiert wird, so daß 
auch die anderen Staaten ein Interesse daran ha­
ben, fal ls die föderalen und regionalen Staaten in­
itiativ werden. 

Meine Damen und Herren !  D iese Initiative 
zeigt sich heute in der Stel lungnahme zu  Mög­
lichkeiten von Länderkompetenzen. E in  Länder­
beteiligungsverfahren n immt die Interessen des 
Landes und nicht die des Bundes wahr. Hier  wirkt 
der Bundesrat mit seinem Präsidi um  an der Wah­
rung von Landesinteressen mit, obwohl er se lbst 
nicht ein Organ der Landesgesetzgeb ung, sondern 
der Bundesgesetzgebung ist! Und das ist e in  gro­
ßes Entgegenkommen.  

Das zweite: Wir haben ein Standbein auf bei­
den Ebenen - das wird ja heute noch beschlossen 
- ,  und zwar ein Standbein auf Bundesebene und 
eines auf Landesebene. 

Jetzt muß ich Herrn Bundesrat Konecny, der 
von mir eine Vorlesung erwartet hat, tatsächlich 
eine Vorlesung geben,  weil er anscheinend bei sei­
ner Rede nicht gewu ßt hat, was sein Landes­
hauptmann dazu sagt. Ich lese hier einen Brief 
vor; der Brief kann kopiert und an al le verteilt 
werden. Es ist dies e in Brief des Herrn Landes­
hauptmannes von Wien vom 7. Jänner 1 992, ge­
richtet an den Herrn Bundesminister für Födera­
l ismus und Verwaltungsreform Jürgen Weiss, der 
mir  gestattet - ohne daß ich in seiner Privatpost 
spioniert hätte, er hat ihn mir zur Weiterleitung 
gegeben - ,  diesen Brief hier vorzulesen: 

"Sehr geehrter Herr Bundesmin ister! Der Bun­
desrat hat einen Entschl ießungsantrag betreffend 
seine Verankerung im Entwurf für eine B-VG­
Novel le über das Länderbetei l igungsverfahren" 
- das heute in der Länderkammer aktuel l  ist -
"bei der Europäischen Integration vorgelegt. Die 
Landeshauptleutekonferenz hat zu letzt bei ihrer 

Herbsttagung vom 29. November 1 99 1  den Be­
sch luß gefaßt, daß dieser Novel lenentwurf umge­
hend vom Ministerrat verabschiedet werden 
möge. Ergänzungen im Sinne des Entsch l ie­
ßungsantrages des Bundesrates wurden keine ver­
langt ." 

Ich zitiere weiter: " Eine Änderung" - jetzt 
kommt es - "nach den Vorstel lungen des Bun­
desrates erscheint mir schon deshalb nicht ange­
zeigt" - ich darf das als Bundesrat vorlesen, da­
mit Sie wissen,  was sich Ihr Landeshauptmann 
denkt - ,  "da der Novellenentwurf Landesange le­
genheiten, i nsbesondere die Landesgesetzgebung 
betrifft und der Bu ndesrat derzeit in diese nicht 
eingebunden ist. Abgesehen davon wird es meines 
Erachtens bei der Bundesgesetzgebung, wo der 
Bundesrat über Zuständigkeiten verfügt, in Hin­
kunft geboten sein ,  einem Vertretungsorgan der 
Länder entsprechend frühzeitig und wirksam In­
formations- und Einfl ußmöglichkeiten zu si­
chern . Vor a l lem im Zuge der europäischen Inte­
gration mü ßten die Länderinteressen auch in die­
sen Bereichen angemessen gewahrt werden ." 

Herr Kollege Konecny, Sie wissen, er hat den 
Bundesrat dabei ausgeschlossen. U ntersc hrieben 
mit: "in Vertretung und mit freundl ichen Grü­
ßen" - die ich auch an Sie weiterreiche - :  
"Hans Mayr" , Vizebürgermeister von Wien, der 
gleichzeitig SPÖ-Parteivorsitzender von Wien ist. 
( Zwischenruf des Bundesrates K 0 n e {n  y. J Herr 
Kol lege, ich gebe Ihnen diesen Brief, damit eure 
Sehnsucht erfül l t  ist. 

Meine Damen und Herren !  Es hat Vizebürger­
meister Mayr e in wesentliches Problem ange­
schnitten,  das übrigens auch i n  den lesenswerten 
Vorschlägen von Herrn Vizepräsidenten Strut­
zenberger vorkommt. 

Hohes Haus! Wir sol l ten uns bemühen, nach 
den Kompetenzbereichen eine entsprechende eu­
ropäische Integrationskoordination zustande zu 
bringen, wobei es sich um d ie Stel lungnahme der 
Länder gegenüber der Vorbereitung der EG-Mit­
g l iedschaft handelt. Die Ste l lungnahme der Län­
der zur Wahrung ihrer Kompetenzen bei der 
Rechtssetzung in Brüssel wird sich fortsetzen. 
Wir müssen gemeinsam mit dem Nationalrat 
dort, wo es sich um Bundesangelegenheiten han­
delt, zusammenwirken. Wir sind nicht als Ersatz 
für die Landtage, sondern als ein Länderorgan im 
Rahmen der  Bundesgesetzgebung geschaffen!  

Ich sage Ihnen - ob wir das heute wahrneh­
men wollen oder nicht -: Wenn der Bundesrat in 
Zukunft mehr Länderorgan als Parteienbundes­
rat sein wi l l ,  wird eine bestimmte Form der 
Orientierung des Mandates erforderlich sein .  U n­
ter den Vorsch lägen zur Reform der österreichi­
schen Bundesstaatl ichkeit haben wir von der 
ÖVP schon vor mehr als 1 5  Jahren darauf hinge-
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wiesen,  daß auch heute schon Landesregierungen  
die Möglichkeit hätten. mit einstimmigem Be­
schluß auch einem Bundesrat ein Stimmverhalten 
zu empfehlen, und ich sage Ihnen. wenn das eine 
Landesregierung getan hat. haben das d iese Bun­
desräte n icht in den Rauchfang gehängt. Nur 
glauben Sie ja nicht, daß das jedes Jah r  x-mal vor­
kommt. Auch das werde ich einmal in me inen 
Erinnerungen behandeln, damit n icht falsche 
Vorstel lungen und unrichtige Utopien entstehen. 

Meine Damen und Herren!  Hier, glaube ich ,  
befinden wir uns in  einer wertvollen Diskussion.  
In der Föderalismusdiskussion befinden wir uns 
heute durch die EG in  einem Zugzwang. 

Meine Damen und Herren! Es kommt jetzt 
drauf an, nicht nur  das formell  Organisatorische 
zu behandeln. Ich wei ß  nicht. ob jemand von Ih­
nen Christian Broda erlebt hat. Er hatte eine eige­
ne Technik,  mit der Macht  umzugehen und 
Rechtspolitik zu betreiben .  Ich habe immer ge­
sagt, Dr. Broda wird noch in Österreich  spürbar 
sein ,  wenn Dr. Kreisky zu e iner Fußnote gewor­
den ist, aber heute sind beide beachtenswerte Ka­
pitel  der Erinnerung. 

Dr. Broda hatte nämlich immer d ie Gewohn­
heit ,  wenn  er ein Referat zu  e inem Gesetz gehal­
ten hat - ich habe ihn seit 1 969 erlebt -, daß er 
dann immer am Schluß e inen Ausbl ick  gegeben 
hat, was bevorsteht .  Und da möchte ich Ihnen ei ­
nes sagen ,  das ist keine Utopie und nicht irreal ,  
sondern das steht uns als nächstes bevor, nämlich 
eine EG-gerechte Kompetenzvertei lung. 

Herr Bundesminister für Födera l ismus und 
Verwaltungsreform und Herr Landeshauptmann,  
das wünschen wir uns bald, und wir würden uns 
darüber sehr freuen, weil  der Bundesrat nämlich 
in vielen Reso lutionen Initiativen für e ine neue 
Kompetenzvertei lung einstimmig beschlossen 
hat. Wir wünschen uns, daß zu diesen formellen 
Neuerungen des Länderbetei l igungsverfahrens 
materiel le Neuerungen hinzukommen und eine 
EG-gerechte Kom petenzenvertei lung P latz greift. 

Wir sind sehr dankbar dafür, daß Herr Bundes­
minister Weiss In itiativen zu neuen Kompetenz­
verhandlungen ergriffen hat. In diesem Raum ha­
ben wir in den letzten Jahren über Fraktionsgren­
zen hinweg Resolutionen hiezu verabsch iedet. 

Ich wünsche den Gemeinden, daß es zu einer 
EG-gerechten Kom petenzvertei lung in  bezug auf 
Bund,  Länder und Gemeinden kommt. wobei wir 
es nicht unausgesprochen sein lassen wollen, daß 
Zweidrittel des Länderforderungspro­
grammes 1 9 76 bis heute noch unerfüllt sind. Und 
hier, glaube ich. können wir dankbar sein .  mit 
Vorarlberg beginnend, und a l len anderen Bun­
desländern, die auch für die anderen Bundeslän­
der, die wieder andere Sorgen und Aufgaben ha-

ben .  ständig mit x Aktionen monieren. Man sol lte 
d iese Wünsche der Landtage , Herr Landeshaupt­
mann und Herr Bundesmin ister - ich denke an 
Vorarlberg, ich den ke an den Besch luß  von Tirol 
und von N iederösterreich - ,  h ier mit berücksich­
tigen .  Es ist auch sehr wertvoll gewesen ,  daß die 
Konferenz der Landeshauptleute und der Land­
tagspräsidenten immer wieder auf d iese unerfül l ­
ten Forderu ngen h ingewiesen hat ,  wozu wir im 
Bundesrat Resolutionen verabschiedet haben .  

Meine Damen und Herren ! Diese heutige 
Sternstunde des Bundesrates ist e ine Stunde der 
Wahrheit, natürl ich auch e ine Stu nde der E r­
nüchterung, aber gleichzeitig auch e ine Stunde 
der Freude, wei l  wir sehen können, daß wir die 
Voraussetzungen im organ isatorischen und im 
kompetenzmäßigen Materiel len bieten können. 
Unsere Bevölkerung muß das aber gutheißen, 
was wir beschl ießen; sie m üssen bei e iner Volks­
abstimmung ihre Meinung abgeben. Darum freue 
ich mich auch,  daß man sich bemühte, das Tran­
sitproblem zu regeln, auch den Grundverkehr. 
Das sind wichtige Voraussetzungen!  Denn, meine 
Damen und Herren, a lle Diskussionen im Natio­
nalrat und Bundesrat, al le Verträge von Porto 
sind überflüssig und n icht ratifizierbar , wenn sich 
das Volk  bei der Abst immung gegen eine Mit­
gl iedschaft zur EG ausspricht. 

Daher e in letztes Wort an Sie von der Freiheit­
l ichen Partei : Sie haben darauf h ingewiesen, Herr 
Kol lege - dazu haben Sie auch das Recht, ich 
weiß ,  Sie haben an Herrn Dr. Gredler erinnert 
und an e inige andere - ,  daß die Freiheit l iche 
Parte i  eine der ersten war, die in Österreich dar­
auf hingewiesen hat, daß man in Österreich trotz 
der Neutralität an die Europäische Integration 
denken so l l .  Und daher glaube ich, daß das n icht 
eine Stärkung Ihrer G laubwürdigkei t  als FPÖ ist, 
sondern eine Gefährdung, wenn Ihr  Parteiob­
mann und einige von Ihnen in jedem Bundesland 
anders reden in bezug auf d ie EG u nd von Region 
zu Region und Bezirk zu Bezirk h iezu anders 
agieren und reagieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Ich 
glaube, wir so llten uns alle gemeinsam bemühen 
- al le dre i  Fraktionen im Bundesrat - ,  mit die­
sem Ja zur EG unsere Gedanken einzubringen, 
daß wir uns, wie bei der Resolution, die wir ge­
mei nsam verabsch ieden, bemühen, in der Bevöl ­
kerung nicht Verunsicherung, sondern Sicherheit 
für die Arbeitnehmer zu schaffen. Mir geht es 
e infach auch um soziale Grundrechte bei der EG, 
über soziale Grundrechte habe ich schon in  mei­
nem Buch im Jahre 1 968 geschrieben .  (Beifall bei 
der Ö VP. ) 

Mir geh t  es auch darum, daß wir h ier  gemein­
sam antreten für die Arbeitnehmer i n  der pr iva­
ten Wirtschaft, für die Arbeitnehmer in der Ho­
heits- und in der Privatwirtschaftsverwaltung des 
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Staates, daß wir im Länderbeteil igungsverfahren 
und bei der Kompetenzrege lung d ie Vorausset­
zungen dafür l iefern, daß  das Heimat- und Lan­
desbewußtsein in Österreich erhalten bleibt, daß 
es nicht überdeckt von e ine m  falschen Europabe­
wu ßtsein wird , sondern d ie Voraussetzu ng für das 
Europabewußtsein  bieten ,  damit das Vaterland 
Europa ein Europa der Vaterländer sein kann, in 
dem jeder einen Anspruch auf seinen Arbeits­
platz hat, meine Damen und Herren !  D iese Auf­
gabe sollten wir als Auftrag mit u ns nehmen. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 19..11 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu ei ner 
Erwiderung auf eine tatsäch l iche Berichtigung im 
Sinne des § 48 Abs. 3 der  Geschäftsordnu ng hat 
sich Frau Bundesrätin D r. Karlsson zu Wort ge­
meldet. Ich mache darauf  aufmerksam und erin­
nere daran, daß die Erwiderung auf eine tatsächl i­
che Berichtigung nur dann zulässig ist ,  wenn es 
sich um eine persönliche Angelegen heit des sich 
meldenden Bundesrats handelt. E ine Erwiderung 
darf die Dauer von fünf M inuten nicht überstei­
gen. 

Ich erteile Frau B undesrätin Karlsson das 
Wort. 

1 9.4/ 

Bundesräti n  Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 
Wien) :  Sehr geeh rter Herr Präsident! Sehr  geehr­
te Anwesende! Mir  wurde von Bundesrat Mölzer 
impl izit unterste l lt, hier falsche D inge verbreitet 
und ihn einer Verurte i lu ng beschuldigt zu haben, 
zu der er nicht verurtei lt wurde. 

Herr Bundesrat Mölzer wurde von der Bundes­
pol izeidi rektion Klagenfurt nach Art ikel 9 Abs. 1 
Z. 7 EGVG rechtskräftig bestraft. Dieser Artikel 
- da nicht a l le Experten sind, möchte ich ihn 
vorlesen - beinhaltet folgendes: 

Wer durch sein Verhalten,  das Ärgernis zu er­
regen geeignet ist, die O rdnung an öffentlichen 
Orten stört . . .  , wenn er  - Z. 7 - nationalsozia­
l istisches Gedankengut im Sinne des Verbotsge­
setzes, StG BI .  N r.  1 3/ 1 945 in der Fassung des 
Bundes-Verfassungsgesetzes, BG BL Nr .  25/ 1 947 
verbreitet. 

Wir  haben unter uns jemanden, der wegen Ver­
breitung neonazistischen, nationalsozialistischen 
Gedankengutes rechtskräftig verurtei lt ist. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Bundesrätin Dr. R i e s s: Das 
ist unwahr, Frau Kollegin! Das ist die Unwahrheit.' 
Das stimmt nicht.') / 9.43 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Neuer­
l ich zu einer tatsächl iche n  Berichtigung hat sich 
Herr Bundesrat Mölzer zu  Wort gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

1 9.43 

Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ , Kärnten) :  
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich stel le fest, daß 
F rau Bundesrätin Karlsson den Untersch ied zwi­
schen dem Urteil e ines Strafrichters und einer 
Verwaltungsstrafe, die gegen ein Medium ausge­
sprochen ist, offenbar nicht kennt. (Bllndesriitin 
Dr. K a r  I s s  0 11: Sie wissen ganz genatl, warum 
'.vir das Verbolsgesetz reformiert haben.' Weil Sie 
nicht . . . . ') 

Hohes Haus! Die Qual ität d ieser Anfragebeant­
wortung, die meines Erachtens ausschl ieß lich po­
lit isch ist, erweist sich auch darin ,  daß der Innen­
min ister beispielsweise - das hat Frau Kollegin 
Kar lsson nicht vorgelesen - erwähnt hat: Diese 
Querve rbindungen zwischen FPÖ und Rechtsex­
tremismus e rgeben sich beispielsweise daraus, 
daß Mölzer - also ich - bei m  - Originalzitat! 
- rechtstendenziösen Verein "Neuer Klub" ei­
nen Vortrag gehalten habe. Daß der Innenmini­
ster selbst u nd etwa der  ÖVP-Klubobmann Neis­
ser bei diesem Verein gesprochen haben . . . 
(Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Sind Sie verurteilt, 
oder sind Sie nicht verurteilt?) 19.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Mölzer! Ich darf Sie b itten,  die Berich­
tigung zu machen. (Bundesrat M ö l z e r: Bereits 
erledigt!) - Danke. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Landeshauptmann Or.  Purtscher. Ic h erteile es 
ihm.  

19.44 

Landeshauptmann von Vorarlberg Dr .  Martin 
Purtscher: Herr Präsident! Meine Herren Mini­
ster !  Hoher Bundesrat ! Die Qualifikation dieser 
Besch lußfassung der B-VG-Novelle 1 992 durch 
Herrn P räsidenten Rechtslehrer - was für mich 
mehr ist als P rofessor - Dr. Schambeck als histo­
rische Stunde ermuntert, ja d rängt mich, noch 
einmal das Wort zu ergreifen.  Ich wi l l  mich kurz 
fassen .  

Aber ich sehe mich doch genötigt, auf einige i n  
Wortmeldungen feststel lbare Unbehagensmo­
mente einzugehen, die zum Ausdruck kamen. Ich 
möchte sagen ,  daß ich das Gefüh l  habe, daß eini­
ge Bundesräte den E indruck hätten, als ob sie 
eine i nferiore Stellung bei der I ntegrationskonfe­
renz der Länder hätten .  Ich sehe mich doch genö­
tigt , jene Motive darzulegen, d ie dazu geführt ha­
ben, daß nicht der Bundesrat . sondern Landes­
hauptleute, Landtagspräsidenten und das Präsidi ­
um des Bundesrates nach meinem Dafürhalten 
e in Beispiel für kooperativen Föderal ismus set­
zen.  

D ie drei Motive sind: 
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E rstens: die Verfassungsautonomie der Länder . 
Bitte nehmen Sie einmal mehr zur Kenntnis -
Sie wissen es selbst am besten - ,  der B undesrat 
ist ein Gesetzgebungsorgan des Bundes. Der Lan­
deshauptmann vertritt das Land nach außen .  Sie 
wissen selbst, daß gerade im Hinbl ick auf d ie I nte­
gration immer mehr die Trennung zwischen inne­
ren und äußeren Angelegenheiten obsolet gewor­
den ist. Daher war es. glaube ich, auc h aus dieser 
Perspektive heraus richtig, daß - in Anlehnung 
an das deutsche System - zunächst einmal die 
Landeshauptleute dachten , daß sie - ähnl ich wie 
d ie EG-Kammer in Deutsch land - ,  d ie Landes­
hauptleute als solche, die Rechte der Länder in 
Integrationsfragen wahrnehmen so llen . 

Man hat aus einem zweiten Grund nicht dem 
Bundesrat die Aufgaben der Wah rnehmu ng der 
Länderinteressen übertragen können nämlich 
aus Effizienzgründen.  Es 

.... 
ist, glaube iCh,  unbe­

stritten, daß eine Mediatisierung feste l lbar oder 
jedenfalls zu befürchten ist und den Ländern seh r  
daran gelegen ist, d a ß  sie nicht nu r  einen Vol l­
zugsföderal ismus haben .  Es geht vor a l lem auch 
darum, ihn - Experten wissen, daß er in den 
Ländern erst vor kurzem aufgebaut wurde - zu 
nutzen. Ich kann Ihnen nur sagen. daß d ie Stel­
lungnahmen zu Rechtsnormen oder zu  Vorhaben 
der Europäischen Integration einen unge heuer 
großen Umfang annehmen. 

Ich hatte mir bei meinem letzten Besuch in 
Stuttgart vom dortigen Min isterpräsidente n  e in­
mal zeigen lassen,  wie groß der Berg an Ste l lung­
nahmen ist, die von den Ländern jeweils nach 
Brüssel - zunächst über Bonn dann nach B rüssel 
- gegangen sind. Ich bin davon überzeugt, daß 
parlamentarische Gremien restlos überfordert 
werden. Nun hat auch Ministerpräsident Teufel 
gesagt, auch er  sei natürl ich auf den Stab der Ex­
perten angewiesen. Die wöchentlich z usammen­
tretende Ministerpräsidentenkonferenz der 
1 6  deutschen Bundesländer behandelt jewe i ls nur  
ein b is zwei der  wichtigsten Themen in  Sachen 
Integration. Das übrige ist den Europa- oder Fö­
deral ismusministern im Rahmen dieser EG-Kam­
mer vorbehalten. 

Der Vergleich zu Deutsch land - ich habe ihn 
schon gebracht - , aber auch zur Schweiz :  Auch 
im Ständerat ist keine Mitwirkung bezügl ich Inte­
grationsfragen vorgesehen. Da kommt aus meiner 
persönlichen Sicht noch die europäische Bezugs­
ebene dazu .  Es gilt i mmer mehr.  Besch lüsse oder 
Anliegen der e inze lnen Länder sowohl an die Na­
tionalstaaten als auch bei Gremien vorzutragen, 
die E infl uß  in Brüssel haben .  

Ich möchte e in  Beispiel nennen: Am vergange­
nen Freitag haben die Regierungschefs der 
1 1  ARGE-ALP-Länder eine Reihe von Resolu­
tionen besch lossen,  d ie zum Großtei l  bereits di­
rekt nach Brüssel gehen.  1 1  ARGE-ALP-Länder 

mit 33 Mi l l ionen Menschen zwischen München 
und Mailand, zwischen St. Gallen u nd Salzburg 
haben zum Beispiel im Rahmen der in dieser Wo­
che stattfindenden Agrarrefo rmkonferenz gefor­
dert, daß man im Rahmen dieser Agrarreformen 
ein eigenes Förderungsgebiet für die Bergland­
wirtschaft e inrichtet. 

Ich glaube, es gilt a uch immer mehr, im Rah­
men dieser überregionalen Zusammenschlüsse ei­
nen direkten Draht jeweils über d ie Versammlung 
der Regionen Europas oder den jetzt zu bilden­
den Regionalaussch u ß  zu err ichten. 

Wer aber vertritt in dieser europäischen Orga­
nisation - sei es der Regionalausschuß ,  d ie Ver­
sammlung der Regionen, d ie Konferenz der Re­
gionen Europas - d ie Länder? - Das sind je­
weils die Regierungschefs. Ich habe bisher -
obwohl  ich als Vertreter der österreichischen 
Bundesländer die Ehre habe, zum Beispiel in der 
Versammlung der Regionen Europas zu wirken 
- noch keinen Vertreter e iner bundesratsähnli­
chen Institution ken nengelernt, seh r  woh l  aber 
Repräsentanten solcher überregionaler Gebiets­
körperschaften wie zum Beispiel Regio basilien­
sis. Und d ie ARGE ALP wird auf meinen Antrag 
h in  jetzt in Zukunft auch e inen eigenen Reprä­
sentanten in der Versammlung der Regionen Eu­
ropas haben.  

Um nicht mißverstanden zu werden ,  Herr Bun­
desrat Konecny: Sie sagten ,  dies sei keine Stern­
stunde ges Bundesrates. Ich würdige diese kriti­
sche Außerung als Selbstbewu ßtsein und 
Selbstachtung dieser parlamentarischen Körper­
schaft, nur b itte ich,  d iese Argumente, die zu die­
sem Gremium - näml ich der Integrationskonfe­
renz der Länder - geführt haben, auch zu würdi­
gen. Es ist, wie Prof. Pernthaler bei der Beratung 
im Verfassungsausschuß  in d ieser Enquete gesagt 
hat, ein großer föderalistischer Fortschr itt. So hat 
auch er diese Regelung bezeichnet, und er hat ge­
meint, daß bei diesem Widerspruch zwischen Ef­
fizienzprinzip und demokratisch-po l itischen 
Wünschen - näml ich  daß das Parlamente ma­
chen sol len - doch zu berücksichtigen wäre , daß 
es ein großartiges Beispiel des kooperativen Fö­
deral ismus darstellt .  Ich möchte daher zurück­
kommen darauf, was ich in meiner Einleitung ge­
sagt habe. 

Der Nationa lrat steht ja jetzt unmittelbar vor 
der Arbeit, ein entsprechendes, angemessenes 
Parlamentarier -Bete i l igungsverfahren festzule­
gen . Es ist ein gemeinsamer Ausschuß,  wie ich 
höre, zwischen Nationalrat und Bundesrat zumin­
dest in Diskussion. Ich glaube, das müßte jetzt das 
Ziel sein - ich wi l l  keine Empfehlungen geben 
- ,  aber aus meiner persönl ichen Sicht wäre das 
das primäre Ziel des B undesrates, nunmehr 
rechtzeitig in d iese Kammer des National rates 
ei ngebunden zu sein ,  die sich darum anzunehmen 
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und mitzusprechen hat, welche Mitwirkung eben 
die parlamentarischen Körperschaften auf Bun­
desebene haben.  

Dies wäre nach meinem Dafürhalten ein idea­
les, gewaltenverbindendes Organ, eine gänzlich 
neue Brückenschlagfunktion eben zwischen dem 
Bundesrat in der Mitwirkung in diesem Gemein­
samen Aussch u ß  Nationalrat - Bundesrat e iner­
seits, aber auch  durch die Mitwirkung des Präsid i­
ums in der Integrationskonferenz der Länder, so­
zusagen ein B indegl ied , einen Dialog zwischen 
den Ländern und dem Bund zu haben.  

Ich glaube,  daß dies e ine ideale Zielsetzung für 
d ieses Hohe Haus wäre . In der Umsetzung dieses 
Vorhabens wünsche ich dem Bundesrat recht viel 
Erfolg. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  /9.53 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch lu ß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfal ls n icht der 
Fall . 

Die A b  s t i m  m u n g über die vorl iegenden 
Beschlüsse des National rates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abst immung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 3. Mai 1 992 be­
treffend ein Bundesverfassungsgesetz, m it dem 
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1 929 geändert wird. 

Der vor l iegende Besch luß enthält Verfassungs­
bestimmungen, d ie nach Artikel 44 Abs. 2 B-VG 
der Zustimm ung des Bundesrates bei Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der M itglieder des 
Bundesrates und mit einer Mehrheit von minde­
stens zwei Drittel der abgegebenen St immen be­
dürfen. 

Ich stelle zunächst d ie für d ie Abst immung er­
forderl iche Anwesenheit der Mitglieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun  jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, den 
Verfassungsbest immungen im Artikel II Abs. 2 
im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes die verfassu ngsmäßige Zustim­
mung zu ertei len. um ein Handzeichen. - Es ist 
d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, den zitierten Verfassungsbestim­
mungen im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 B-VG 
d ie Zust immung zu erte i len ,  ist somit  a n -
g e n  0 m m e n .  

Ausdrücklich stel le i ch  d ie  erforderliche Zwei­
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 
B-VG fest. 

Ich bitte ferner jene Bundesrätin nen und Bun­
desräte . die dem Antrag zustimmen, gegen den 
vorl iegenden Beschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben, um ein Handzeichen. -
Es ist d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

Wir  kommen zur Abstimmung über den Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 3 . Mai 1 992 be­
treffend eine Vereinbarung zwischen dem Bund 
und den Ländern gemäß Art . 1 5a B-VG über die 
Mitwirkungsrechte der Länder und Gemeinden in 
Angelegenheiten der Europäischen I ntegration. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besc hluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ei n Handzeichen . - Es ist d ies 
S t i m m e n m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

Es  l iegt e in  Antrag der Bundesräte Strutzenber­
ger, Dr .  Schambeck,  Mag. Trattner und Genossen 
auf Fassung einer Entschl ießung betreffend Mit­
wirkung des Bundesrates in Angelegenheiten der 
Europäischen Integration vor. 

Ich lasse über diesen Entschließungsantrag ab­
stimmen . 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen. -
Es ist die S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag auf Fassung einer Entschließung 
betreffend die Mitwirkung des Bundesrates in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration ist 
somit a n  g e n 0 m m e n. (E 13 1 . )  

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem Regelungen über die medizinisch unter­
stüzte Fortpflanzung getroffen (Fortpflanzungs­
medizingesetz - FMedG) sowie das Allgemeine 
Bürgerliche Gesetzbuch, das Ehegesetz und die 
Jurisdiktionsnorm geändert werden (216 und 
490/NR sowie 4255/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 10. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, mit dem Regelungen über die me­
dizinisch unterstützte Fortpflanzung getroffen 
(Fortpflanzungsmedizingesetz - FMedG) sowie 
das Al lgemeine Bürgerl iche Gesetzbuch, das Ehe­
gesetz und die Jurisd iktionsnorm geändert wer­
den. 
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Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Hedda 
Kainz. Ich bitte sie um den Bericht. 

Beric hterstatterin Hedda Kainz: Herr Präsi­
dent! Meine Herren Minister !  Herr Landeshaupt­
mann!  Hohes Haus! Der gegenständ l iche Geset­
zesbeschluß trägt dem U mstand Rechnung, daß 
die heutige Medizin bei der  Behandlung von 
Fortpflanzungsstörungen d urch  die Anwendung 
neuer wissenschaftlicher E r kenntnisse Paaren .  
deren Kinderwunsch bislang unerfül lt  bleiben 
mu ßte, zu Nachkommen verhelfen kann. Die An­
wendu ng verschiedener Methoden erweckt je­
doch Bedenken und läßt M i ßbräuche befürchten .  
Zudem wächst mit der Ausweitung des medizi­
nisch Möglichen die U ngewißheit über dessen 
Folgen. 

Ziel  des vorl iegenden Gesetzesbesch lusses ist 
daher, die gesetzlichen Grundlagen für d ie 
Durchführung künstlicher Fortpflanzungsverfah­
ren zu schaffen, um bestehende Rechtsunsicher­
heiten zu beseitigen und M i ßbräuche zu verhin­
dern .  

Der gegenständl iche Besch luß sieht daher Be­
stimmungen über die Zulässigkeit, die Vorausset­
zungen und die Durchführung medizinischer 
Fortpflanzungsverfahren vor. Darüber hinaus 
enthält er Vorschriften in bezug auf den Umgang 
mit Keimzel len und entwick lungsfähigen Zellen . 
Außerdem werden neben einer Re ihe von (ver­
waltungs)strafrechtl ichen Tatbeständen auch d ie 
erforderl ichen famil ienrechtl ichen Anpassungen 
vorgeschlagen. 

Der Rechtsausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 9. Mai 1 992 in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Hause zu em pfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis se iner Beratu ng stel l t  der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 992 betreffend e in  Bundesgesetz, mit 
dem Regelungen über die medizinisch unterstütz­
te Fortpflanzung getroffen (Fortpflanzungsmedi­
zingesetz - FMedG) sowie das Allgemeine Bür­
ger l iche Gesetzbuch, das Ehegesetz und die Jur is­
diktionsnorm geändert werden,  wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wir gehen in d ie Debatte e in .  Zu Wort gemel­
det hat sich Herr B undesrat Dr.  Unzer. Ich ertei le 
ihm d ieses. 

/9.59 
Bundesrat Dr. Mi lan Linzer (ÖVP, Burgen­

land) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Mei­
ne Damen und Herren !  Hoher Bundesrat! Nach 
dem verklungenen Föderalismus-Feuerwerk und 
angesichts der schon vorgeschr ittenen Stunde 
möchte ich mich einigermaßen kurz fassen.  

Meine Damen und Herren!  Wir al le haben in 
den letzten Jahren die rasante Entwicklung auf 
dem Gebiete der künstlichen Fortpflanzung in 
der Medizin verfolgt. Die einzelnen Stationen -
begin nend vom Retortenbaby 1 978 in England 
über die In-vitro-Fert i l isation, also die Befruch­
tung des Eis außerhalb des Körpers der Frau, bis 
zur Leihmutterschaft und so weiter - waren a lles 
große und bedeutende Ereign isse, d ie uns hin­
länglich. d urch d ie Medien transparent und be­
kannt gemacht worden sind. 

Heute macht die moderne Medizintechnik auf 
dem Gebiete der künstlichen Fortpflanzung fast 
alles möglich.  Es ist zweifel los e inerseits faszinie­
rend,  daß ohne natürl ichen Zeugungsvorgang 
menschl iches Leben entstehen kann, andererseits 
aber müssen wir im Hinblick auf diese Tatsache, 
ethische und vor allem rechtl iche Grenzen setzen. 
Naturgemäß gibt es unterschied liche Interessen :  
Jeder, der  sich, so glaube ich ,  mit dieser sensiblen 
Materie beschäftigt, wird einen eigenen Stand­
punkt haben, und für jeden ist das quasi e ine Ge­
wissensentscheidung, Positionen auf diesem Ge­
biete zu beziehen.  

Die G laubensgemeinschaften, insbesondere d ie 
Kirchen, haben selbstverständlich, wie es ihnen 
zusteht, in  eindrucksvoller Weise zu dieser The­
matik Stel lung bezogen: die evange l ische Kirche 
in der Synode 1 987,  die katholische Kirche -
auch in einer Publ ikation - im April 1 987 .  Beide 
Kirchen haben größte Bedenken gegen Retorten­
befruchtung geäu ßert .  

Meine Damen und Herren! Dagegen steht die 
Sehnsucht vieler Menschen, vieler Ehepaare, die 
kein Kind bekommen können, nach einem Kind, 
wobei die gesellschaftl iche P roblematik und vor 
al lem auch die psychische Be lastung dieser Men­
schen, d ieser Eheleute nicht übersehen und nicht 
unterschätzt werden dürfen. Im Hinbl ick darauf, 
daß sie keine K inder bekommen können, gelten 
sie in ihrer U mwelt, in ihrer U mgebung oft als 
Versager. Dadurch sind sie unglückl ich und einer 
- wie erwähnt - besonderen psychischen Bela­
stu ng ausgesetzt. 

Vor diesem Hintergrund sol l  nunmehr eine 
neues Gesetz Rahmenbedingungen schaffen ,  die 
vor allem die Menschenwürde. das Woh l  von 
Mutter und Kind, andererseits auch das Recht auf 
Fortpflanzung beachten sollen. Die Europäische 
Menschenrechtskonvention statuiert ja d ie Frei-
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heit der Fortpflanzung. Man kann einerseits den 
Standpunkt vertreten, diese gesetzliche Regelung 
sol l  eher einschränkend, restrikt iv gehalten sein ,  
damit wirkl ich alle Risken ausgesch lossen sind, 
andererseits kann man den Standpunkt vertreten, 
sie sol l  sehr l iberal gehalten sein .  - Kontrover­
sieHe Standpunkte sind also durchaus zu lässig. 

Um es vorwegzunehmen: Der vorl iegende Ge­
setzesbeschlu ß sieht eher eine einsch ränkende, 
e ine restriktive Lösung vor und ist von folgenden 
Grundsätzen geleitet. 

Z u m  ersten :  Die medizinisch unterstützte Fort­
pflan zung ist nur  in einer Ehe oder e iner eheähn­
lichen Lebe nsgemeinschaft, und zwar einge­
schränkt auf die Samenspende des Ehegatten, des 
Lebensgefährten oder auch eines Dritten mög­
l ich ,  wenn eine entsprechende Zustimmungser­
klärung vor l iegt. 

Des weiteren :  Verbot der Leihmutterschaft. 
Gerade in diesem Bereich gibt es vor a l lem im 
Ausland seh r  viele negative Beispiele in bezug auf 
Geschäftemacherei .  Ich darf in diesem Zusam­
menhang erwähnen, daß das Gesetz vorsieht,  daß 
jedweder Mißbrauch in bezug auf Fortpflan­
zungshi lfe a usgeschlossen werde n  so l l .  Es bein­
haltet das sogenannte Vermitt lungsverbot hin­
sichtl ich Personen, Samen und Eizel len, damit 
n iemand in d iesem Bereich auf Kosten eines an­
deren Geschäfte machen kann. 

Ebenso wurde das Subsidiaritätsprinzip statu­
iert. Das heißt , es sol len zunächst alle anderen 
zumutbaren Behandlungen, die auf eine natürli­
che Schwangerschaft abzielen, erfolgen ,  u nd qua­
si als U ltima ratio sol l  der Weg e iner künst l ichen 
Befruchtung gegangen werden. Nur  Fachärzte -
in erster Linie muß das in Krankenanstalten, in 
e infachen Fällen kann das auch i n  der Ord ination 
geschehen - sind dazu berufen,  künstliche Fort­
pflanzungen durchzuführen. Die Fachärzte ha­
ben die bete i l igten Patienten entsprechend zu be­
raten,  insbesondere auf Folgen und Gefahren 
h inzuweisen. Vor allem die Behandlung von Frau 
und Kind in psychologischer Hinsicht ist ja beson­
ders wichtig. Wir  wissen ja, glaube ich, alle, daß 
eine Schwangerschaft, vor allem wenn sie durch 
eine k ünstl iche Fortpflanzung gesetzt wird, be­
sondere psych ische Belastungen mi t  sich br ingt. 

Meine Damen und Herren! E rwähnenswert ist 
zweifel los das Forschungsverbot mit Embryonen , 
mit den sogenannten - wie es das Gesetz nennt 
- entwick lungsfähigen Zellen. 

Viel leicht darf ich mir noch einige kritische 
Anmerkungen zur Bürokratie, d ie damit verbun­
den ist, erlauben. Die B ürokratie darf natürlich 
n icht fehlen - in gewisser Hinsicht sicherlich zu 
Recht.  Es so l len entsprechende Aufzeich nungen 
gemacht  werden in den Krankenanstalten ,  in de-

nen es zu künstlicher Fortpflanzung kommt. Es 
ist der Landeshauptmann zu verständigen bezie­
hungsweise hat er in bestimmten Fäl len  die Ein­
wil l igung zu geben .  Es ist - wie gesagt - eine 
Bürokratie, die n icht zu unterschätzen ist. War­
um betone ich das i m  besonderen? - Ich fürchte , 
daß es vielleicht da oder dort zum Problem der 
Verletzung des Amtsgeheimnisses kommt. Ich 
wil l  den Arzten nicht unterstel len, daß sie ihre 
Verschwiegenheitspflicht, den Hippokratischen 
Eid, verletzten, aber die Erfahrung, d ie Praxis 
zeigt, daß leider Gottes mit diesen D ingen heute 
n icht mehr so sorgsam umgegangen wird, wie das 
e inst der Fall war. Und gerade in diesem so sensi­
blen Bereich wird woh l  die Wahrung des Amtsge­
heimnisses durch eingeschaltete Verwaltungsor­
gane, Ärzte und Hi lfspersonal von großer Bedeu­
tung sein .  

Ich kann mir vorstel len, daß eine Verletzung 
e ines solchen Amtsgeheimnisses durchaus als 
Verwaltungsstraftatbestand statuiert hätte werden 
können, u m  besonders darauf hinzuweisen, wie 
wichtig d ie Wahrung des Amtsgehe imnisses in 
diesem Bereich ist. 

Eine andere kri tische An merkung: Ein Vier­
zehnjähriger hat ja das Recht, zu erfahren, wer 
sein genetischer Vater ist. Und wenn er in  diesem 
Alter erfährt, daß der sogenannte Ziehvater nicht 
sein genetischer Vater ist - und da erlaube ich 
mir, Bedenken anzumelden -, so glaube ich, ist 
er noch nicht so weit, d ie ganze Tragweite zu er­
kennen, um das Ganze psychisch zu verkraften .  
Ich habe anhand von zwei Adoptionsfäl len gese­
hen, welche große Spannungsfelder dadurch ent­
standen sind, daß ein Adoptivkind in diesem Al­
ter erfahren hat, daß der Adoptivvater nicht se in  
leiblicher Vater ist. I ch  habe mir  gedacht, daß 
man diese Altersgrenze etwas anheben hätte kön­
nen. 

Meine Damen und Herren!  Wie auch immer: 
Man wird kritische Anmerkungen durchaus an­
bringen können. Der Nationalrat war einhell ig 
der Meinung, es sol l  das - wie schon eingangs 
erwähnt - eine restriktive Lösung sein .  Es ist das 
zweifellos - wie so oft in der Demokratie - eine 
Kompromißlösung, ich denke aber, daß es alles in  
a l lem eine gute Kom promißlösung ist. I ch  möch­
te für meine Fraktion h ier gerne depon ieren, daß 
wir diesem Beschl u ß  die Zustimmung ertei len  
werden. - Ich danke  Ihnen. (Beifall bei  Ö VP und 
SPÖ.)  20JJ9 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Redner in erteile ich Frau Bundesrätin  
Crepaz das Wort. 

20. 1 0  
Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tirol) :  Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Ich darf auch 
für meine Fraktion m ittei len, daß wir e instimmig 
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dieser Regierungsvorlage beziehungsweise diesem 
Gesetzesbeschluß d ie  Zustimmung erteilen wer­
den .  U nd da Sie jetzt schon die Ausführungen 
meines Vorredners gehört haben,  wissen Sie, wor­
um es sich bei dieser Materie handelt. 

Ich möchte auch nicht sehr  lange darüber re­
den, obwohl es wirkl ich  ein seh r  ernstes Thema 
ist, aber meine Kol legin Sotona hält heute ihre 
"Jungfernrede" ; sie wird dieses Problem noch 
ausführlich beleuchten .  

Damit wir aber wissen ,  wovon wir reden ,  möch­
te ich einige Dinge sagen ,  denn es kann sich nicht 
jeder mit al lem befassen .  Mir geht es zumindest 
so. Es gibt so viele D inge, man kann wirklich 
n icht al les lesen, aber das ist e in Thema, dem ich 
sehr viel abgewinnen kann, we il es zum Großtei l  
Frauen betrifft. 

Dieses Gesetz so l l  den Mi ßbrauch von Leben 
verhindern , es so l l  die künstliche Zeugung regeln,  
und es so l l  die Leihmutterschaft verbieten.  Ich 
hoffe, daß das mit d iesem Gesetz gel ingt, und ich 
möchte den Herrn B undesminister fragen ,  wie­
weit Kontrol lmechanismen eingebaut sind. Ich 
habe diesbezüglich n ichts gefunden, ich hoffe 
aber, daß man doch kontrollieren kann,  daß Leih­
mutterschaft nicht auf dem "grauen Markt" pas­
siert. 

Wenn man von In-vitro-Fert i lisation,  also von 
der Befruchtung außerhalb des M utterleibes 
spricht, dann muß man auch wissen ,  daß diese 
eine 40 Jahre lange Vorgeschichte hat. Man muß 
sich das vor Augen führen: Vierzig Jahre lang 
wurde bis zur Geburt des ersten Retortenbabys -

1 978 - namens Luise Brown geforscht. Es wur­
den Experimente mit Samen, mit Eiern und mit 
Embryonen angestel lt. An unzähl igen Frauen be­
ziehungsweise an deren E ierstöcken und Gebär­
müttern wurde experimentiert. Es werden immer 
nur die Erfolge gefeiert - das erste Retortenbaby 
war eine Riesense nsation - ,  aber ob die vielen 
Experimente davor i m mer ethisch vertretbar wa­
ren,  das möchte ich schon in Frage stellen. 

1 98 1  kam das erste Retortenbaby in Österreich 
auf d ie Welt. An der Mutter der Luise Brown 
wurde vier Jahre lang experimentiert, solange, b is 
das Kind auf die Welt kam . 

1 983 konnte man schon ein aus e iner gespende­
ten Eizelle entstandenes Kind gebären,  und 1 985 
war es bereits möglich ,  ein gesch lechtsprogram­
miertes Kind zu erzeugen. S ie können sich den­
ken beziehungsweise werden wissen ,  daß dieses 
geschlechtsprogrammierte Kind e in  Bub war. 

In Amerika gibt es heute schon Kataloge, aus 
denen man sich d ie K inder aussuchen kann .  Man 
kann sich e ine Leihmutter bestellen, und das sind 
meistens Frauen aus dem unteren Mi l ieu,  denn 

die sind natürlich bi l l ig. Mit d iesem Gesetz wird 
diese Problematik in Österreich sicher verhindert. 

Weiters ist in  d iesem Gesetz geregelt, daß nur  
Paare e ine  Samenspende bekommen .  Und d iesbe­
züglich kommt es manchmal auch zu Schwierig­
keiten, aber das müssen sich d ie Paare unterein­
ander selbst ausmachen. Ich gla ube, der übertrie­
bene und übersteigerte Kinderwunsch der Paare 
hat auch seine Ursachen . Und ich glaube, in 
Österreich sollte man eher das bekämpfen. Es 
wird in Österreich jede dritte Ehe geschieden, 
aber es bleibt auch, wie wir wissen ,  jede dritte 
Parnterschaft k inderlos, und zwar n icht immer 
gewollt. 

Man kann m it der k ünstlichen Befruchtung 
wohl K inderlosigkeit beheben, aber nicht Un­
fruchtbarkeit, und ic h glaube, diesbezüglich müß­
te man i n  Österreich mehr Forschungsarbeit lei­
sten. Man sollte nicht nur Kinderlosigkeit, son­
dern auch Unfruchtbarkeit zu beheben versu­
chen. 

Bei der In-vitro-Fert i lisation, also bei der 
Befruchtung im Reagenzglas, beträgt d ie Erfolgs­
quote 1 0  bis 1 2  P rozent. Das heißt, daß es bei 88 
bis 90 P rozent der Fälle keinen E rfolg gibt. U nd 
man muß sich jetzt diese Paare vorstellen, die 
trotz aller Strapazen - speziell die Frauen neh­
men viele Strapazen auf sich - kein K ind bekom­
men. Wer betreut diese Leute psych isch? 

Ich glaube, wir sollten uns anstrengen, diesen 
- übersteigerten - Kinderwunsch in normale 
Bahnen zu lenken und auch d ie Adoptionsgesetze 
erleichtern.  Es gibt leider sovie l  E lend auf der 
Welt. und es gibt so viele e lternlose Kinder, und 
wenn man hi lft, ein Kind zu adoptieren, dann hat 
man, glaube ich, mehr getan ,  als wenn  man jahre­
lang mit ungeborenem Leben experimentiert .  

Ich wundere m ich darüber, daß da d ie K irche 
nicht mehr aufschreit. Bei der Kirche ist es übl i­
cherweise so,  daß wir sozialdemokratischen Frau­
en, wenn wir am Schwangerschaftsabbruch fest­
halten, sozusagen die "Mörderinnen" sind. 

Ich frage Sie jetzt wirklich, meine Herren: Was 
sind das für Ärzte, die mit Embryonen experi­
mentieren? Auch das ist schon Leben, und das 
wird nach den Experimenten e infach wegge­
schmissen .  Damit  wird oft sorglosest umgegan­
gen,  und kein Mensch spricht davon ,  daß das 
auch schon Leben ist. 

Ich möchte jetzt nicht mehr lange darüber re­
den, ich hoffe aber, daß ic h begreifl ich machen 
konnte,  daß das ein Thema ist, das uns al le i nter­
essieren und berühren sol l ,  daß wir in  Österreich 
ein gese l lschaftl iches Klima schaffen so l len,  daß 
auch kinderlose Ehepaare n icht verfemt sind. 
Denn zurzeit ist die Einstel lung oft so: Wenn eine 

553. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 115 von 124

www.parlament.gv.at



26284 B u ndesrat - 553.  S i tzung - 2 1 .  Mai 1 (.)q2 

Irene Crepaz 

Frau nicht bis zu zwei ,  drei K inder gebärt, heißt 
es, sie hat ihren Pensionsanspruch praktisch ver­
wirkt, denn dann sind unsere Pensionen n icht 
mehr gesichert. 

Ich möchte, daß wir in Österreich in einer Ge­
sel lschaft leben,  in der es egal ist, ob eine Frau 
mehrere Kinder hat oder n icht. Von 1 985 bis 
1 990 wurden in Österreich 200 Kinder auf nicht­
natürliche Weise gezeugt. Und ich kann mir nicht 
helfen, aber der Aufwand ist für diese relativ we­
n igen Fäl le wah nsinnig groß .  Man sol l  bei diesem 
Thema n icht nur vom Geld reden, aber man hat 
zum Beispiel in Australien ausgerechnet, was ein 
Kind, das durch eine In-vitro-Fertil isation ge­
zeugt wird, kostet, nämlich 35 000 austral ische 
Dollar. - Das war 1 990, jetzt haben wir 1 992, 
also wird es noch ein b ißehen  teurer kommen. 

Das heißt, 3 500 australische Dol lar pro Zyk lus 
mal zehn ,  denn man muß es mindestens zehnmal 
versuchen,  daß sich Erfolg einstellt, p lus noch 
einmal 1 5  000 austral ische Dol lar für die medizi­
nische Versorgung von M utter und Kind. Ver­
mutlich werden die Kosten in Österreich n icht ge­
ringer sein,  und ich weiß  nicht,  ob man dem so 
ohne weiteres immer zustimmen kann. Ansonsten 
bin ich froh darüber, daß wir das, so hoffe ich, 
mit dem Gesetz in den Griff bekommen werden, 
und ich werde gerne die Zustimmung hiezu erte i­
len. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 20. 18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Pumberger. Ich 
erteile ihm das Wort. 

20.18 

Bundesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ, Ober­
österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister!  Hoher Bundesrat! 
D ie medi zi nische Wissenschaft hat in den letzten 
Jahrzehnten e inen fulminanten Fortschritt erfah­
ren, ebenso die Medizintechnik .  Daraus haben 
sich in der Medizin und in der Medizintechnik 
verschiedenste Möglichkeiten ergeben, an die 
man vor 1 0  bis 1 5  Jahren noch n icht einmal zu 
denken wagte. 

Im Rahmen dieses Fortschrittes ist es zu einer 
E ntwicklung insofern gekommen, als die medizi­
n isch unterstützte Fortpflanzung ermöglicht 
wird, und zwar durch versch iedene Möglichkei­
ten. 

Länger schon ist es bei Unfruchtbarkeit des 
Mannes möglich, daß man fremden Samen in die 
Frau einbri ngt . Es handelt sich dabei um die soge­
nannte heterologe Insemination. U nd seit gar 
n icht so langer Zeit - aber doch immerhin schon 
seit 1 5  Jahren - ist d ie In-vitro-Fertil isation er­
fo lgreich durchführbar; damit ist die Befruchtung 
außerhalb des Mutterleibes gemeint. Die befruch-

tete Eize l le wird dann wieder in  den Mutterleib 
zurückgegeben .  

Es  ist b isher davon - Gott sei Dank ,  muß ich 
sagen - nur eine ganz k le ine Gruppe der Bevöl­
kerung betroffen, die solch intensiven Ki nder­
wunsch hat und diese großen Belastungen auf 
sich n immt. 

Ich habe selber in  meiner eigenen P raxis schon 
einige Retortenbabies kennengelernt und muß sa­
gen ,  es handelt sich dabei um lauter nette, gesun­
de, glückl iche Ki nder und natürlich besonders 
glückl iche E ltern. 

Man muß a lso alle Möglichkeiten, d ie die Medi­
zin heute bietet, ausschöpfen, um diesen Paaren 
- Ehepaaren, oder Lebensgemeinschaften - zu 
einem Kind verhelfen zu können. 

Etwa 20 Prozent der österreichischen Paare 
sind in irgendeiner Form steri l :  entweder auf­
grund psychologischer Ursachen - wie das heute 
schon angesprochen wurde - oder auch auf­
grund organischer Ursachen. 

Es ist, wie heute schon gesagt wurde, psycholo­
gische Betreuung ganz wichtig. Es muß dabei von 
vornherein ausgeschaltet werden, ob nicht nur 
eine psychologische Ursache dafür aussch lagge­
bend ist, daß diesen Menschen Kinderwunsch 
versagt bleibt. Da ist eine psychologische, e ine 
psychotherapeutische Therapie das Mittel der 
Wahl, und das ist auch in sehr vielen Fällen er­
folgreich. Mir sind einige Patienten - auch 
Freunde - bekannt, die e in  Kind adoptiert ha­
ben, da jahre lang ihr Kinderwunsch nicht in Er­
fül lung ging: Kaum hatten sie a llerdings ein adop­
tiertes Kind. wurde die Frau schwanger. Es hat 
a lles gek lappt, und sie haben dann meistens noch 
zwei oder drei  Kinder bekommen. - Das ist e in  
deutlicher Beweis dafür, wie stark d ie psychische 
Komponente diesbezügl ich zu beachten ist. 

Bisher hat jede gesetzliche Basis für medizi­
n isch unterstützte Fortpflanzung gefeh lt. Ich be­
grüße natür l ich jede gesetzl iche Regelung, die für 
Paare - E hepaare oder Lebensgefährten - eine 
gesetzl iche Basis zur Geburt eines Kindes - es 
geht natürlich in  erster Lin ie um das Kind, das in 
d ie Welt  gesetzt werden so l l  - ermöglicht. 

Der Gesetzentwurf, der heute zu besch l ießen 
ist, sieht vor,  d ie  In -vitro-Ferti l isation zu er lau­
ben, ebenso eine Insemination, und zwar sowohl  
mit dem e igenen oder aber auch mit  fremdem Sa­
men. 

E in ige Dinge sollen al lerdings verboten sein ,  so 
zum Beispiel eine Eizellenspende. Mei nes Erach­
tens wäre - schon vom G leichheitsgrundsatz her 
- auch die Möglichkeit der Spende e iner Eizel le 
einer fremden Frau zu vertreten,  gibt es doch vie­
le organische Ursachen, die einer Frau zwar das 
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Austragen eines Kindes ermöglichen, wo aber 
dann,  wenn die Eierstöcke rudimentär angelegt 
sind, keine eigenen Eizel len gebildet werden kön­
nen. U nd in solchen Fällen steht diesen Frauen 
meines Erachtens auch das Recht zu,  daß sie eine 
fremde E izelle ei ngepflanzt bekommen, so, wie es 
einer Frau zusteht, daß sie von einem fremden 
Mann ,  also nicht vom eigenen E hemann, be­
fruchtet werden kann .  

Dieses Verbot wurde im Gesetzentwurf dah in  
gehend begründet, daß  der technische Aufwand 
bezüglich Eize l lenspenden zu groß sei .  daß e ine 
drohende Belastung für d ie Frau auftreten bezie­
hungsweise daß es eine Ausbeutung der Frau ge­
ben könnte. - Also d iese Meinung kann ich nicht 
tei len, denn jene Frauen, die sich solchen Fort­
pflanzungsk riterien unterwerfen, die all d iese 
Möglichkeiten ausschöpfen,  wissen ganz genau ,  
was sie tun ,  was sie alles auf sich nehmen, um 
eben zu e inem eigenen Kind zu kommen. 

Weiters sol l  durch das Gesetz verboten sein ,  
daß der Samen des verstorbenen Mannes verwen­
det wird. Auch da könnte man eine Kompromiß­
lösung in  Betracht ziehen, und zwar für fo lgende 
Fäl le: Es kann zum Beispiel sein,  daß ein junges 
Paar heiratet, der Mann etwa bei e ine m Verkehrs­
unfa l l  verunglückt, in Agonie l iegt, d ie Frau aber 
ein Kind haben möchte. Es kann Samen gewon­
nen werden, es kann Samen aufbewahrt werden. 
Und wenn  die Frau innerhalb e ines Jahres den 
unbedingten Wunsch hat, vom verstorbenen 
Mann ein Kind zu bekommen, so könnte ich mir  
vorstel len, daß auch dieses ermögl icht  werden 
sol lte. 

Auch eine künstliche Befruchtung einer a l le in­
stehenden Frau wird durch dieses Gesetz verbo­
ten. Ich habe bereits erwähnt, daß man allen 
Menschen, wenn es die Medizin mögl ich  machen 
kann,  den Wunsch zu einem Kind erfül len  sol l .  
Alleinstehende Frauen sol lten gleichfa l ls das 
Recht haben,  über ihren e igenen Körper und so 
auch eigene Nachkommenschaft zu verfügen .  S ie 
sol len  selber best immen können, ob sie durc h 
eine heterologe Insemination schwanger gemacht  
werden wollen oder n icht. Es  ste ht d iesen Frauen 
ja auch frei , den Namen des Kindesvaters zu  ver­
schweigen. N iemand kann sie zwingen, den Na­
men des Kindesvaters bekanntzugeben.  

Verbot der Fortpflanzung bei  gleichgeschlecht­
l ichen Paaren: Damit st imme ich auch überein .  

Verbot der  geschäftsmäß igen Vermitt lung: Das 
stellt einen Kernpunkt in d iesem Gesetzentwurf 
dar. - Jede Geschäftemacherei sol l  da selbstver­
ständ lich von vornherein unterbunden werden.  
Man kann sich ja vorstel len,  mit welchen Sum­
men, mit welchen finanziellen Belastungen zu 
rechnen wäre, würden Befruchtungen gewerbs-

mäßig durchgeführt - ganz abgesehen jetzt vom 
moral ischen Aspekt. 

Es so ll die Leihmutterschaft verboten sein .  -
Das ist ja ein ganz heik les Thema. Mir ist der 
spezie l le Fal l  bekannt, daß eine ganz gesunde 
Frau und ein ganz gesunder Mann gehei ratet ha­
ben.  Dann hat sich herausgeste l l t. daß die Frau 
eine Gebärmutter-Dysplasie, ja fast eine Aplasie 
hat, daß also die Gebärmutter so mange lhaft ist. 
daß sie ihr  Kind - obwohl s i e  reife Eizellen 
hat und e r reife Samenzel len hat - ein Kind 
nicht austragen kan n,  wei l  eben d ie Gebärmutter 
mehr oder minder fehlt. 

Im Falle solcher speziellen medizinischen Fälle 
könnte man. so meine ich , seh r  woh l  eine Leih­
mutterschaft erlauben.  Ich könnte mir auch vor­
ste l len. daß man den "Zugang" zu einer solchen 
Schwangerschaft, zu e iner Leihmutter vorher 
durch eine Ethik-Kommission prüfen läßt .  Diese 
Ethik-Kommission könnte zusammengesetzt se in 
aus Medizinern, aus Sozialwissenschaftern,  Theo­
logen, Juristen und so weiter. Eine solche Eth ik­
Kommission könnte jeden solcher Fälle im ge­
samten Bundesgebiet prüfen. (Vizepräsident Dr. 
5 c h a m b e c k  übernimml den Vorsitz. ) 

Daß fortpflanzungsfäh ige , daß wachsende Zel ­
l en  nicht zu Forschungszwecken verwendet wer­
den dürfen ,  ist wohl  eine k lare Sache. 

Daß der Zugang zur Genmanipulation nicht 
möglich gemacht  werden sol l ,  ist wohl  auch 
selbstverständlich . 

Zur Auskunftspflicht an Kinder ab dem 
1 4. Lebensjahr, aber nur dann, wenn  es der 
Wunsch des Kindes ist: Das ist zu begrüßen.  Vor­
erst war in der Regierungsvorlage die Vol ljährig­
keit hiefür vorgesehen, dann wurde das herabge­
setzt auf das 1 4. Lebensjahr, dem Zeitpunkt der 
Erreichung der Mündigkeit. Ich glaube, daß man, 
wenn es der Wunsch des Kindes ist, ihm d ies nicht 
verwehren kann und man dem Kind bereitwil lig 
Auskunft geben sol l .  

E s  könnte j a  auch einmal  der Fal l  eintreten,  
daß E ltern, daß Nachbarn oder sogenannte gute 
Freunde dem Kind sagen :  Na ja, dein "Vater" ist 
ja gar nicht dein richtiger Vater; und dann wird 
das Kind neugierig. Wenn ihm aber per Gesetz 
verboten wird ,  den Namen seines genetischen Va­
ters zu erfahren, so, glaube ich ,  daß dadurch 
mehr Schaden angerichtet ist, als wenn diesem 
Kind eben Auskunft gegeben und so die Sache 
geklärt wird .  

Mi r  persönlich scheint e in  solches Gesetz -
aus a l l  den eben angeführten Grunden - etwas 
zu wenig l iberal zu sein .  Ich würde, wie ich schon 
gesagt habe, in spezie l l  ausgesuchten Fäl len die 
Eispende zulassen,  eine Befruchtung für al lein-
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stehende Frauen zulassen, die Leihm utterschaft 
diskutieren - und auch noch den Notariatsakt 
erleichtern. 

Wenn ein so wenig l iberales Gesetz beschlossen 
wird , besteht die Gefahr des Unfugs, des Miß­
brauchs. Es könnte zum Beispiel sein, daß öster­
reichische Spezialisten ,  die solche Fortpflan­
zungsmethoden durchführen,  ins benachbarte 
Ausland emigrieren oder das von Budapest, von 
der Tschechoslowakei etwa aus jene Mögl ichkei­
ten ,  die in Österreich gesetzlich verboten sind, oft 
unter weniger medizin isch-techn isch fortschrittli­
chen Umständen an Frauen durchgeführt wer­
den. 

Es ist d iesbezüglich im EG-Raum keine e inhel­
lige Regelung getroffen worden.  Es gibt Länder. 
die bereits gesetzliche Vorschriften i n  dieser 
Richtung haben, so ist zum Beispiel in Deutsch­
land heuer das Embrionenschutzgesetz besch los­
sen worden ;  i n  Deutsch land ist sowohl  die Samen­
als auch die E ispende von Dritten verboten. In 
Frankreich  h i ngegen ist auch die E ispende er­
laubt. 

Meines Erachtens kann man diesem Gesetzent­
wurf die Zustimmung erteilen, wenngleich er mir  
v ie l  zu wenig l iberal ist, aber es ist mir  in  diesem 
Fall  l ieber, wir haben eine gesetzliche Regelung, 
a ls es gibt diesbezügl ich überhaupt keine gesetzli­
chen Normen.  Ich hoffe jedenfalls auf eine baldi­
ge Novelle, u nd zwar im Sinne einer liberal isie­
rung dieses Gesetzes. (Beifall bei der FPÖ.) 20.31 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Frau B undesrätin Christi­
ne Sotona. Ich erteile es ihr. 

20.31 .. 
Bundesrätin Christi ne Sotona (SPO, Wien): 

Herr Präsident !  Herr M inister! Meine Damen und 
Herren des Bundesrates! Ich weiß,  ich habe es 
jetzt ein bißchen schwer, da schon wirkl ich viel 
über diesen Gesetzentwurf hier gesagt worden ist, 
aber ich glaube, bei e iner so wichtigen Materie 
darf ich doch das eine oder andere wiederholen. 

Ich möchte Sie, Kollege Pumberger, b itten :  
Wenn ich Begriffe verwechsle, korrigieren Sie 
mich !  Ich b in  zwar keine Medizinerin, aber es in­
teressiert mich das schon jahrelang. 

E ine Kollegin hat ja hier bereits das erste Re­
tortenbaby a us dem Jahre 1978 erwähnt. Das war 
natürl ich  e i n  Meilenstein i n  der medizi n ischen 
Entwicklung und hat auch in Österre ich heftige 
Auseinandersetzungen über die Zu lässigkeit und 
über die Folgen des Ei nsatzes medizinisch unter­
stützter Fortpflanzungsverfahren ausgelöst. 

Das Spektrum der Meinungen reichte von vor­
behaltloser Befürwortung - bis zu totaler Ableh­
nung .  

Sehen d ie  einen in einer solchen Technik eine 
Möglichkeit, bisher kinderlosen Personen zu 
Nachkommen zu verhelfen, so hegen die anderen 
gegen die damit verbundenen Eingriffe in das na­
türl iche Zeugungsgeschehen Bedenken.  

Begrüßen die e inen die Eröffnung neuer Frei­
räume in der Fami l ienplanung, so befürchten die 
anderen eine Ausbeutung und Ernied rigung der 
F rau. 

Verweisen schl ießl ich die e inen auf die Not­
wendigketi einer wirksamen Behandlung, auf die 
Zahl steigender Fruchtbarkeitsstörunge n, haben 
andere Bedenken h insichtl ich M ißbräuche, etwa 
" Menschenzüchtung" , Manipulation genetischer 
Grundlage oder aber h insichtlich der Gefahr 
möglicher Ausscheidung angeb l ich "Iebensun­
werten" Lebens. 

Es ist n icht so, da ß wir, d ie wir uns mit dieser 
Materie befaßt haben ,  dies leichtfertig getan hät­
ten: Wir haben uns Zugang zu verschiedensten 
Expertendarstel lungen verschafft und sind zur 
Meinung gelangt, daß man sehr wohl  auf die 
Möglichkeit von Mi ßbräuchen bei Abfassung die­
ses Gesetzestextes achten m u ß. 

Allein die Möglichkeit, beim Procedere zur Be­
fruchtung außerhalb des Körpers jewei ls Eizellen 
von Frauen zu gewinnen sowie befruchtete Eizel­
len einfrieren und wieder auftauen zu können, 
e rweitert die Basis für Experimente an mensch li­
chem Erbgut. 

Es kann nun der Fall eintreten ,  daß sechs oder 
sieben befruchtete Eizellen zur Verfügung ste­
hen, die aus medizinischen Grü nden nicht al le 
gleichzeitig der F rau eingesetzt werden .  Die so 
entstandenen befruchteten E izellen sind "über­
zähl ig" u nd können in Stickstoff - bei m inus 
1 96 Grad - eingefroren werden,  1 0  000 bis 
lS 000 so lcher menschl icher Zel len sind angeb­
l ich weltweit vorhanden. Das ist der Stand von 
1 988, nachzulesen bei Dr. Wolfgang H ingst. 

Ich wil l  h ier gar nicht auf bereits bekannte Ver­
suche beziehungsweise von Wissenschaftern ver­
tretene Thesen, d ie sicher sowoh l  Ihnen als auch 
mir bekannt sind, e ingehen,  und so ein Szenario 
darzustellen, das geeignet ist, d iese Materie in die 
Nähe eines Horrorf i lmes zu b ri ngen .  

Mi t  der außergewöhnlichen Geburt der nun­
mehr 1 4jährigen Luise Brown wurde die Welt, 
wurde die Gesellschaft e ines jeden Landes , so 
auch unseres Landes, vor e ine Herausforderung 
gestellt: Wie wird die Gesel lschaft dieses medizi­
n ische Ereignis nützen? Vor allem aber, wie wird 
die Gese l lschaft d ies bestmögl ichst vor Miß­
brauch schützen? 

Nach jahrelanger Arbeit, nach intensiver parla­
mentarischer Beratung in sechs Unterausschüssen 
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ist es gel ungen, diese komplexe und legistisch 
schwierige Materie in ein ausgewogenes und in 
sich gesch lossenes Gesetzeswerk zu formen, das 
sich, wie ich hoffe, auch in der Praxis bewähren 
wird. 

Wesentliches Ziel dieses Gesetzes ist es, die 
modernen Techniken med izin isch unterstützer 
Fortpflanzung einer der Menschenwürde. dem 
Kindeswoh l  und dem Recht auf Fortpflanzung 
verpfl ichtenden gesetzlichen Regelungen zu un­
terziehen.  

Es  wurde erreicht, daß engagierte Abgeordnete 
- nach D iskussionen mit hochqualifizierten Ex­
perten und den Beamten des Bundesmin isteriums 
für  J ustiz  - im Sinne einer modernen Gesetzge­
bung ein Gesetz geschaffen haben, das einerseits 
den Wunsch nach Kindern m it technischen Mit­
teln  unterstützt und auf eine solide rechtliche Ba­
sis stellt, und das andererseits die Gefahr von 
M i ßbräuchen für geschäft l iche Zwecke mini­
miert. 

Besonders unterstreichen möchte ich ,  daß eine 
der Würde aller Beteiligten widersprechende 
Le ihmutterschaft in allen Formen durch dieses 
Gesetz verboten wird. - Der Begriff "Leihmut­
ter" kl ingt vielleicht harmlos, und der eine oder 
andere sagt vielleicht: Mei n  Gott, was sol l  das! 

Meiner Ansicht nach bedeutet es folgendes: 
E ine Frau u nterzieht sich e iner künstlichen Besa­
m u ng durch den Wunschvater, trägt die Schwan­
gerschaft bis zur Geburt aus und übergibt dan n 
das Kind dem Wunschvater beziehungsweise den 
Wunscheltern. Neben dem Begriff "Leihmutter" 
waren auch noch die Begriffe "Mietmutter" , "Er­
satzmutter"  und etliche meh r  in Diskussion. 

Dazu möchte ich feststel len ,  daß al l diese Be­
griffe absurd sind, daß das meines Erachtens nach 
e inem geringschätzigen Denken Frauen gegen­
über entspringt. Ob näml ich  der Bauch einer 
Frau  "gel iehen" oder "gemietet" wird,  ist völl ig 
unerhebl ich angesichts der Tatsache, daß in der 
Gebärenden aus e inem kaum sichtbaren Zellen­
häuflein ein sehr persönliches Kind heranwächst . 
Zeugung i st ein Akt, der auf Besamung beruht, 
Fortpflanzung ist ein Prozeß ,  der im weiblichen 
Körper vor sich geht, im Körper der Gebärenden, 
für mich der Mutter. 

Es gesch ieht ja auch bei Frauen, d ie vergewal ­
t igt wurden, die das Kind trotzdem austragen ,  daß 
sie sehr woh l  zu diesem Kind stehen. - Aus eige­
ner Erfahrung kann ich sagen :  Ich habe in  der 
Zeit der Schwangerschaft nicht sehr  viel Bezie­
hung zu diesem Kind in mir gehabt, sondern erst 
ab dem Moment, als es auf der Welt war, hatte ich 
e ine ganz starke Beziehung zu meinem Kind, und 
d iese Beziehung ist bis heute da, die ist wirkl ich 
um n ichts schwächer. 

Ich sehe ein, welche Problematik es für e ine 
Frau gibt, d ie kein Baby bekommen kann, aber es 
ist sicher nicht e infach, dann zu sagen :  So, jetzt 
gebe ich dir das Kind - es war nichts. Ich glaube ,  
das würde viel größere Probleme hervorrufen -
bei aller Traurigkeit für d iese betreffenden Frau ­
en. 

Ebenso wird der Handel mit entwicklungsfähi­
gen Zel len,  mit  E izellen und Samen, der ebenfa l ls 
die Würde der Frau und die Würde des ge­
wünschten Kindes verletzen würde, untersagt, 
und es wurde e in  Vermittlungsverbot eingefügt, 
welches Geschäfte mit medizinisch unterstützten 
Fortpflanzungen mögl ichst zurückdrängen sol lte. 

Neben anderen in d iesem Gesetz auferlegten 
Kontrol lmechan ismen beziehungsweise Strafbe­
stimmungen heißt es deutlich im § 2 1 :  Vermitt­
lung von entwicklungsfäh igen Zel len, Samen u nd 
Eizellen für die mediz in isch unterstützte Fort­
pflanzung - Personen,  die bereit sind, Samen ,  
Eizellen oder entwicklungsfähige Zellen für e ine 
medizi n isch unterstützte Fortpflanzung in sich 
einbringen zu lassen - ist unzulässig. 

Ebenso ist zu u nterstreichen, daß voller polit i­
scher Konsens über die Zweckmäß igkeit e iner 
eingehenden Beratung und Aufk lärung, einer  
psychologisch und psychotherapeutischen Be­
treuung der Paare sowie über die Notwendigkeit ,  
mögl ichem Mißbrauch e inen Riegel vorzuschie­
ben,  erzielt werden konnte. 

Im einzelnen sieht das Fortpflanzungsmediz in­
gesetz in  d iesem Zusammenhang folgendes vor :  

Die Methode der medizinisch unterstützten 
Fortpflanzung so l l  nur unter der Verantwortung 
eines Facharztes für Frauenhei lkunde und Ge­
burtsh ilfe, und zwar grundsätzlich nur in  e iner  
h iefür zugelassenen Krankenanstalt  angewendet 
werden dürfen. 

Vor der Anwendung e iner solchen Methode 
sind d ie Wunscheltern eingehend über die mögli­
chen Folgen und Gefahren dieser Behandlung für 
die Frau und das gewünschte Kind aufzuklären 
und zu beraten. 

Wir sind uns dessen bewußt, daß d ieses Verfah­
ren n icht gerade a ls Kleinigkeit zu betrachten ist: 
Die E izellen werden der Frau mit H ilfe einer spe­
ziell entwickelten Technik - ich nenne die Lapa­
roskopie - entnommen. Hiebei wird eine Glasfi­
beroptik,  eine hohle Nadel in den Bauch der Frau 
eingeführt, Gas e i ngeblasen und die Eizellen ent­
nommen .  

Man muß sich vorste l len, welch psychischer 
Druck das auf eine Frau ist, die eine solche Proze­
dur über sich ergehen lassen muß. Nur in  etwa 
1 0  Prozent der Fäl le kommt es aber überhaupt zu  
einer Schwangerschaft. Massive Hormongaben  
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werden verabreicht, um die Chancen dabei zu er­
höhen. Die betroffenen Frauen riskieren au ßer­
dem Ei leiterschwangerschaften und Beckenent­
zündungen; auch der psychische Druck ist gewal­
t ig .  Meines Wissens nach ist es dabei auch schon 
zu zwei Todesfällen gekommen. 

Es ist aber besonders hervorzuheben ,  daß der 
Arzt eine pschotherapeutische Beratung veranlas­
sen kann ,  sofern die Wunscheltern e ine solche 
nicht ablehnen. ( Vizepräsidem S t r II t z  e n b e r -
g e r  übernimmt den Vorsitz. ) 

Es wird auch klar festgelegt, daß befruchtete 
Eizel len und Embryonen nicht für andere Zwek­
ke als für e ine medizinisch unterstützte Fort­
pflanzung verwendet werden dürfen .  Diese Rege­
l ungen bedeuten ein Verbot jegl icher Experimen­
te an befruchteten Eizel len  und Embryonen. So­
mit ist auch die Produktion befruchteter Eizellen 
und Embryonen auf Vorrat oder für Versuchs­
zwecke ausgeschlossen. 

Sowoh l  der Verwendung von befruchteten Ei ­
zel len  und Embryonen für andere Zwecke als 
auch deren Produktion auf Vorrat wird durch 
Kontro l lmechanismen,  durch Strafbestimmungen 
ein Riegel vorgesc hoben. Den Kontrol lmechanis­
men wird durch die Einschaltung von Gerichten 
und Notaren,  letztendlich vor al lem durch den je­
weil igen Landeshauptmann gesetzmäßig Genüge 
getan.  

Hiezu kommt, daß die Bestimmungen des § 19 
Abs. 2 sowie des Artikels V Abs. 2 d ieses Geset­
zes - aber das haben meine Vorredner ohnehin 
schon andiskutiert - die Befugnisse der Bundes­
minister für Justiz und Gesundheit festlegen.  

Meine Damen und Herren !  Dr. Wolfgang 
H ingst hat in seinem Buch "Zeitbombe Gentech­
nik" jenes Kapitel, das er in  diesem Zusammen­
hang der medizinisch unterstützten Fortpflan­
zung gewidmet hat, mit dem Titel "Fortpflan­
zungstechn ik - das Tor zur Hölle" versehen. D ie 
Volksvertretung hat sich durch die Schaffung d ie­
ses Fortpflanzungsmedizingesetzes bemüht, d ie­
ses "Tor zur Hölle" zuzustoßen und zu verrie­
geln . Ich bin überzeugt davon ,  daß es i n  Hinkunft 
aber auch weiterhin notwendig sein wird, ständig 
darauf zu achten, daß dieses Höllentor  versch los­
sen und verriegelt b leibt. 

Meine Damen und Herren!  Ich bin davon über­
zeugt, daß h iemit ein Gesetz geschaffen wurde, 
das sich international sehen lassen kann. Es wird 
bei strengster Anwendung die Möglichkeit schaf­
fen ,  medizinischen Fortsch ritt in Anspruch zu 
nehmen, ohne daß Mißbräuchen Tür und Tor ge­
öffnet ist. 

Ich stimme dem Herrn Bundesminister für Ju­
stiz zu, wenn er erk lärt, daß dieses Fortpflan-

zungsmedizingesetz zu den Schrittmachern einer 
Vereinheitl ichung der Rechtsordnung in dieser 
Richtung, i nsbesondere i n  Europa, zählen kann, 
und ich wäre noch beruh igter, wenn sich auch 
andere Staaten diesem Sch ritt anschließen wür­
den. - Ich danke. (Allgemeiner Beifall. ) }.0.41 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. 
Michalek. Ich erteile es i h m .  

1(),42 

Bundesminister für Justiz Dr. N ikolaus Micha­
lek: Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Meine Da­
men und Herren!  Wie heute schon - zu Recht -
darauf h ingewiesen wurde, ist die Fortpflan­
zungsmedizin mit ihren  modernen Techni ken in 
der Lage, Paaren den Wunsch nach Nachwuchs, 
der ihnen auf natür l iche Art und Weise u nerfünt 
bl ieb, in weit  höherem Maße zu erfüllen,  als d ies 
noch vor Jahren der Fal l  gewesen ist. Allerdi ngs: 
Im gleichen Ausmaß, i n  dem der medizinische 
Fortschr itt eingetreten ist, sind e inerseits d ie Er­
wartungen der Menschen, die sich auf natü rl iche 
Weise vergebl ich um Nachwuchs bemühen, ande­
rerseits aber auch die Befürchtungen, die moder­
nen medizinischen Techni ken könnten miß­
braucht werden ,  größe r  geworden. Entwicklun­
gen dieser Art lassen e rfahrungsgemäß den Ruf 
nach dem Gesetzgeber laut werden - und haben 
dies auch in diesem Fal l m it sich gebracht - ,  sei 
es, was die Methoden a nlangt, sei es, was die 
Rechtsfolgen an langt. 

Der nunmehr dem B undesrat als E rgebnis 
gründlicher Vorbereitungen im Justi zministerium 
und sehr  eingehender Behandlung im National rat 
vorl iegende Gesetzesbeschluß stel l t  meines Er­
achtens, als Ergebn is der  - guten Reformtradi­
tion in der Justizgesetzgebung entsprechend -
intensiven Bemühungen u m  einen möglichst brei­
ten gesellschaftspol itischen Konsens, einen gel un­
genen und nicht, wie i n  e iner Zeitung von einem 
im Llbrigen  a ls Experte zugezogenen  Kritiker ge­
schrieben wurde, "faulen Kompromiß" zwischen 
den verschiedenen Anschauungen zu den Grund­
satzfragen dar, um deren Lösung es bei d iesem 
Gesetzesvorhaben geht .  

Der in sehr verantwortlicher Auseinanderset­
zung mit der doch so heik len Materie sch l ieß l ich 
erzielte Ausgleich bringt es natürl ich mit sich, 
daß die gefundenen Lösungen - je nach den von 
weltanschaul ichen und eth ischen Grundpositio­
nen bestimmten Wertvorstel lungen - den einen 
als zu weitgehend, anderen wieder in einzelnen 
Bereichen als nicht konsequent oder zu wenig 
wei tgehend erscheinen mag.  

Das Gebot, daß eine medizinisch unterstützte 
Fortpflanzung nur zur  Behebung natürlicher 
Fortpflanzungsschwierigkeiten verwendet werden 
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darf, ist ein wic htiges H indernis gegen Mißbräu­
che. 

Was die Befruchtung mit dem Samen eines 
Dr itten anlangt, so zeigt sich der Gesetzesbe­
schluß zurückhaltend : Er lä ßt diese ausnahms­
weise zu, wenn der Samen des in Betracht kom­
menden Mannes nicht fortpflanzungsfähig ist .  

Durch d ie Einhaltung bestimmter Förmlichkei­
ten ,  durch die ausre ichende Beratung in medizi­
nischer, aber auch in rechtl icher Hinsicht - und 
letzterem sol l  ja die E rric htung eines gerichtl i ­
chen Protokolls oder e inen Notariatsaktes dienen 
- soll  das gewünschte Kind sowoh l  in rechtlicher 
als auch  in medizinischer Hinsicht gesch ützt wer­
den. 

Im Aussch luß der Eize l lenspende - die hier 
auch als zu weitgehend bezeichnet wurde - darf 
keine Diskriminierung der Frau gesehen werden .  
Es  ist nach unserer Meinung eine in verfassungs­
rechtl icher Hinsicht unbeden kl iche Andersbe­
handlung nicht vergleichbarer Sachverhalte. 

Auf dem Gebiete des Lebensschutzes - der 
h ier auch angesprochen worden ist - sieht das 
Gesetz gegenüber dem zur al lgemeinen Begut­
achtung seinerzeit versendeten E ntwurf eine we­
sentliche Verbesserung vor. Die keineswegs un­
umstrittene Befruchtung eines menschlichen Eies 
außerhalb des Körpers der Frau wird zwar im ho­
mologen Bereich zugelassen, doch wird angeord­
net, daß nur so viele E ize l len befruchtet werden 
dürfen, wie zu einer erfolgreichen Fortpflanzung 
innerhalb eines Zyklusses erforderl ich  ist. Damit 
ist grundsätzl ich sichergestellt, daß bei der An­
wendung der Technik der In-vitro-Fert i l isation 
keine Embryos auf Vorrat geschaffen werden, bei 
denen ja bekanntlich  die Mißbrauchsgefahr be­
sonders groß ist. 

Auch in  der kritischen Frage der Anonymität 
des Samenspenders geht der Entwurf einen vor­
sichtigen Mittelweg, indem er zwar einerseits für 
das österreich ische Abstamm ungsrecht aus­
sch l ießt ,  daß der Dritte, der se inen Samen für die 
medizinisch unterstützte Fortpflanzung zur Ver­
fügung gestel l t  hat, als Vater festgestel lt werden 
kann, andererseits aber doch e in Recht des mit 
Drittsamen gezeugten Kindes auf Kenntnis seiner 
Abstammung einräumt. Ob, überhaupt und wann 
das Kind erfährt, daß es m it Drittsamen gezeugt 
ist, wird wohl  innerhalb der Famil ie durch die El­
tern entschieden werden. 

Meine Damen und Herren! Ich bin zuversicht­
l ich, daß sowohl  d ie mit der Vol lziehung des Ge­
setzes betrauten Behörden als auch die auf dem 
Gebiete der fortpflanzungsmedizin tätigen öster­
re ich ischen Arzte, die für ihre Leistungen auf die­
sem Gebiet auch international einen seh r  guten 

Ruf errungen haben, ihren Beitrag zu e iner guten 
Vol lziehung dieses Gesetzes leisten werden.  

Auf die Frage, ob die Einhaltung der gesetzli­
chen Vorschriften genügend sichergestellt ist, 
darf ich antworten: Daß die Intentionen des Ge­
setzgebers bei den erlaubten Methoden mögl ichst 
lücken los befolgt werden,  soll zunächst einmal 
dadurch  erre icht werden, daß - ausgenommen 
die homologe Insemination, die auch in der Fach­
arztordination stattfinden kann - alle anderen 
Methoden ausschl ießl ich in einer h iefür aus­
drück lich zugelassenen Krankenanstal t  durchge­
führt werden.  

Daß gesetzwidrigerweise medizinisch  unter­
stützte Fortpflanzung durchgeführt wird - sei es 
von h iezu nicht Befugten, sei es h insicht l ich nicht 
erlaubter Methoden - ,  kann natürl ich,  so wie ja 
auch sonst bei Gesetzesverletzungen, nicht von 
vornherein verhindert werden.  Immerhin sol l te 
aber doch den Strafbestimm ungen , die in der 
Vorbereitungsphase oder sagen wir eigent l ich  in 
der Endphase noch einmal zur Diskussion gestan­
den sind, jedoch unverändert geb lieben sind, 
wenn man von der Ersatzfreiheitsstrafe absieht, 
die aber h ier kaum je zum Tragen kom men dürf­
te, eine gewisse präventive Wirkung zukommen. 

Überdies ist zu bedenken, daß gewisse zivi l­
rechtliehe Folgen auch nur dann eintreten ,  wenn 
d ie Best immungen über vorgesehene Verfahrens­
schri tte eingehalten werden. 

Ich möchte doch auch h ier betonen, daß ich 
hoffe - was schon gesagt wurde - ,  daß das 
österreich ische Fortpflanzungsmedizingesetz ei­
nen erneuten Anstoß zu Bemühungen auch auf 
internationaler Ebene, etwa im Rahmen des Eu­
roparates, gibt, damit eine mögl ichste Vereinheit ­
l ichung des Rechtes auf diesem sensiblen Gebiet 
herbeigeführt wird, damit es tatsäch l ich nicht zu 
dem von einigen befürchteten "Fortpflanzungs­
Tourismus" kommt. - Danke sehr .  (Allgemeiner 
Beifall. ) 20.5l 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen.  

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlu ßwort gewünscht? - Auch das ist n icht der 
Fal l .  

Wir kommen z u r  A b s t i m  m u n g.  

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 

553. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 121 von 124

www.parlament.gv.at



26290 B u ndesrat - 5 5 3 .  Sitzung - 2 1 .  Mai 1 992 

Vizepräsident Walter Strutzenberger 

zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben , ist 
so mit a n g e n 0 m m e n. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14.  Mai 1992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 
geändert wird (31 2-11-5153 und 496/NR sowie 
4256/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 1 1 . Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz, mit dem das Arbeitslosenver­
sic herungsgesetz 1977  geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau Bu ndesrätin Hasel­
bach. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Anna E lisabeth Haselbach: 
Hohes Haus! Mit Erkenntnis vom 28.  Juni  1 99 1  
hat der Verfassungsgerichtshof den § 5 6  Abs. 3 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, wonach 
über Berufungsangelegenheiten in Leistungssa­
chen das Landesarbeitsamt die Entscheidung in 
e inem Unterausschuß des zuständigen Verwal­
tungsausschusses trifft, mit Ablauf des 3 1 .  Mai 
1 992 aufgehoben. 

Durch den vorl iegenden Gesetzesbesch luß des 
Nationalrates sollen mit Wirksamkeit vom 1 .  Juni  
1 992 die erforderlichen gesetzl ichen Regelungen 
geschaffen werden. 

Der Sozialausschuß  hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Si tzung vom 1 9. Mai 1 992 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen,  dem Hohen Hause zu  empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Sozial­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle besch ließen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1 977 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Danke. 

Wir gehen in die Debatte e in .  

leh ertei le Herrn Bundesrat Drochter das Wort. 

20.54 .. 
Bundesrat Karl Drochter (SPü, Niederöster-

reich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren !  Wir haben uns 
heute während des ganzen Tages mit sehr wichti­
gen gesel lschaft l ichen Anl iegen auseinanderge­
setzt, haben uns auseinandergesetzt auch mit An­
l iegen spez ieller Gruppen der Bevölkerung. Da­
her ist es, glaube ich ,  auch legit im, wenn man sich 

mit dem Arbeitslosengesetz auseinandersetzt, daß 
man einle itend dazu e in ige Bemerku ngen macht 
und die Bedürfnisse und die soziale Schlechter­
stel lung von 6 Prozent der österreichischen Ar­
beitnehmer aufzeigt. 

Ich möchte hier nur zwei  besonders bedauerns­
werte Gruppen hervorheben: Das sind e inmal 
jene Kolleginnen und Kol legen, die von Langzeit­
arbeitslosigkeit betroffen sind, eine Gruppe, die 
se it Monaten immer stärker im Wachsen ist und 
wo auch d ie Verweildauer i n  der Langzeitarbeits­
losigkeit immer größer wird. So hat die Verwei l­
dauer in der Arbeitslosigkeit im März 1 992 bei 
Männern 2 14 Tage betragen und bei Frauen be­
trächtl ich mehr, nämlich 249 Tage. 

Die zweite Gruppe, die ich besonders hervor­
heben möchte,  ist die Gruppe der Arbeitslosen ab 
50 Jahren .  Auch da müssen wir leider zur Kennt­
nis nehmen,  daß diese Gru ppe seit Monaten, ja 
eigentl ich schon seit zwei Jahren laufend größer 
wird. Ende März hat die Gruppe der 50- b is 
54j�hrigen ,  die sich in Arbeitslosigkeit befinden ,  
in üsterreich fast 30 000 Personen betragen; d ie 
Gruppe der 55- bis 59jährigen fast 1 4  000. 

Wen n  man das summiert, so kommt man auf 
d ie Zah l  von 43 000. Im Vergleich zum Vorjahr 
ist also eine Steigerung von fast 40 Prozent zu  
vermerken. Ich  glaube schon, daß wir alle mit­
sammen dazu beitragen sol lten - es gäbe diesbe­
züglich eine große Palette von Möglichkeiten - ,  
die Langzeitarbeitslosigkeit  abzubauen bezie­
hungsweise ältere Kolleginnen und Kollegen wie­
der in e in  Beschäftigungsverhältnis zu bringen. 

Aber n u n  ganz konkret zum Thema. Der Ver­
fassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 
28.  Jun i  1 99 1  den § 56 Abs. 3 des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes aufgehoben und als Termin 
für das Au ßerkrafttreten dieser Gesetzesbestim­
mung den 3 1 . Mai dieses Jahres festgelegt. § 56 
Abs. 3 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes be­
in haltete, daß Berufungsentscheidungen des Lan­
desarbei tsamtes in  einem Kol legialorgan,  dem 
Unteraussch u ß  des Ständigen Verwaltungsaus­
sc husses, getroffen werden. Wie in der Begrün­
dung des E rkenntnisses des Verfassungsgerichts­
hofes im wesentlichen ausgeführt wurde, ist im  
Arbeitslosenversicherungsgesetz, aber auch im  
Arbeitsmarktförderungsgesetz n ichts Näheres 
festgelegt worden, zu welchen Themen der vom 
Verwaltungsauschuß  einzusetzende Unteraus­
schuß zur  E ntscheidung nach § 56 Abs. 3 des Ar­
beitslosenversicherungsgesetzes berufen ist, wie 
viele M itgl ieder dieser Unterausschuß  haben 
muß, a us welchen Personen er besteht und wel­
chen Besch lußerfordernissen er unterl iegt. Daher 
wurde der § 56 Abs. 3 aufgrund des Artikels 1 8  
B-VG wegen nicht ausreichender Besti mmtheit 
für verfassungswidrig erklärt. 
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Nicht für verfassungswidrig erklärt wurde hin­
gegen - und das sei hier besonders erwähnt und 
betont - die M itwirkung der Interessenvertre­
tungen, denen in diesem Fall ein Mitentschei­
dungsrecht gewährleistet wird. Diese Mitentschei­
dung, sehr geehrte Damen und Herren ,  ist in der 
Rechtsprechung über Sozialleistungen durch 
Ausschußmitglieder. die von den repräsentativen 
Interessenvertretu ngen entsandt werden - und 
auch in Zuku nft werden sie entsandt - ,  aufgrund 
ihrer Sac hnähe sinnvoll und notwend ig und übri­
gens bereits beim Arbeits- und Sozialgericht ver­
wirklicht. 

Der vorl iegende Entwurf zum Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz führt jene vom Verfassungsge­
richtshof für notwendig geha ltenen näheren Be­
stimmungen herbei und ändert nichts an der 
Position der Interessenvertretungen . - Wir kön­
nen daher auch d ieser Novel l ierung d ie Zustim­
mung geben .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 20.59 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen.  

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewü nscht? - Dies ist auch nicht der 
Fall .  

Wir  kommen zur A b s t i m  m u n g .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bu ndesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, ke inen E inspruch zu erheben. ist 
somit a n g e n  0 m m e  n.  

12. Punkt: Wahl des Gemischten Parlamentari­
schen Ausschusses "Österreich und EG" 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 2 . Punkt der Tagesordnung :  
Wahl des Gemischten Parlamentarischen Aus­
schusses "Österreich und EG" . 

Es l iegt mir  der Vorsch lag vor, zur Prüfung al­
ler Aspekte der Beziehungen zwischen der EG 
und Österreich und insbesondere der Verhand­
lungen über den Beitritt Österreichs zur EG ei­
nen bestimmten Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuß  "Österreich und EG" zu wählen.  

Dieser Ausschuß sol l  1 8  Mitglieder - Abge­
ordnete zum Nationalrat beziehungsweise Mit­
g lieder des Bundesrates - umfassen. wovon auf 
d ie sozialdemok rat ische Parlamentsfraktion acht, 
auf den Klub der Österreich ischen Volkspartei 

sechs und auf den Klub der Fre iheitl ichen Parte i  
Österreichs drei Mitgl ieder sowie auf den Grünen 
Klub ein Mitgl ied entfal len .  

Die Nominierung der  ei nzelnen Mitgl ieder 
wird durch die Klubs erfo lgen. 

Wird die Durchführung der Wahl mittels 
Stimmzettel beziehungsweise für jeden der zu no­
minierenden Delegierten gesondert gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fa l l .  

Ich werde daher gemäß § 56 der Geschäftsord­
nung die Wahl unter e inem durch Handzeichen 
vornehmen lassen. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem bekanntgegebenen Wahlvorschlag ihre 
Zustimmung geben, um e in  Handzeichen. - Dies 
ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n 0 m ­
m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen S itzung insgesamt 
fünf Anfragen,  856/J bis 860/J, e ingelangt sind. 

Zuweisung 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Die ein­
gelangten Berichte. nämlich Außenpolitischer 
Bericht 1 99 1  und Interparlamentarischer Be­
richt 1 990/91 w e  i s e ich dem Au ßenpol itischen 
Ausschuß zur weiteren geschäftsordnungsmäßi­
gen Behandlung z u.  

Die E inberufung der n ä c h s t e n S itzung des 
Bundesrates wird auf schri ft l ichem Wege erfol­
gen.  Als Sitzungstermin ist Mittwoch ,  der 1 0. Jun i  
1 992,  1 3  Uhr i n  Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung d ieser Sitzung kommen 
- außer einer Erk lärung des Bundesministers für 
auswärtige Angelegenheiten zur Stre itbeilegungs­
erklärung betreffend Südtirol - jene Vorlagen in  
Betracht, die der  Nationalrat bis dahin verab­
sch iedet haben wird, sowei t  sie dem Einspruchs­
recht beziehungsweise dem Zust immungsrecht 
des Bundesrates unterliegen .  

Die Ausschußvorberatungen sind für  Mitt­
woch ,  den 10. Juni  1 992, ab 1 0  Uhr  vorgesehen. 

Ferner möchte ich bekanntgeben, daß voraus­
sichtl ich - außerhalb unseres Arbeitsplanes -
am Frei tag, dem 26. Jun i  1 992 e ine Sitzung zur 
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Behandlung der landwirtschaftlichen Wirtschafts­
gesetze stattfinden wird.  

Die Sitzung ist  g e  s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 2 1  Uhr 3 Minuten 

Österreichisc he Staatsdruckerei.  92 0 1 49 
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